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Beginn: 10.07 Uhr.  
 
 

Präsident Herr Prof. Dr. Spotka:  
 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich eröffne 
hiermit die 31. Sitzung des Landtages von Sachsen-An-
halt der vierten Wahlperiode. Dazu möchte ich Sie, sehr 
verehrte Anwesende, auf das Herzlichste begrüßen.  
 

Ich stelle nunmehr die Beschlussfähigkeit des Hohen 
Hauses fest.  
 

Zunächst darf ich Ihnen die Entschuldigungen von Mit-
gliedern der Landesregierung bekannt geben:  
 

Herr Ministerpräsident Professor Dr. Böhmer entschul-
digt sich wegen der in Berlin stattfindenden Sitzung des 
Vermittlungsausschusses für den heutigen 11. Dezem-
ber ab 12 Uhr und für den 12. Dezember ganztägig.  
 

Frau Ministerin Wernicke entschuldigt sich für den 
12. Dezember aufgrund der in Berlin stattfindenden Sit-
zung des Planungsausschusses für Agrarstruktur und 
Küstenschutz.  
 

Herr Minister Dr. Rehberger nimmt an der Wirtschafts-
ministerkonferenz in Magdeburg teil. Er entschuldigt sich 
deshalb für den heutigen Tag bis 14 Uhr.  
 

Herr Staatsminister Robra muss sich für den 12. Dezem-
ber ganztägig entschuldigen. Er nimmt an der in Berlin 
stattfindenden Sitzung der Föderalismuskommission teil.  
 

Nunmehr zur Tagesordnung. Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Die Tagesordnung für die 17. Sitzungs-
periode des Landtages liegt Ihnen vor. Im Ältestenrat ist 
vereinbart worden, die Tagesordnungspunkte 2, 3 und 5 
am heutigen Donnerstag und die Tagesordnungspunk-
te 9, 14, 16 und 17 am Vormittag des morgigen Freitags 
zu behandeln.  
 

Des Weiteren ist vereinbart worden, vor diesen Tages-
ordnungspunkten am Freitag mit einer Aktuellen Debatte 
zu beginnen. Das darf ich aber jetzt korrigieren. Die 
SPD-Fraktion hat die Aktuelle Debatte zur Zukunft des 
Vereins „Miteinander e. V.“ zurückgezogen. Damit ent-
fällt der Tagesordnungspunkt 21 und die Aktuelle De-
batte steht nicht mehr auf der Tagesordnung.  
 

Gibt es weitere Bemerkungen zur Tagesordnung? - Bitte 
sehr, Herr Gürth.  
 
 

Herr Gürth (CDU):  
 

Herr Präsident! Dem Hohen Hause liegt der Entwurf 
eines Gesetzes zur Neuordnung der Finanzkontrolle vor, 
der von allen vier Fraktionen des Hauses eingereicht 
wurde. Es handelt sich um die Drs. 4/1239. Ich bitte 
darum, die erste Lesung dieses Gesetzentwurfes auf die 
Tagesordnung zu setzen, und zwar hinter Tagesord-
nungspunkt 13 - Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Vermessungs- und Katastergesetzes des Landes 
Sachsen-Anhalt.  
 
 

Präsident Herr Prof. Dr. Spotka:  
 

Also Einordnung des Tagesordnungspunktes 22 - Ge-
setzentwurf zur Neuordnung der Finanzkontrolle in Drs. 
4/1239; das ist ein interfraktioneller Gesetzentwurf - am 
morgigen Tag zwischen den Tagesordnungspunkten 13 
und 15. Gibt es dagegen Widerspruch? - Das ist nicht 
der Fall. Dann können wir so verfahren.  
 

Da es sich um einen interfraktionellen Gesetzentwurf 
handelt, frage ich Sie, ob Sie damit einverstanden sind, 
dass dieser Tagesordnungspunkt ohne Debatte behan-
delt wird.  
 

(Herr Dr. Püchel, SPD: Sehr gern!) 
 

- Dagegen gibt es ebenfalls keinen Widerspruch. Ich be-
danke mich. Wir verfahren so.  
 

Noch einige Bemerkungen zum zeitlichen Ablauf der 
17. Sitzungsperiode: Im Ältestenrat ist vereinbart wor-
den, die heutige Mittagspause nach Beendigung der De-
batte zu Einzelplan 02, der so genannten Generaldebat-
te, durchzuführen. Heute Abend finden um 20 Uhr im 
Landtagsgebäude Veranstaltungen der Fraktionen statt. 
Die Sitzung des Landtages wird somit gegen 19.45 Uhr 
beendet werden. Die morgige 32. Sitzung beginnt wie 
üblich um 9 Uhr.  
 

Frau Dr. Sitte, bitte sehr, Sie möchten eine Anmerkung 
machen.  
 
 

Frau Dr. Sitte (PDS):  
 

Ich möchte gern als Fraktionsvorsitzende sprechen.  
 
 

Präsident Herr Prof. Dr. Spotka:  
 

Jetzt gleich? - Bitte sehr, Frau Dr. Sitte.  
 
 

Frau Dr. Sitte (PDS):  
 

Guten Morgen, meine Damen und Herren! Herr Präsi-
dent! Ich möchte als Fraktionsvorsitzende die Gelegen-
heit nutzen, bevor wir zur Behandlung des Tagesord-
nungspunktes kommen, der sich mit dem Landeshaus-
halt befasst, um Folgendes zu bitten: Es gab gestern 
und heute Veröffentlichungen in der Zeitung zur Vergabe 
des Nordharznetzes der Bahn. Dazu gibt es wider-
sprüchliche Darstellungen. Ich möchte daher die Gele-
genheit nutzen, den Minister zu bitten, auf diese unter-
schiedlichen Positionen einzugehen bzw. die Sicht der 
Landesregierung dazu darzustellen.  
 

Ich weiß, es ist untypisch. Aber wir haben keine andere 
Möglichkeit. Ich denke aber, dass das Problem so drän-
gend ist, dass es dieses Verfahren durchaus rechtfertigt. 
Ich hoffe, dass das möglich ist. 
 
 

Präsident Herr Prof. Dr. Spotka: 
 

Frau Dr. Sitte, soll das unmittelbar vor dem Beginn der 
Verhandlungen über den Tagesordnungspunkt 1 erfol-
gen?  
 

(Frau Dr. Sitte, PDS: Ja!)  
 

Herr Minister, sind Sie bereit dazu? - Bitte sehr. 
 
 

Herr Dr. Daehre, Minister für Bau und Verkehr: 
 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Frau Dr. Sitte, ich bin Ihnen ausgesprochen dankbar 
dafür, dass Sie mir die Möglichkeit geben, das Thema 
heute mindestens anreißen zu können. Sie erwarten 
sicherlich nicht, dass wir in eine parlamentarische Dis-
kussion eintreten.  
 

Ich unterbreite Ihnen folgenden Vorschlag: Wir rufen 
morgen in der Mittagspause den Verkehrsausschuss zu 
einer Sitzung zusammen und erläutern darin die Grund-
lagen, die zu dieser Entscheidung des Aufsichtsrats der 
Nasa geführt haben. Ich kann nur sagen, dass die An-
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gebote und die Zahlen, die wir gegeben haben, bei der 
Entscheidung vorlagen.  
 

Wir haben heute schon Kontakt mit dem Betriebsrat auf-
genommen, damit dieser sich mit der Betriebsleitung in 
Verbindung setzt und sich vielleicht einmal anschaut, 
wie das Angebot gewesen ist, das abgegeben worden 
ist. Aber Sie haben dafür Verständnis, dass ich die kon-
kreten Zahlen und einzelne Aspekte der Unternehmens-
strategien an dieser Stelle nicht nenne.  
 

Aber ich mache Ihnen den Vorschlag, morgen in der 
Mittagspause den Verkehrsausschuss zu einer Sitzung 
einzuberufen, wenn Sie und das Hohe Haus damit ein-
verstanden sind. Dort bekommen Sie die Informationen. 
 

Es kann sein, dass ich Ihnen heute noch ein Blatt gebe, 
dem die Information zu entnehmen sind, sodass Sie sich 
darauf einrichten und morgen die erforderlichen Fragen 
stellen können. Wir sind dabei, das entsprechende Ma-
terial zusammenzustellen, damit wir uns so verhalten 
können. 
 

Wenn das die Zustimmung des Hohen Hauses findet, 
dann können wir das Thema so unkonventionell behan-
deln. - Herzlichen Dank. 
 
 

Präsident Herr Prof. Dr. Spotka: 
 

Vielen Dank, Herr Minister. - Frau Vorsitzende Weiß, 
sind Sie mit dieser Vorgehensweise einverstanden und 
bereit, morgen Mittag den Verkehrsausschuss einzube-
rufen? 
 
 

Frau Weiß (CDU): 
 

Mit der Vorgehensweise bin ich einverstanden. Ich habe 
auch inzwischen mit der SPD-Fraktion und mit der PDS-
Fraktion abgestimmt, dass wir morgen Mittag den Ver-
kehrsausschuss zusammenrufen. 
 
 

Präsident Herr Prof. Dr. Spotka: 
 

Vielen herzlichen Dank. Dann wird so verfahren. - Frau 
Dr. Sitte, damit ist Ihrem Anliegen Rechnung getragen 
worden. 
 
 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 1 auf:  
 
 
 

Zweite Beratung 
 

a) Entwurf eines Haushaltsbegleitgesetzes 2004 
 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 4/1022 
 

Beschlussempfehlung des Ausschusses für Finan-
zen - Drs. 4/1204 

 
 

b) Entwurf eines Gesetzes zur Vereinfachung der 
Durchführung des Finanzausgleichs 
 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 4/1093 
 

Beschlussempfehlung des Ausschusses für Inneres 
- Drs. 4/1198 
 

Änderungsantrag der Fraktion der PDS - Drs. 4/1240 
 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD - Drs. 4/1247 
 
 

c) Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung des 
Haushaltsplans für das Haushaltsjahr 2004 (Haus-
haltsgesetz 2004 - HG 2004) 
 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 4/1023 
 

Beschlussempfehlung des Ausschusses für Finan-
zen - Drs. 4/1205 
 

Änderungsanträge der Fraktion der PDS - Drs. 
4/1234, 4/1241, 4/1242, 4/1243, 4/1244, 4/1245 und 
4/1246 
 

Änderungsanträge der Fraktion der SPD - Drs. 
4/1248, 4/1249 und 4/1250 
 

Änderungsantrag der Fraktionen der CDU und der 
FDP - Drs. 4/1252 
 

Entschließungsanträge der Fraktionen der CDU und 
der FDP - Drs. 4/1253 und 4/1255 

 
 
 

Die erste Beratung zu a und c fand in der 26. Sitzung 
des Landtages am 23. September 2003 statt, die erste 
Beratung zu b fand in der 27. Sitzung des Landtages am 
23. Oktober 2003 statt.  
 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zu diesem Ta-
gesordnungspunkt haben sich die Fraktionen in der Sit-
zung des Ältestenrats in der vergangenen Woche auf 
folgende Vorgehensweise verständigt:  
 

Zunächst erfolgt die Berichterstattung der Vorsitzenden 
des Finanzausschusses zum Entwurf des Haushalts-
begleitgesetzes 2004 sowie zum Entwurf des Haushalts-
gesetzes 2004. 
 

Danach erhält der Abgeordnete Herr Dr. Polte das Wort 
zur Berichterstattung über die Beratungen im Ausschuss 
für Inneres zum Gesetz zur Vereinfachung der Durch-
führung des Finanzausgleichs.  
 

Für die sich anschließende Debatte wurde die Redezeit-
struktur H und somit eine Gesamtredezeit von 340 Minu-
ten vereinbart. Gemäß der Redezeitstruktur H stehen 
den Fraktionen und der Landesregierung folgende Re-
dezeiten zur Verfügung: CDU-Fraktion 100 Minuten, 
PDS-Fraktion 52 Minuten, SPD-Fraktion 52 Minuten und 
der FDP-Fraktion 36 Minuten. Der Landesregierung ste-
hen 100 Minuten zur Verfügung. Ich bitte Sie, zu be-
achten, dass im Rahmen dieser Redezeit alle Ände-
rungsanträge und - gegebenenfalls - Entschließungs-
anträge mit einzubringen sind.  
 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Traditionell be-
ginnt die Debatte mit der so genannten Generaldebatte 
zum Einzelplan 02. Danach werden die Einzelpläne der 
Reihe nach, beginnend mit Einzelplan 01, dann Einzel-
plan 03 und die folgenden aufgerufen.  
 

Die Abstimmung wird wie folgt ablaufen: Zuerst ist über 
den Entwurf eines Haushaltsbegleitgesetzes 2004 in der 
Fassung der Beschlussempfehlung des Finanzausschus-
ses in der Drs. 4/1204 abzustimmen, weil die damit ver-
bundenen Entscheidungen Auswirkungen auf den Haus-
haltsplan 2004 enthalten.  
 

Als Zweites wird über den Entwurf eines Gesetzes zur 
Vereinfachung der Durchführung des Finanzausgleichs 
in der Fassung der Beschlussempfehlung in der Drs. 
4/1198 abgestimmt.  
 

Danach erfolgt die Abstimmung über den Entwurf des 
Haushaltsgesetzes 2004 in der Fassung der Beschluss-
empfehlung des Finanzausschusses in der Drs. 4/1205 
in folgender Reihenfolge: Abstimmung zunächst über die 
Einzelpläne einschließlich der - soweit vorhanden - zum 
jeweiligen Einzelplan vorliegenden Änderungsanträge, 
sodann Beschlussfassung über die Einzelbestimmun-
gen, die Gesetzesüberschrift und das Haushaltsgesetz 
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in seiner Gesamtheit sowie Abstimmung über die zum 
Haushaltsgesetz vorliegenden Entschließungsanträge, 
soweit vorhanden. 
 

Verehrte Abgeordnete! Werte Gäste! So weit meine Vor-
bemerkungen.  
 

Zur Berichterstattung aus dem Ausschuss für Finanzen 
erteile ich nunmehr der Vorsitzenden, der Abgeordneten 
Frau Dr. Weiher, das Wort. Bitte sehr, Frau Dr. Weiher. 
 
 

Frau Dr. Weiher, Berichterstatterin des Ausschusses 
für Finanzen: 
 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Als Bericht-
erstatterin habe ich den Auftrag des Finanzausschusses, 
Ihnen den Bericht über die Beratungen zum Haushalts-
gesetz 2004 nebst Haushaltsbegleitgesetz zu erstatten. 
Es wird in diesem Jahr noch schwieriger sein als im 
vorigen Jahr, eine allen Änderungen und Diskussionen 
gerecht werdende Berichterstattung zu erbringen. Sie 
erkennen am Umfang der Beschlussempfehlung, was 
in den einzelnen Ausschüssen geleistet worden ist. 
450 Seiten - mir ist nicht in Erinnerung, dass es eine 
solch umfangreiche Empfehlung schon einmal gab. 
 

Allein in der Bereinigungssitzung am 27. November 2003 
gab es weit über 200 Einzelanträge, insbesondere durch 
die Koalitionsfraktionen gestellt. Änderungen bei den 
Stellenplänen und bei den Bedarfsnachweisen aufgrund 
von Umstrukturierungen waren an diesem Tag im ge-
samten Haushalt notwendig. Weitere Änderungen waren 
unter anderem erforderlich, um die im Monat November 
bekannt gewordene Steuerminderschätzung in Höhe 
von 110 Millionen € für das Jahr 2004 zu verarbeiten. 
 

Ich werde versuchen, mich auf das Wichtigste zu be-
schränken.  
 

Der Haushaltsplanentwurf wurde in erster Lesung am 
23. September 2003 in den Landtag eingebracht und in 
alle Ausschüsse - außer dem Petitionsausschuss und 
dem Wahlprüfungsausschuss - zur Beratung überwie-
sen.  
 

Bereits in der Debatte zur ersten Lesung war zu erken-
nen, dass die haushaltspolitischen Rahmenbedingungen 
noch enger als im letzten Jahr geworden sind. Die Ein-
nahmenentwicklung blieb und bleibt weit hinter den er-
hofften Zielmarken zurück; die Ausgabenseite lässt sich 
nur noch begrenzt beeinflussen.  
 

Dazu kommen mögliche Änderungen auf Bundesebene, 
die Einfluss auf den Landeshaushalt haben werden, wie 
das Vorziehen der dritten Stufe der Steuerreform, eine 
Entscheidung zur Gemeindefinanzreform und die Geset-
ze Hartz III und Hartz IV. Hierzu bestehen aber immer 
noch große Unklarheiten, was wie und wann kommt. Da-
her wird auch das heute zu verabschiedende Gesetz ein 
wenig unter Vorbehalt stehen müssen. Debattiert wur-
den solche Konsequenzen aber auch in den einzelnen 
Sitzungen.  
 

Der Entwurf der Landesregierung sah einen Haushalts-
umfang von 10 205 171 600 € vor, wobei die Summe 
der Verpflichtungsermächtigungen auf eine Höhe von 
1 065 986 300 € festgelegt war. 
 

Der Finanzminister benannte als weitere Eckwerte der 
Landesregierung die Nettokreditaufnahme mit 949 Mil-
lionen €, eine Investitionsquote von 18,6 % und einen 
Stellenabbau beim Planpersonal auf 56 553 Stellen im 
Jahr 2004.  
 

Als Zielstellung der Landesregierung, so Minister Paqué 
in der Generaldebatte des Finanzausschusses am 
20. Oktober 2003, sind folgende Bereiche anzusehen: 
erstens die Absenkung der konsumtiven Ausgaben, ins-
besondere der Personalausgaben, zweitens die mög-
liche Schonung investiver Ausgaben und drittens die 
Stabilisierung der kommunalen Zuweisungen.  
 

Als Belastungen im Bereich der Personalausgaben wur-
den vonseiten der Landesregierung die Auszahlung der 
Lehrerarbeitszeitkonten in Höhe von 260 Millionen € im 
Jahr 2004 und Mehrausgaben in Höhe von etwa 100 Mil-
lionen € durch Tarifsteigerungen aus der letzten Tarif- 
und Besoldungsrunde angesehen. 
 

Im kommunalen Bereich wurden Änderungen beim Fi-
nanzausgleichsgesetz angekündigt. Dort sollten ab 2004 
Finanzmittel aus Landesprogrammen in die allgemeinen 
Zuweisungen aufgenommen werden, um die kommunale 
Ebene zu stärken. Allerdings lag zum Zeitpunkt der Ein-
bringung des Haushaltsgesetzes noch kein entsprechen-
der Gesetzentwurf vor. Dieser wurde anlässlich der Ok-
tobersitzung in den Landtag eingebracht.  
 

Als großes Haushaltsziel bleibe aber unter allen Um-
ständen die Konsolidierung und die damit verbundene 
Rückführung der Nettoneuverschuldung auf null, wenn 
auch nicht mehr im Jahr 2006, sondern ab 2009, so der 
Finanzminister. 
 

Außer der angekündigten Änderung des Finanzaus-
gleichsgesetzes gab es weitere Gesetzentwürfe, die 
haushaltsmäßige Konsequenzen nach sich zogen und in 
der Bereinigungssitzung mittels Änderungsanträgen um-
gesetzt worden sind. Zu nennen wären das Beamten-
rechtliche Sonderzahlungsgesetz, das Besoldungs- und 
Versorgungsnichtanpassungsgesetz, das Investitions-
bank-Begleitgesetz und das Gesetz zur Neuordnung der 
Landesverwaltung, auf das ich noch zu sprechen kom-
me. Darüber hinaus hat der abgeschlossene Tarifvertrag 
über die Arbeitszeit- und Vergütungsreduzierung im 
Arbeiter- und Angestelltenbereich Auswirkungen auf die 
Personalausgaben. 
 

Der Landesrechnungshof machte traditionell in der Ge-
neraldebatte seine Ausführungen zur finanziellen Situa-
tion des Landes und äußerte sich insbesondere zu fol-
genden Punkten: 
 

erstens zur Verschuldung des Landes, wobei die Netto-
neuverschuldung unter den Aspekten der mittelfristigen 
Finanzplanung und der Ablösung des Midewa-Kredites 
bewertet wurde, 
 

zweitens zu Personalstellen und -ausgaben mit Betrach-
tung der Titelgruppe 96, personalwirtschaftlicher Instru-
mente und der Erhöhung der Anzahl von Landesbetrie-
ben, 
 

drittens zu Strukturveränderungen im Haushaltsplanent-
wurf, insbesondere durch die Bildung des Landesverwal-
tungsamtes, des Landesamtes für Verbraucherschutz 
als LHO-Betrieb und der Investitionsbank, 
 

viertens zu Veräußerungserlösen,  
 

fünftens zu IT-Ausgaben im Haushaltsplan und 
 

sechstens zur Darstellung der EU-Mittel. 
 

Die PDS-Fraktion sprach in der Generaldebatte im We-
sentlichen zwei Problemkreise an. Zum einen sinke die 
Nettoneuverschuldung in der Realität tatsächlich nicht 
ab, und die Zielstellung, bis 2009 auf null zu kommen, 
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sei mit einiger Skepsis zu betrachten. Das habe ver-
schiedene Ursachen, die zum Teil auf der Bundesebene 
lägen und zum Beispiel die prekäre Einnahmesituation 
der Länder und Kommunen beträfen. Damit sei der 
zweite Kreis benannt, die desaströse Finanzsituation der 
Kommunen, die weitere Kürzungen ihrer Mittelzuweisun-
gen nicht mehr verkraften könnten. Die PDS werde sich 
mit einer Reihe von Anträgen in die Beratung einbringen 
und auch entsprechende Refinanzierungsvorschläge 
machen. 
 

Die SPD-Fraktion meldete ebenfalls Zweifel an der Rück-
führung der Kreditaufnahme an, zumal sie bei gleich 
bleibenden Steuereinnahmen nur über weitere Ausga-
benkürzungen möglich wäre. Ein weiteres Thema der 
SPD-Fraktion war die Titelgruppe 96 im Zusammenhang 
mit dem Personalabbau. Sehr stark kritisiert wurde 
- auch in den nachfolgenden Beratungen - die Tatsache, 
dass viele Unterlagen, die mit dem Haushalt verknüpft 
seien, erst innerhalb der Beratung eingebracht würden. 
Das erschwere die Arbeit ungemein.  
 

Für die Koalitionsfraktionen war der Umstand, einen 
verfassungskonformen Haushalt aufzustellen, überaus 
wichtig. In der Zukunft müssten alle Möglichkeiten wie 
Personalabbau oder auch Effizienzsteigerung durch 
Verwaltungsumbau genutzt werden, um Freiräume zu 
schaffen. Wichtig ist der FDP in diesem Zusammenhang 
vor allem die Investitionsquote.  
 

Ein Reihe von Problemen spielte in fast allen Debatten 
eine wichtige Rolle, die auch Ursache zahlreicher 
Änderungen sind und zu denen ich nachfolgend einige 
Ausführungen machen möchte. 
 

Meine Damen und Herren! Der erste Punkt wären die 
strukturellen Änderungen innerhalb der Landesregie-
rung. Auf der Grundlage des Gesetzentwurfes zur Neu-
ordnung der Landesverwaltung und infolge einer Reihe 
von Kabinettsbeschlüssen ergeben sich innerhalb der 
gesamten Landesverwaltung tiefgreifende Veränderun-
gen, die sowohl bei den Sachkosten als auch bei den 
Personalkosten Verschiebungen sowie Veränderungen 
in Bezug auf das Planpersonal in einer Reihe von Ein-
zelplänen nach sich ziehen. 
 

Folgende Veränderungen, die dem Finanzausschuss 
erst am 17. November 2003 umfassend vorgetragen 
werden konnten, sind zu nennen: 
 

In das bei Kapitel 03 10 ausgewiesene neu zu gründen-
de Landesverwaltungsamt werden folgende 22 Behör-
den eingegliedert: Das Landesamt für Versorgung und 
Soziales sowie die zwei Ämter für Versorgung und So-
ziales aus Einzelplan 05, die neun staatlichen Schul-
ämter und die zehn staatlichen Seminare für Lehrämter 
aus Einzelplan 07.  
 

Die Landeszentralkasse wird aus Einzelplan 03 heraus-
genommen, in die Oberfinanzdirektion integriert und mit 
der bisherigen Landeshauptkasse zusammengelegt und 
bei Einzelplan 04 ausgewiesen. Dorthin kommt auch die 
gesamte Dienst- und Fachaufsicht über alle Kassen.  
 

Aufgaben der Fernmeldehauptzentrale, der zentralen 
Vordruckstelle sowie Aufgaben im Bereich der IuK-Tech-
nik und der Hausdruckerei werden vom Landesverwal-
tungsamt auf das bei Einzelplan 03 ausgewiesene Lan-
desinformationszentrum LIZ übertragen.  
 

Die bei Einzelplan 03 ausgewiesenen Dezernate 15 aus 
den Regierungspräsidien werden mit der bei Einzel-
plan 04 ausgewiesenen Liegenschaftsabteilung im Fi-

nanzministerium zum Landesbetrieb für Liegenschafts- 
und Immobilienmanagement Limsa zusammengeführt 
und bei Einzelplan 13 ausgewiesen. Dieser Landes-
betrieb soll zum 1. Januar 2004 gegründet werden und 
sein operatives Geschäft zum 1. Januar 2005 aufneh-
men. In diesem soll die bisherige dezentrale Liegen-
schaftsverwaltung konzentriert und mittels des Vermie-
ter-/Mietermodells effizienter gemacht werden. 
 

Die Staatshochbauverwaltung geht aus dem Einzel-
plan 04 - Ministerium der Finanzen - vollständig zum Mi-
nisterium für Bau und Verkehr über. Der Hochbau selbst 
wird weiterhin bei Einzelplan 20 ausgewiesen. 
 

Die Landesbauabteilung der OFD Magdeburg wird aus 
dem Einzelplan 04 herausgenommen und dem bei Ein-
zelplan 14 ausgewiesenen Landesamt für Straßenbau 
zugeordnet. Zum 1. Januar 2005 soll ein Landesbau-
betrieb gegründet werden, der die Aufgaben des Staats-
hochbaus und des Straßenbaus vereinen soll.  
 

Das bisherige Landesamt für Verbraucherschutz wird 
zum 1. Januar 2004 in einen Landesbetrieb nach § 26 
LHO überführt.  
 

Das bisherige Landesamt für Landesvermessung und 
Geoinformationswesen wird zum 1. Januar 2004 infolge 
der Aufnahme der zwölf Katasterämter erweitert. Auch 
dieses Amt soll ab 2005 als LHO-Betrieb geführt wer-
den.  
 

Darüber hinaus wurde die bei Einzelplan 09 ausgewie-
sene forstliche Landesanstalt aufgelöst und deren Auf-
gaben dem Landesforstbetrieb, der Landesanstalt für 
Landschaft und Gartenbau, dem Landesamt für Umwelt-
schutz und dem Landesbetrieb für Hochwasserschutz 
und Wasserwirtschaft zugeordnet. 
 

Als letzter, aber nicht unwichtiger Punkt ist die Umstruk-
turierung des bisherigen Landesförderinstitutes zur In-
vestitionsbank Sachsen-Anhalt zu nennen.  
 

Wenn man bedenkt, dass allein das zukünftige Landes-
verwaltungsamt mit seinen drei Standorten über mehr 
als 2 300 Planstellen und die entsprechenden Räumlich-
keiten verfügen soll und entsprechende Mietenzahlun-
gen, Umzüge und Fahrtkosten notwendig werden, hat 
man eine kleine Vorstellungen von dem, was insbeson-
dere im Finanzausschuss an Veränderungen bewältigt 
werden musste. 
 

Absolut problematisch war für alle der Umstand, dass 
ein Großteil dieser Baustellen, von denen der Finanz-
minister spricht, tatsächlich erst in den Ausschussbera-
tungen thematisiert wurde. Der Umzug des Staatshoch-
baus wurde fast beiläufig erwähnt, obwohl 350 Stellen 
betroffen sind und haushaltsmäßig umgesetzt werden 
müssen. Die Gründung des Landesbetriebs Limsa wur-
de aufgrund eines Selbstbefassungsantrages behandelt.  
 

Ich denke, dass ich es mir an dieser Stelle erlauben 
kann, diese Verfahrensweise sehr kritisch anzusprechen 
und zu hinterfragen; denn die infolgedessen entstan-
denen Belastungen waren für die Arbeit der Abgeord-
neten, des Landesrechnungshofes, des Gesetzgebungs- 
und Beratungsdienstes und für die Ausschussleitung 
gravierend und erschwerten die Beratung - übrigens 
auch mental. Einen tatsächlichen Überblick über eine 
Reihe vorgenommener Änderungen zu behalten, war 
weder mir noch - so glaube ich - den Ausschussmitglie-
dern möglich, da zum Beispiel noch am Vortag der Be-
reinigungssitzung Veränderungen an den Stellenplänen 
vorgenommen wurden.  
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Auch über solche Änderungen, durch die Personal aus 
der Titelgruppe 96 wieder in den regulären Personal-
bestand überführt werden sollte, wurden heftig debat-
tiert. Bis zum heutigen Tag war es dem Finanzminis-
terium nicht möglich, eine Gesamtübersicht über die 
Umsetzungen in die Titelgruppe 96 vorzulegen, was in 
der Bereinigungssitzung insbesondere durch die SPD-
Fraktion kritisiert und angemahnt wurde. 
 

(Zustimmung von Herrn Bullerjahn, SPD) 
 

Ebenfalls nicht vorgelegt wurde eine von der PDS-Frak-
tion bis zur Bereinigungssitzung verlangte Übersicht 
über die Stellenstruktur des zukünftigen Landesverwal-
tungsamtes, obwohl diese einen Monat vor der Inbe-
triebnahme vorliegen müsste.  
 

In einem engen Zusammenhang mit den Umstrukturie-
rungen stehen als zweiter Punkt das Personal, die Per-
sonalausgaben und die Stellenpläne. Eine Reduzierung 
des Planpersonals von 68 368 Stellen im Jahr 2002 auf 
56 553 Stellen im Haushaltsplanentwurf ist schon beein-
druckend. Diese Zahl relativiert sich jedoch, wenn man 
weiß, dass 5 788 Stellen in die Titelgruppe 96 ausgeglie-
dert worden sind, eine Reihe von Landesbetrieben und 
die Globalbudgets der Unis seit 2002 etwa 2 600 Stellen 
geschluckt haben, weitere Landesbetriebe in der Ent-
stehung sind und damit das eigentliche Problem des 
Stellenabbaus nicht tatsächlich gelöst werden kann.  
 

Aufgrund der Ausgliederung von Stellen fehlt die Trans-
parenz dahin gehend, wie viele Mittel tatsächlich für 
Personalkosten ausgegeben werden und ob es letztlich 
zu den erhofften Einspareffekten kommt. Das spielte vor 
allem bei der Diskussion über den beabsichtigten Um-
bau der Landesverwaltung eine nicht zu unterschät-
zende Rolle. 
 

Im Haushaltsplanentwurf waren bei Hauptgruppe 4 Per-
sonalausgaben in Höhe von 2,79 Milliarden € veran-
schlagt worden. Hinzu kommt ein Betrag in Höhe von ca. 
560 Millionen € in den Wirtschaftsplänen der Landes-
betriebe, der bei Hauptgruppe 6 veranschlagt ist.  
 

Echte Einsparungen bei den Personalausgaben werden 
durch die Reduzierung der Höhe der Amtsbezüge der 
Minister, die Reduzierung bzw. die Streichung der Son-
derzuwendungen für Beamte realisiert. Darüber hinaus 
waren Einsparungen in Höhe 15 Millionen € bereits in 
den Entwurf eingearbeitet. Ein weiterer Betrag in Höhe 
von 4 Millionen € kommt aufgrund der globalen Minder-
ausgabe bei Hauptgruppe 4 bei Einzelplan 13 hinzu. Der 
Restbetrag in Höhe von 31 Millionen € aus der globalen 
Minderausgabe bei Hauptgruppe 4 wird durch den Tarif-
abschluss im Angestellten- und Arbeiterbereich gedeckt.  
 

Unechte Einsparungen werden durch das Hinausschie-
ben der Auszahlung der Angestelltenvergütung im De-
zember 2004 auf Januar 2005 erreicht. Ein Betrag in 
Höhe von 60 Millionen € für den Kernhaushalt soll im 
Vollzug eingespart werden.  
 

In der Bereinigungssitzung ist die globale Minderaus-
gabe für die Landesbetriebe bei Hauptgruppe 9 in Höhe 
von 10 Millionen € entsprechend vertitelt worden. So-
wohl die echten als auch die unechten Einsparungen 
sind durch entsprechende Anträge in der Bereinigungs-
sitzung, wie gesagt, umgesetzt worden.  
 

Ein dritter Punkt, der sich auf mehrere Einzelpläne be-
zieht und an dieser Stelle erwähnt werden soll, betrifft 
die Veranschlagung der EU-Mittel. Bereits im Haus-
haltsplanentwurf waren EFRE-Ausgabebeträge verän-

dert worden. Aber diese Änderungen waren noch nicht 
im Vorbericht ausgewiesen. Im Laufe der Einzelberatung 
kam es zu weiteren umfangreichen Änderungen und 
Verschiebungen bei der Veranschlagung der EU-Mittel, 
die auch mit einer Umsteuerung der operationellen Pro-
gramme zusammenhängen. 
 

Dem Finanzausschuss konnte bis zur Bereinigungssit-
zung trotz nachdrücklicher Aufforderung keine gültige 
Übersicht über die Einnahmen und die Ausgaben ent-
sprechend den neuen Zielstellungen übermittelt werden. 
 

Meine Damen und Herren! Ich habe mich den Problem-
kreisen, die mehrere oder auch alle Einzelpläne betref-
fen, etwas ausführlicher gewidmet, damit sie bei der 
Darstellung der Einzelpläne nicht noch einmal einzeln 
benannt werden müssen.  
 

Zu den Kommunalfinanzen und den notwendigen Dar-
stellungen aufgrund des zu ändernden FAG werde ich 
beim Einzelplan 13 einige Ausführungen machen.  
 

Die IT-Mittel, veranschlagt bei Titelgruppe 99, wurden 
abgesehen von den Einzelplänen 01, 02 und 16 aus 
allen Einzelplänen herausgenommen und bei Einzel-
plan 13 konzentriert. Nach der Berechnung des Finanz-
ministeriums sollen für jeden IT-Arbeitsplatz Mittel in 
Höhe von 890 € zur Verfügung stehen. 
 

Bei fünf Studieninstituten wurden Sperrvermerke ausge-
bracht, die die Freigabe der Mittel an die Vorlage eines 
Fortbildungskonzeptes vonseiten der Landesregierung 
knüpfen. Betroffen sind die bei den Kapiteln 03 08, 
03 20, 05 15, 09 83 und 11 05 ausgewiesenen Studien-
institute. 
 

Alle Fraktionen stellten in den Beratungen Änderungs-
anträge zu einzelnen Haushaltspositionen. Die Anträge 
der Oppositionsfraktionen wurden überwiegend, bis auf 
wenige Ausnahmen, abgelehnt. Die Anträge der Koali-
tionsfraktion wurden mehrheitlich angenommen.  
 

Nun zu den Beratungen im Einzelnen. 
 

Meine Damen und Herren! Zu Einzelplan 01 - Landtag 
von Sachsen-Anhalt. Bei Kapitel 01 01 sind einige An-
sätze reduziert worden. Unter anderem wurde der An-
satz bei Titel 532 02 - Leistungen für Stenografen - um 
42 000 € erhöht. Trotz der geringen Änderungen, die 
vorgenommen wurden, wurde der Einzelplan im Übrigen 
einstimmig beschlossen.  
 

Zu Einzelplan 02 - Staatskanzlei des Landes Sachsen-
Anhalt. Bei Kapitel 02 01 erfuhren unter anderem die in 
Ansatz gebrachten Verfügungsmittel der Staatskanzlei 
und der Landesregierung Änderungen. Beide Ansätze 
wurden reduziert. Der Ansatz der Verfügungsmittel für 
Veranstaltungen in Brüssel wurde dagegen erhöht. 
 

Zu Umsetzungen kommt es bei Kapital 02 11 - Landes-
zentrale für politische Bildung. In dieses Kapitel werden 
aus Kapitel 02 01 der Titel 684 01 - Politische Bildungs-
arbeit der den Parteien nahe stehenden Stiftungen und 
Bildungswerke - und aus Kapitel 03 02 der Titel 684 02 
- Zuschüsse an kommunalpolitische Organisationen - 
neu aufgenommen. Umgesetzt wurden ebenfalls 150 000 € 
aus Kapital 05 17 Titel 684 61 für Maßnahmen für De-
mokratie in Titel 686 02. 
 

Ich muss Sie auf eine Änderung in der vorliegenden Be-
schlussempfehlung aufmerksam machen. Ich bitte Sie, 
auf der Seite 30 der Beschlussempfehlung nach dem 
Wort „Summe“ die Angabe „Kapital 02 11 - Landeszen-
trale für politische Bildung“ einzufügen. Der letzte Titel 
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besteht bereits und muss deshalb nicht neu ausgebracht 
werden. 
 

Zu Einzelplan 03 - Ministerium des Innern. An der Sit-
zung des Finanzausschusses am 3. November 2003 
nahmen die Fraktionen von SPD und PDS nicht teil, da 
trotz der Zusage des Finanzministers Herrn Professor 
Dr. Paqué, der in Brüssel weilte, der Staatssekretär nicht 
anwesend war und eine Unterbrechung der Sitzung von 
den Koalitionsfraktionen abgelehnt wurde.  
 

In dieser Ausschusssitzung wurden die Kapitel 03 01 
und 03 10 sowie der Einzelplan insgesamt nicht be-
schlossen, denn zunächst mussten die Umstrukturie-
rungspläne der Landesregierung bearbeitet werden. Des 
Weiteren wurde eine entsprechende Vorlage, die später 
weitere Änderungen erfuhr, dem Ausschuss erst am 
17. November vorgelegt.  
 

Die entsprechenden Änderungen, insbesondere das 
Landesverwaltungsamt betreffend, habe ich am Anfang 
benannt. Nennenswert ist hierbei die Erhöhung bei Ka-
pitel 03 20 - Landespolizei - Titel 812 62 um 400 000 €. 
Bei Kapitel 03 41 - Geoinformationswesen - kam es 
ebenfalls zu einigen Änderungen, beispielsweise zu 
einer Reduzierung des Ansatzes bei Titel 511 01 um 
200 000 €. 
 

Zu Einzelplan 04 - Ministerium für Finanzen. Eine De-
batte gab es im Finanzausschuss zur zukünftigen Orga-
nisation der Bauverwaltung. Kapitel 04 08 - Oberfinanz-
direktion - Landesbauabteilung - wurde in das neue Ka-
pitel 14 12 - Hochbauverwaltung - umgesetzt. 
 

Weiterhin gab es zum Teil heftige Debatten zu der Lie-
genschaftsverwaltung und der Gründung der Limsa, zu 
der Bündelung der Bezügeaufgaben bei der Oberfinanz-
direktion und im Zusammenhang damit zu der Veran-
schlagung von Umsetzungen sowie zu dem Umzug von 
Mitarbeitern der Bezügeverwaltung und zu dem Weiter-
bestehen einer zusätzlichen Bauabteilung nach der 
Gründung des Landesbaubetriebes.  
 

Die entsprechenden Änderungen wurden bereits darge-
stellt. Im Zuge der Bereinigungssitzung wurde bei Ka-
pitel 04 06 - Finanzämter - der Ansatz bei Titel 511 02 
noch einmal um einen Betrag von 20 000 € gekürzt. 
 

Einzelplan 05 - Ministerium für Gesundheit und Soziales. 
Auch hierbei spielte die Neuorganisation der Landesver-
waltung eine entscheidende Rolle. So wird zwar das 
Kapitel 05 07 - Landesamt für Versorgung und Soziales - 
die Abteilung 7 des Landesverwaltungsamtes mit dem 
neuen Namen „Sozialagentur“ werden. Zusätzlich wird 
die Titelgruppe 65 aus Kapitel 05 01 in Kapitel 05 07 um-
gesetzt. Die Sozialagentur verbleibt aber als Ganzes im 
Einzelplan 05.  
 

Bei einem neu einzurichtenden Kapitel 05 04 - Versor-
gungsverwaltung - werden die Personalkosten für die 
Fachkapitelstellen des Sozialministeriums in der Abtei-
lung 6 des Landesverwaltungsamtes eingestellt.  
 

Nennenswerte Diskussionen gab es insbesondere über 
die Kürzungen im Bereich der Beratungsangebote bei 
Kapitel 05 02, über die Frauenkommunikationszentren 
bei Kapitel 05 03 sowie über die Einstellung der Kita-
Pauschale in der bisherigen Höhe bei Kapitel 05 17. 
 

Darüber hinaus gab es größere Änderungen beim Zu-
schuss für das Landesamt für Verbraucherschutz.  
 

Bei Kapital 05 08 wurde der Ansatz für die Zuweisungen 
für die Eingliederungshilfen für Behinderte um 5 Mil-

lionen € erhöht und über einen Haushaltsvermerk die 
Deckungsfähigkeit mit den bei Einzelplan 13 eingestell-
ten Mitteln für die Grundsicherung hergestellt. 
 

Weitere Änderungen erfuhren die Ansätze für die Aids-
hilfe-Vereine und für die Landesvereinigung für Gesund-
heit. In der Bereinigungssitzung wurde die Krankenhaus-
förderung um 3 853 000 € vermindert. 
 

Bei Kapitel 05 17 kam es zu einer Erhöhung der Ansätze 
für den Kinder- und Jugendring, für die Förderung von 
Familienverbänden und für die Zuschüssen zu Modell-
maßnahmen.  
 

Bei Kapitel 05 21 wurden Mittel für Zuschüsse für die 
Olympiabewerbung ausgebracht.  
 

Einzelplan 06 - Kultusministerium - Wissenschaft und 
Forschung. Heftige Diskussionen gab es über die Um-
setzung der 10-prozentigen Einsparung infolge der im 
Jahr 2003 abgeschlossenen Zielvereinbarungen zwi-
schen dem Land und den Hochschulen sowie die Bin-
dung der Ausreichung dieser Mittel an die Umsetzung 
der vorgesehenen Umstrukturierungen.  
 

In der Bereinigungssitzung gab es Proteste vonseiten 
der Oppositionsfraktionen, als deutlich wurde, dass der 
abgeschlossene Tarifvertrag bereits jetzt zu einer deut-
lichen Verringerung der feststehenden 90-prozentigen 
Budgetzuwendung führen wird. Nach Aussage der Koali-
tionsfraktion soll diese Verringerung auf die Einspar-
volumina ab dem Jahr 2006 angerechnet werden. 
 

Kontrovers diskutiert wurde auch über die beabsichtigte 
Aufnahme der Hochschulliegenschaften in den Landes-
betrieb Limsa. Durch die Vertitelung der globalen Min-
derausgabe in Hauptgruppe 9 bei den Universitätsklini-
ken ist eine Überarbeitung der Wirtschaftspläne ebenso 
notwendig wie der Pläne der Universitäten. Größere Än-
derungen gab es bei Kapitel 06 02 und bei Kapitel 06 03. 
 

Einzelplan 07 - Kultusministerium - Bildung und Kultur. 
Durch die Einbeziehung von Ämtern in das Landesver-
waltungsamt sind Änderungen in den Stellenplänen bei 
den Kapiteln 07 05, 07 52, 07 77 und 07 87 notwendig 
geworden.  
 

Neu eingerichtet wurde das Kapitel 07 06 - Fachaufga-
ben des Landesverwaltungsamtes. 
 

Nennenswerte Änderungen gab es bei Kapitel 07 09 
- Schulen in freier Trägerschaft - in Zusammenhang mit 
Artikel 2 des Haushaltbegleitgesetzes. So erhöhten sich 
die Ansätze bei den Titeln für die Schulen in freier Trä-
gerschaft insgesamt um 681 300 €.  
 

Debattiert wurde darüber hinaus bei Kapitel 07 20 über 
die Erwachsenenbildung und bei Kapitel 07 30 über das 
Investitionsprogramm „Zukunft, Bildung und Betreuung“. 
Im Bereich der Kultur wurde bei Kapitel 07 75 der Ansatz 
für den Landesheimatbund um etliche Euro erhöht.  
 

Bei Kapitel 07 76 wurde die Titelgruppe 66 - Stiftung Mo-
ritzburg - bei gleichzeitiger Streichung des Kapitel 07 80 
neu ausgebracht. Bei Kapitel 07 87 verringert sich der 
Ansatz für die Theaterförderung um 468 000 €. 
 

Einzelplan 08 - Ministerium für Wirtschaft und Arbeit. Im 
Ausschuss fand eine Diskussion über die Veranschla-
gung der EU-Mittel, über deren Abfluss, über ihre Ge-
wichtung aufgrund der Halbzeitevaluierung sowie über 
die Inanspruchnahme und die Veranschlagung der Mittel 
für die Gemeinschaftsaufgaben statt. Weitere Diskus-
sionspunkte waren die Fortführung, oder besser gesagt, 
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die Nichtfortführung des Komm-Invest-Programms, die 
zukünftigen Aufgaben der Investitionsbank, die Arbeit 
der Landesmarketinggesellschaft und die Vergütung von 
Geschäftsführern.  
 

Im Bereich des Arbeitsmarktes spielten insbesondere 
die vorgenommenen Kürzungen eine Rolle. Daraus re-
sultierend wurden bei Kapitel 08 02 Titelgruppe 67 - GA 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ - ver-
anschlagte Mittel zugunsten der Titelgruppe 69 - GA 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ - Ko-
finanzierung von EFRE III - umgeschichtet. 
 

Die Ansätze bei Titelgruppe 71 - Förderung des Touris-
mus - und bei Titelgruppe 97 - Landesanteil für Maßnah-
men im Rahmen der Strukturfondsförderung des Euro-
päischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE III) 
2000 - 2006 - wurden verringert.  
 

Bei Kapitel 08 04 - Arbeitsmarkt - verringerten sich die 
Ansätze für Projekte zur Schaffung von Beschäftigung. 
Der zunächst vorgesehene Aufwuchs der Mittel zur 
Unterstützung arbeitsmarktpolitischer Instrumente wurde 
zum Teil wieder gekürzt.  
 

Einzelplan 09 - Ministerium für Landwirtschaft und Um-
welt - Bereich Landwirtschaft. Ein großer Teil der Ein-
nahmen und der Ausgaben bei diesem Einzelplan ist ge-
kennzeichnet durch die Strukturmittel der EU und der 
Gemeinschaftsaufgabe im Agrarbereich. Naturgemäß 
drehten sich deshalb die Diskussionen auch um die Kofi-
nanzierung der GA-Mittel und um die Neuausrichtung 
von Mitteln im Rahmen des EAGFL.  
 

Ein weiterer Diskussionspunkt waren die Änderungen 
bezüglich der Forststrukturreform, beispielsweise die 
Auflösung der bei Kapitel 09 81 aufgeführten forstlichen 
Landesanstalt. Darüber hinaus gab es eine Reihe wei-
terer Änderungen. Zum Beispiel wurde der Ansatz bei 
Kapitel 09 03 Titelgruppe 64 - Dorferneuerung - einnah-
meseitig um fast 3 Millionen € und ausgabeseitig um fast 
5 Millionen € erhöht.  
 

Bei Einzelplan 11 - Ministerium der Justiz - gab es außer 
den Änderungen bei der Hauptgruppe 4 nur einige we-
nige Änderungen, etwa bei Kapitel 11 03 Titel 681 02 
- Zuwendungen des Landes Sachsen-Anhalt zu Maß-
nahmen des Täter-Opfer-Ausgleichs und der Straffälli-
genentschuldung. Bei den Kapiteln 11 04 und 11 12 wur-
den in der Bereinigungssitzung die Ansätze bei den Ein-
nahmen erhöht und im Gegenzug die Mittel für die Zeu-
gen- und Sachverständigenentschädigung verringert.  
 

Einzelplan 13 - Allgemeine Finanzverwaltung. Bei die-
sem Einzelplan werden nicht nur die Steuereinnahmen, 
die Bundeszuweisungen für den Länderfinanzausgleich, 
sondern auch die Mittel für den Finanzausgleich zwi-
schen dem Land und den Kommunen als wichtige Säule 
der öffentlichen Haushalte veranschlagt. Zu finden sind 
hier aber auch die Veranschlagung der Neuverschul-
dung, der zu erwartenden Veräußerungserlöse, der glo-
balen Minder- und Mehrausgaben sowie die Personal-
verstärkungsmittel aufgrund tariflicher Entwicklungen. 
 

Die November-Steuerschätzung ergab Mindereinnah-
men in Höhe von 110 Millionen € im Jahr 2004. Deshalb 
wurden in der Bereinigungssitzung entsprechend den 
Anträgen die Ansätze der Steuereinnahmen bei Kapi-
tel 13 01 um 50 Millionen € und der Ausgleichsleistun-
gen bei Kapitel 13 10 um 60 Millionen € gekürzt.  
 

Als Kompensation für diese Kürzungen wurden folgende 
Anträge mehrheitlich angenommen: Die allgemeinen Zu-

weisungen an die Kommunen verringern sich entspre-
chend dem Finanzausgleich bei Kapitel 13 12, was aber 
erst im Jahr 2005 bzw. 2006 Realität wird.  
 

Bei Kapitel 13 25 wurde der Ansatz für die Zinsaufwen-
dungen um 9,5 Millionen € verringert. Die allgemeine 
globale Minderausgabe bei Kapitel 13 02 Titel 972 01 
wurde nach Auflösung der globalen Minderausgaben im 
Personalbereich um 48,5 Millionen € erhöht. Bei dem 
gleichen Kapitel wurde der Ansatz bei Titel 356 01 -
Entnahme aus dem Grundstock - einnahmeseitig um 
2 Millionen € erhöht. Der Ansatz bei Kapitel 13 20 Ti-
tel 133 04 - Erlöse aus der Veräußerung von Beteiligun-
gen und sonstige Einnahmen - wurde um 2,5 Millionen € 
erhöht.  
 

Darüber hinaus gab es in der letzten Sitzung eine um-
fangreiche Liste mit Einsparvorschlägen für die verblei-
bende Differenz über alle Einzelpläne hinweg, die ich 
bereits zum Teil erwähnt habe.  
 

Die Änderungen des Finanzausgleichgesetzes sahen ur-
sprünglich eine Überführung von Mitteln in Höhe von 
193 472 000 € aus verschiedenen Einzelplänen in die 
allgemeinen Zuweisungen vor. Übrig geblieben sind da-
von die bei Kapitel 13 12 Titel 613 03 veranschlagten 
Zuweisungen für Aufgaben nach dem Aufnahmegesetz 
in Höhe von 55 767 000 € und die bei Titel 633 06 ein-
gestellten Mittel für die Jugendpauschale in Höhe von 
6 391 000 €. 
 

Bei Kapitel 13 05 - Hochwasserhilfe - wurden in der Be-
reinigungssitzung im Bereich der Einnahmen und der 
Ausgaben Mittel in Höhe von insgesamt 263 846 000 € 
neu ausgebracht.  
 

Die Zuschüsse für den neuen Landesbetrieb Limsa in 
Höhe von insgesamt ca. 8 Millionen € sind mit dem Wirt-
schaftsplan bei Kapitel 13 21 veranschlagt.  
 

Bei Kapitel 13 99 sind künftig die IT-Mittel für das Land 
zentral veranschlagt. Im Jahr 2004 soll von der Landes-
regierung ein entsprechendes IT-Konzept entwickelt und 
vorgelegt werden. 
 

Weitere Probleme, über die diskutiert wurde, betrafen 
die Personalausgaben insgesamt, die Kommunalfinan-
zen, die Grundsicherung, die Entwicklung der Versor-
gungsleistungen und die Entnahme aus dem Sonder-
vermögen „Altlastensanierung Sachsen-Anhalt“. 
 

Zum Einzelplan 14 - Ministerium für Bau und Verkehr. Im 
Mittelpunkt der Diskussion standen unter anderem die 
Investitionsmittel für den Stadtumbau und den Straßen-
bau. Im Zusammenhang mit dem Letzteren wurde auf 
die Zusammenführung von Staatshochbau und Straßen-
bau hingewiesen und die Errichtung eines Landesbau-
betriebes ab dem Jahr 2005 angekündigt. 
 

Dafür wurde bei dem neuen Kapitel 14 12 - Hochbauver-
waltung - eine neue Titelgruppe 62 mit einem Ansatz 
von 400 000 € ausgebracht. Beim Stadtumbau soll die 
Wohnraummodernisierung künftig eingeschränkt geför-
dert werden. Weitere Änderungen gab es beim ÖPNV, 
bei der Verkehrsinfrastruktur und bei den Ausgleichs-
leistungen im Ausbildungsverkehr. 
 

Zum Einzelplan 15 - Ministerium für Landwirtschaft und 
Umwelt - Bereich Umwelt. Bei diesem Einzelplan wurde 
über die im Jahr 2004 fällige Ablösung des Midewa-Kre-
dites im Zusammenhang mit der angedachten Veräuße-
rung des Talsperrenbetriebes diskutiert. Des Weiteren 
wurden die Altlastensanierung, die Veranschlagung von 
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EU-Mitteln, die Ansätze für die Wiederentstehung des 
Salzigen Sees und für den LHW thematisiert. 
 

Nennenswerte Änderungen gibt es bei Kapitel 15 02. So 
wurde dort der Ansatz für die Sanierungs- und Liqui-
dationshilfen in der Bereinigungssitzung um etwas mehr 
als 2 Millionen € verringert. 
 

Eine weitere größere Änderung gab es bei Kapitel 15 04 
bei der Neufassung der Geländeinventur. Im Zusam-
menhang mit den beabsichtigten Änderungen innerhalb 
der Landesverwaltung, insbesondere im Hinblick auf die 
Forststrukturreform und die Organisation der Umwelt- 
und Naturschutzverwaltung, gibt es eine Reihe von Än-
derungen im Personal- und Sachkostenbereich bei den 
Kapiteln 15 01, 15 03, 15 04, 15 08 und 15 09. 
 

Zum Einzelplan 16 - Landesrechnungshof. Der Landes-
rechnungshof hat bei Kapitel 16 01 die Einrichtung eines 
neuen Einnahme- und Ausgabetitels für eine Veranstal-
tung der Europäischen Organisation EURORAI mit ei-
nem Ansatz von jeweils 5 000 € vorgeschlagen. Dieser 
Vorschlag wurde einstimmig angenommen. 
 

Darüber hinaus schlug der Landesrechnungshof eine 
Neuordnung der Finanzkontrolle durch die Auflösung der 
beiden Staatlichen Rechnungsprüfungsämter sowie die 
Einsparung von 60 Stellen in seinem Geschäftsbereich 
vor.  
 

Zu der Umsetzung des ersten Vorschlags ist eine Ände-
rung des Gesetzes über den Landesrechnungshof und 
der LHO nötig, damit die bisher von den Rechnungs-
prüfungsämtern wahrgenommenen Aufgaben anderwei-
tig erfüllt werden. Dazu wird in der morgigen Sitzung im 
Übrigen ein Gesetzentwurf von allen vier Fraktionen ein-
gebracht. Die Einsparung des Personals wurde durch-
aus kontrovers betrachtet. Gleichwohl wurde der Einzel-
plan 16 bei Enthaltungen einstimmig angenommen. 
 

Einzelplan 20 - Hochbau. Eine entscheidende Änderung 
erfährt der Einzelplan 20, indem er ab dem Jahr 2004 
fachlich dem Bauministerium zugeordnet wird. Aus die-
sem Grund erfolgte auch erstmalig eine gemeinsame 
Beratung über den Einzelplan mit dem Ausschuss für 
Wohnungswesen, Städtebau und Verkehr.  
 

Bei den einzelnen Kapiteln, wie den Kapiteln 20 59 und 
20 54, wurde eine Reihe von neuen Titelgruppen ausge-
bracht, wobei aber die Gesamtbaukosten noch nicht fest-
stehen. Neu eingerichtet wurde das Kapitel 20 64 - Hoch-
schule für Kunst und Design Burg Giebichenstein -, bei 
dem zwei neue Titelgruppen ausgebracht wurden.  
 

Im Sondervermögen „Grundstock des Landes Sachsen-
Anhalt“ wurde der Ansatz bei den Titeln 511 01 und 
533 01 um jeweils 500 000 € erhöht. Bei Titel 916 01 
- Abführungen an den Haushalt - wurde der Ansatz, wie 
schon erwähnt, um 2,5 Millionen € erhöht. Bei dem Son-
dervermögen „Altlastensanierung Sachsen-Anhalt“ gibt 
es ebenfalls Änderungen.  
 

Eine heiße Debatte gab es um die ergänzende Erläute-
rung zu den Vorbemerkungen, bei der es um die Effek-
ten-Lombard-Vereinbarung geht. Die Formulierung ließ 
den Schluss zu, dass der Betrag von 150 Millionen € im 
nächsten Jahr abgelöst werden sollte, ohne dass im 
Haushaltsgesetz eine entsprechende Ermächtigung vor-
handen ist. Nach einer Intervention des Landesrech-
nungshofes und der Oppositionsfraktionen wurde in den 
Erläuterungen das Wort „kurzfristig“ gestrichen. 
 

Mit der Beschlussempfehlung zum Haushaltsgesetz lie-
gen Ihnen, meine Damen und Herren, nunmehr die neu-

en Eckdaten für den Haushalt 2004 vor. Das Haushalts-
volumen steigt auf 10 414 986 700 €. Die ausgebrachten 
Verpflichtungsermächtigungen steigen ebenfalls und be-
laufen sich auf 1 127 992 800 €. Die Nettokreditaufnah-
me sinkt geringfügig auf 948,6 Millionen €. 
 

Die Beschlussempfehlung zum Haushaltsgesetz wurde 
mit den redaktionellen Änderungen, der Änderung in § 8 
Abs. 7 und den Aufträgen an die Landesregierung im 
Finanzausschuss mit sieben Ja- bei sechs Neinstimmen 
angenommen. 
 

Meine Damen und Herren! Gestatten Sie, dass ich noch 
einige wenige Bemerkungen zum Haushaltsbegleit-
gesetz mache, bei dem es neben den redaktionellen 
auch inhaltliche Änderungen gab. So wurde Artikel 2 
- Änderung des Schulgesetzes - bereits im Fachaus-
schuss geändert und im Finanzausschuss gänzlich ge-
strichen, weil die entsprechenden Mittel wieder in den 
Haushalt eingestellt werden konnten. 
 

Zu Artikel 4 - Änderung des Spielbankengesetzes - gab 
es keine Beschlussempfehlung des Innenausschusses, 
sodass der Finanzausschuss ohne vorherige Fach-
beratung entscheiden musste. Es gab kontroverse Dis-
kussionen über Nr. 1 Buchst. b, die in der jetzigen Fas-
sung möglicherweise im Widerspruch zum vorher im 
Gesetz stehenden Satz steht. Eine Klärung konnte nicht 
erfolgen. 
 

Die größten Diskussionen riefen aber die Regelungen 
unter der Nr. 3 Buchst. c Doppelbuchst. bb hervor. Damit 
wurden dem Finanzministerium innerhalb eines Geset-
zes zwei Ermächtigungen erteilt. So soll das Finanz-
ministerium ermächtigt werden, die durch den Gesetz-
geber getroffenen Festlegungen hinsichtlich der Zusatz-
abgabe und der Spielbankabgabe allein zu erhöhen oder 
zu reduzieren, obwohl das nach Meinung des Gesetz-
gebungs- und Beratungsdienstes, der sich der Oppo-
sition anschloss, nur dem Gesetzgeber selbst zusteht 
oder über eine Verordnungsermächtigung geregelt wer-
den muss.  
 

Problematisch ist das auch, weil diese Ermächtigung oh-
ne jeglichen finanziellen Rahmen erfolgen soll. Die Lan-
desregierung und die Koalitionsfraktionen haben dies-
bezüglich aber keine verfassungsrechtlichen Bedenken.  
 

Zusätzlich wurde der Artikel 5 - Neubekanntmachung - 
aufgenommen und in Artikel 6 - In-Kraft-Treten und 
Außer-Kraft-Treten - wurde aufgrund einer möglichen 
unzulässigen Rückwirkung des In-Kraft-Tretens des 
Spielbankengesetzes eine Zweiteilung vorgenommen.  
 

Die Beschlussempfehlung zum Haushaltsbegleitgesetz 
wurde im Ausschuss ebenfalls mit sieben Ja- bei sechs 
Neinstimmen angenommen. 
 

Abschließend möchte ich den Mitgliedern des Ausschus-
ses für ihre Mitwirkung und Geduld bei den Sitzungen, 
insbesondere während der Bereinigungssitzung, dan-
ken. Mein Dank gilt Frau Weiß, die mich in mehreren Sit-
zungen hervorragend vertrat. Ich danke ebenfalls dem 
Finanzministerium und den Vertreterinnen der anderen 
Ministerien für die von ihnen geleistete Arbeit. 
 

Mein besonderer Dank gilt an dieser Stelle der Aus-
schusssekretärin Frau Kahl für die Vorbereitung und 
Nachbereitung der Sitzungen, den Mitarbeitern und Mit-
arbeiterinnen des Schreibdienstes, die ein wahres Mam-
mutprogramm hinter sich haben, dem Gesetzgebungs- 
und Beratungsdienst, insbesondere Herrn Vogt, der in 
diesem Jahr wohl keine Atempause hatte, und nicht zu-
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letzt dem Präsidenten des Landesrechnungshofes Herrn 
Seibicke sowie seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, 
die sicherlich so manche Nachtschicht einlegen muss-
ten. 
 

Ich bitte um Nachsicht, falls ich an der einen oder 
anderen Stelle etwas lauter werden musste. Aber die 
Leitung solcher Sitzungen geht hart an die Grenze des 
Machbaren, überschreitet möglicherweise die Grenze 
des Verantwortbaren. 
 

Zur heutigen Beratung liegen drei Änderungsanträge der 
Fraktion der SPD und sieben Änderungsanträge der 
Fraktion der PDS vor. Ein weiterer Änderungsantrag der 
Fraktionen der CDU und der FDP wird verteilt. Ein Ent-
schließungsantrag dieser Fraktionen wird ebenfalls ver-
teilt und dann beraten werden. 
 

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, das Haushaltsgesetz in 
der Fassung der Beschlussempfehlung sowie das Haus-
haltsbegleitgesetz in der geänderten Fassung zu be-
schließen. - Ich bedanke mich bei Ihnen für Ihre Geduld. 
 

(Beifall bei allen Fraktionen - Zustimmung von 
der Regierungsbank) 

 
 

Präsident Herr Prof. Dr. Spotka: 
 

Sehr verehrte Vorsitzende Frau Dr. Weiher, ich möchte 
Ihnen nicht nur für die detaillierte und ausführliche Be-
richterstattung ein herzliches Dankeschön sagen, son-
dern auch für Ihre engagierte und fleißige Arbeit und vor 
allen Dingen für Ihre faire und jederzeit zielführende Lei-
tung des Finanzausschusses. Also noch einmal: Herz-
lichen Dank. 
 

(Beifall bei allen Fraktionen - Zustimmung von 
der Regierungsbank) 

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Zwischenzeit-
lich ist ein weiterer Entschließungsantrag eingegangen, 
auf den ich Sie hinweisen möchte. Es handelt sich um 
einen Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU 
und der FDP zum Haushaltsgesetz 2004 in der Drs. 
4/1255. Dieser wird zurzeit gedruckt und Ihnen um-
gehend ausgeteilt werden. 
 

Meine Damen und Herren! Begrüßen Sie mit mir auf der 
Tribüne Damen und Herren des Landesbildungszen-
trums Wanzleben sowie Schülerinnen und Schüler des 
Gymnasiums Hettstedt. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Meine Damen und Herren! Zur Berichterstattung aus 
dem Ausschuss für Inneres zum Gesetz zur Änderung 
des Finanzausgleichs erteile ich nun dem Vorsitzenden, 
dem Abgeordneten Herrn Dr. Polte, das Wort. Bitte sehr, 
Herr Dr. Polte. 
 
 

Herr Dr. Polte, Berichterstatter des Ausschusses für 
Inneres: 
 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Gesetz-
entwurf der Landesregierung zur Vereinfachung der 
Durchführung des Finanzausgleichs ist in der 27. Sit-
zung des Landtages am 13. Oktober 2003 federführend 
an den Ausschuss für Inneres und zur Mitberatung an 
den Ausschuss für Finanzen, an den Ausschuss für 
Gleichstellung, Familie, Kinder, Jugend und Sport sowie 
an den Ausschuss für Kultur und Medien überwiesen 
worden. 
 

In seiner Sitzung am 5. November 2003 beschloss der 
Ausschuss für Inneres, die kommunalen Spitzenverbän-
de um eine schriftliche Stellungnahme zu ersuchen, und 
in der Sitzung des Ausschusses am 12. November in ei-
ner Anhörung die Möglichkeit zu ergänzenden Aussagen 
zu eröffnen. Die mitberatenden Ausschüsse wurden von 
diesem Termin in Kenntnis gesetzt.  
 

Direkt nach der Anhörung verabschiedete der Aus-
schuss für Inneres eine vorläufige Beschlussempfeh-
lung, in der im Wesentlichen die durch den Gesetz-
gebungs- und Beratungsdienst vorgelegten und mit dem 
Ministerium des Innern abgestimmten Änderungsvor-
schläge aufgegriffen worden sind.  
 

Alle mitberatenden Ausschüsse haben in ihren Be-
schlussempfehlungen eine Änderung der Gesetzesüber-
schrift und eine geänderte Fassung des § 15 des Fi-
nanzausgleichsgesetzes - es handelt sich dabei um die 
Jugendpauschale - empfohlen.  
 

In seiner Sitzung am 26. November befasste sich der 
Ausschuss für Inneres erneut mit seiner vorläufigen 
Beschlussempfehlung, den Beschlussempfehlungen der 
mitberatenden Ausschüsse und einem Änderungsantrag 
der Fraktionen der FDP und der CDU. In dieser Sitzung 
wurde die Ihnen nunmehr vorliegende Beschlussemp-
fehlung erarbeitet.  
 

Dabei sind neben den vom Gesetzgebungs- und Be-
ratungsdienst vorgeschlagenen rechtsförmlichen und 
sprachlichen Änderungen auch eine Änderung der Über-
schrift des Gesetzes gemäß der Empfehlung aller mitbe-
ratenden Ausschüsse, eine zahlenmäßige Änderung in 
§ 3 Abs. 2 sowie in § 4 des Finanzausgleichsgesetzes 
gemäß dem Änderungsantrag der Fraktionen von FDP 
und CDU sowie eine Änderung des § 15 des Finanz-
ausgleichsgesetzes, die Jugendpauschale betreffend, 
gemäß der Empfehlung des Ausschusses für Kultur und 
Medien sowie des Ausschusses für Finanzen beschlos-
sen worden.  
 

Mit 7 : 5 : 0 Stimmen verabschiedete der Ausschuss für 
Inneres die dem Landtag zur Abstimmung vorgelegte 
Beschlussempfehlung zum Gesetzentwurf. - Danke.  
 

(Zustimmung bei der SPD, bei der PDS, von 
Herrn Schomburg, CDU, und von Herrn Lukowitz, 
FDP) 

 
 

Präsident Herr Prof. Dr. Spotka:  
 

Vielen Dank, Herr Dr. Polte. Auch Ihnen ein herzliches 
Dankeschön für Ihre engagierte Arbeit bei der Leitung 
des Ausschusses für Inneres.  
 

Meine Damen und Herren! Ich eröffne jetzt die General-
debatte und rufe dazu auf Einzelplan 02 - Staats-
kanzlei des Landes Sachsen-Anhalt. Die Reihenfolge 
ist: PDS-Fraktion, FDP-Fraktion, SPD-Fraktion, CDU-
Fraktion. Als erster Rednerin erteile ich der Abgeordne-
ten Frau Dr. Sitte das Wort. Bitte sehr, Frau Dr. Sitte.  
 
 

Frau Dr. Sitte (PDS):  
 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ein wenig 
Überraschung hat sich bei mir schon breit gemacht, weil 
bislang immer der Finanzminister zunächst gesprochen 
hat. Wie auch immer.  
 

(Herr Dr. Püchel, SPD: Er wollte auch, wie es 
scheint! - Minister Herr Dr. Daehre: Er wollte 
auch!)  
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- Ach so, dann packe ich meine - -  
 

(Zustimmung)  
 
 

Präsident Herr Prof. Dr. Spotka:  
 

Herr Finanzminister, Sie können selbstverständlich jetzt 
das Wort nehmen. Im Ältestenrat ist gesagt worden, 
dass die Landesregierung erst spricht, nachdem die 
Fraktionsvorsitzenden bzw. die Redner der Fraktionen 
das Wort ergriffen haben, und dann der Ministerpräsi-
dent.  
 

(Minister Herr Prof. Dr. Paqué, an die Abgeordne-
ten gewandt: Wären Sie einverstanden? - Heiter-
keit)  

 

- Selbstverständlich, Herr Finanzminister, wenn Sie das 
Wort ergreifen wollen, dann erteile ich Ihnen das Wort. 
Bitte sehr.  
 
 

Herr Prof. Dr. Paqué, Minister der Finanzen:  
 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Ich bitte vielmals um Entschuldigung, dass es hier 
einen Regiefehler gegeben hat. Ich weiß nicht, wie das 
zustande kam. Ich war davon ausgegangen, dass ich an 
dieser Stelle reden würde.  
 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sie beraten 
heute abschließend über den Haushaltsplan 2004. Wie 
schon der Planentwurf, so ist auch der nun vorliegende 
Haushaltsplan Ausdruck des Kurses der finanzpoliti-
schen Konsolidierung, den diese Landesregierung kon-
sequent verfolgt.  
 

Die Rahmenbedingungen für die Aufstellung des Haus-
haltes waren dabei von Anfang an sehr schwierig. Frau 
Dr. Weiher hat das schon erwähnt. Diese Bedingungen 
wurden noch einmal erheblich schwieriger, als die Er-
gebnisse der jüngsten Steuerschätzung im November 
berücksichtigt werden mussten.  
 

Dennoch ist es der Landesregierung und den sie tragen-
den Fraktionen gelungen, die Konsolidierung der Lan-
desfinanzen weiter voranzubringen. Die CDU- und die 
FDP-Fraktion haben mit der Landesregierung während 
der parlamentarischen Beratungen einen Haushaltsplan 
erarbeitet, der uns ein gutes Stück näher an unsere 
finanzpolitischen Ziele heranführt.  
 

Die Eckdaten des Haushaltes sprechen für sich. Es sind 
die Eckdaten eines Kurses der strikten Konsolidierung. 
Das Haushaltsvolumen, also die Summe aller Ausga-
ben, nimmt gegenüber dem Jahr 2003 um 3,1 % ab. Be-
reinigt um die Hochwasserhilfemittel liegt die Abnahme 
bei 2,2 %.  
 

Ich erinnere daran: Der Finanzplanungsrat hat den Län-
dern eine Ausgabensteigerung von höchstens 1 % pro 
Jahr als Beitrag zur Erfüllung der Bedingungen des 
europäischen Stabilitäts- und Wachstumspaktes vor-
gegeben. Mit dem Rückgang der Ausgaben um 2,2 % 
haben wir diese Vorgabe mehr als deutlich erfüllt. Wir in 
Sachsen-Anhalt haben unseren Beitrag zur Erfüllung 
des Stabilitätspaktes geleistet, meine Damen und Her-
ren.  
 

Die Nettokreditaufnahme liegt bei knapp 949 Millionen €, 
die Kreditfinanzierungsquote bei 9,1 %. Das heißt, trotz 
allen Sparens müssen noch immer 9,1 % unserer Aus-
gaben über Kredite finanziert werden. Das ist bedauer-
lich. Damit können wir nicht zufrieden sein und damit 
- das möchte ich an dieser Stelle betonen - geben wir 

uns auf längere Sicht auch nicht zufrieden. Aber unter 
den gegebenen Umständen im Jahr 2004 war es nicht 
möglich, die Kreditaufnahme noch weiter zu beschrän-
ken.  
 

(Herr Bullerjahn, SPD: Sie haben sie erhöht, Herr 
Paqué!) 

 

In jedem Fall gilt es festzuhalten: Trotz widrigster Bedin-
gungen ist es uns gelungen, einen verfassungsgemäßen 
Haushalt vorzulegen, in dem auch nach den Steueraus-
fällen in Höhe von rund 110 Millionen € für das Jahr 
2004, die im November geschätzt wurden, die Nettokre-
ditaufnahme immer noch um gut 20 Millionen € unter 
dem Niveau der eigenfinanzierten Investitionen liegt.  
 

Meine Damen und Herren! Es gibt andere, wohlhaben-
dere Länder in Deutschland, in denen dies für das Jahr 
2004 nicht gelingt oder nicht gelingen wird.  
 

Zu bedenken ist ferner, dass wir im Jahr 2004 aufgrund 
einmaliger Sondereffekte insgesamt eine zusätzliche 
Belastung bei den Ausgaben von netto 200 Millionen € 
tragen müssen, bedingt vor allem durch die Auszahlung 
der Arbeitszeitkonten der Lehrer in Höhe von 260 Millio-
nen €. Dies ist eine Erblast der Vorgängerregierung, die 
uns gerade im Jahr 2004 einmalig mit voller Wucht trifft.  
 

(Zustimmung bei der CDU) 
 

Bereinigt um diese einmaligen Sondereffekte, die es ab 
dem nächsten Jahr nicht mehr geben wird, läge auch 
heute unsere Nettokreditaufnahme bei rund 750 Millio-
nen € und damit noch in weitem Abstand unter der Ver-
fassungsgrenze.  
 

(Herr Dr. Püchel, SPD: Können Sie das bitte wie-
derholen?) 

 

- Herr Dr. Püchel, es ist eine ganz einfach Rechnung.  
 

Macht man sich ferner klar, dass die Steuerausfälle für 
das Jahr 2004 gegenüber den früheren Prognosen ins-
gesamt bei rund 360 Millionen € liegen, so zeigt sich, 
dass wir, was die Ausgabenseite betrifft, ziemlich genau 
bei unseren ursprünglichen Planungen liegen. Mit ande-
ren Worten: Wir mussten Mitte dieses Jahres unsere 
mittelfristige Finanzplanung und auch die Planung für 
das Jahr 2004 korrigieren und vom Plan der Halbierung 
der Nettoneuverschuldung pro Jahr abrücken.  
 

Aber wir haben das nicht getan, weil wir plötzlich die 
Disziplin bei den Ausgaben aufgegeben hätten, nein, wir 
haben das getan, weil die Einnahmen zusammenbra-
chen. Wir sind wie Schwimmer, die gegen einen Strom 
schwimmen - so hat das Professor Böhmer einmal in 
jüngerer Zeit formuliert -, und es ist die Gegenströmung, 
die stärker wurde, während unser Krafteinsatz beim 
Schwimmen überhaupt nicht nachgelassen hat, meine 
Damen und Herren.  
 

(Beifall bei der FDP) 
 

Genau dies, meine Damen und Herren, lässt sich inzwi-
schen auch statistisch gut erkennen, und zwar im Ver-
gleich unserer Finanzsituation mit der Finanzsituation 
anderer Länder. Sachsen-Anhalt hat finanzpolitisch klare 
Fortschritte gemacht, seit das Land eine CDU-FDP-Re-
gierung hat. 
 

(Herr Dr. Püchel, SPD: Beifall! - Beifall bei der 
FDP, bei der CDU und von der Regierungsbank) 

 

Mit den Haushaltsplänen 2003 und 2004 ist es Sachsen-
Anhalt erstmals wieder gelungen, eine deutlich niedri-
gere Nettoneuverschuldung pro Kopf der Bevölkerung 
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zu erreichen als Brandenburg und Mecklenburg-Vor-
pommern. Die Nettoneuverschuldung liegt in Sachsen-
Anhalt im Jahr 2004 bei 370 € pro Kopf, in Brandenburg 
und Mecklenburg-Vorpommern bei 425 € bzw. 435 € pro 
Kopf.  
 

Ohne die einmalige Sonderbelastung durch die Auszah-
lung der Arbeitszeitkonten der Lehrer wäre die Nettokre-
ditaufnahme in Sachsen-Anhalt im Jahr 2004 genauso 
hoch wie in Thüringen - dort liegt sie bei 290 € pro Kopf. 
Unter den ostdeutschen Länder liegt allein der Freistaat 
Sachsen mit einer Nettoneuverschuldung von 88 € pro 
Kopf Sachsen-Anhalt noch ein gutes Stück voraus.  
 

Meine Damen und Herren! Es ist ganz klar zu erkennen: 
Unsere finanzpolitischen Fortschritte sind greifbar. Sie 
sind nicht zu übersehen und sie werden auch nicht über-
sehen. Es häufen sich Aussagen außenstehender Be-
obachter, die unseren konsequenten finanzpolitischen 
Kurs erkennen und honorieren, gerade auch im Ver-
gleich mit den anderen mittel- und ostdeutschen Län-
dern.  
 

So veröffentlichte jüngst die Bertelsmann-Stiftung eine 
wissenschaftlich fundierte Rangliste aller Bundesländer, 
die sich im Wesentlichen auf Daten der Zeit bis 2001/ 
2002 stützt. In dieser Rangliste, meine Damen und Her-
ren, belegte Sachsen-Anhalt erwartungsgemäß den letz-
ten Platz - es ging um die Jahre 2001 und 2002. Aber es 
wurde mit Blick auf die weitere Entwicklung ab 2004 
prognostiziert, dass das Land einen kräftigen Sprung 
nach vorn machen und Brandenburg und Mecklenburg-
Vorpommern überholen wird, und zwar gerade wegen 
des konsequenten finanzpolitischen Kurses. 
 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 
 

Kurzum: Wir sind auf dem richtigen Weg, auch wenn 
dieser Weg noch lang und steinig ist, auch wenn dieser 
Weg länger und steiniger ist, als wir das noch vor 
anderthalb Jahren voraussehen konnten. Es muss doch 
die Bürger dieses Landes und uns als Regierung er-
mutigen, dass auswärtige Beobachter klar erkennen, 
dass dieses Land sich auf dem Weg befindet, auf dem 
Weg heraus aus einer Schuldenfalle in solide öffentliche 
Finanzen. 
 

(Beifall bei der FDP, bei der CDU und von der 
Regierungsbank) 

 

Meine Damen und Herren! In diesen Tagen tagt der Ver-
mittlungsausschuss. Er berät über politische Reformen, 
die für unser Land von großer Tragweite sind. Daher 
nutze ich die Gelegenheit, Ihnen nochmals eines ganz 
klar zu sagen: Weitere Einnahmerückgänge werden eine 
Erhöhung der Neuverschuldung erzwingen. Dies gilt 
nicht nur für ein Vorziehen der dritten Stufe der Steuer-
reform. Ein Vorziehen ist nur dann sinnvoll, wenn dies im 
Wesentlichen nicht durch eine Erhöhung der Neuver-
schuldung finanziert wird.  
 

Die bundespolitischen Beschlüsse können zu erheb-
lichen Veränderungen im Vollzug des Haushaltspla-
nes 2004 führen. Deshalb betone ich nochmals, dass die 
Landesregierung mit dem Haushaltsplan 2004 ihre 
Grundlinie gehalten hat. Sie hat einen verfassungs-
gemäßen Haushalt vorgelegt. Alles, was dies jetzt ge-
fährden könnte, ist von anderer Stelle zu verantworten, 
meine Damen und Herren. 
 

(Zustimmung bei der FDP) 
 

Wir haben im Bereich der konsumtiven Ausgaben erheb-
liche Einsparungen für den Haushaltsplan 2004 erreicht. 
Der Personalabbau ist hierbei an erster Stelle zu nen-
nen. Übrigens ist dies auch ein Punkt, der in der Studie 
der Bertelsmann-Stiftung ausdrücklich und anerkennend 
hervorgehoben wird. Mit unserem Personalabbaukon-
zept werden wir in den nächsten Jahren endlich einen 
Personalbesatz pro Kopf erreichen, der sich mit dem 
anderer Länder messen kann.  
 

Einen wichtigen Beitrag für künftige Personaleinsparun-
gen wird dabei die Verwaltungsreform leisten.  
 

(Oh! bei der SPD) 
 

Mit der Auflösung der Regierungspräsidien und mit der 
Konzentration wesentlicher Teile des Verwaltungsmit-
telbaus im Landesverwaltungsamt ergeben sich erheb-
liche Einsparpotenziale. Weitere Effizienzgewinne ver-
sprechen die Zusammenlegung von Staatshochbau und 
Straßenbau in einem Landesbaubetrieb, die Einrichtung 
eines zentralen Liegenschaftsmanagements, die Reform 
der Bezügestellen und die Gründung der Investitions-
bank als Nachfolger des Landesförderinstituts. 
 

(Herr Felke, SPD, und Herr Doege, SPD: Oh!) 
 

Diese Umgestaltungen wurden nunmehr im Haushalts-
plan dargestellt und sind Teil der umfangreichen Be-
schlussempfehlung. Es fällt dabei übrigens auf, dass 
auch die Opposition am Kurs der Verwaltungsreform im 
Grundsatz nur wenig auszusetzen hat. 
 

(Herr Dr. Püchel, SPD: Weil Sie das von uns 
übernommen haben! Jetzt hören Sie aber mal 
auf! Was soll denn das jetzt? - Zuruf von Frau 
Bull, PDS - Unruhe bei der SPD) 

 

- Lieber Herr Püchel, ich habe bisher bei keinem ein-
zigen dieser Projekte wirklich grundsätzliche Einwände 
der Opposition gehört.  
 

(Frau Bull, PDS: Das ist jetzt ein Witz, oder? 
- Herr Dr. Püchel, SPD: Von wem stammt denn 
das Landesverwaltungsamt? - Herr Schröder, 
CDU: Sie haben acht Jahre Zeit gehabt!) 

 

- Herr Dr. Püchel, lassen Sie mich doch einfach die Din-
ge in aller Gelassenheit hier ausführen. 
 

Dass Sie, sehr verehrte Opposition, in den Ausschuss-
beratungen an der Umsetzung im Einzelnen herumnör-
geln, das ist ohne Zweifel Ihr gutes Recht, wenngleich 
man an der Stelle doch eines bemerken muss: Es war 
Ihr Wunsch, die Darstellung der Verwaltungsreform noch 
vollständig und abschließend im Haushaltsplan 2004 
vorzunehmen. 
 
 

Präsident Herr Prof. Dr. Spotka: 
 

Herr Minister, erlauben Sie eine Zwischenfrage des Ab-
geordneten Herrn Bullerjahn? 
 
 

Herr Prof. Dr. Paqué, Minister der Finanzen: 
 

Ich würde ihn bitten, das am Schluss des Vortrags zu 
tun. 
 
 

Präsident Herr Prof. Dr. Spotka: 
 

Am Ende, Herr Bullerjahn. 
 

(Herr Bullerjahn, SPD: Zu diesem Thema!) 
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Herr Prof. Dr. Paqué, Minister der Finanzen: 
 

Dies führte zu dem Zeitdruck, den es ansonsten gar 
nicht gegeben hätte und den wir natürlich auch nicht 
sonderlich angenehm fanden.  
 

(Herr Bullerjahn, SPD: Jetzt sind wir auch noch 
schuld? Sagen Sie mal, Herr Paqué! - Herr 
Dr. Püchel, SPD: Aufhören! - Herr Bullerjahn, 
SPD: Jetzt sind wir auch noch schuld! Also, 
Leute, Leute!) 

 

Unsere Pflicht als Regierung ist es aber gleichwohl - das 
sagen wir -, an diesen Baustellen weiterhin konzentriert 
zu arbeiten und über alle Ressorts hinweg konstruktiv 
zusammenzuwirken. Dass es dabei gelegentlich ein Ab-
stimmungsproblem oder ein Problem bei der Umsetzung 
gibt, 
 

(Herr Bullerjahn, SPD: Gelegentlich! Gelegent-
lich!) 

 

das ist ganz normal. 
 

(Frau Budde, SPD: Gelegentlich gab es keines!) 
 

Das kann uns nicht entmutigen. 
 

(Herr Bullerjahn, SPD: Mein Gott, nun kommen 
Sie doch ein bisschen runter! Ein bisschen!) 

 

- Lieber Herr Bullerjahn, es ist doch so: Wer im Leben 
keine Risiken eingeht, der kann auch nichts voran-
bringen.  
 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - Lachen 
bei der SPD - Herr Bullerjahn, SPD: Das haben 
Sie uns immer vorgeworfen!) 

 

Wenn wir diese riesigen Reformen nicht in Gang setzen 
würden, dann könnten wir vielleicht die eine oder andere 
Ungereimtheit vermeiden, aber wir kämen dann nicht 
weiter in diesem Land - so ist das eben -, wie es in der 
Vergangenheit zu Ihrer Regierungszeit der Fall war.  
 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wer die Per-
sonalausgaben senken will, der muss nicht nur Stellen 
abbauen, der muss auch die Steigerung der Lohnkosten 
pro Arbeitsplatz unter Kontrolle halten. In dieser Hinsicht 
sind wir für das Jahr 2004 ein gutes Stück vorange-
kommen, und zwar sowohl bei den Angestellten als auch 
bei den Beamten.  
 

Mit dem neuen Angestelltentarifvertrag wird ein bedeu-
tender Beitrag zur Verringerung der Personalausgaben 
geleistet. Jährlich können nun Personalausgaben in 
Höhe von rund 35 Millionen € eingespart werden.  
 

An dieser Stelle möchte ich mich ausdrücklich für die 
äußerst konstruktive Zusammenarbeit mit den Gewerk-
schaften während der Verhandlungen zum Tarifvertrag 
bedanken. Mein Dank gilt auch den Beamten des Lan-
des, die mit ihrem Verzicht auf das Urlaubsgeld und mit 
der Absenkung des Weihnachtsgeldes einen wichtigen 
Beitrag zur Haushaltskonsolidierung geleistet haben. 
 

(Frau Budde, SPD: Als hätten die das freiwillig 
gemacht! - Herr Gallert, PDS: Das war ja nicht 
freiwillig bei denen! - Zuruf von Minister Herrn 
Dr. Daehre)  

 

- Nein, lieber Herr Gallert, freiwillig machen wir das alles 
nicht. Das wissen wir auch. 
 

(Frau Dr. Weiher, PDS: Dann stellen Sie es doch 
nicht so dar!) 

 

Aber lassen Sie mich eines sagen: Es gibt hier eine 
grundlegende Bereitschaft zur Zusammenarbeit, die wir 
gespürt haben bei den Angestellten und bei den Be-
amten. Wir haben sie auch bei den Personalräten in der 
Landesverwaltung gespürt. Diese konstruktive Atmo-
sphäre zeigt, dass unsere Reformen nicht in einem Geist 
der Konfrontation, sondern in einem Geist der Zusam-
menarbeit erfolgen. Darauf möchte ich mit hier mit allem 
Nachdruck hinweisen.  
 

(Zustimmung bei der FDP, bei der CDU und von 
der Regierungsbank) 

 

Die Notwendigkeit zum Sparen, die wir haben, wird weit-
hin anerkannt. Ich bin deswegen auch sehr zufrieden da-
mit, dass wir hierbei einen konstruktiven gemeinsamen 
Weg gehen.  
 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Im Haushalts-
planentwurf waren im Personalbereich globale Minder-
ausgaben eingestellt, die im Zusammenhang mit dem 
Angestelltentarifvertrag und mit ein paar anderen Punk-
ten standen. 
 

Diese globalen Minderausgaben sind inzwischen aufge-
löst und den Ausgabenansätzen zugeordnet worden. Die 
Personalausgabenansätze entsprechen damit den aktu-
ellen tarifrechtlichen und auszahlungstechnischen Rege-
lungen.  
 

Ich möchte in diesem Zusammenhang klarstellen, dass 
die Auflösung der globalen Minderausgaben für den Per-
sonalbereich auch die Universitäten betroffen hat und 
deshalb ihr Zuschussbetrag abgesenkt worden ist. 
Falsch aber wäre es, hierin einen Eingriff in die Ziel-
vereinbarungen zu sehen. Teilweise ist dies von der 
Opposition in der Öffentlichkeit so wiedergegeben wor-
den. Es ist natürlich nicht so; denn hinter der Absenkung 
verbirgt sich doch einfach, dass mit dem Angestellten-
tarifvertrag auch die Universitäten Personalkosten spa-
ren. Ihre Personalaufwendungen sind geringer. Diese, 
und nur diese Folgen wurden durch die Absenkung im 
Haushalt dargestellt.  
 

Tatsächlich verhält es sich daher mit den Absenkungen 
genau anders, als gemeinhin angenommen. Die Univer-
sitäten werden nicht zusätzlich beschnitten, sondern die 
Bemühungen der Landesregierung, die Personalausga-
ben zu senken, kommen in diesem Punkt auch den 
Universitäten zugute, denen ja mit der Zielvereinbarung 
eine Verpflichtung zur Kostensenkung auferlegt wurde.  
 

All dies zeigt, meine Damen und Herren, dass die Lan-
desregierung im Personalbereich alles tut, um im Rah-
men des Möglichen Einsparungen zu erzielen. Dazu 
zählt auch die konsequente Personalbewirtschaftung 
durch eine Geschäftsstelle des Lenkungsausschusses 
für Stellen- und Personalabbau in der Staatskanzlei, die 
sich im Jahr 2003 als sehr wirksam erwiesen hat und die 
auch 2004 unverändert beibehalten wird. Die Beschrän-
kungen des Ressortprinzips, die damit verbunden sein 
mögen, ergeben sich aus der Notwendigkeit der Situa-
tion heraus und werden in dieser Landesregierung kon-
sensual im Interesse der Sache nicht infrage gestellt.  
 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Investi-
tionsquote ist im Vergleich zu den Vorjahren leicht zu-
rückgegangen.  
 

(Zuruf: Ach!) 
 

Das muss ich einräumen. Das kann ich aber auch mit 
ruhigem Gewissen einräumen, und zwar aus folgendem 
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Grund: Wir haben eine Investitionsquote von 18,9 % er-
reicht. Dies ist gelungen, ohne die Ausgaben mit einzu-
rechnen, die zur Beseitigung der Hochwasserfolgen vor-
gesehen sind. Die Investitionsquote beliefe sich inklusive 
dieser zusätzlichen Ausgaben auf 21,1 %. Ich habe be-
reits dargestellt, unter welchen Bedingungen wir zu lei-
den haben. Es ist ganz klar: Wären die Rahmenbedin-
gungen leichter, könnte möglicherweise auch die Investi-
tionsquote noch höher sein.  
 

Auch wenn die Landesmittel immer knapper werden, ist 
die Kofinanzierung der EU-Mittel dennoch sichergestellt. 
Ermöglicht wurde dies insbesondere durch zwei Maß-
nahmenbündel: durch die Überarbeitung der Strukturen 
des Operationellen Programms und durch die Ver-
besserung der Finanzierungsverhältnisse, insbesondere 
durch den optimierten Einsatz von Drittmitteln.  
 

Auch mit der Gründung der Investitionsbank haben wir 
ein Instrument geschaffen, um Investitionen zu erleich-
tern. Die Bank bietet neuartige Gestaltungs- und Förder-
möglichkeiten, und zwar jenseits der klassischen Bereit-
stellung von Zuschüssen. Die Investitionsbank wird eine 
effektive und problemorientierte Förderung ermöglichen. 
Ihre Tätigkeit wird sich in einfachen Haushaltskennzif-
fern nicht abbilden lassen, aber sie wird spürbar bei der 
Verbesserung des Klimas für Investitionen in unserem 
Land mitwirken - auch bei einer etwas niedrigeren staat-
lichen Investitionsquote.  
 

Auch die Steuerausfälle der November-Steuerschät-
zung, meine Damen und Herren, konnten ausgeglichen 
werden, ohne im investiven Bereich allzu stark einzu-
schneiden. Zum Ausgleich der fehlenden 110 Millionen € 
wurden die investiven Ausgaben nur um gut 10 Millio-
nen € verringert. Auch hierbei haben die regierungstra-
genden Fraktionen höchst konstruktiv mit uns, der Lan-
desregierung, zusammengearbeitet.  
 

Erlauben Sie mir an dieser Stelle aber doch eine gene-
relle Bemerkung zu dem Thema Investitionen. Diese 
Bemerkung ist nötig, weil vor kurzem eine Kritik erhoben 
wurde im Zusammenhang mit dem Fortschrittsbericht 
„Aufbau Ost“ für das Jahr 2002.  
 

Es wurde uns, der CDU-FDP-Landesregierung, vorge-
halten, wir hätten die Mittel aus dem Solidarpakt II im 
Jahr 2002 zweckwidrig verwendet. Zweckwidrig heißt in 
diesem Zusammenhang: nicht hinreichend investiv.  
 

Dieser Vorwurf geht ins Leere, und zwar aus folgenden 
Gründen: Zum einen ist die geringe Nachweisquote zu-
nächst einmal eine Folge der verfehlten Politik der SPD-
Vorgängerregierung. Diese hatte einen Haushalt vorge-
legt, der hoffnungslos unterfinanziert war. Dies wurde 
mit dem Nachtragshaushalt korrigiert. Nur dies führte zu 
einer höheren Nettoneuverschuldung und damit nach 
dem Berechnungsmodus des Fortschrittsberichtes zu 
einer geringeren investiven Verwendung.  
 

Gerade weil hier Haushaltsrisiken nicht abgedeckt wa-
ren, mussten wir so handeln. Es mutet da schon etwas 
eigenartig an, dass sich der SPD-Bundestagsabgeord-
nete Dr. Küster in der „Volksstimme“ vor kurzem über 
diese Verwendung beklagt hat, obwohl sie doch genau 
von der Regierung zu vertreten ist, die von der Partei 
geführt wurde, der er angehört. Das muss an dieser 
Stelle doch deutlich hervorgehoben werden. 
 

(Zustimmung bei der CDU) 
 

Zum anderen steckt hierin auch ein systematisches Pro-
blem. Das unbefriedigende Ergebnis ergibt sich teilweise 
auch durch die Berechnungsmethode, die von der Bun-

desregierung unbedingt gewollt war. Wir als Vertreter 
des Landes Sachsen-Anhalt hatten in den entsprechen-
den Beratungen entsprechende Bedenken angemeldet 
und hatten versucht, die Bundesregierung davon abzu-
bringen. Das war aber nicht gelungen.  
 

Wir alle wissen, nicht jede Investition ist gut und nicht 
jeder Konsum ist schlecht, und die einfache haushalts-
technische Kategorisierung, die dieser Berechnung zu-
grunde liegt, führt oft nicht weiter. Wer zum Beispiel ein 
leer stehendes Gewerbegebiet erweitert, der investiert 
zwar, der tut aber doch wohl viel weniger für unser Land 
als derjenige, der Forschungspersonal an Universitäten 
finanziert. Aber das ist haushaltstechnisch Konsum. 
Hierüber muss mit dem Bund nachverhandelt werden. 
Dies werden wir tun, um die Bundesregierung von Maß-
nahmen abzuhalten, die für den Aufbau Ost schädlich 
sind, meine Damen und Herren.  
 

Wir sind als Landesregierung bemüht - das möchte ich 
an dieser Stelle noch einmal hervorheben -, der in Berlin 
neuerdings herrschenden Skepsis gegenüber den Not-
wendigkeiten des Aufbaus Ost mit Sachargumenten ent-
gegenzutreten.  
 

Ich möchte an dieser Stelle auch erwähnen, dass es die 
sachsen-anhaltische Landesregierung war, die die Ver-
längerung der Investitionszulage im Bundesrat initiiert 
hat und damit nach der Lage der Dinge Erfolg haben 
wird. Es steht in Kürze eine Bundestagsentscheidung 
an, die wohl positiv ausfallen wird. Der Bundesrat hat 
sich bereits entschieden. Die Investitionszulage wird al-
ler Voraussicht nach bis Ende 2006 für das verarbeiten-
de Gewerbe verlängert.  
 

All dies muss man in den Zusammenhang stellen mit der 
leicht gesunkenen, notwendigerweise leicht gesunkenen 
Investitionsquote; denn wir haben als Landesregierung 
viel getan, um an anderer Stelle Bewegung hineinzubrin-
gen, damit, wenn sich der Staat etwas zurückzieht, hier 
die Privaten bereitstehen, damit das Wachstum und die 
Beschäftigung, die wir in Mittel- und Ostdeutschland und 
in Sachsen-Anhalt unbedingt brauchen, hier weiter vor-
ankommen, meine Damen und Herren.  
 

(Zustimmung bei der FDP und bei der CDU) 
 

Ich komme nun zu den Kommunalfinanzen. Lassen Sie 
mich vorweg sagen: Wir, die Landesregierung, sind uns 
voll bewusst, dass die Finanzlage der Kommunen äu-
ßerst angespannt ist. Umgekehrt ist genauso klar, dass 
die Landesregierung mit einem gerade noch verfas-
sungsgemäßen Haushalt keinerlei eigenständige Spiel-
räume hat, um dieser Situation aus eigener Kraft ent-
gegenzutreten und sie aus eigener Kraft zu verändern. 
Das muss man einfach, wenn man ehrlich ist, hier klar 
feststellen.  
 

Gleichwohl gilt auch, dass der vorliegende Haushalts-
planentwurf 2004 alles tut, um vermeidbare Härten auch 
wirklich zu vermeiden. Die Leistungen an die Kommunen 
nach dem Finanzausgleichsgesetz bleiben jedenfalls 
konstant. Die Verbundquoten bleiben konstant und die 
weiteren Leistungen aus dem FAG ebenfalls. Ich unter-
lege dies mit einigen Zahlen.  
 

Im Jahr 2003 stehen den Kommunen nach dem Haus-
haltsplan 1,499 Milliarden € zu. Dies war bei der Aufstel-
lung des Planentwurfs die Orientierungsgröße für die 
Landesregierung. 
 

Im Jahr 2004 werden daher auf der Basis des von der 
Landesregierung eingebrachten Haushaltsplanentwurfs 
1,497 Milliarden € ausgezahlt. Hierbei sind bereits Er-
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stattungen für Überzahlungen an die Kommunen abge-
rechnet worden. In beiden Jahren wurden Erstattungen 
in Höhe von 83,3 Millionen € für Überzahlungen aus 
dem Vorjahr veranschlagt. Im Jahr 2004 kommt noch die 
Endabrechnung für das Jahr 2002 hinzu, aufgrund derer 
weitere 6,6 Millionen € von den Kommunen zu erstatten 
sind.  
 

Obwohl der Landesregierung bewusst war, dass im 
Jahr 2003 die voraussichtliche Überzahlung höher als 
veranschlagt ausfallen wird, hat die Landesregierung zur 
Abfederung der Folgen für die Kommunen nur einen Teil 
zur Erstattung vorgesehen. Der verbleibende Teil wird 
2005 zur Verrechnung anstehen. Das muss an dieser 
Stelle festgehalten werden. Wir haben ein Verfahren ge-
funden, das für die Kommunalfinanzen möglichst scho-
nend ist.  
 

Lassen Sie mich noch einen weiteren, eher technischen 
Hinweis geben: Im Haushaltsplan 2004, der Ihnen vor-
liegt, stehen 1,528 Milliarden € als Leistungen im Rah-
men des Finanzausgleichs für die Kommunen. Gegen-
über dem von der Landesregierung vorgelegten Haus-
haltsplanentwurf 2004 mit 1,497 Milliarden € bedeutet 
dies rein rechnerisch eine Zunahme von knapp 31 Mil-
lionen €.  
 

Diese Zunahme ergibt sich aus zwei gegenläufigen Ef-
fekten. Zum einen sind die Leistungen nach dem Auf-
nahmegesetz in Höhe von 56 Millionen € in die Finanz-
ausgleichsmasse integriert worden. Zum anderen sind 
aufgrund der November-Steuerschätzung Mindereinnah-
men in Höhe von 25 Millionen € gemäß der Verbund-
quote von 23 % berücksichtigt. Der Nettoeffekt ergibt 
eine rechnerische Zunahme von 31 Millionen €. Ich sage 
dies, um klarzustellen, dass es hierbei nicht um eine 
echte Zunahme geht, sondern um einen Nettoeffekt 
zweier gegenläufiger Bewegungen.  
 

Meine Damen und Herren! Die Ausführungen zu den 
Kommunalfinanzen müssen an dieser Stelle natürlich 
unvollständig bleiben. Die auf Bundesebene angestrebte 
kommunale Finanzreform ist ein Teil des Gesamtpake-
tes von Reformvorhaben, über die in diesen Tagen im 
Vermittlungsausschuss zu entscheiden sein wird.  
 

Grundsätzlich begrüßen wir natürlich alle Bestrebungen, 
die kommunale Finanzkraft zu stärken. Ich sage aber 
auch ganz klar - das habe ich in diesem Hohen Hause 
schon mindestens zweimal auf Anfrage gesagt -, dass 
das nur für Vorhaben gelten kann, die eine echte Bes-
serstellung der Kommunen herbeiführen und nicht zu-
lasten der Wirtschaft gehen. Diese Besserstellung darf 
nicht einseitig zulasten der Länderfinanzen gehen; denn 
dann wäre das nur eine Umverteilung innerhalb ge-
gebener Finanzverbünde. Die Länder können sich das 
jedenfalls nicht leisten.  
 

Aber an dieser Stelle ist nicht der Ort, über die weitere 
Entwicklung zu spekulieren. Entscheidend ist in jedem 
Fall, dass die Landesregierung ihre Haushaltskonsolidie-
rung mit der Stabilisierung der Zuweisungen des Landes 
an die Kommunen verbunden hat - und dies trotz aller 
Unwägbarkeiten und trotz aller Planungsunsicherheit.  
 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Lassen Sie 
mich abschließend und zusammenfassend feststellen: 
Wir in Sachsen-Anhalt sind in einer sehr schwierigen 
Lage. Andere Länder sind das auch. Andere Regierun-
gen haben ähnliche Probleme. Bei uns sind sie noch 
immer besonders schwerwiegend, aber es steht außer 

Zweifel, dass Sachsen-Anhalt mit diesem Haushalt, wie 
er jetzt vorgelegt ist, ein gutes Stück vorankommt auf 
dem so wichtigen Weg zu soliden Finanzen und damit 
auch - das möchte ich hinzufügen - auf dem Weg zu 
mehr Respekt und zu mehr Anerkennung in der Ge-
meinschaft deutscher Länder.  
 

Meine Damen und Herren! Ich bitte Sie, dem Haushalts-
plan 2004 zuzustimmen. - Vielen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit.  
 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 
 
 

Präsident Herr Prof. Dr. Spotka:  
 

Herr Minister, Sie waren bereit, eine Frage des Abgeord-
neten Herrn Bullerjahn zu beantworten. Es gibt eine 
zweite Frage des Abgeordneten Herrn Rothe. - Bitte 
sehr, zunächst Herr Bullerjahn.  
 
 

Herr Bullerjahn (SPD):  
 

Ich habe gar nicht gedacht, dass Sie so schnell fertig 
werden, Herr Minister. Ich lasse jetzt die Frage mit dem 
- was habe ich vorhin gesagt? - Vergnatztsein weg. 
Darüber wird heute noch diskutiert werden. 
 

Eine Frage zu einem Punkt, den Sie nicht angesprochen 
haben, und zwar die Effekten-Lombard-Vereinbarung. 
Dazu würde mich der aktuelle Stand interessieren.  
 
 

Herr Prof. Dr. Paqué, Minister der Finanzen:  
 

Herr Bullerjahn, ich habe damit gerechnet, dass Sie die-
sen Punkt in Ihrem Beitrag ansprechen. Ich kann Ihnen 
vorweg sagen, dass die Landesregierung gemäß § 4 
des Haushaltsgesetzes 2003 ermächtigt ist, das Sonder-
vermögen Altlastensanierung bis zu einem Betrag von 
150 Millionen € zu beleihen. Das ist klar. Eine entspre-
chende Einnahme ist im Haushaltsplan 2003 veran-
schlagt. Laut Haushaltsvermerk bei dem entsprechen-
den Titel soll die Beleihung erst erfolgen, wenn die Kre-
ditermächtigung gemäß § 3 des Haushaltsgesetzes 
2003 und eine eventuelle Restkreditermächtigung aus 
dem Jahr 2002 vollständig ausgeschöpft sind.  
 

Dies wird wohl in den nächsten Tagen der Fall sein, so-
dass eine Beleihung unter rechtlichen Gesichtspunkten 
erfolgen kann. Es war bisher unser Ziel, die Beleihungs-
möglichkeit eventuell gar nicht zu nutzen. Angesichts der 
sich jetzt realisierenden Einnahmeausfälle wird dies je-
doch nicht möglich sein. Deshalb wird das wohl kurz vor 
Jahresende erfolgen.  
 

Die Laufzeit der Beleihung wird von den auszuhandeln-
den Konditionen abhängen. Angesichts des langfristigen 
Vermögensstandes des Fonds ist die Landesregierung 
in der Lage, die Laufzeit unter ausschließlich ökono-
mischen Gesichtspunkten frei zu bestimmen. Insofern, 
Herr Bullerjahn, sehe ich an dieser Stelle eigentlichen 
keinen weiteren Diskussionsbedarf.  
 
 

Präsident Herr Prof. Dr. Spotka:  
 

Es gibt eine weitere Nachfrage des Abgeordneten Bul-
lerjahn. Sind Sie bereit, Herr Minister, auch diese zu be-
antworten? - Bitte, Herr Bullerjahn.  
 
 

Herr Bullerjahn (SPD):  
 

Okay. Sie würden es uns aber einfacher machen, wenn 
Sie dies sozusagen von einem anderen Sockel aus 
machen würden.  
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Wir haben diese Diskussion nicht losgetreten. Sie haben 
in der Bereinigungssitzung dieses Thema aufgegriffen 
und erklärt, dass Sie beabsichtigen, diese Beleihung im 
Frühjahr 2004 abzulösen. Tun Sie das bitte deshalb 
nicht ganz so damit ab, als ob das nur unsere Dis-
kussion wäre. Deswegen die klare Frage - vielleicht kön-
nen Sie diese Frage auch klar beantworten -: Wird es im 
Haushaltsjahr 2004 zu dieser Ablösung kommen, ja oder 
nein?  
 
 

Herr Prof. Dr. Paqué, Minister der Finanzen:  
 

Ich kann diese Frage jetzt nicht abschließend beant-
worten. Das ist eine Frage des Schuldenmanagements. 
Das wird sich im Verlauf des Jahres zeigen.  
 

(Herr Bullerjahn, SPD: Also bleibt es bis jetzt bei 
der Beschlussempfehlung!) 

 
 

Präsident Herr Prof. Dr. Spotka:  
 

Herr Minister, sind Sie bereit, auch die Frage des Ab-
geordneten Herrn Rothe zu beantworten? 
 
 

Herr Prof. Dr. Paqué, Minister der Finanzen:  
 

Ja.  
 
 

Präsident Herr Prof. Dr. Spotka:  
 

Bitte sehr, Herr Rothe.  
 
 

Herr Rothe (SPD):  
 

Herr Minister, Sie haben darauf hingewiesen, quasi ent-
schuldigend für das Verfahren, es sei der Wunsch der 
Opposition gewesen, die Stellenveränderungen im Zuge 
der Bildung des Landesverwaltungsamtes im Haushalts-
plan darzustellen. Sind Sie bereit zuzugestehen, dass 
auch nach Auffassung des Landesrechnungshofes ein 
derartiger Umbau, der zu Jahresbeginn wirksam werden 
soll, nicht en passant nach § 50 der Landeshaushalts-
ordnung erfolgen kann, dass wir Sie also mit unserem 
Wunsch zur Rechtstreue angehalten haben?  
 

(Herr Scharf, CDU: Was? - Zurufe von der CDU 
und von der SPD) 

 
 

Herr Prof. Dr. Paqué, Minister der Finanzen:  
 

Herr Rothe, die Schlussbemerkung empfinde ich als ein 
wenig anmaßend, wenn Sie entschuldigen, dass ich das 
so sage.  
 

(Frau Budde, SPD: Wer war jetzt anmaßend, Sie 
oder Herr Rothe? Eine Frechheit!)  

 

Es ist einfach so: Man muss das ganz praktisch sehen. 
Wir haben ein laufendes Verfahren, bei dem es eine 
Fülle von Umstrukturierungen gibt. Es war nie die Ab-
sicht der Landesregierung - um Ihre Formulierung aufzu-
greifen -, en passant irgendetwas am Landtag und an 
den zuständigen Ausschüssen vorbeizuschleusen. Da-
von kann überhaupt keine Rede sein, zumal man bei 
dem Verfahren nach § 50 immer auch hervorheben 
muss, dass in der nächsten Runde, in der nächsten 
Haushaltsberatung diese Dinge zur Genehmigung an-
liegen. Ich bin kein Jurist, aber formal ist es doch so, 
dass der Landtag selbst dann nicht ausgeschaltet ist und 
insofern eine Verletzung der Rechtstreue nicht festge-
stellt werden kann.  
 

Aber Sie haben - ganz praktisch gesprochen, Herr 
Rothe - mit Ihrem Begehren, das alles noch in diesem 

Haushalt zu machen, zu einer beträchtlichen Beschleu-
nigung des Verfahrens in der Umsetzung beigetragen. 
Eine solche Beschleunigung geht dann schon an die 
Grenzen der Machbarkeit. Wenn dann ein paar Umset-
zungs- und auch Abstimmungsprobleme auftauchen 
- ich sage das ganz salopp -, dann darf man sich nicht 
wundern und sollte das denjenigen, die das gemacht 
haben, auch nicht zum Vorwurf machen.  
 

Die Position des Landesrechnungshofs steht für mich 
bei diesem Punkt im Übrigen überhaupt nicht im Wider-
spruch zur Position der Landesregierung. 
 
 

Präsident Herr Prof. Dr. Spotka: 
 

Herr Minister, es gibt weitere Anfragen vom Abgeord-
neten Herrn Gallert und von Frau Bull. Sind Sie bereit, 
auch diese zu beantworten?  
 
 

Herr Prof. Dr. Paqué, Minister der Finanzen:  
 

Ja.  
 
 

Präsident Herr Prof. Dr. Spotka:  
 

Bitte, Herr Gallert, und dann Frau Bull. 
 
 

Herr Gallert (PDS): 
 

Herr Paqué, Sie haben davon gesprochen, dass es eine 
Konstanz bei den Kommunalfinanzzuweisungen in den 
Jahren 2003 und 2004 zumindest im Rahmen des Fi-
nanzausgleichsgesetzes gibt. Ich frage Sie hinsichtlich 
dieser Aussage: Was ist Ihre Vergleichsgrundlage zwi-
schen dem heute zu beschließenden Haushalt und den 
Zahlungen im Jahr 2003? Ist die Vergleichsbasis die, die 
die Zahlen für das Jahr 2003 gegenüber den Kommunen 
real ausgemacht haben, also die, die im Haushaltsplan-
entwurf standen, oder ist Ihre Vergleichsbasis der be-
schlossene Haushaltsplan 2003?  
 

Haben Sie dabei berücksichtigt, dass im letzten Jahr 
während der Haushaltsberatungen, ich glaube, noch ein-
mal 28 Millionen € zusätzlich für die Kommunen erwirt-
schaftet worden sind, die dann nach dem FAG-Berech-
nungsschlüssel auf die Kommunen aufgeteilt worden 
sind? Haben Sie berücksichtigt, dass es im Jahr 2003 
auch im Rahmen des FAG eine Abwicklung von insge-
samt 36 Millionen € an Restbeständen von IfG-Mitteln 
für die Kommunen gegeben hat? 
 
 

Herr Prof. Dr. Paqué, Minister der Finanzen: 
 

Ich will jetzt nicht eine Diskussion über Details, weil wir 
einfach feststellen müssen: Wir haben mit dem Verfah-
ren, das wir gewählt haben, maßgeblich zu einer Glät-
tung beigetragen, indem wir die Rückerstattungsbeträge 
ein Stück nach hinten geschoben haben. Das ist das Er-
gebnis, und das ist das ökonomisch bedeutsame Ergeb-
nis für die Kommunen. 
 

Wir können sie natürlich nicht ewig nach hinten schie-
ben, weil ansonsten eine Bugwelle entstünde, die ir-
gendwann überhaupt nicht mehr zu bewältigen ist. 
 

Aber wir hoffen einmal - nach allen Konjunkturindikato-
ren können wir möglicherweise auch davon ausgehen -, 
dass im nächsten und hoffentlich auch im übernächsten 
Jahr nicht wieder das Gleiche passiert, was wir in den 
letzten beiden Jahren erleben mussten. Dann haben wir 
eigentlich eine Situation, in der die Kommunen etwas 
mehr Ruhe bekommen, um dann die Rückerstattungen 
zu leisten. Wir haben durch das Verfahren, wie auch 
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immer die technischen Einzelheiten sind, dafür gesorgt, 
dass der Strom einigermaßen konstant geblieben ist. Ich 
finde, das ist aller Anerkennung Wert. 
 
 

Präsident Herr Prof. Dr. Spotka:  
 

Bitte, Frau Bull. 
 
 

Frau Bull (PDS): 
 

Herr Minister, wenn ich Sie richtig verstanden habe, 
dann haben Sie vorhin gesagt, dass Sie eine allgemeine 
Kritik am Vorgehen bei der Verwaltungsreform seitens 
der Oppositionsfraktionen nicht erkennen konnten. Ich 
frage Sie deswegen, ob Ihnen das allgemeine Klima des 
Unverständnisses, das sowohl in der am 17. Okto-
ber 2003 durchgeführten Anhörung als auch in der vom 
Sozialausschuss durchgeführten Anhörung zum Aus-
druck gekommen ist, von den Mitgliedern der Landes-
regierung bzw. von dem Staatssekretär und von einem 
Mitarbeiter des Sozialministeriums nicht übermittelt wor-
den ist.  
 

Des Weiteren frage ich Sie: Haben Sie zur Kenntnis ge-
nommen, dass wir alle während der letzten Landtagssit-
zung sehr kontrovers über zwei Anträge der PDS-Frak-
tion zu diesem Thema beraten haben? 
 
 

Herr Prof. Dr. Paqué, Minister der Finanzen: 
 

Zum ersten Punkt: Ich war natürlich nicht im Sozialaus-
schuss. Ich war nur bei der zentralen Sitzung am 17. No-
vember 2003 im Finanzausschuss zugegen. Seit der am 
17. Oktober 2003 durchgeführten Anhörung war inzwi-
schen ein ganzer Monat vergangen. In diesem Monat ist 
eine ganze Menge passiert. Alle diese Umsetzungsfra-
gen waren inzwischen in den Häusern behandelt wor-
den.  
 

Während dieser gemeinsamen Sitzung mit dem Innen-
ausschuss hatte ich nicht den Eindruck, dass ein heil-
loses Chaos herrscht, sondern ich hatte eigentlich den 
Eindruck, 
 

(Zuruf von Frau Bull, PDS) 
 

dass bei aller Komplexität der Materie außerordentlich 
strukturiert diskutiert wurde und dass wir eigentlich auch 
zu vernünftigen Ergebnissen kamen, beginnend mit 
einer Übersicht, die ich selbst präsentiert habe. Dann 
sind wir auf die Einzelfragen eingegangen. Es war für 
mich immer noch das, was ich ein geordnetes Verfahren 
nenne. Ich kann nicht sehen, dass das Parlament in 
irgendeiner Weise nicht angemessen beteiligt wurde. Es 
war in der damaligen Sitzung auch nicht mein Eindruck, 
dass die Opposition das so empfand. 
 
 

Präsident Herr Prof. Dr. Spotka:  
 

Vielen Dank, sehr geehrter Herr Minister.  
 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 
 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zur Aufklärung 
des Missverständnisses: Uns wurde im Ältestenrat be-
deutet, dass der Ministerpräsident gegen 12 Uhr nach 
Berlin muss, dass er aber nach der Runde der Frak-
tionsvorsitzenden zu sprechen wünscht. Wir haben ihn 
auf die knappe Zeit hingewiesen. Vielleicht ist deshalb 
der Redebeitrag des Finanzministers nicht angemeldet 
worden, sodass wir ihn bei unserer Regie nicht be-
rücksichtigen konnten.  
 

(Herr Dr. Püchel, SPD: Er konnte ja reden!) 
 

Ich rufe für die PDS-Fraktion Frau Dr. Sitte auf. Bitte 
sehr, Frau Dr. Sitte. 
 
 

Frau Dr. Sitte (PDS): 
 

Danke, Herr Präsident! - Meine Damen und Herren! Es 
wird auch in diesem Jahr ein neues Unwort des Jahres 
gewählt. Ich kann dafür nur das Wort „Reform“ vor-
schlagen. Reform - das war ein Begriff, der für die Ver-
besserung eines Zustands stand, und zwar für die Ver-
besserung der Situation der meisten Menschen in die-
sem Land. Es war auch ein Begriff, der für mehr Demo-
kratie und mehr Gerechtigkeit stand.  
 

Gemacht wird das Gegenteil. Wenn heute von Reformen 
die Rede ist, dann darf die Mehrheit der Bürgerinnen 
und Bürger getrost davon ausgehen, dass der Gürtel 
einmal wieder enger zu schnallen ist. Leistungskürzung 
jagt Leistungskürzung. Ob die Vorschläge von der 
CDU/CSU, von der SPD, der FDP oder von den Bünd-
nisgrünen kommen, ist eigentlich nicht mehr zu unter-
scheiden. Es läuft letztlich auf das Gleiche hinaus. 
 

Dabei müsste es doch gerade wegen der zunehmend 
schwierigeren Bedingungen darum gehen, das Gemein-
wesen so zu stärken, dass soziale Polarisationen nicht 
weitere Risse in der Gesellschaft produzieren. Der 
Mensch ist ein soziales Wesen, und seine bisherige 
Lebenswelt war und bleibt gesellschaftlich. Das macht 
auch die Zivilisation aus.  
 

Ich finde es ausgesprochen bemerkenswert, wenn in 
einer Situation allgemeiner Übereinstimmung zwischen 
CDU/CSU, SPD, FDP und Bündnisgrünen der Minister-
präsident dieses Landes auf eine ganz andere Weise, 
als mancher es erwartet haben mag, auf die Zukunfts-
debatte zurückgekommen ist. Was macht die Gesell-
schaft entwicklungsfähig? - Das ist die zentrale Frage.  
 

Indem er den Glauben, dass eine Steuersenkung der 
Wirtschaft gleich so starke Impulse gibt, dass der Staat 
hinterher sogar mehr Steuern einnimmt, als Irrtum be-
zeichnet, läuft er gegen den Mainstream der Politik, 
übrigens nicht nur seiner eigenen Partei. Damit Sie sich 
nicht irren: Ich habe es einfach zitiert. 
 

Gleiches wird auch für seine Position hinsichtlich einer 
höheren Erbschaftsteuer für sehr gut Betuchte, zur diffe-
renzierten Auszahlung von Fördermitteln anstelle pau-
schaler Kürzungen, zum Zusammenhang von sinkender 
Kauf- und Steuerkraft, für seine Auffassung zum Solidar-
prinzip in den Sicherungssystemen, zum Finanzaus-
gleich unter den Kommunen und eventuell auch in Be-
zug auf die Erhöhung der Nettokreditaufnahme gelten 
können.  
 

Der Ministerpräsident kritisiert SPD und Grüne von links. 
Diese Verortung, hat er gesagt, ist ihm relativ gleich. Ich 
muss sagen: Ein bisschen hat uns dieser spannende 
Vorgang schon beschäftigt. Ist das jetzt die Stimme ei-
nes einzelnen und neben Norbert Blüm recht einsamen 
CDU-Politikers mit sozialkonservativen Werten? Ist das 
die Stimme der Vernunft aus tieferer Einsicht in gesell-
schaftliche Zusammenhänge? Ist das die Freiheit, die 
sich der Ministerpräsident in der Gelassenheit seiner 
Lebensjahre nicht nehmen lässt? 
 

(Herr Borgwardt, CDU, lacht) 
 

Oder ist es einfach eine Taktik aus dem Gefühl heraus, 
dass die gesellschaftliche Stimmung im nächsten Jahr 
kippen und es um das politische Überleben gehen könn-
te? Letzteres wollen wir natürlich nicht unterstellen. Da-
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her nehmen wir Sie, Herr Ministerpräsident, beim Wort. 
Wir haben mit dieser Auffassung nämlich weniger Pro-
bleme, als die Koalitionsfraktionen und die SPD-Fraktion 
in diesem Haus haben dürften.  
 

Dennoch trennt uns die Praxis. Ihr Haushalt spricht eine 
andere Sprache. Dort finden sich diese Positionen nicht 
wieder. Die Gründe dafür liegen nicht nur in purem Prag-
matismus und Sachzwängen. Die Verteidiger dieses 
Haushaltes setzen andere politische Grundsätze auf 
Landesebene um. Das bildet aus unserer Sicht durchaus 
einen Widerspruch zum politischen Ansatz des Minister-
präsidenten.  
 

Die Bewertung dieses Haushaltes durch die PDS-Frak-
tion geschieht nicht vor dem Hintergrund, dass alte 
Sicherheiten einfach zu verteidigen sind. Der Sozialstaat 
muss neu begründet werden und sich den rasant wan-
delnden Bedingungen des 21. Jahrhundert anpassen. 
 

Soziale Gerechtigkeit soll sich neu begründen, anders 
gesichert, aber eben nicht aufgegeben werden. Wir wen-
den uns daher entschieden gegen alle Versuche, die 
Umbrüche dieser Zeit als Vorwand zu missbrauchen, um 
soziale Sicherheiten abzubauen und allein Selbstverant-
wortung zu predigen.  
 

(Zustimmung bei der PDS) 
 

Es geht letztlich doch um den Abbau und Rückzug des 
Staates aus der Verantwortung für die Gestaltung wich-
tiger gesellschaftlicher Grundlagen - Wirtschaft, Arbeit, 
Soziales, Gesundheit, Bildung, Kunst, Kultur, Sport und 
vieles andere mehr. Wir behaupten dabei auch nicht, 
dass alles der Staat selbst leisten müsse. Als politisch 
Verantwortliche haben wir aber sehr wohl für Vorausset-
zungen zu sorgen, unter denen diese Gesellschaft 
lebensfähig und zukunftsfähig bleibt.  
 

Im Kontext der von der Bundesregierung beschlossenen 
gesetzlichen Regelungen werden sich die Kürzungen im 
Einzelplan des Sozialministeriums noch schmerzlicher 
für die Betroffenen auswirken. Die Zusammenlegung 
von Arbeitslosen- und Sozialhilfe auf dem Niveau und zu 
den Konditionen der Sozialhilfe, wachsende Belas-
tungen der Versicherten aus der Gesundheitsreform, 
verschärfte Heranziehungsbedingungen für behinderte 
Menschen und deren Angehörige bei der Inanspruch-
nahme von Eingliederungshilfeleistungen und Kürzung 
von Leistungen für behinderte Menschen werden für die-
se Betroffenen zu erheblichen Problemen bei der Bewäl-
tigung ihres Lebens führen.  
 

Schon im Armutsberichts des Landes wird auf die Dra-
matik in den Folgen für die Überschuldung von Teilen 
der Bevölkerung hingewiesen. Unter diesen Bedin-
gungen kürzt die Landesregierung die Zuschüsse für 
die Schuldner- und Insolvenzberatung von insgesamt 
1,147 Millionen € auf rund 608 000 €, und diese sind 
immerhin für viele Betroffene der einzige Strohhalm, an 
dem sie sich aus ihrer Misere noch herausziehen kön-
nen. Deshalb ist die Kürzung aus unserer Sicht nicht 
akzeptieren. 
 

Dass Druck manchmal etwas nützt, zeigt sich hinsicht-
lich der Suchtberatungsstellen und der Aidshilfe in Sach-
sen-Anhalt. In diesem Bereich konnten die beabsich-
tigten Kürzungen in den Fachausschüssen abgewendet 
werden. Das geschah auch deshalb, weil die Abgeord-
neten der Koalitionsfraktionen sich dem Druck der Be-
troffenen und der Einsicht, dass Prävention und Bera-
tung gerade in diesen sensiblen Bereichen gefördert 

werden müssen, um noch mehr Ausgaben zu vermei-
den, nicht verschließen konnten. 
 

Eine ähnliche Konsequenz hätten wir uns von der Koali-
tionsmehrheit auch bezüglich der Förderung der Frauen-
kommunikationszentren gewünscht. Deren niedrig-
schwellige Beratungsangebote für Frauen und Mädchen 
in Krisensituationen, auf den Arbeitsmarkt orientierte 
Kurve, Workshops sowie ihre Angebote als Zentren ihrer 
Begegnung und Kommunikation fördern Partizipation 
und Stärkung der Frauen. Gerade sie sind in Zeiten so-
zialen Kahlschlags für viele von existenzieller Bedeutung 
und eben nicht zu unterschätzen.  
 

(Zustimmung bei der PDS) 
 

Der PDS-Antrag, die Mittel für die Jugendpauschale in 
Höhe von rund 6,4 Millionen € wieder in den Sozial-
haushalt einzustellen, wurde abgelehnt. Nachdem die 
Jugendpauschale nun im Finanzausgleichsgesetz ge-
blieben ist, bestand unsere Absicht darin, dort wenigs-
tens die Konditionen der Zuweisung zu ändern: nach Be-
völkerungsanteil der Kinder- und Jugendlichen im Alter 
von zehn bis 27 Jahren, nach Einwohnerdichte und mit 
der Festlegung einer Kofinanzierung seitens der Kom-
munen in Höhe von 30 %. Letztlich wurden diese Vor-
schläge abgelehnt; die Jugendpauschale bleibt, wenn-
gleich zweckgebunden, unverändert im FAG. 
 

Abgelehnt wurden auch Anträge zur Erhöhung der Zu-
schüsse an den Kinder- und Jugendring, auf Einstellung 
von 2 Millionen € für die Schulsozialarbeit, auf Steige-
rung der Zuweisungen an die Jugendverbände. 
 

Etwas merkwürdig, also nicht ganz logisch, agieren die 
Koalitionsfraktionen schon bisweilen. So hatte die PDS 
im Gleichstellungsausschuss beantragt, die Mittel nach 
dem Kinderförderungsgesetz sachgerecht in den Sozial-
haushalt einzustellen. Das wurde dort abgelehnt. Im 
Finanzausschuss wurde der Antrag bei der Behandlung 
des Sozialhaushalts von der PDS nochmals gestellt und 
erneut von CDU und FDP abgelehnt. Schließlich erfolgte 
die gleiche Antragstellung - dann letztmalig - bei der 
Behandlung des Einzelplans 13, diesmal allerdings nicht 
von der PDS, sondern von der CDU und der FDP. Der 
Argumentation des Präsidenten des Landesrechnungs-
hofs hatte man sich offensichtlich dann doch nicht ent-
ziehen können. Manchmal ist das Leben wirklich schwer 
zu verstehen. 
 

(Herr Tullner, CDU: Ja, das ist ganz einfach!) 
 

Irritationen gab und gibt es auch um die Maßnahmen zur 
Stärkung der Demokratie.  
 

(Zuruf von Herrn Tullner, CDU) 
 

Aus dem Ansatz von 300 000 € wurden 150 000 € in den 
Einzelplan der Staatskanzlei umgesetzt. Diese Mittel 
wurden dort der Landeszentrale für politische Bildung als 
Zuschüsse zur Mitfinanzierung des Programms „Xenos“ 
und für weitere Projekte zur Stärkung der Demokratie an 
private Einrichtungen zugeordnet. Nachdem in den letz-
ten Monaten ein halbwegs akzeptabler Kompromiss zur 
Sicherung der Arbeit des Vereins „Miteinander“ e. V. ge-
funden worden war, besteht jetzt unsererseits die Be-
fürchtung, dass durch dieses Vorgehen dieser Konsens 
aufgelöst werden und der Verein erneut vor dem Aus 
stehen könnte. 
 

(Herr Tullner, CDU: So ein Blödsinn! Sie hätten 
das nur fragen müssen!) 
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- Haben wir doch gemacht, Herr Tullner.  
 

(Herr Tullner, CDU: Ja, hätten Sie machen sol-
len!) 

 

Es bedarf hierzu eines klaren Wortes der Koalitionsfrak-
tionen; denn die Förderkriterien der Landeszentrale 
schließen die Förderung von Personalkosten aus.  
 

(Herr Tullner, CDU: Woher wissen Sie denn das? 
Das stimmt doch gar nicht!) 

 

Lassen Sie mich nochmals daran erinnern, dass im Zen-
trum der Arbeit dieses Vereins steht, Initiativen gegen 
Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit zu stär-
ken. Das wurde immer schwieriger und dennoch hat der 
Verein nicht zuletzt als Preisträger dazu beigetragen, 
dass sich auch der Blick auf Sachsen-Anhalt zum Posi-
tiven gewendet hat.  
 

(Beifall bei der PDS) 
 

Meine Damen und Herren! Alle Gesetze zur Steuersen-
kung werden mit der Behauptung beschlossen, sie wür-
den die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft 
sichern und neue Beschäftigung schaffen - Steuersen-
kungen, die bezeichnenderweise nicht bei den Beschäf-
tigung und Ausbildungsplätze schaffenden Unternehmen 
der mittelständischen Wirtschaft, insbesondere hier im 
Osten, ankommen.  
 

Die Hartz-Gesetze gehen nicht nur zulasten der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer, sondern sie zeitigen bis 
heute auch keinerlei Erfolg zur Umkehrung in der Ent-
wicklung der Arbeitslosigkeit.  
 

Die Mehrheitsparteien in Bundestag und Bundesrat be-
tonen, Verzicht sei unumgänglich, die Belastung der 
Unternehmen sei zu groß und damit der Sozialstaat 
nicht mehr finanzierbar. Dabei wird völlig ausgeblendet, 
dass die Unternehmen für die Finanzierung des Sozial-
staates in den letzten Jahrzehnten immer weniger aufge-
kommen sind und dass Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer den Mammutanteil längst geschultert haben. 
Großkonzerne haben in den vergangenen Jahren durch 
die Steuerreform Milliarden an Steuern gespart und viele 
erhielten vom Finanzamt mehr zurück, als sie bezahlt 
haben.  
 

Meine Damen und Herren! Wir sind kein armes Land, 
das seinen Arbeitslosen, den Kranken und Rentnerinnen 
und Rentnern immer mehr Opfer abverlangen muss. Wir 
sind kein Land, dass den nachgewachsenen Generatio-
nen die Startblöcke aus den Laufbahnen nehmen muss. 
 

(Beifall bei der PDS) 
 

Wir sind kein Land, das immer weniger Beschäftigten die 
Kosten der Sicherungssysteme auferlegen muss. Allein 
im vergangenen Jahr ist die Zahl der deutschen Euro-
Millionäre um 25 000 auf 955 000 gestiegen. Anders 
ausgedrückt: Auf fünf Arbeitslose kommt ein Millionär. 
Das muss doch nachdenklich machen. Da müssen sich 
Politiker doch mal fragen, ob das gerecht sein kann. 
 

(Beifall bei der PDS) 
 

Jetzt soll mir bitte niemand damit kommen, dass das 
alles mit dem Haushalt nichts zu tun hat. Die Krise der 
öffentlichen Haushalte hat nicht nur mit den Ausgaben, 
sondern eben vor allem mit fehlenden Einnahmen zu 
tun. 
 

(Beifall bei der PDS) 
 

Die jüngsten Parteitagsbeschlüsse von SPD, Grünen 
und CDU/CSU setzen den Hobel an den Grundpfeilern 
des Sozialstaates an. Da fallen bekanntlich Späne und 
diese fallen derzeit vor allem in den Kommunen und den 
Ländern zu Boden. Insbesondere in den Kommunen 
häufen sich die Späne dieser Politik und die Ergebnisse 
aus dem Vermittlungsausschuss werden die Situation 
weiter verschärfen.  
 

Kommunen als Schmelztiegel von Widersprüchen und 
Konflikten. Kommunalpolitik steht längst nicht mehr vor 
originären Entscheidungen kommunaler Selbstverwal-
tung. Daher kann ich die Wohlfahrtsverbände und Kir-
chen nur unterstützen, wenn sie sagen, dass nicht mehr 
zwischen freiwilligen und Pflichtaufgaben zu unterschei-
den sei; es gebe für Kommunen nur noch notwendige 
Ausgaben, aus der Vernunft heraus geboren. 
 

Dem trägt dieser Landeshaushalt nicht Rechnung. Die 
Kommunen werden erneut von Kürzungen in Höhe von 
rund 100 Millionen € getroffen. Meine Kollegen Wulf Gal-
lert und Helga Paschke werden nachher unsere Kritik im 
Einzelnen zu den Einzelplänen vortragen.  
 

Soziale Gerechtigkeit erleben die meisten Bürgerinnen 
und Bürger ganz konkret. Im Grunde genommen bedeu-
tet sie nichts anderes als einen minimalen Ausgleich von 
Ungerechtigkeiten, die erst in dieser Gesellschaft, und 
eben nicht von den Betroffenen verursacht werden. 
Nahezu alle unterbreiteten Vorschläge zum so genann-
ten Umbau des Sozialstaates setzen jedoch bei den Be-
troffenen an. Damit wird also ein gesellschaftlich verur-
sachtes Problem zur Lösung auf eine individuelle Ebene 
delegiert.  
 

Die Massenarbeitslosigkeit ist einerseits der Hauptgrund 
für die Krise des Sozialstaates. Arbeitslosigkeit ist aber 
andererseits die Kehrseite einer rationalisierten Wirt-
schaft. Der Wirtschaftsminister kann hier im Land för-
dern, so viel er will. Wenn diese Förderungen am Ende 
nicht zum Ersatz von verloren gegangenen oder zur 
Neuschaffung von Arbeitsplätzen führen, läuft er zwar 
rund, aber eben in einem Teufelskreis. 
 

(Beifall bei der PDS) 
 

Auch wenn es die liberale Seele quälen mag, Herr Reh-
berger, es bleiben effektiv eigentlich nur drei Handlungs-
option:  
 

Erstens. Wir kommen aus diesem Kreislauf nur heraus, 
wenn wir vor allem in qualitative Wachstumsfaktoren in-
vestieren. In einem an Ressourcen armen Land muss 
der Rohstoff „Wissen“ an erster Stelle stehen. 
 

(Beifall bei der PDS) 
 

Es gilt also, in alle Bereiche zu investieren, die dafür 
Entwicklungsvoraussetzungen schaffen. Das reicht aus 
unserer Sicht von der Förderung von Kindertagesstätten 
über eine Förderung von Schulen, Ausbildungseinrich-
tungen und Hochschulen bis hin zu einer Forschungs- 
und Technologieförderung. Punktuelle Ansätze am Ende 
der Kette erreichen nur den Teil des Potenzial von jun-
gen Leuten, die sich bis dahin durchkämpfen konnten. 
Wir brauchen aber eine Breite an der Startlinie, wenn wir 
insgesamt zu Spitzenleistungen kommen wollen. 
 

Zweitens. Sie können eigentlich nur gezielt die Unter-
nehmen fördern, die bereits heute zu Wachstumsbran-
chen mit entsprechender Beschäftigungssteigerung ge-
hören. Allerdings sind die Fristen von der Einreichung 
bis zur Umsetzung von Förderanträgen noch immer zu 
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lang. Das gilt weniger für die großen Antragsteller als 
vielmehr für jene, die sich als Mittelständler seit Jahren 
auf dem Markt gegen Konkurrenten und gegen Banken-
willkür zu behaupten haben. 
 

(Zustimmung bei der PDS) 
 

Dabei liegt es nahe, dass mancher diese Förderpraxis 
als unengagiert empfindet. Das passt dann wiederum 
überhaupt nicht zu der ausgerufenen Förderungspolitik 
des Wirtschaftsministers. 
 

Drittens. Sie müssen sich darüber im Klaren sein, dass 
der zweiten Arbeitsmarkt die Brückenfunktion zum ers-
ten Arbeitsmarkt längst verloren gegangen ist. Die Exis-
tenz des zweiten Arbeitsmarktes hat daher vor allem 
soziale Funktionen gegenüber den Menschen, die kaum 
jemals in reguläre Beschäftigung aufgenommen werden.  
 

Der Armutsbericht des Landes sagt: Die Verlierer der 
Wiedervereinigung waren zum Wendezeitpunkt zwi-
schen 45 und 50 Jahren alt. Sie haben durch häufige Ar-
beitslosigkeit sinkende Erwerbseinkommen. Altersarmut 
wird sie betreffen.  
 

Diejenigen, die über lange Jahre Arbeitslosenhilfe emp-
fangen haben, brauchen keinen weiteren Druck, sondern 
vielmehr umfassende Hilfe, um in ein normales Berufs-
leben zurückzukehren. Davon kann sich verantwortliche 
Politik selbstverständlich nicht abkoppeln. 
 

Zudem sind insbesondere Arbeitsplätze in Bereichen ge-
schaffen worden, über die unmittelbar auf kommunaler 
Ebene gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern Leis-
tungen erbracht worden sind, welche die Kommunen 
nicht mehr schultern konnten. Daran haben also das 
Land und die Kommunen eigentlich ein doppeltes Inte-
resse. 
 

Von dieser Erkenntnis ist der Wirtschaftsminister aber 
ziemlich weit entfernt. Seit Jahren weisen wir darauf hin, 
dass es einen Zusammenhang zwischen den Kürzungen 
bei den Arbeitsmarktmaßnahmen und der hohen Ar-
beitslosenquote im Land gibt. Das ist völlig logisch.  
 

Nun scheint der Wirtschaftsminister in diesem Punkt im-
merhin eine, wenngleich faule, Frucht vom Baum der Er-
kenntnis genascht zu haben. Sie ist schwer verdaulich. 
Der Minister macht jetzt den Baum für seine Beschwer-
den verantwortlich. 
 

(Herr Gallert, PDS, lacht) 
 

Aus dessen Sicht ist für die Tatsache, dass in Sachsen-
Anhalt Förderfälle in deutlich geringerer Zahl als in ande-
ren Ländern, namentlich in Mecklenburg-Vorpommern, 
zu Buche stehen, die Bundesanstalt für Arbeit verant-
wortlich. Mecklenburg-Vorpommern hat sich jedoch in-
tensiv darum bemüht, die Auswirkungen der Hartz-Ge-
setze im eigenen Land in für die Betroffenen erträglichen 
Grenzen zu halten. Die Zahl der Förderfälle ist dort nicht 
so drastisch zurückgegangen. Einem dortigen Rückgang 
um 16,7 % stehen ein Rückgang in Sachsen-Anhalt um 
36,8 % und in Sachsen um 43,1 % gegenüber.  
 

In seinem Schreiben an die Bundesanstalt für Arbeit wirft 
der Minister ihr eine politisch motivierte Vergabepraxis 
vor. Wir halten diesen Vorwurf für haltlos. Aber er be-
inhaltet das Eingeständnis, dass es für die Länder sehr 
wohl Möglichkeiten gibt, die Arbeitsmarktpolitik zu beein-
flussen und damit gegen die Politik der Bundesregierung 
anzugehen. 
 

(Beifall bei der PDS) 
 

Also sind nicht Briefe gefragt, sondern praktische haus-
haltspolitische Entscheidungen. 
 

(Zustimmung bei der PDS) 
 

Bekanntlich hat die Bundesregierung Strukturanpas-
sungsmaßnahmen faktisch abgeschafft. ABM werden 
anders finanziert. Es werden Pauschalen eingeführt, 
deren Höhe sich nach dem Qualifikationsniveau der 
Teilnehmer richtet. Sie liegen zwischen 900 € und 
1 300 € pro Monat. Auch die Sachkosten werden pau-
schaliert und umfassen im besten Fall 300 € pro Monat. 
 

Zugleich sind die Länder aus der Pflicht zur Mitfinanzie-
rung entlassen worden. Es ist also Sparen auf der gan-
zen Linie angesagt. Die Pauschalen reichen jedoch bei 
weitem nicht für die Gesamtfinanzierung einer Maßnah-
me aus. Was heißt das? - Der Träger muss zuzahlen.  
 

Vor dem Hintergrund der leeren öffentlichen Kassen und 
der Schwierigkeiten von Trägern, Eigenmittel zu erwirt-
schaften, muss es zwangsläufig zu großen Problemen 
bei der Gesamtfinanzierung einer Maßnahme kommen. 
An dieser Stelle beginnt aus unserer Sicht die Verant-
wortung des Landes, unabhängig davon, ob es sich um 
Sachsen, Sachsen-Anhalt oder Mecklenburg-Vorpom-
mern handelt.  
 

Im Haushaltsplanentwurf 2004 ist die Höhe der Zuwei-
sungen im Bereich der Unterstützung des zweiten Ar-
beitsmarktes um einen Betrag von fast 8 Millionen € ge-
kürzt worden. Es ist völlig klar, dass dann unter anderem 
in geringerer Zahl Förderfalle zu Buche stehen. Nach 
unserer Schätzung können mit dem verbleibenden Mit-
teln maximal 3 100 Menschen in einer solchen Maßnah-
me durch das Land unterstützt werden.  
 

Mecklenburg-Vorpommern - ich bleibe bei dem Beispiel, 
das der Minister gewählt hat - hat in diesem Bereich an-
dere politische Prioritäten gesetzt. Aus diesem Grund ist 
die Zahl der Förderfälle dort deutlich höher.  
 

Es geht also nicht um unlauteren Wettbewerb beim 
Kampf gegen die Arbeitslosigkeit. Es geht vielmehr um 
die Einsicht, dass es noch lange dauern wird, bis die 
Arbeitslosenquote über den ersten Arbeitsmarkt nach-
haltig gesenkt werden kann. Eine gänzliche Beseitigung 
der Arbeitslosigkeit wird unter den gegebenen Bedingun-
gen überhaupt nicht mehr möglich sein. Deshalb bedarf 
es auch weiterhin eines zweiten Arbeitsmarktes. Wir po-
kern hierbei nicht um Zahlen aus der Statistik, sondern 
wir versuchen, im Sinne der Betroffenen zu handeln. 
 

An anderer Stelle übrigens war die Landesregierung be-
reit, diese Sichtweise zu übernehmen. Das Sonderpro-
gramm „Aktiv zur Rente“ weiterzuführen, ist eine richtige 
Entscheidung, sie entspricht den Erfordernissen hier und 
heute und trägt damit auch dem Armutsbericht des Lan-
des Rechnung. Es geht also. 
 

Meine Damen und Herren! Armut ist nicht genetisch 
determiniert, aber sie ist gesellschaftlich vererbbar. 20 
bis 25 % der Bevölkerung Sachsen-Anhalts gehören zu 
den Einkommensarmen. Dazu zählen zunehmend arbei-
tende Arme. Dass es eine Verbindung zwischen mate-
rieller und Bildungsarmut gibt, ist insbesondere in Bezug 
auf die Bildungschancen von Kindern aus diesen Haus-
halten längst belegt. 
 

Nun heißt das keinesfalls, dass diesen Kindern vor die-
sem Hintergrund unabdingbar soziale Perspektiven ver-
baut werden. Es gibt auch in einkommensschwachen 
Haushalten sehr wohl sehr engagierte Eltern, die sich 
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um ihre Kinder bemühen. Einseitige Forderungen bzw. 
Folgerungen wären daher sehr fatal.  
 

Dennoch haben die Erfahrungen gezeigt, dass Arbeits-
losigkeit in sozialer Hinsicht etwas außerordentlich Des-
truktives für den Einzelnen wie auch für die betroffenen 
Angehörigen hat. Es fällt schwer, diese Belastung zu 
verarbeiten, nicht nur materiell, sondern auch immate-
riell. Bisweilen fehlt sogar die Motivation, sich ausrei-
chend um sich selbst zu kümmern, sich selbst Aufgaben 
zu stellen. Daher halten wir nicht nur Nachteilsaus-
gleiche, sondern auch gezielte Förderungen der Gruppe 
der Betroffenen für immens wichtig, wollen wir nicht 
schon viele Kinder in ganz frühen Jahren verlieren. 
 

(Beifall bei der PDS) 
 

Mit dem Wort „verlieren“ ist gemeint, dass Bildungschan-
cen formal zwar bestehen, diese aber nicht wirklich bei 
den Kindern ankommen. Die Ursachen sind, wie bereits 
angedeutet, im Einzelnen sehr vielschichtig. Natürlich 
fängt vieles mit dem Klima in der Familie an. Aber für 
manches Kind hört mit diesem Klima auch schon alles 
auf.  
 

Es mag durchaus richtig sein, die Schuld dafür bei den 
Eltern zu suchen - manche tun nur das. Elternschulen 
wären auch nicht schlecht. Aber es ist gewiss keine 
Lösung, wenn ausgerechnet eine Oberstaatsanwältin 
uns während einer Diskussion am Rande einer Unter-
schriftensammlung zum Volksbegehren für das Kinder-
betreuungsgesetz sagt, jenen Eltern, die sich nicht um 
ihre Kindern kümmerten, müssten die Kinder entzogen 
werden.  
 

Wohl gemerkt: Diese Feststellung ist im Zusammenhang 
mit der Herstellung eines Ganztagsanspruchs für Kinder 
von nicht erwerbstätigen Elternteilen gefallen. Sie fußte 
zudem auf der Auffassung, die Kindertagesstätten be-
günstigten die Möglichkeit der Abschiebung von Kindern. 
Diese Meinung widerspricht dem qualitativen Angebot 
dieser Einrichtungen für Kinder und zeugt von Unkennt-
nis.  
 

(Beifall bei der PDS) 
 

Was passiert eigentlich, wenn letztlich die Schuld bei 
den Eltern gefunden wurde und es nicht gelingt, diese 
Eltern zu aktivieren? Hat das Kind dann Pech gehabt? 
Damit kann man sich doch nicht abfinden. 
 

Natürlich können auch Kindertagesstätten und Schulen 
das Problem nicht umfassend lösen. Aber sie sind über 
viele Jahre eine wichtige Kinderwelt. Sie können die 
Kinder am ehesten erreichen. Die Schulen und damit die 
Lehrer übernehmen immer mehr Aufgaben der Sozial-
hilfe und müssen viel intensiver schulpsychologische Be-
treuungsangebote machen. Die Landesregierung aber 
streicht genau an dieser Stelle.  
 

Die schlechten Noten für Deutschlands Schulen in der 
Pisa-Studie sind vor allem auf die mangelnde Förderung 
sozial benachteiligter Kinder zurückzuführen. Deshalb 
müssen die Start- und Bildungschancen der Kinder vom 
Einkommen der Eltern entkoppelt werden. Ansonsten 
bleibt es dabei, dass in den Hochschulen vor allem Kin-
der aus einkommensstärkeren Elternhäusern ankom-
men. 
 

Diese Tatsache ist dann die Begründung dafür, warum 
die besser Gestellten für die Bildung ihrer Sprösslinge 
zusätzlich aufkommen sollen. Das Geld soll aufgrund 
chronischer Finanzknappheit bei den Hochschulen blei-
ben. Das ist durchaus nachvollziehbar, vor allem aus der 

Sicht der Hochschulen. Aber genau genommen muss 
die Politik andere Finanzentscheidungen für die Hoch-
schulen fällen, und eben nicht kürzen.  
 

Wenn die Gesellschaft wirklich will, dass endlich mehr 
Kinder aus einkommensschwächeren Elternhäusern zum 
Studium kommen, dann müsste das zusätzlich einge-
nommene Geld eigentlich in mehr Bildungschancen für 
diese Kinder, und zwar viel früher im Bildungssystem, 
investiert werden. Auch deshalb unterstützen wir das 
Volksbegehren. 
 

(Beifall bei der PDS) 
 

Der Minister kann, wie heute Morgen, davor weg- oder 
daran vorbeilaufen, aber früher oder später werden die 
damit verbundenen Probleme nicht nur diesen Minister, 
sondern uns alle einholen.  
 

(Beifall bei der PDS) 
 

Meine Damen und Herren! Jegliche Kürzung im Bildungs-
bereich hat immer auch einen hohen symbolischen Wert 
für ein Land und seine Entwicklungsperspektiven. Die 
bundesweiten Studierendenproteste sind ein Beleg da-
für. Es ist nicht so, dass sich eine Hochschule durch-
hungern könnte, bis es ist vielleicht einmal wieder mehr 
Geld gibt, was ohnehin in den Sternen steht. Bis dahin 
verlieren die Hochschulen Kernkompetenzen ihrer Leis-
tungspotenziale. 
 

Es trifft die Hochschulen im Land in einer Phase der 
Konsolidierung. Es trifft sie auch in einer Phase, in der 
sie die wichtigsten Kerne für die Innovationsbasis des 
Landesbildes bilden. Die qualitativen Wachstumsfakto-
ren bilden sich in und um die Hochschulen. Statt sich auf 
deren Qualifizierung zu konzentrieren, erfolgen jetzt 
auch noch Eingriffe in die Substanz.  
 

Die letzten Wochen haben sehr wohl gezeigt, dass sich 
dabei gravierende Fehlentscheidungen anbahnen. Die 
Landesregierung ist demzufolge nach unserer Einschät-
zung drauf und dran, wenn sie nicht gegensteuert, Millio-
nen investierter Steuergelder zu entwerten. Das müsste 
zumindest den Landesrechnungshof auf den Plan rufen. 
Er sollte die Frage untersuchen, ob sich die Investitionen 
unter diesen Entscheidungen überhaupt auszahlen kön-
nen. 
 

Mit den zusätzlichen Kürzungen der Mittel für die Hoch-
schulen im vorliegenden Haushalt brechen Sie zudem 
Ihre Zusage, dass den Hochschulen in den Jahren 2004 
und 2005 insgesamt der gleiche Betrag zur Verfügung 
gestellt werden soll. Diese Aufrechnungsrechnung, die 
jetzt aufgestellt wird, hilft an dieser Stelle niemandem 
sonderlich weiter. Daher ist auch nach der Spezifizie-
rung der globalen Minderausgabe beispielsweise auf die 
Hochschulen die Beibehaltung derselbigen beim Haus-
halt des Kultusministeriums nicht gerechtfertigt. 
 

Meine Damen und Herren! Sie glauben, mit diesem 
Haushalt einen Wechsel auf die Zukunft zu ziehen. 
Warum - so frage ich Sie - unternehmen Sie dann nichts, 
was der Entwertung dieses Wechsels entgegen wirkt? 
Stattdessen findet ein Ausverkauf auf der ganzen Linie 
statt. Keine Leuchttürme, nur Irrlichter. Was Sie uns vor-
gelegt haben, ist ein Haushalt der verlorenen Illusionen.  
 

(Beifall bei der PDS) 
 
 

Präsident Herr Prof. Dr. Spotka: 
 

Vielen Dank, Frau Dr. Sitte. - Meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Für die FDP-Fraktion erteile ich nun 
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dem Abgeordneten Herrn Lukowitz das Wort. Bitte sehr, 
Herr Lukowitz. 
 
 

Herr Lukowitz (FDP): 
 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! „Viele unserer Probleme entstehen dadurch, dass 
die öffentliche Hand grundsätzlich ihre Aufgabenstruktur 
- unabhängig davon, ob es sich dabei um Leistungs-
gesetze, um Personalausgaben oder um den Schulden-
dienst handelt - so gestaltet hat, dass jede Pause oder 
auch nur eine Verlangsamung im Wachstum der Einnah-
meseite sofort zu einer Krise führt, weil Mindereinnah-
men nicht geplant sind. 
 

Das gesamte Ausgabenvolumen wird selbst in Hoch-
konjunkturphasen sofort der Einnahmeseite angepasst. 
Folglich haben wir keinerlei Rücklagen gebildet. Seit 
Jahren finanziert der öffentliche Gesamthaushalt 9 bis 
10 % seiner Ausgaben aus dem Zuwachs der Schul-
denstände. Damit wurde der gesamte Schuldendienst 
mittlerweile auf mehr als 10 % der Gesamtausgaben 
bzw. auf 4 % des Bruttoinlandsproduktes getrieben. 
 

Die gesamtstaatliche Verschuldung nimmt kontinuierlich 
stärker zu, als in den mittelfristigen Finanzplanungen 
vorgesehen und der Volkswirtschaft zuträglich ist. Das 
betrifft nicht allein das Land Sachsen-Anhalt, sondern 
das hat etwas mit der Gesamtlage zu tun, in die wir 
eingebunden sind.“ 
 

Meine Damen und Herren! Sehr verehrte Abgeordnete! 
Diese Ausführungen waren nicht O-Ton Lukowitz - Herr 
Präsident, ich zeige das Zitat nachträglich an -, sondern 
sie waren ein Zitat meines geschätzten Kollegen Dr. 
Fikentscher aus dem Jahr 1999 zur Begründung des 
damaligen SPD-Haushaltes. 
 

Was damals gegolten hat, das sollte auch heute gelten. 
Ich bitte darum, dass das auch für dieses Haus gilt. 
Damals lag das bundesweite Wirtschaftswachstum bei 
über 2 %, meine Damen und Herren. Die Minderein-
nahmen des Landes Sachsen-Anhalt lagen nach den 
Steuerschätzungen bei rund 30 Millionen €. Wir haben 
heute Ausfälle von mehr als 300 Millionen € zu ver-
kraften. 
 

(Zuruf von Herrn Bullerjahn, SPD) 
 

Schauen wir uns einmal die heutigen Rahmenbedin-
gungen genauer an. Wir haben bundesweit die höchste 
Arbeitslosigkeit, ein Nullwachstum und die schlimmste 
Pleitewelle seit der Gründung der Republik. Beim 
Wachstum innerhalb Europas steht Deutschland auf 
dem letzten Platz. Deutschland verletzt in Folge die Sta-
bilitätskriterien für den Euro. Im Bundeshaushalt 2004 
sind die neuen Schulden höher als die Investitionen. 
 

Die negativen Auswirkungen für unser Land sind enorm. 
Für den Landeshaushalt sind nach den Steuerschätzun-
gen vom Mai und vom November Mindereinnahmen von 
mehr als 300 Millionen € zu erwarten. Hinzu kommen die 
Erbmassen. Ich möchte diesen Begriff eigentlich nicht 
weiter strapazieren, muss aber doch auf die Lehrer-
zeitkonten hinweisen und - einige werden das nachher 
noch ansprechen - auf die wenig glückliche Lösung bei 
der Finanzierung des Talsperrenbetriebes. Das sind 
hausgemachte Probleme, meine Damen und Herren, die 
in das Tal der Vergangenheit zurückreichen.  
 

Lieber Herr Fikentscher! Meine Damen und Herren! Die 
aktuelle Gesamtlage ist ungleich dramatischer, als sie es 
in den Jahren von 1999 bis 2001 war. Deshalb erachte 

ich es als einen wirklich beachtenswerten Erfolg der 
CDU-FDP-Koalition, dass wir diesem Haus einen verfas-
sungskonformen Haushalt vorlegen konnten. 
 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 
 

Wir sind damit im Gegensatz zum Bund, aber auch zu 
einer ganzen Reihe von Bundesländern, die mit großer 
Wahrscheinlichkeit an diesem Anspruch scheitern wer-
den. Wir sollten deshalb dieses Ergebnis nicht klein-
reden. Für das Image eines Landes ist nicht nur die 
Regierung verantwortlich, sondern auch die Opposition, 
meine Damen und Herren. 
 

(Herr Dr. Püchel, SPD: Ich erinnere nur an die 
Rote Laterne in der letzten Wahlperiode! Wer hat 
das Land schlecht geredet? Das war die CDU! 
- Frau Mittendorf, SPD: Haben Sie das alles 
vergessen? - Herr Dr. Püchel, SPD: Natürlich! 
- Weitere Zurufe von der SPD) 

 

Es macht für mich wenig Sinn, wenn Kollege Gallert in 
einer Pressemitteilung vom 24. November erklärt - ich 
darf zitieren -:  
 

„Die Landesregierung schaffe es sowieso nur mit 
Rechentricks, den Haushaltsentwurf für 2004 
formell verfassungskonform zu halten.“ 

 

(Herr Gallert, PDS: Richtig!) 
 

- Dazu habe ich, Herr Gallert - mit Verlaub - eine voll-
kommen andere Auffassung. 
 

(Herr Gallert, PDS: Das überrascht mich nicht!) 
 

Sie malen hier den Teufel an die Wand. Wir präsentieren 
unserem Land, meine Damen und Herren, einen ehr-
lichen, transparenten, verfassungskonformen und von 
Sparzwängen gekennzeichneten Haushalt.  
 

(Widerspruch bei der SPD - Zuruf von der PDS: 
Lug und Trug! - Weitere Zurufe von der SPD und 
von der PDS) 

 

Er hat einen klaren Konsolidierungsansatz und wir hal-
ten diesen Konsolidierungskurs auch für alternativlos. 
 

Doch die eigentliche Richtungsdebatte, meine Damen 
und Herren, macht sich für mich vor allen Dingen an der 
Überschrift dieser Pressemitteilung fest, die lautet: „PDS 
für Lockerung der Schuldenaufnahme.“ 
 

(Herr Tullner, CDU: Hört, hört!) 
 

Es gilt also über Grundfragen zu diskutieren, meine Da-
men und Herren. Wollen wir mehr eigenverantwortete 
Schulden und, wenn ja, zu welchem Preis? Kann sich 
dieses Land überhaupt noch eine überproportionale 
Schuldenentwicklung leisten? - Jeder weiß, dass wir 
schon heute die höchste Staatsverschuldung pro Ein-
wohner in den neuen Bundesländern haben. 
 

Die PDS beantwortet diese Fragen offensichtlich mit Ja. 
Sie zielt damit nicht nur auf zusätzliche Investitionen, wie 
wir eben gehört haben, sondern malt auch schöne 
Scheinhorizonte, vor allen Dingen im konsumtiven Be-
reich, vom Kindergarten bis zum Studenten, ohne zu sa-
gen, dass genau diese Generationen über Jahre, viel-
leicht sogar über Jahrzehnte hinweg einen sehr hohen 
Preis dafür zu zahlen haben werden. - Das halte ich für 
verantwortungslos. 
 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - Herr 
Dr. Püchel, SPD: Wer hat denn bisher die meis-
ten Schulden aufgenommen?) 
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Präsident Herr Prof. Dr. Spotka: 
 

Herr Abgeordneter, sind Sie bereit, zwei Fragen zu be-
antworten, eine vom Abgeordneten Herrn Gallert und ei-
ne vom Abgeordneten Herrn Bullerjahn? 
 
 

Herr Lukowitz (FDP): 
 

Wenn meine Kollegen so nett sind und bis zum Ende 
meiner Rede warten können, gern. 
 
 

Präsident Herr Prof. Dr. Spotka: 
 

Am Ende Ihrer Rede. - Herzlichen Dank. 
 
 

Herr Lukowitz (FDP): 
 

Meine Damen und Herren! Wir sagen deutlich, klar und 
laut: Nein, wir müssen es schaffen, damit aufzuhören, 
mehr zu verbrauchen, als wir aus eigener Kraft ein-
schließlich des Länderfinanzausgleichs, der Bundes-
ergänzungszuweisungen, der Europamittel usw. erwirt-
schaften. Deshalb bleibt unser mittelfristiges Ziel, die 
Neuverschuldung nach allen Regeln des Verantwort-
baren deutlich zurückzufahren und nach Möglichkeit am 
31. Dezember 2008 bei Null zu landen.  
 

Ich weiß, dass bedeutet oft Einschnitte, auch in gesell-
schaftlichen und sozialen Bereichen, teilweise auch bei 
Investitionen. Das fällt niemandem leicht. Aber es be-
deutet für uns klare politische Zukunfts- und Genera-
tionenverantwortung, meine Damen und Herren. 
 

In diesem Zusammenhang spielt die gegenwärtig bun-
desweit geführte Debatte über den Sinn oder den Un-
sinn des Vorziehens der Steuerreform auch für unser 
Land eine entscheidende, maßgebliche Rolle. Wir haben 
jüngst, vor zwei Tagen, sehr unterschiedliche Meinun-
gen von den Ministerpräsidenten Sachsens und Thürin-
gens gehört. 
 

Während Herr Milbradt sagt, das Vorziehen der Steuer-
reform komme überhaupt nicht infrage, vertritt Herr 
Althaus eine diametrale Auffassung dazu. Er sagt, wir 
sollten das tun; nichts tun sei schlimmer als sich dafür zu 
entscheiden, die Steuerreform vorzuziehen. Ich vermute, 
dass unser Ministerpräsident, wenn er nachher das Wort 
nimmt, dem Hohen Haus zu diesem Thema sicherlich 
auch seine Meinung vorträgt. 
 

Was sind die Fakten für Sachsen-Anhalt, meine Damen 
und Herren? - Wir planen im Landeshaushalt 2004 Ge-
samteinnahmen in Höhe von ca. 10,4 Milliarden €. Das 
Vorziehen der Steuerreform würde nach Berechnungen 
des Finanzministeriums bei den üblichen Verteilungs- 
und Belastungsschlüsseln Mindereinnahmen in Höhe 
von rund 230 bis 250 Millionen € für unser Land nach 
sich ziehen. 
 

Dies, eins zu eins in den Landeshaushalt übersetzt, ver-
krafteten wir nicht, ohne auf einen neuen zusätzlichen 
Schuldenberg zuzusteuern. Dieser wäre dann zwar nicht 
auf unserem Mist gewachsen, aber er würde uns wohl 
oder übel gehören. Das schränkt von außen her die 
Souveränität sowie die Budgethoheit unseres Landes 
ein, weil uns mit einer solchen Entscheidung die plan-
bare Geschäftsgrundlage für eine seriöse Haushalts-
politik im Wesentlichen entzogen würde. Das halte ich 
zumindest für verfassungsrechtlich bedenklich. 
 

Nun aber zur anderen Seite der Ambivalenz, meine 
Damen und Herren. Was könnte uns das Vorziehen der 
Steuerreform bringen? Es geht um die Frage nach den 

Chancen, die wir zu sehen haben. - Klare steuerliche 
Entlastungen für die Bürger und vor allem für den Mittel-
stand, positive Auswirkungen auf die konjunkturelle Ent-
wicklung und nachfolgend auf den Arbeitsmarkt - das ist 
wohl, so glaube ich, in der Wirtschaft und auch in der 
Wissenschaft unstrittig. Die FDP begrüßt seit Jahren 
einen solchen Reformkurs prinzipiell, weil er richtig und 
weil er wichtig ist. Diese Erkenntnis ist nun wohl auch 
bei der SPD gewachsen.  
 

Ich erinnere mich an eine Nachfrage meines Kollegen 
Püchel zu einer meiner ersten Reden. Er fragte: Wie 
wollen Sie das denn bezahlen? - Ich nehme an, lieber 
Kollege Püchel, Sie werden mir nachher in Ihrer Rede 
eine Antwort darauf geben; denn ich gebe die Frage jetzt 
an Sie zurück: Wie wollen Sie das künftig bezahlen? 
 

Meine Damen und Herren! Unser Landesinteresse will 
ich aus der Sicht der FDP einmal so formulieren: Das 
Vorziehen der Steuerreform ist grundsätzlich richtig. 
Dies darf aber nicht nur auf Pump und auch nicht we-
sentlich zulasten der Länder gehen. 
 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - Zustim-
mung von der Regierungsbank) 

 

Wir brauchen Kompensationsmodelle für die Länder, 
wobei es eine ganze Reihe von Vorstellungen gibt, zum 
Beispiel - ich nenne nur einige wenige - eine maßgeb-
liche Entlastungen bei der Finanzierung der Sonder-
versorgungssysteme, ein deutliches Signal in Richtung 
der Gemeindefinanzen unter dem Stichwort „Sofortpro-
gramm“, klare Regelungen bei der geplanten Zusam-
menlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe und auch 
- man könnte sich das zumindest vorstellen - eine spür-
bare Reduzierung des Kofinanzierungsschlüssels bei 
Bundesprogrammen und Gemeinschaftsaufgaben. 
 

Meine Damen und Herren! Das platte Verschieben von 
Finanzströmen zwischen Bund, Ländern und Kommunen 
wäre jedoch überhaupt nicht sinnvoll. Das würde einen 
zusätzlichen Keil in das ohnedies schon belastete Ver-
hältnis zwischen den Ländern und den Kommunen trei-
ben. Hierbei sollten wir ausnahmsweise nicht Goethe fol-
gen, der einmal als Staatsmann gesagt hat: 
 

„Willst lustig du leben, geh’ mit zwei Säcken: 
einen zum Geben, einen zum Einstecken. Da 
gleichst du Prinzen, plünderst und beglückst 
Provinzen.“ 

 

Doch auf alle diese Problemfelder wird sicherlich auch 
mein lieber Kollege Püchel noch klärend eingehen kön-
nen. Meine Erwartungshaltung ist diesbezüglich jeden-
falls sehr groß. Wir können am Ende nur hoffen, dass 
wir zu den Beglückten, und nicht zu den Geplünderten 
zählen. 
 

Meine Damen und Herren! Ich möchte gern zusammen-
fassen. Gelegentlich hört man aus Oppositionskreisen, 
der jetzt vorliegende Landeshaushalt sei kein Konsoli-
dierungshaushalt. - Das ist falsch. War Sachsen-Anhalt 
mindestens in den Jahren von 1997 bis 2001 jedes Jahr 
absoluter Spitzenreiter bei der Neuverschuldung pro 
Einwohner, so liegen wir im Jahr 2003 und auch im Jahr 
2004 deutlich besser als Brandenburg und Mecklenburg-
Vorpommern. Meine Damen und Herren! Das ist eine 
klare finanzpolitische Richtungsänderung. 
 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 
 

Gelegentlich oder auch viel zu oft hört man von der 
Opposition, es werde nicht wirklich gespart; das sei kein 
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Sparhaushalt. - Auch das ist falsch. Wir werden im 
Jahr 2004 - der Finanzminister hat es schon gesagt - 
rund 330 Millionen € weniger ausgeben als im Vorjahr. 
Das ist ebenfalls eine klare finanzpolitische Richtungs-
änderung.  
 

Gelegentlich hört man von der Opposition, in der Haupt-
gruppe 4, also beim Personal, gebe es nicht genügend 
Bewegung; es wäre alles so wie früher. 
 

(Herr Bullerjahn, SPD: Das ist falsch! Das geht 
gegen die Landesbetriebe an! - Zuruf von Herrn 
Gallert, PDS) 

 

Auch das ist falsch. - Das haben Sie mir vorweggenom-
men, Herr Bullerjahn.  
 

Die Abbaurate im Jahr 2003 kann sich sehen lassen und 
dürfte auch in oppositionellen Kreisen zumindest für 
Überraschung gesorgt haben. Der Personalabbau im 
Jahr 2003 wird am Jahresende wohl etwa 2 500 Stellen 
betragen. Im Jahr 2004 wird dieses Konzept mit großer 
Konsequenz vorgesetzt. 
 

Die Reduzierung des Stellenbestandes um mindestens 
1 900 Stellen über das ganze Jahr hinweg ist mit rund 
60 Millionen € in den jeweiligen Haushaltsansätzen etati-
siert. Zum Jahresende 2004 gehen wir von einem Stel-
lenbestand im Landesdienst von rund 56 500 Stellen 
aus. Selbst der Präsident des Landesrechnungshofes 
hat die Realitätsnähe dieser Planungen geradezu abge-
segnet. 
 

(Herr Bullerjahn, SPD: Das stimmt nun nicht! Da 
bringen Sie etwas durcheinander! - Zurufe von 
Frau Dr. Weiher, PDS, und von Herrn Gallert, 
PDS) 

 

- Mir gegenüber hat er das so erläutet. Er hat gesagt, 
das sei eine wirklich solide Darstellung im Landeshaus-
halt. 
 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - Zustim-
mung von der Regierungsbank) 

 

Meine Damen und Herren! Fast unentwegt hört man von 
der Opposition, das Land würde die Kommunen über-
proportional benachteiligen. - Auch das ist falsch. Wir 
teilen uns den Mangel in einer Verantwortungsgemein-
schaft, die das Land seit Jahren auch ganz gewollt über-
proportional belastet.  
 

(Herr Dr. Püchel, SPD: Da haben wir früher aber 
anderes gehört!) 

 

Wir wissen, dass die Lage in vielen Kommunen trotzdem 
außerordentlich ernst ist. Ich verweise auf die Aktuelle 
Debatte während der letzten Sitzung des Landtages und 
ich verweise auch darauf, dass meine Kollegin Hüskens 
sich nachher zu diesem Thema sicherlich noch umfas-
send äußern wird. 
 

Viel weniger allerdings als zu Beginn der Legislaturperio-
de hört man von der Opposition, die Landesregierung 
mache zu wenig. Dazu teile ich die Wahrnehmung von 
Finanzminister Paqué, die er vorhin vorgetragen hat: Es 
gibt eine ansehnliche, große Liste von Reformprojekten. 
Viele davon sind auch noch Baustellen, aber das ist ein 
ganz normales zeitliches Problem. Ich will nur einiges 
herausgreifen:  
 

− Wir werden mit Wirkung vom 1. Januar 2004 das 
Landesverwaltungsamt errichten;  

 

− wir haben eine Verwaltungsreform auf Gemeinde-
ebene angeschoben;  

 

− die Koalition hat kürzlich den Startschuss für eine gut 
vorbereitete Kreisgebietsreform 2008 gegeben;  

 

(Herr Reck, SPD: Glauben Sie das selbst? - Herr 
Dr. Püchel, SPD: Das ist einmalig, was hier ab-
läuft!) 

 

− wir haben klare Reformen im Bildungs- und Hoch-
schulbereich eingeleitet;  

 

− wir planen die Errichtung einer Landesimmobilien-
gesellschaft und eines Landesbaubetriebes, und, 
meine Damen und Herren,  

 

− ab dem 1. Januar 2004 wird die Investitionsbank 
Sachsen-Anhalt gegründet und für den Mittelstand in 
Sachsen-Anhalt zur Verfügung stehen.  

 

Ich glaube, wir können dem designierten Geschäftsfüh-
rer - das konnten Sie in der Presse lesen -, Herrn Maas, 
den wir alle gut kennen und der sicherlich von Ihnen 
allen auch akzeptiert wird, viel Erfolg für seine an-
spruchsvolle Aufgabe wünschen. Aber das Letzte - -  
 

(Herr Dr. Püchel, SPD: Wir freuen uns, dass Sie 
hier bleiben!) 

 

- Danke, Herr Püchel, das könnte im Protokoll stehen.  
 

(Heiterkeit - Minister Herr Dr. Daehre: Das ist 
doch wie ein Weihnachtsgeschenk!) 

 

Meine Damen und Herren! Es ist also in unserem Land 
vieles auf dem Weg, und es sollte mich wirklich wun-
dern, wenn die Geschichte diese Wahlperiode nicht als 
reformfreudige Periode einordnen würden. Damit habe 
ich eine ganz andere Auffassung als Frau Dr. Sitte.  
 

(Zustimmung bei der FDP) 
 

Abschließend, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
möchte ich im Namen der FDP-Fraktion ebenfalls einen 
sehr herzlichen, großen Dank an Frau Dr. Weiher rich-
ten. Sie haben mit Übersicht und Zielführung die Ver-
handlungen, die teilweisen Mammutsitzungen des Fi-
nanzausschusses geleitet. Also sehr herzlichen Dank 
dafür.  
 

Das ermutigt mich auch, noch einmal die schon anfangs 
erwähnte Pressemitteilung der PDS zu zitieren:  
 

„Wir hätten an vielen Stellen auch keine andere 
Lösung gehabt, sagte Weiher.“ 

 

Lassen wir das bitte, meine Damen und Herren, so in 
diesem Raum stehen. - Danke.  
 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - Zustim-
mung von Minister Herrn Dr. Rehberger)  

 
 

Präsident Herr Prof. Dr. Spotka:  
 

Herr Abgeordneter Lukowitz, jetzt möchte Herr Gallert 
seine Frage an Sie stellen.  
 
 

Herr Gallert (PDS):  
 

Erstens. Herr Lukowitz, lassen Sie uns bei der Perso-
nenhaftung bleiben: Es war nicht Frau Weiher, sondern 
Herr Gallert, der das gesagt hat. Es war mir klar, dass 
Sie solche Argumentationen verwenden würden. Ich 
werde mich trotzdem nicht zurückhalten, die Wahrheit 
dann zu sagen, wenn ich glaube, sie muss gesagt wer-
den.  
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An einer anderen Stelle haben Sie aber eine Überschrift 
aus einer Pressemitteilung zitiert, die meiner Meinung 
nach ohnehin eine Nachrichtenagenturmeldung gewe-
sen ist. Das macht aber an der Stelle keinen Unter-
schied. Ich bitte Sie nur, zur Kenntnis zu nehmen, dass 
unsere Intention nicht darauf hinausläuft, mehr Schulden 
zu machen. Aber angesichts einer Politik der Bundes-
republik, bei der die Einnahmen für die öffentlichen Kas-
sen sträflich vernachlässigt werden, und zwar durch 
neoliberale Wirtschaftspolitik und neoliberale Steuer-
politik, sehen wir keine anderen Chancen, notwendige 
Zukunftsausgaben zu realisieren, als über die Verschul-
dung, was übrigens diese Landesregierung genauso 
macht, nur eben nicht richtig zugibt.  
 

Ich habe in dem Zusammenhang eine Frage: Ihr Minister 
hat eine sehr interessante These aufgestellt - kurz vor-
her in der Zeitung und heute noch einmal wiederholt -, 
indem er eine Position der PDS übernimmt, die diese 
seit 13 Jahren artikuliert, dass Ausgaben für Bildung und 
Wissenschaft zu den Investitionen zu zählen seien.  
 

(Zustimmung von Frau Budde, SPD)  
 

Ich frage Sie: Teilen Sie dies als Position, und akzeptie-
ren Sie, dass ein solcher Ausgabenblock dann auch auf 
die Neuverschuldung angerechnet werden müsste?  
 
 

Herr Lukowitz (FDP):  
 

Erst einmal danke ich Ihnen für die Klarstellung und Ihre 
Positionierung. - Ich halte den Vorwurf des Neolibera-
lismus stets für ungerecht. Neoliberalismus ist nicht 
zwangsläufig etwas Negatives. Es geht darum, dass wir 
die Wirtschaft ankurbeln. Wir müssen mehr Einnahmen 
erzielen, das haben Sie selber gesagt. Dazu muss man 
klare Entscheidungen, auch klare Steuerentscheidungen 
im Interesse der Wirtschaft und der Unternehmen, die 
wir im Land haben, treffen. Genau das macht die FDP.  
 

Die zweite Frage. Ich habe die Äußerung von - ich weiß 
nicht, welchen Minister Sie meinen; wahrscheinlich hat 
es der Finanzminister gesagt - -  
 

(Herr Gallert, PDS: Herrn Paqué! - Herr Dr. Pü-
chel, SPD: Eine gute Äußerung! - Heiterkeit bei 
der SPD)  

 

- Wenn er es so gesagt hat, dann begrüße ich die Aus-
sage von Herrn Paqué.  
 

(Zustimmung bei der FDP)  
 

Ich hoffe nur, dass es auch formal umgesetzt werden 
kann. Daran zweifle ich zumindest.  
 
 

Präsident Herr Prof. Dr. Spotka:  
 

Herr Abgeordneter Bullerjahn, Sie haben jetzt die Mög-
lichkeit, Ihre Frage zu stellen.  
 
 

Herr Bullerjahn (SPD):  
 

Ich weiß nicht, ob mich das heute irgendwie irritiert, 
aber, ich muss sagen, die Liberalen haben wirklich ein 
Problem damit, den Haushalt in all seinen Facetten zu 
sehen. Sie sind anscheinend nur für das Gute zuständig. 
Wir haben acht Jahre lang wahrscheinlich alles falsch 
gemacht.  
 

(Beifall bei der FDP) 
 

Wenn man es überzieht, wirkt es ein bisschen übertrie-
ben. Sie von den Liberalen sind die einzigen, die klat-
schen: Das muss wirklich so sein.  
 

Dass Sie, Herr Lukowitz, nun die Neuverschuldung der 
PDS und indirekt uns immer zustecken wollen - ich habe 
auch Herrn Minister Paqué vorhin gehört und grüble 
immer, wie man eine erhöhte Nettoneuverschuldung bei 
einem ähnlichen Haushaltsrahmen als Konsolidierung 
verkauft -, das werden wir nachher noch diskutieren.  
 

Ich möchte trotzdem die Frage stellen: Stimmen Sie mir 
zu, dass Sie, wenn Sie in sechs oder sechseinhalb Jah-
ren rund 10 Milliarden € an Neuverschuldung anhäufen, 
von den Zahlen her wesentlich schlechter wegkommen, 
als wenn wir in acht Jahren 7 Milliarden € an Neuver-
schuldung anhäufen? Würden Sie das mit Ja beantwor-
ten?  
 
 

Herr Lukowitz (FDP):  
 

Herr Bullerjahn, jein.  
 

(Lachen bei der SPD und bei der PDS) 
 

Herr Bullerjahn, wir müssen auch klar bleiben.  
 

(Zurufe) 
 

Ich weiß, dass viel geschrieben wird und dass auch 
Ihrerseits an wichtigen Dokumenten gearbeitet wird. Die 
Zeit, die Sie gestaltet haben, hat Vorteile und Nachteile 
gehabt, das kann man ganz klar sagen. Ich kann auch 
einmal so offen reden, wie Sie das tun. Aber es gibt 
einen Unterschied zu der gegenwärtigen Situation: Die 
Ausgangsbedingungen waren für Sie damals erheblich 
besser, als sie es heute für uns sind.  
 

(Zustimmung bei der CDU - Zuruf von der SPD: 
Ja, ja!) 

 

Ich habe das in meiner letzten Rede eigentlich gesagt. 
Ich kann dazu auch den Präsidenten des Landesrech-
nungshofs zitieren; er sitzt ja heute im Seitenbereich: Er 
hat ebenfalls eingeschätzt, dass die schlimmsten Fehler 
in der Zeit zwischen 1998 und 2001 gemacht worden 
seien. - Das sollten wir zur Kenntnis nehmen.  
 

(Zustimmung bei der FDP und bei der CDU)  
 
 

Präsident Herr Prof. Dr. Spotka:  
 

Herr Bullerjahn möchte eine weitere Nachfrage stellen. 
Sind Sie bereit, Herr Lukowitz? - Bitte sehr.  
 
 

Herr Bullerjahn (SPD):  
 

Eine vermittelnde Nachfrage, weil ich auf eines hinaus 
will: Ich weiß genauso gut wie Sie, dass wir in den Jah-
ren 1990 bis 1994 eine andere Berechnungsgrundlage 
hatten: Fonds Deutsche Einheit.  
 

Ich weiß genauso gut wie Sie, dass die Steuerminder-
einnahmen in den letzten Jahren größer waren, sie aber 
bereits im Jahr 2000 zu verzeichnen waren.  
 

Worauf ich hinaus will, ist, dass man, wenn man immer 
übertriebene liberale Sichtweisen von Statistiken zum 
Besten gibt, sich sehr angreifbar macht. Stimmen Sie 
mir darin zu?  
 

(Zustimmung von Frau Budde, SPD) 
 
 

Herr Lukowitz (FDP):  
 

Ja.  
 

(Heiterkeit)  
 

Damit vermeide ich eine weitere Nachfrage, Herr Buller-
jahn.  
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Präsident Herr Prof. Dr. Spotka:  
 

Vielen Dank, Herr Lukowitz. - Meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Begrüßen Sie mit mir auf der Tribüne 
Schülerinnen und Schüler der Sekundarschule Dahlen-
warsleben sowie Schülerinnen und Schüler des Jahn-
Gymnasiums Haldensleben.  
 

(Beifall im ganzen Hause)  
 

Meine Damen und Herren! Wir fahren fort in der Gene-
raldebatte. Als Nächstem erteile ich für die SPD-Fraktion 
dem Abgeordneten Herrn Dr. Püchel das Wort. Bitte 
sehr, Herr Dr. Püchel.  
 

(Zuruf von Herrn Tullner, CDU)  
 
 

Herr Dr. Püchel (SPD):  
 

Der Sinn ergibt sich aus der Debatte.  
 

(Zuruf: Gute Ohren! - Herr Tullner, CDU: Ich 
wusste nicht, dass Sie es gehört haben!)  

 

- Ich sehe auch alles.  
 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Traditionell ist eine Haushaltsdebatte Anlass für eine po-
litische Standortbestimmung. Diese Standortbestimmung 
ist heute und hier besonders wichtig; denn die zweite 
Lesung des Landeshaushalts 2004 findet in politisch 
bewegten Zeiten statt und der 19. Dezember wirft seine 
Schatten voraus.  
 

Der Ministerpräsident kann nur kurze Zeit an der Land-
tagssitzung teilnehmen, weil er im Vermittlungsaus-
schuss gefordert ist. Dafür habe ich volles Verständnis 
- erst recht dann, wenn er dazu bereit ist, sich der 
Blockadehaltung von CDU und CSU nicht länger anzu-
schließen,  
 

(Oh! und Lachen bei der CDU - Frau Feußner, 
CDU: Das kann doch nicht wahr sein! Denkt mal 
an Eure Zeiten!)  

 

sodass es entgegen allen Unkenrufen doch noch zu 
einem vernünftigen Ergebnis kommt.  
 

Wenn überall in Deutschland der Wunsch nach einem 
vernünftigen Kompromiss im Vermittlungsausschuss laut 
wird, so müssten eigentlich die lautesten Rufe danach 
aus Sachsen-Anhalt kommen. Denn Sachsen-Anhalt 
braucht aufgrund seiner wirtschaftlichen Situation das 
Vorziehen der Steuerreform und die damit verbundenen 
Wachstumsimpulse noch dringender als jedes der 
anderen 15 Länder.  
 

Meine Damen und Herren! Ich will eingangs ein Wort 
des Bundeskanzlers Schröder aus der Haushaltsdebatte 
zum Bundeshaushalt 2004 am 26. November 2003 
aufgreifen. 
 

(Herr Schröder, CDU: Muss das sein?) 
 

- Doch, das muss sein. - Der Bundeskanzler hat in der 
Haushaltsdebatte die CDU und die FDP aufgefordert, 
ihre patriotische Grundeinstellung unter Beweis zu stel-
len und die Reformschritte der Bundesregierung nicht zu 
blockieren. Ich richte diesen Appell hier im Landtag auch 
an unsere eigene Landesregierung. 
 

(Zustimmung bei der SPD - Minister Herr 
Dr. Daehre: Auch patriotisch!) 

 

Herr Böhmer, ich kann Sie im Interesse des Landes 
Sachsen-Anhalt nur auffordern: Helfen Sie im Vermitt-

lungsausschuss mit, den Weg für den Aufschwung in 
Deutschland frei zu machen. Setzen Sie einen Wachs-
tumsimpuls. Stimmen Sie dem Vorziehen der Steuer-
reform zu. Die Appelle aus der Wirtschaft, Ihre Blocka-
dehaltung endlich aufzugeben, können auch Sie auf 
Dauer nicht ignorieren. Ihre parteipolitisch bestimmte 
Haltung schadet nicht zuletzt den Interessen des Landes 
Sachsen-Anhalt. 
 

(Herr Tullner, CDU: Überhaupt nicht!) 
 

Wir sind wie kaum ein anderes Bundesland auf die Soli-
darität des Bundes und der anderen Länder angewie-
sen. Wenn etwas verteilt werden soll, muss es vorher 
auch erwirtschaftet werden. Damit im Ergebnis auch in 
Sachsen-Anhalt wieder mehr verteilt werden kann, brau-
chen wir den Aufschwung in ganz Deutschland. Was gut 
ist für Deutschland insgesamt, ist auch gut für Sachsen-
Anhalt.  
 

Herr Böhmer, lassen Sie mich noch auf etwas anderes 
hinweisen. Sie und einige andere Delegierte aus Sach-
sen-Anhalt waren vor anderthalb Wochen auf dem Bun-
desparteitag der CDU in Leipzig. Dieser Parteitag war in-
sofern bemerkenswert, als jetzt klar geworden ist, wohin 
die CDU wirklich will. Und wohin will die CDU?  
 

(Frau Feußner, CDU: Ein guter Weg!) 
 

Eines steht für mich ganz klar fest: Sie hat sich in Leip-
zig für den Abbau des Sozialstaates entschieden und 
sich von der solidarischen, paritätischen Finanzierung 
der sozialen Sicherungssysteme verabschiedet.  
 

(Beifall bei der SPD - Zustimmung bei der PDS 
- Oh! bei der CDU) 

 

Meine Damen und Herren! Während Sie jetzt so grölen 
- ich sage einmal „grölen“, weil ich vorhin das Wort „nör-
geln“ hörte -,  
 

(Zuruf von der CDU) 
 

sage ich Ihnen: Ich habe einen guten Kronzeugen: Herrn 
Seehofer. Ich habe eine interessante Debatte mit Herrn 
Seehofer im Fernsehen gesehen. Wenn er hier stünde, 
würde er Ihnen das Gleiche sagen. 
 

(Herr Borgwardt, CDU: Herr Blüm aber auch!) 
 

- Herr Blüm auch, aber der ist im Ruhestand. 
 

(Frau Feußner, CDU: Seehofer ist aber nicht von 
der CDU!) 

 

- Aber Herr Seehofer ist der sozialpolitische Sprecher 
der CSU. Wenn er mit seiner Kompetenz etwas sagt, 
müssten Sie hinhören.  
 

Die Gleichen, die eben geschimpft haben, habe ich vor 
wenigen Wochen, am 3. Oktober 2003 in der Stadthalle 
im Rotehornpark noch „Edmund! Edmund!“ grölen hö-
ren. Jetzt ist Ruhe eingekehrt; denn was er sagt, passt 
Ihnen zurzeit nicht ins Konzept. 
 

(Lachen bei der CDU) 
 

Meine Damen und Herren! Die SPD hat sich im Gegen-
satz dazu auf einen Umbau des Sozialstaates festgelegt. 
Das ist ein großer Unterschied, sowohl in der Grund-
philosophie als auch in den Details. Die CDU will die 
Kopfpauschale. Wir wollen die solidarische Bürgerver-
sicherung.  
 

Herr Scharf, schreiben Sie ruhig mit; denn Sie haben die 
Kopfpauschale als zweitbeste Lösung bezeichnet. Damit 
haben Sie mich sogar noch unterstützt.  
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Bei Ihnen soll jeder das Gleiche zahlen, der Pförtner wie 
der Geschäftsführer. Bei uns sollen die Starken mehr 
zahlen als die Schwachen. 
 

Meine Damen und Herren! Blicken wir einmal auf die Fi-
nanzierung der Pläne der CDU. Herr Böhmer, Sie haben 
das Vorziehen der Steuerreform bisher mit dem Argu-
ment abgelehnt - Herr Lukowitz tat dies eben auch -, 
dass die Steuerausfälle für den Landeshaushalt nicht 
verkraftbar seien. Dann erklären Sie mir aber einmal, 
wie die durch die Merz'schen Reformen entstehenden 
Steuerausfälle verkraftet werden sollen.  
 

Wir wissen, dass dieses Konzept für die öffentlichen 
Haushalte Mindereinnahmen in Höhe von 22 Milliarden € 
bis 25 Milliarden € mit sich bringen wird. Weitere 27 Mil-
liarden € kommen dann durch die steuerfinanzierten 
Ausgleichsleistungen beim Kopfpauschalenmodell für 
die Krankenversicherungen hinzu. Wenn man das zu-
sammenrechnet, kommt man für Sachsen-Anhalt leicht 
auf ein Defizit in Höhe von 900 Millionen €.  
 

Herr Ministerpräsident, angesichts dieser Zahlen müs-
sen Sie und Ihre Kolleginnen und Kollegen doch ins-
geheim hoffen, dass die CDU im Bund nie wieder mit-
regiert, sodass diese Zahlen nie eintreten können. 
 

(Frau Kachel, SPD, lacht) 
 

Herr Lukowitz, Sie haben mich gefragt, wie man den 
Fehlbetrag aus der Steuerreform ausgleichen könnte. 
Dazu gibt es doch klare Aussagen. 
 

(Zuruf von Herrn Kosmehl, FDP) 
 

Es gab ein Subventionsabbaugesetz, das im Bundesrat 
gescheitert ist. Damit hätten wir schon Mittel freischau-
feln können. 
 

(Oh! bei der CDU - Herr Tullner, CDU: Aber wie 
viel war denn das? Ein Bruchteil!) 

 

Es gibt Koch/Steinbrück. Man kann die Vorschläge von 
Koch und Steinbrück, die drei Jahresscheiben, in einer 
Jahresscheibe zusammenfassen und hat gleich 12 % 
Einsparungen. 
 

(Zuruf von Frau Dr. Hüskens, FDP) 
 

Man kann hier noch draufsatteln. 
 

(Zuruf von Minister Herrn Dr. Daehre) 
 

Hiermit kämen wir auch ein Stück weiter. Es gibt durch-
aus Reserven, gerade beim Subventionsabbau, die man 
nutzen könnte, wenn man nur will. 
 

(Beifall bei der SPD - Zurufe von der CDU und 
von der FDP) 

 

Meine Damen und Herren! Der Haushalt, so sagte mein 
Vorgänger Fikentscher - er wird heute gern zitiert; daran 
sieht man auch, welche weisen Sprüche er uns die gan-
zen Jahre über hier vorgetragen hat; die haben heute 
noch Bedeutung -, ist die in Zahlen gegossene Politik 
der Landesregierung. An dem Haushalt muss sich er-
kennen lassen, welche Prioritäten eine Landesregierung 
setzt, wohin das Land zukünftig gehen soll.  
 

Schauen wir uns also diesen Haushalt an. Wo setzt die 
Landesregierung nun ihre Prioritäten? Die Haushalts-
konsolidierung ist es jedenfalls nicht. Die Schulden 

wachsen von offiziell ausgewiesenen 750 Millionen € im 
Jahr 2003 auf 950 Millionen € im Jahr 2004 an. 
 

(Herr Tullner, CDU: Lehrerkonten! - Frau Mitten-
dorf, SPD: Nun ist es aber genug damit, dass Sie 
alles auf die Lehrerkonten abwälzen!) 

 

- Zu den Lehrerkonten habe ich Ihnen schon einmal 
etwas gesagt. Wenn man hierbei geschickter verhandelt 
hätte, hätte man das auf vier Jahre strecken können; 
dann hätte man die Belastung in diesem Jahr nicht 
gehabt.  
 

(Lachen bei der CDU - Herr Borgwardt, CDU: 
Dass wir sie überhaupt haben! - Weitere Zurufe 
von der CDU) 

 

Im vergangenen Jahr hat der Finanzminister angekün-
digt, dass die Verschuldung in diesem Jahr auf 375 Mil-
lionen € sinken soll. Davon ist nicht mehr die Rede.  
 

Meine Damen und Herren! Auch wenn man die Wirt-
schaftspolitik an der Investitionsquote misst, ist Fehl-
anzeige. Auch hierfür gibt es keine Prioritätensetzung. 
Die bereinigte Investitionsquote liegt im Jahr 2004 bei 
19,2 %. Herr Paqué, dabei haben Sie sich schlechter 
verkauft, als Sie sind; denn Sie sprachen von 18,7 %. 
Die Investitionsquote liegt noch bei 19,2 %. Das ist die 
niedrigste Investitionsquote seit dem Bestehen des 
Landes Sachsen-Anhalt.  
 

Bedenkt man, dass die CDU in der Vergangenheit jede 
Absenkung der Investitionsquote durch die SPD-Landes-
regierung als „Tabubruch“ geißelte, so wird deutlich, wie 
weit bei dieser Landesregierung Anspruch und Realität 
auseinander klaffen. 
 

(Beifall bei der SPD - Oh! bei der FDP) 
 

Unvergessen, Herr Paqué, ist Ihre Kritik aus Ihrer Sturm-
und-Drang-Zeit als Wirtschaftsprofessor in Magdeburg 
- Herr Bullerjahn sprach, glaube ich, von Ihrer „bunten 
Apo-Zeit“. Damals geißelten Sie uns bei einer Investi-
tionsquote von mehr als 21 %. Wir reden mit Ihnen 
schon gar nicht mehr darüber, was Sie anrichten. 
 

(Zuruf von Frau Dr. Hüskens, FDP) 
 

Unvergessen wird für mich auch bleiben, wie Sie sich in 
der letzten Landtagssitzung selbst dafür lobten, dass 
unsere Investitionsquote höher sei als die der alten 
Länder. Ich weiß, das klingt jetzt gemein, aber ich sage 
es trotzdem:  
 

(Frau Budde, SPD, lacht) 
 

Einen dümmeren Vergleich kann man gar nicht anstel-
len. 
 

(Beifall bei der SPD - Frau Budde, SPD: Richtig!) 
 

Mit diesem Ablenkungsmanöver würden Sie nicht einmal 
bei Studenten des ersten Semesters Erfolg haben.  
 

(Zustimmung von Frau Budde, SPD) 
 

Meine Damen und Herren! Bei den Personalkosten wird 
durch verschiedene Maßnahmen gespart. Das ist wirk-
lich positiv, vor allen Dingen, weil es das Ergebnis des 
Tarifvertrages ist, den Sie kürzlich mit den Gewerkschaf-
ten abgeschlossen haben und den wir als SPD unter-
stützen.  
 

Allerdings haben Sie, sehr verehrter Herr Finanzminis-
ter, Ihre früheren großspurigen Ankündigungen hinsicht-
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lich des Personalabbaus und der Senkung der Personal-
kosten revidieren müssen. Das hat damit zu tun, dass 
Sie beim Stellenabbau durch den neuen Lehrertarifver-
trag und den Angestelltentarifvertrag zwar rechnerisch 
vorankommen, aber die großen Abbauziele, die Sie uns 
einmal dargestellt haben, können so natürlich nicht 
erreicht werden. 
 

(Zuruf von Frau Dr. Hüskens, FDP) 
 

Insofern ist auf der Regierungsseite Realismus einge-
kehrt, was wir durchaus begrüßen. 
 

(Zustimmung von Herrn Bullerjahn, SPD) 
 

Die ominöse Titelgruppe 96 können Sie im Grunde ge-
nommen wieder einstampfen, die macht keinen Sinn 
mehr. 
 

(Beifall bei der SPD - Herr Tullner, CDU: So ein 
Quatsch! So ein Unfug!) 

 

Mich würde noch eines interessieren; vielleicht hat Herr 
Lukowitz das bei seiner Aussage berücksichtigt: Herr 
Lukowitz, Sie haben von eingesparten Stellen gespro-
chen. Ich hoffe, dass es sich hierbei nur um besetzte 
Stellen gehandelt hat und nicht um freie, die zurück-
gegeben worden sind. 
 

(Zuruf von Frau Dr. Hüskens, FDP) 
 

Meine Damen und Herren! An dieser Stelle will ich nur 
kurz erwähnen, dass der Verlauf der Haushaltsberatun-
gen gezeigt hat, dass die Regierung im Personalbereich 
zeitweise den Überblick verloren hat. Wir werden des-
halb - das kann ich bereits sagen - den Antrag der PDS 
auf Einrichtung eines zeitweiligen Ausschusses unter-
stützen. 
 

(Beifall bei der SPD) 
 

Auf das Chaos bei den Haushaltsberatungen im Finanz-
ausschuss wird Herr Bullerjahn nachher eingehen. Ich 
habe ansatzweise etwas davon erlebt. Ich sage Ihnen 
eines: Das war so spannend, beim nächsten Mal nehme 
ich mir mehr Zeit dafür, um das alles erleben zu können. 
 

Herr Paqué, Sie sprachen eben von einer Studie der 
Bertelsmann-Stiftung. Ja, die sagt so etwas aus. Aber 
die Grundlage der Studie der Bertelsmann-Stiftung wa-
ren Ihre Abbauzahlen vom letzten Jahr. 
 

(Zustimmung bei der SPD - Frau Budde, SPD: 
Richtig!) 

 

Sie hatten einmal von 15 000 Stellen in drei Jahren ge-
sprochen. Die Bertelsmann-Stiftung hat das für bare 
Münze genommen, deswegen stimmt die Studie schon 
jetzt nicht mehr. 
 

(Zustimmung bei der SPD - Frau Budde, SPD, 
lacht) 

 

Herr Professor Böhmer, wir haben uns ein bisschen über 
das Landesverwaltungsamt ausgetauscht. Hierbei liegen 
Sie schief. 
 

(Frau Fischer, Merseburg, CDU, lacht)  
 

Im September 1996 habe ich mit Reinhard Höppner zum 
ersten Mal über das Thema Landesverwaltungsamt ge-
sprochen. Im Februar 1997 hat das Kabinett dann den 
Beschluss gefasst, dass das Landesverwaltungsamt ein-
geführt werden soll. Wir hatten damals gesagt: 2007.  
 

Herr Lukowitz, hierbei haben Sie nicht aufgepasst. Sie 
haben das vor kurzem kritisiert. Wir haben dann gesagt, 

wir ziehen es vor auf das Jahr 2005, nach dem Ab-
schluss der Gebietsreform. Ihr Artikel stimmt insoweit 
nicht. 
 

Herr Böhmer, Sie sagten gar, das Landesverwaltungs-
amt wäre Ihre Idee gewesen. Dazu kann ich nur eines 
sagen: Ich kann mich noch genau an die Debatte im 
alten Rathaus erinnern, in der Sie sich gemeldet hatten. 
Da lag unser Kabinettsbeschluss aber schon vor. Da-
mals haben Sie sinngemäß gesagt: Herr Püchel, ich 
könnte mir auch ein Landesverwaltungsamt vorstellen. 
 

Ich will die Urheberrechte nicht unbedingt einklagen, 
aber da sie nun einmal da sind, sollte man sie auch ein-
mal richtig benennen. 
 

(Zustimmung bei der SPD - Zuruf von der CDU: 
Nun langt es gleich!) 

 

Die CDU hat ja bis zur Wahl 2002 immer noch gesagt: 
Landesverwaltungsamt - Mammutbehörde, Humbug. Wir 
wollen bei den Regierungspräsidien bleiben. 
 

(Herr Tullner, CDU: Was?) 
 

Wir gehen höchstens auf zwei Regierungspräsidien run-
ter. Das war die Aussage. Nach den Wahlen gab es 
plötzlich ein Landesverwaltungsamt.  
 

Die Gesetze zur Kommunalreform wurden alle gestri-
chen. Die Verwaltungsreform wurde gestrichen. In der 
Begründung zu dem Gesetzentwurf stand „nie wieder 
Zwang“, „nie wieder Fristen“, „nie wieder Einwohnerzah-
len“. Jetzt berichten Sie stolz, dass Sie die Gemeinde-
reform in Gang gebracht haben. Der Innenminister ist 
jetzt nicht da. Er sagte: Wir brauchen nie eine Kreis-
gebietsreform. Plötzlich kommen Sie mit einer Kreis-
gebietsreform. 
 

(Herr Gürth, CDU: Das ist doch gar nicht wahr!) 
 

Sie sprechen von zehn Kreisen. Das kommt mir alles 
sehr bekannt vor. Dies sage ich einmal ganz ehrlich. Es 
gibt einen schönen Spruch: Lügen haben kurze Beine. 
Wenn der so stimmt, dann gibt es einige Liliputaner hier 
in diesem Raum. 
 

(Beifall bei der SPD - Unruhe bei der CDU und 
bei der FDP) 

 

Meine Damen und Herren! Wir sind bei den Kommunen.  
 

(Zuruf: Aufhören!) 
 

Ich komme zu den Kommunalfinanzen. Sie gehen auch 
in diesem Jahr um insgesamt 130 Millionen € zurück. 
Das erfolgt nach der größten Kürzung der Kommunal-
finanzen in der Geschichte des Landes Sachsen-Anhalt 
um 300 Millionen € in diesem Jahr. Hierzu kann ich nur 
eines sagen: Diese Landesregierung ist kommunalfeind-
lich. Sie gibt den Kommunen Mühlsteine statt Brot.  
 

Das ist das eine, meine Damen und Herren. Das andere 
sind die geradezu verzweifelten Versuche, von der Ver-
antwortung für die Misere der Kommunalfinanzen abzu-
lenken.  
 

Da macht der Herr Ministerpräsident aus dem Bauch 
heraus - das nehme ich jedenfalls an - einen Vorschlag, 
der zusammengefasst so lautet: Lasst uns doch unseren 
reichen Kommunen weniger Geld für die Kinderbetreu-
ung geben. Nicht gesagt hat er aber, dass die armen 
Kommunen dann mehr bekommen sollen. Einige Gut-
willige unter denen - da gibt es eine ganze Menge - ha-
ben vielleicht vermutet, dass er das damit gemeint hat. 



2292 Landtag von Sachsen-Anhalt • Vierte Wahlperiode • Plenarprotokoll 4/31 • 11.12.2003 
 

Da es viel mehr arme als reiche Kommunen gibt, stößt 
er natürlich auf Zustimmung bei etlichen im Lande. 
 

Zu diesem Vorschlag gäbe es vieles zu sagen. Ich 
möchte mich aber auf einige Sätze beschränken.  
 

Erstens. Gemeinden mit höheren Steuereinnahmen wer-
den zusätzlich zur Kasse gebeten, obwohl sie nach dem 
Finanzausgleichsgesetz sowieso weniger Geld aus den 
allgemeinen Zuweisungen bekommen. Da nicht jede Ge-
meinde ein florierendes Gewerbegebiet haben kann, ist 
der Finanzausgleich nach dem FAG im Interesse der 
Entwicklung aller Kommunen im Land unbedingt erfor-
derlich.  
 

Durch die Einbeziehung der Steuerkraftmesszahl bei der 
Kreisumlage werden die reicheren Gemeinden daneben 
noch einmal belastet. - Würden Sie sich, Herr Minister-
präsident, durchsetzen, wäre dies dann eine echte Be-
strafung für die gute Gewerbeansiedlungspolitik einiger 
Kommunen hier im Land. Dementsprechend waren auch 
die Reaktionen der Bürgermeister auf Ihren Vorschlag. 
 

Zweitens. Wer garantiert, dass finanzschwächere Kom-
munen wirklich mehr Geld bekommen? - Das Land 
könnte versuchen, zum Beispiel bei der Kinderbetreuung 
insgesamt zu sparen, indem die starken Gemeinden 
weniger Geld als bisher bekommen und die armen das, 
was sie vorher bekommen haben. 
 

(Ministerpräsident Herr Prof. Dr. Böhmer: Das ist 
pure Demagogie!) 

 

- Wir sprechen uns wieder, wenn Sie es umsetzen, Herr 
Ministerpräsident.  
 

Drittens. Der Vorschlag dürfte verfassungsrechtlich nicht 
zu halten sein; denn er widerspricht dem Konnexitäts-
prinzip. Außerdem kostet die Kinderbetreuung überall in 
etwa das Gleiche. Hier zu differenzieren, das geht über-
haupt nicht. Deshalb muss das Land auch gleich viel 
zahlen. 
 

Meine Damen und Herren! Die Verfassung schreibt be-
kanntlich schon den Ausgleich zwischen finanzstarken 
und finanzschwachen Kommunen vor. Dieser erfolgt, 
wie gesagt, über das Finanzausgleichsgesetz. - Ich weiß 
nicht, Herr Ministerpräsident, welcher Teufel Sie hier 
geritten hat.  
 

Halten wir fest: Es war ein Schnellschuss von Ihnen. Der 
Vorschlag war nicht durchdacht, nicht hilfreich und durch 
die Landesverfassung nicht abgedeckt. 
 

(Beifall bei der SPD) 
 

Einen weiteren verzweifelten Versuch stellt der Entwurf 
eines Gesetzes zur so genannten Erleichterung der 
Haushaltsführung der Kommunen dar. Erleichtern tut die 
Landesregierung den Kommunen durch dieses Gesetz 
nur die Aufnahme neuer Schulden. Wenn die Kommu-
nen eine ordentliche Finanzausstattung durch das Land 
erhielten, wäre dieser Freifahrtsschein in den kommuna-
len Schuldenturm nicht nötig. Die SPD-Landtagsfraktion 
lehnt diese Politik des Schuldenverschiebebahnhofs 
vom Land hin zu den Kommunen kategorisch ab. 
 

Um es kurz zu machen: Durch Sachsen-Anhalt ist kein 
Ruck gegangen, abgesehen von dem Ruck, der durch 
den Ministerpräsidenten ging, als er morgens die Zei-
tung aufgeschlagen und gelesen hatte, was der Herr 
Finanzminister aus den vertraulichen Beratungen des 
Koalitionsausschusses berichtet hat. 
 

(Zustimmung bei der SPD) 
 

Meine Damen und Herren auf der Regierungsbank, Sie 
bewegen die Gemüter. Sie bewegen nicht das Land.  
 

(Zustimmung bei der SPD) 
 

Meine Damen und Herren! Auch durch Mitteldeutschland 
sollte im vergangenen Jahr ein Ruck gehen. In der letz-
ten Landtagssitzung haben wir dazu eine Debatte ge-
führt. Der aktuelle Anlass war damals das Begräbnis von 
Merseburg.  
 

Mittlerweile konnte ich lesen, dass sich gerade eine 
neue Liaison zwischen Sachsen und Thüringen ent-
wickelt. Dresden, Leipzig und Erfurt sind plötzlich die 
Wachstumskerne. Halle und Dessau werden gar nicht 
mehr erwähnt. Wahrscheinlich empfinden die beiden 
Länder das Land Sachsen-Anhalt nur noch als Klotz am 
Bein und haben das Interesse an uns verloren. 
 

(Herr Gürth, CDU: Ach, Quatsch!) 
 

Vor noch nicht allzu langer Zeit hatte die Initiative Mittel-
deutschland noch allerhöchste Priorität. Geblieben ist 
davon kaum noch etwas. 
 

(Herr Gürth, CDU: Das ist eine schlechte Partei-
tagsrede und keine Haushaltsrede!) 

 

Meine Damen und Herren! Auch dieser Haushalt lässt 
erkennen, dass die Landesregierung beim Setzen von 
Prioritäten versagt; es sei denn, ihre Priorität ist das 
Kaputtsparen der Kommunen und Hochschulen. Diese 
Landesregierung verwaltet Sachsen-Anhalt nur, statt un-
ser Land zu gestalten.  
 

(Zustimmung bei der SPD) 
 

Meine Damen und Herren! Die SPD-Fraktion hat ver-
sucht, in den Beratungen zum Haushalt alternative Ak-
zente zu setzen. Wir sind natürlich fast immer über-
stimmt worden von häufig wenig gesprächsbereiten Ab-
geordneten der Koalitionsfraktionen. 
 

(Herr Tullner, CDU: Oh!) 
 

Ich hoffe trotzdem darauf, dass die Haushaltsberatungen 
im nächsten Jahr auf einem anderen Niveau als in den 
letzten Wochen stattfinden werden.  
 

Es ist in den Haushaltsberatungen nicht gelungen, aus 
einem schlechten Haushalt einen guten Haushalt zu 
machen. 
 

(Herr Gürth, CDU: Wer hat denn diesen Unsinn 
aufgeschrieben?) 

 

Was der Landtag heute endgültig beschließen wird - ich 
war häufiger im Finanzausschuss als Sie, Herr Gürth -, 
wird auch nicht besser werden,  
 

(Herr Gürth, CDU: Das ist doch Unsinn! Ihre 
Rede wird auch nicht besser!) 

 

weil ich leider annehmen muss, dass die Mehrheit in die-
sem Hause auch in dieser Sitzung unseren Anträgen 
nicht folgen wird.  
 

Dennoch werden wir als SPD-Fraktion noch heute eine 
Reihe von Vorschlägen unterbreiten, die geeignet sind, 
das Land im Jahr 2004 ein wenig sozialer, kommunal-, 
bildungs- und wirtschaftsfreundlicher zu gestalten. 
 

(Beifall bei der SPD - Herr Gürth, CDU: Das 
glaubt doch kein Mensch! - Herr Borgwardt, CDU: 
Wie soll denn das gehen?) 

 

Wir tun dies in dem Bewusstsein, dass Sie diese Vor-
schläge heute wahrscheinlich mehrheitlich ablehnen, um 
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sie dann vielleicht in ein, zwei Jahren in leicht veränder-
ter Form selbst einzubringen.  
 

(Lachen bei der CDU) 
 

Das haben wir doch bei der Gebietsreform jetzt durch. 
Vielleicht ersparen Sie uns und vor allem dem Land 
dieses Zeitfenster, indem Sie schon heute auf den einen 
oder anderen Vorschlag eingehen.  
 

Unser Änderungsantrag zum Haushaltsplanentwurf 2004 
liegt Ihnen als Drucksache vor. Ich möchte deshalb nicht 
jeden einzelnen Antrag noch einmal vorstellen. Wir ha-
ben uns bei der Erstellung der Anträge davon leiten las-
sen, dass für uns als SPD die Entwicklung der Kom-
munen und des Bildungsstandortes Sachsen-Anhalt ent-
scheidend für die Zukunft unseres Landes ist. Deshalb 
machen wir uns stark für eine weitere Sanierung der 
Abwasserverbände,  
 

(Herrn Gürth, CDU: Der ist mehr als unseriös!) 
 

- halten Sie endlich einmal Ihren Mund, Herr Gürth; Sie 
können sich hinterher melden oder Fragen stellen - 
 

(Oh! und Lachen bei der CDU - Herr Gürth, CDU: 
Sehr unsouverän!) 

 

die Förderung von Feuerwehren und Bibliotheken und 
vieles mehr und lehnen die Kürzungen bei den Hoch-
schulen ab. 
 

Investitionen in Bildung und Wissenschaft sind Investitio-
nen in die Zukunft unseres Landes, meine Damen und 
Herren.  
 

(Herr Gürth, CDU: Das sind Anträge in der Quali-
tät eines Weihnachtswunsches!) 

 

Wir haben uns weiterhin davon leiten lassen, dass auf 
dem Weg in die Zukunft alle, auch die Schwachen, mit-
genommen werden. In Sachsen-Anhalt darf deshalb 
auch die Schulsozialarbeit nicht sterben. In Sachsen-An-
halt muss es auch weiterhin ausreichend Beratungsstel-
len geben. In Sachsen-Anhalt darf die Jugendarbeit nicht 
leiden. 
 

(Zustimmung bei der SPD) 
 

Meine Damen und Herren! Die SPD spricht sich dafür 
aus, die Auszahlung der Jugendpauschale wieder in die 
Verantwortung des Sozialministeriums zu geben und die 
Pflicht zur Gegenfinanzierung durch die Kommunen wie 
bisher festzuschreiben. 
 

(Herr Gürth, CDU: Ist das kommunalfreundlich? 
In Ihrem Antrag steht die Vollfinanzierung der 
Jugendpauschale! Das ist absolut unseriös!) 

 

Wir können keinen Sinn darin erkennen, warum jetzt das 
Innenministerium zuständig sein soll, außer vielleicht 
den, dass es immerhin so aussehen könnte, als sei dem 
Innenminister die angekündigte Pauschalierung von För-
dermitteln wenigstens ansatzweise gelungen. - Das ist 
aber nicht gelungen. Es hat nicht geklappt. Sie haben 
komplett versagt. 
 

(Beifall bei der SPD - Herr Gürth, CDU: Sie ha-
ben null Alternative zu bieten!) 

 

Meine Damen und Herren! Der Umgang mit der Jugend-
pauschale stellt überhaupt eine einzigartige Peinlichkeit 
für diese Regierung und die sie tragenden Fraktionen 
dar. 
 

(Oh! bei der CDU - Herr Gürth, CDU: Ihre Anträ-
ge sind eine Peinlichkeit!) 

 

Zuerst verspricht der Ministerpräsident, den Kommunen 
100 Millionen € mehr zur freien Verfügung durch Um-
schichtung von Mitteln aus diversen Fördermitteltöpfen. 
Dieses Versprechen wird dann noch durch den Herrn 
Innenminister getoppt; denn der versprach gleich 
400 Millionen €. Das aktuelle Haushaltsgesetz, das in 
diesem Jahr gilt, enthält sogar den gesetzlichen Auftrag 
zur Umschichtung. 
 

Ansatzweise wurde dieses auch versucht. Ich betone: 
nur ansatzweise; gelungen ist es nicht. Außerdem wurde 
an der falschen Stelle begonnen. Ausgerechnet die Ju-
gendpauschale sollte ohne Zweckbindung in das FAG 
umgeschichtet werden. Noch vor Beginn der Beratungen 
kamen dann glücklicherweise Signale aus der Koalition, 
dass dies korrigiert werden müsse.  
 

Im Gleichstellungsausschuss beschlossen die Koalitio-
näre nach einer Auszeit, dass die Jugendpauschale wie-
der zweckgebunden sein soll und von den Kommunen 
auch weiterhin kofinanziert werden muss. Heilige 
Schwüre wurden geschworen, dass sich daran nichts 
mehr ändern würde. - Pustekuchen! Im Innenausschuss 
strichen die Koalitionäre die Kofinanzierung wieder her-
aus. - Chaos komplett, meine Damen und Herren.  
 

(Zustimmung von Frau Dr. Kuppe, SPD) 
 

Jetzt ist Herr Gürth ruhig geworden. - Wir haben hierzu 
eine ganz klare Auffassung. Die zweckgebundene Ju-
gendpauschale hat im FAG nichts zu suchen.  
 

(Beifall bei der SPD) 
 

Sie gehört in den Einzelplan des zuständigen Fachminis-
teriums, das mit seiner Kompetenz für den adäquaten 
Einsatz der Mittel sorgt.  
 

Meine Damen und Herren! Es ist nicht so, dass ich kein 
Verständnis für die Schwierigkeiten der Landesregierung 
bei der Aufstellung des Haushaltsplanes habe. Alle Län-
der haben mit schwindenden Einnahmen zu kämpfen, 
müssen Lücken schließen. Doch diese Landesregierung 
muss sich nicht nur daran, sondern auch an ihren 
eigenen Ansprüchen messen lassen. Die hat der Fi-
nanzminister bei der Beratung des Nachtragshaushal-
tes 2002 wie folgt umrissen - ich zitiere -:  
 

„Aber es ist einfach so wichtig, das noch einmal 
zu betonen: Mit diesem Nachtragshaushalt keh-
ren wir, die Regierung Sachsen-Anhalts, zu den 
Prinzipien von Bilanzwahrheit und Haushaltsklar-
heit zurück.“ 

 

(Zustimmung bei der CDU - Herr Scharf, CDU: 
Da kann man klopfen! - Zuruf von Herrn Bischoff, 
SPD) 

 

- Meine Leute klopfen nachher, wenn ich die Fakten 
bringe.  
 

„Jetzt ist Schluss mit systematischen Überschät-
zungen von Einnahmen und systematischen Un-
terschätzungen von Ausgaben.“  

 

(Herr Gürth, CDU: Das war bei Ihnen so!) 
 

„Es ist Schluss mit dem Verdecken von Risiken 
und mit dem Verstecken von Risiken. Es ist 
Schluss damit, dass man einfach hofft, dass die 
Dinge besser werden. Man orientiert sich viel-
mehr an den realen Zahlen und Fakten.“ 

 

(Herr Gürth, CDU: Genau so ist es!)  
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So der Finanzminister im Juli 2002 vor diesem Hohen 
Hause, unterstützt heute von Herrn Gürth mit seinen 
Zwischenrufen. In großer Pose wurde allen Haushalts-
risiken abgeschworen.  
 

Wie sieht die Realität nach anderthalb Jahren aus? In 
der „FAZ“ vom 4. Dezember klagt der ehemalige Dra-
chentöter kleinlaut, er wisse nicht, wo er noch sparen 
solle. - Das erste wahre Wort von Ihnen! Sie wissen es 
wirklich nicht, davon bin ich überzeugt, Herr Paqué. Aus 
dem furchtlosen Drachentöter ist ein echter Drachen-
züchter geworden.  
 

So finden wir nun im heute zu verabschiedenden Haus-
halt jede Menge Risiken,  
 

(Herr Gürth, CDU: Quatsch!)  
 

und wir wissen von vielen Stellschrauben, an denen 
nicht nur gedreht wurde, sondern die auch überdreht 
worden sind.  
 

Beginnen wir mit den Einnahmen und hierbei mit den Er-
lösen aus der Veräußerung von Beteiligungen. Unrealis-
tische 40,7 Millionen € sind hierfür eingestellt. Im Vorjahr 
hatten Sie sogar 97,7 Millionen € eingeplant. Jetzt bin 
ich nicht auf dem aktuellen Stand; ich weiß nur den 
Stand vom Oktober 2003. Damals lagen die Einnahmen 
bei 85 000 €. Das ist weniger als 1 %, also nichts. Ich 
wollte es kaum glauben, als ich das gelesen habe. 
Vielleicht hat sich das inzwischen verbessert. Vielleicht 
hören wir das auch. Herr Scharf notiert sich ja bereits die 
aktuellen Zahlen.  
 

Oder nehmen wir die Einnahmen aus Geldbußen bei 
Einzelplan 11, die in der Bereinigungssitzung ohne Be-
gründung mal eben um 2 Millionen € angehoben wur-
den.  
 

Meine Damen und Herren! Das sind die üblichen Tricks 
der Häuser,  
 

(Zuruf von Herrn Tullner, CDU) 
 

wenn sie nicht mehr weiterkommen. Mit Haushaltswahr-
heit und Haushaltsklarheit, lieber Herr Paqué, hat das 
jedenfalls nichts zu tun.  
 

(Beifall bei der SPD) 
 

Oder nehmen wir einige Ausgabenblöcke. Ich nenne das 
Haushaltsrisiko globale Minderausgabe. Es wurde natür-
lich doch eine globale Minderausgabe eingestellt, die mit 
98,9 Millionen € knapp 1 % des Haushaltsvolumens be-
trägt.  
 

Ganz anders bei den Haushaltsresten. Diese wurden 
nicht eingestellt, obwohl es eigentlich geboten gewesen 
wäre. Sie, Herr Lukowitz, haben sich vorhin auf Herrn 
Seibicke bezogen. Das tue ich auch einmal. Der Lan-
desrechnungshof hat gefordert, dass ca. 50 bis 100 Mil-
lionen € für Ausgaben, die aus dem Jahr 2003 übertra-
gen werden, in den Haushalt 2004 einzustellen sind.  
 

Oder nehmen wir das Haushaltsrisiko Absenkung der 
Zinsausgaben. Trotz eines beträchtlichen Aufwuchses 
bei der Gesamtverschuldung werden im Vergleich zu 
diesem Jahr 20 Millionen € weniger eingestellt.  
 

Nächstes Haushaltsrisiko: Entnahmen aus dem Grund-
stock - mit 27 Millionen € laut Landesrechnungshof viel 
zu hoch veranschlagt. - Herr Gürth, wo bleiben Ihre Zwi-
schenrufe?  
 

Für den Verlustausgleich 2003 - voraussichtlich ca. 
200 Millionen € - hat diese Landesregierung auch keine 
Vorsorge getroffen.  
 

Herr Lukowitz, ich habe Ihnen genau zugehört. Ich höre 
Ihnen ja gern zu. Wir kennen uns ja schon so viele Jahre 
und ich habe Freude an Ihren Reden. Sie hatten eine 
sehr schöne Auflistung zum Haushalt: ehrlich, transpa-
rent, ich weiß nicht, was es noch war. Nicht ein Wort 
davon stimmt!  
 

(Beifall bei der SPD) 
 

Meine Damen und Herren! Wer in Kenntnis dieser Risi-
ken unbeirrt weiterfährt, ist ein finanzpolitischer Geister-
fahrer. Bei abgefahrenen Reifen, mit durchgeschnittenen 
Sicherheitsgurten und trotz fehlender Airbags noch 
strahlend am Steuer sitzen - das kann nur unser Finanz-
minister.  
 

(Zustimmung bei der SPD) 
 

Meine Damen und Herren! Das Jahr 2003 war ein ver-
lorenes Jahr für dieses Land, 2004 wird es ebenso sein 
- aber nicht nur deshalb, weil die Regierung mit ihrem 
finanzpolitischen Latein am Ende ist, sondern auch des-
halb, weil sie in der Wirtschaftspolitik wenig voran-
kommt.  
 

Auch hierauf muss in der heutigen Debatte hingewiesen 
werden: Die größte Schwäche dieser Landesregierung 
ist und bleibt, dass sie es nicht geschafft hat und nicht 
schaffen wird, Sachsen-Anhalt wirtschaftlich voranzu-
bringen und mehr Menschen in Arbeit zu bringen. Dar-
unter leiden die Menschen im Land am meisten.  
 

Meine Damen und Herren! Die wirtschaftliche Situation 
in Sachsen-Anhalt wird weiterhin äußerst pessimistisch 
beurteilt. Von einer Verbesserung der Stimmung in der 
Wirtschaft und von Aufbruchstimmung kann keine Rede 
sein.  
 

Laut Erhebung des „Wirtschaftsspiegels“ vom Novem-
ber 2003 beurteilen 65,1 % der Unternehmer die aktuelle 
wirtschaftliche Situation als schlecht und weitere 34,3 % 
als weniger gut. Auch die Erwartungen der Unterneh-
mer für die Zukunft sind ausgesprochen pessimistisch. 
42,2 % der Unternehmer erwarten eine weitere Ver-
schlechterung der wirtschaftlichen Situation in Sachsen-
Anhalt.  
 

Das heißt, die ursprünglichen Hoffnungen der Wirtschaft, 
die mit dem Regierungswechsel verbunden waren, sind 
bitter enttäuscht worden. Das ist für das Land so 
schlimm, dass wir als Sozialdemokraten keinen Grund 
haben, uns darüber zu freuen.  
 

Ganz anders sieht die Wirtschaftsprognose für den Bund 
aus. Hierbei dominiert ausweislich des vom Münchner 
Ifo-Institut ermittelten Geschäftsklimaindex bundesweit 
die Hoffnung auf eine baldige konjunkturelle Besserung.  
 

Meine Damen und Herren! Warum stehen wir in Sach-
sen-Anhalt im Bundesvergleich schlechter da als andere 
Länder? Aus den Reihen der Wirtschaft hat sich hierzu 
IHK-Präsident Hieckmann geäußert. Er hat sich besorgt 
über den Landeshaushalt gezeigt und die viel zu niedri-
ge Investitionsquote kritisiert. Zitat: „Der Haushaltsent-
wurf wird nicht dazu beitragen, die Zukunftschancen des 
Landes zu verbessern.“ 
 

(Zuruf von Herrn Gürth, CDU) 
 

Diese Landesregierung kann dem Wirtschaftswachstum 
keinerlei Impulse geben. Das Bruttoinlandsprodukt ist 
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laut Meldung des Statistischen Landesamtes im ersten 
Halbjahr 2003 sogar real um 0,2 % zurückgegangen. 
Damit steht Sachsen-Anhalt schlechter da als der Durch-
schnitt. In Sachsen hingegen stieg das Bruttoinlandspro-
dukt um 1,4 %, in Thüringen immerhin um 0,8 %. Sach-
sen-Anhalt bewegt sich also nicht im Gleichschritt mit 
den anderen neuen Bundesländern, sondern bleibt wei-
ter zurück.  
 

Das Versagen der Landesregierung macht sich auch auf 
dem Arbeitsmarkt bemerkbar. Sachsen-Anhalt trägt wei-
terhin die rote Laterne der Arbeitslosigkeit. Die Zahl der 
Erwerbstätigen in Sachsen-Anhalt ist sogar noch weiter 
zurückgegangen. Im Jahr 2002 waren 15 300 Personen 
weniger beschäftigt als im Jahr 2001. 251 000 Men-
schen sind gänzlich ohne Beschäftigung. Dem standen 
nur rund 7 600 offene Stellen gegenüber. Mit 19,3 % lag 
die Arbeitslosigkeit in Sachsen-Anhalt um 0,6 % höher 
als im November des vergangenen Jahres.  
 

Um dieses ernüchternde Bild irgendwie erklären zu kön-
nen, bemüht Minister Dr. Rehberger gern die Mär vom 
bösen Bund, der die ABM-Mittel bei uns stärker gekürzt 
habe als anderswo - ganz abgesehen davon, dass es 
irgendwie grotesk ist, dass gerade ein liberaler Wirt-
schaftsminister nach mehr Arbeitsbeschaffungsmaßnah-
men ruft.  
 

(Beifall bei der SPD - Zustimmung bei der PDS) 
 

Ein Blick in den Haushalt 2004 zeigt die fehlende Belast-
barkeit solcher Aussagen. Vom Bund wird unser Land 
2,5 Millionen € für aktive Arbeitsmarktpolitik zusätzlich 
erhalten.  
 

Es ist die Landesregierung, meine Damen und Herren, 
die die Landesmittel für aktive Arbeitsmarktpolitik im 
gleichen Zeitraum um 15,7 Millionen € zurückfährt. Die 
höhere Arbeitslosigkeit in Sachsen-Anhalt, insbesondere 
im Vergleich zu Mecklenburg-Vorpommern, ist also in 
diesem Fall hausgemacht. Verantwortlich dafür ist diese 
Landesregierung und niemand anders. 
 

Meine Damen und Herren! Leider sind Sie unserem An-
trag, die Mittel für die Unterstützung arbeitsmarktpoli-
tischer Instrumente der Bundesanstalt für Arbeit gegen-
über den Regierungsentwurf um 5 Millionen € aufzu-
stocken, nicht gefolgt. Wir werden ihn heute trotzdem 
wieder stellen. Es geht uns dabei insbesondere um das 
Programm „Aktiv zur Rente“. Wir haben erfahren, dass 
dieses Programm zwar weiter läuft, dass aber der Platz, 
wenn jemand ausscheidet, nicht mehr besetzt werden 
kann und dadurch Projekte sterben. Diese wollen wir 
retten. Deshalb soll der entsprechende Ansatz um 
5 Millionen € aufgestockt werden. 
 

(Beifall bei der SPD) 
 

Meine Damen und Herren! Um ihre erschreckende wirt-
schaftspolitische Bilanz zu verdecken, greift die Landes-
regierung, allen voran wieder der Wirtschaftsminister, 
jetzt zu zweifelhaften Taschenspielertricks. Es wird laut-
hals verkündet, die Zahl der Gewerbeanmeldungen sei 
um 8,7 % auf 14 780 gestiegen. Verschwiegen wird 
aber, dass darunter mit Stand vom 30. Oktober 2003  
2 700 Ich-AGs sind. Ohne diese durch die Bundespolitik 
geförderten Ich-AGs würde das Bild noch völlig anders 
aussehen. Herr Rehberger. Sie müssen es also ver-
dammt nötig haben, wenn Sie immer auf solche Art von 
Taschenspielertricks zurückgreifen.  
 

(Beifall bei der SPD) 
 

Aber diese Strategie der Koalition kennen wir bereits zur 
Genüge. Für Positives trägt die Landesregierung die 
Verantwortung, an allem Negativen ist der Bund Schuld.  
 

(Herr Bullerjahn, SPD: Oder wir!) 
 

- Oder wir waren es, ja.  
 

Meine Damen und Herren! Der Ministerpräsident lässt 
seinen Wirtschaftsminister auch gern mit der gestiege-
nen Zahl an eingegangenen und bewilligten Fördermit-
telanträgen werben. Entscheidend ist aber, in wie vielen 
Fällen tatsächlich Fördermittel geflossen sind und in wie 
vielen Fällen ein Projekt begonnen und auch beendet 
wurde. Was sagt nun die Statistik? Bis zum 3. Novem-
ber 2003 sind rund 30 % der Fördermittel noch nicht ab-
geflossen. 
 

Meine Damen und Herren! Es war der Kollege Scharf, 
der die Politik der Landesregierung im Landtag unlängst 
wie folgt kommentierte: In schlechten Zeiten kann man 
keine gute Politik machen. - Vielleicht war es ein Lapsus. 
Ich weiß es nicht.  
 

(Lebhafter Beifall bei der SPD)  
 

Aber es lässt sich so gut zitieren. Diese Einschätzung 
mag für Sie, die Fraktionen von FDP und CDU, gelten. 
Für uns Sozialdemokraten hingegen gilt: In schlechten 
Zeiten ist es besonders wichtig und nötig, gute Politik zu 
machen.  
 

(Beifall bei der SPD) 
 

Meine Damen und Herren! Meine Vorstellung sind Städ-
te und Gemeinden in Sachsen-Anhalt, in denen die Men-
schen nicht nur wegen der familiären oder der Heimat-
verbundenheit bleiben. Meine Vision für Sachsen-Anhalt 
ist, dass jeder einzelne Sachsen-Anhalter die Möglich-
keit hat, in seiner Heimat glücklich zu werden, seine 
eigenen Potenziale zu entwickeln und am Wohlstand 
gerecht teilzuhaben. 
 

(Herr Gürth, CDU: Ihre SPD-Regierung war so 
weit entfernt davon!) 

 

Unsere Politik muss so ausgerichtet sein, dass es den 
Menschen ermöglicht wird, hier zu bleiben bzw. hierher 
zurückzukommen.  
 

Meine Damen und Herren! Es sind nicht allein die Ar-
beitsplätze, die geschaffen werden müssen. Auch die 
anderen Standortfaktoren spielen eine Rolle, Kinder-
tagesstätten, die Schulen und die Hochschulen. Gerade 
im Bereich der Hochschulen sehe ich eine echte Zu-
kunftschance für unser Land. Durch attraktive Studien-
angebote können wir junge Leute im Land Sachsen-
Anhalt halten bzw. ins Land holen. Doch gerade diese 
Chancen werden verspielt. 
 

Wir müssen in Sachsen-Anhalt Bedingungen schaffen, 
durch deren Existenz bestehende Unternehmen prospe-
rieren und sich entwickeln und neue Unternehmen ent-
stehen und wachsen können, Unternehmen, in denen 
viele Menschen Beschäftigung finden. Wir müssen uns 
angesichts der zurückgehenden finanziellen Mittel im 
Bereich der Wirtschaftsförderung an den Gedanken ge-
wöhnen, nicht mehr wahllos jede Ansiedlung zu fördern, 
sondern wir müssen auf Wertschöpfungsketten setzen, 
die den jeweiligen Regionen entsprechen. 
 

Wenn heute vorausgesagt wird, dass im Jahr 2020 nur 
noch rund zwei Millionen Menschen in Sachsen-Anhalt 
leben werden, dann kann dies nur der Ausgangspunkt 
für eine Zukunftsdebatte sein. Die SPD in Sachsen-An-
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halt handelt deshalb gemäß der Einsicht von Willy 
Brandt, der einmal sagte, dass die Fortschreibung der 
Vergangenheit noch keine Zukunft ist, und erarbeitet 
Zukunftskonzepte, die diesem demografischen Wandel 
entgegenwirken. 
 

Wir setzen darauf, dass Wohlstandsgewinne für alle 
möglich sind, wenn die Voraussetzungen dafür geschaf-
fen sind. Die Hoffnung auf eine Steigerung des Wohl-
stands für alle ist auch nicht unbegründet.  
 

Gemäß einer im Juli 2003 von der Deutschen Bank 
angefertigten Studie hat Deutschland die Chance, den 
Wohlstand pro Kopf in den kommenden fünf Dekaden 
um das Dreifache zu erhöhen, wenn die Gesellschaft die 
richtigen Entscheidungen trifft. In diesem Zusammen-
hang wurde hingewiesen auf die Geburtenrate, die 
Migration ausländischer Arbeitskräfte, die Bildungspolitik 
und tiefgreifende Arbeitsmarktreformen. Doch all das 
geschieht nicht von allein, sondern es bedarf einer 
zielgerichteten Politik nicht nur für Deutschland, sondern 
speziell auch für Sachsen-Anhalt. 
 

An dieser Stelle, meine Damen und Herren, schließt sich 
der Kreis. Moderne Politikansätze der SPD wie in der 
Zuwanderungspolitik, der Familien- und der Bildungs-
politik und auch in der Agenda 2010 sind Kennzeichen 
sozialdemokratischer Politik und weisen den richtigen 
Weg gerade auch für unser Land; denn in unserer 
Situation müssen wir mehr Interesse an Veränderungen 
haben als der Rest der Republik. 
 

Meine Damen und Herren! Wer ein armes Land regieren 
will, muss reich an Gedanken sein. Die gegenwärtige 
Landesregierung lässt diesen Reichtum vermissen. Sie 
ist daher wenig geeignet, um unser Land voranzubrin-
gen.  
 

(Beifall bei der SPD) 
 

Frau Sitte sagte vorhin, der Haushalt wäre ein Haushalt 
der Illusionen. Ich sage: In der Form, wie er heute vor-
liegt, ist er ein Haushalt der ungedeckten Schecks.  
 

Ich möchte abschließend allen danken, die sich an des-
sen Erarbeitung und an den Diskussionen über den 
Haushalt beteiligt haben. Es sind bereits mehrere Na-
men genannt worden. Ich nenne den Namen der Aus-
schussvorsitzenden stellvertretend für alle anderen. Ich 
habe selbst erlebt, was für ein Chaos manchmal 
herrschte. Es war schon eine Leistung, diesen Aus-
schuss noch zu führen. Vor allen Dingen war es eine 
Leistung von vielen, überhaupt noch mitzukommen. Ich 
danke allen dafür, dass das zum Abschluss gebracht 
wurde.  
 

Es ist kein guter Haushalt. Dabei bleibe ich. Aber es 
hätte ein noch größeres Chaos geben können, wenn 
nicht die Abgeordneten die Übersicht bewahrt hätten. 
- Ich danke Ihnen vielmals für Ihre Aufmerksamkeit.  
 

(Lebhafter Beifall bei der SPD) 
 
 

Präsident Herr Prof. Dr. Spotka:  
 

Vielen Dank, Herr Dr. Püchel. - Meine Damen und Her-
ren! Nun hat für die Landesregierung der Ministerpräsi-
dent Herr Professor Böhmer um das Wort gebeten. Bitte 
sehr, Herr Ministerpräsident. 
 
 

Herr Prof. Dr. Böhmer, Ministerpräsident:  
 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Ich hatte ursprünglich geplant, zunächst die Rede-

beiträge aller Fraktionen abzuwarten. Aber mit Einver-
ständnis des Kollegen Tullner muss ich jetzt schon da-
rum bitten, meinen Beitrag leisten zu können, weil ich 
eigentlich nur für die Haushaltdebatte freigestellt worden 
bin und ab 14 Uhr wieder in Berlin sein muss. Das wird 
ohnehin etwas schwierig. Aber meistens bekommen wir 
das hin. 
 

Dass ich mir natürlich eine so grundsätzliche Haushalts-
debatte nicht entgehen lassen wollte, dafür werden Sie 
Verständnis haben. Ich habe mir sogar einen Satz von 
Herrn Dr. Püchel aufgeschrieben: Wer ein armes Land 
regieren will, muss reich an Gedanken sein. Da hat er 
Recht. Ich bin sogar der Meinung, wir können auf 
einiges verweisen, bei dem Sie glücklich wären, wenn 
Sie auch schon darauf gekommen wären.  
 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 
 

Ich will und kann jetzt nicht auf all die Probleme ein-
gehen, die angesprochen worden sind. Ich denke, selbst 
die zivilisationsphilosophischen Gedanken, die Frau 
Dr. Sitte vorgetragen hat, sind es wert, auch einmal rich-
tig diskutiert zu werden; denn da stecken auch Absich-
ten dahinter, die ich wenigstens ernst nehme und hin-
sichtlich derer wir unter uns eine Meinungsbildung be-
treiben sollten.  
 

Aber wenn Herr Dr. Püchel während einer Haushalts-
debatte fast kaum etwas zum Haushalt sagt, sondern 
nur zu den Begleitumständen spricht, Parteiprogramme 
interpretiert und sich auf philanthropisches Fabulieren 
beschränkt, dann muss ich sagen, er hat uns wenigstens 
mitgeteilt, dass er auch keine echten Alternativen vor-
zutragen hat.  
 

(Lebhafter Beifall bei der CDU) 
 

Und die Zeiten sind auch nicht danach.  
 

(Herr Felke, SPD: Schulbuchfinanzierung!) 
 

Ich behaupte auch nicht, dass ich über diesen Haus-
haltsentwurf glücklich wäre. Das sage ich ganz deutlich. 
Ich glaube, kein Mitglied meines Kabinetts wird darüber 
glücklich sein. Die Ausgabenminister hätten alle gern 
mehr ausgegeben. Das weiß ich. Und der Finanzminis-
ter und ich hätten gern weniger neue Schulden aufge-
nommen und hätten gern versucht, mit einer niedrigeren 
Kreditfinanzierungsquote als 9,1 % auszukommen. Das 
alles sind Kompromisse, die wir eingehen mussten.  
 

Und dass wir gerade einmal 20 Millionen € unterhalb der 
Verfassungsgrenze angekommen sind - mein Gott, des-
halb lobe ich mich nicht, obwohl ich weiß, dass einige 
andere Länder darüber angekommen sind.  
 

(Herr Bullerjahn, SPD: Er macht es doch dau-
ernd!) 

 

Das hätte ich mir noch besser gewünscht. Aber ich bitte 
Sie - das muss sich irgendwann auch einmal bis zu 
Ihnen herumsprechen, Herr Dr. Püchel -, die Landes-
regierung ist nicht daran Schuld, dass schon fünfmal 
hintereinander aufgrund der wirtschaftlichen Situation in 
der Bundesrepublik die Zahlen bei der Steuerschätzung 
niedriger waren als die vorhergesagten.  
 

(Lebhafter Beifall bei der CDU) 
 

Sie haben getan, was ich fast vermutet hatte. Sie haben 
kritisiert: da zu wenig Ansatz, da hättet ihr mehr Geld 
ausgeben müssen, das hättet ihr machen müssen usw. 
Das war fast zu vermuten. Was haben Sie als Lösung 
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vorgeschlagen? - Verzichtet auf 230 Millionen € Einnah-
men. Das war sein Vorschlag.  
 

(Herr Gürth, CDU: Genau!) 
 

Denn das Zustimmen zum Vorziehen der Steuerreform 
bedeutet im Jahr 2004  230 Millionen € Einnahmen we-
niger, als im Haushalt vorläufig geplant sind. Wenn Sie 
mir hätten sagen können, wie man damit umgeht, hätten 
Sie es doch gemacht.  
 

Ich bin der Meinung, dass das Vorziehen der Steuer-
reform gut gemeint ist und dass man ernsthaft darüber 
nachdenken muss. Aber wir müssen auch mit den Fol-
gen in unserem Haushalt umgehen können. Das ist 
unsere Verantwortung diesem Land gegenüber. Wenn 
auf dem Domplatz irgendwo Menschen nach dem Geld 
anderer Leute schreien, dann sind Sie die Ersten, die 
dabei sind und versuchen, Stimmung zu machen. 
 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - Herr 
Dr. Püchel, SPD: Das ist scheinheilig, Herr Böh-
mer!) 

 

Deswegen hätte ich von Ihnen erwartet - wir kommen 
noch zu dem Thema -, dass Sie, wenn Sie von uns 
ernsthaft fordern, dass wir einen solchen Weg gehen 
sollen, dann klar sagen, wie Sie damit umgegangen 
wären. 
 

Aber ich will noch einmal zu dem angesprochenen Ge-
danken kommen, weil mir das auch wichtig ist. Wir ha-
ben Probleme mit dem Personalabbau. Sie kennen das. 
Wir haben Probleme mit der Entwicklung der Kosten in 
der Hauptgruppe 4. Das muss ich Ihnen alles nicht 
erzählen. Ich bin - deswegen sage ich das auch von die-
ser Stelle aus - den Tarifvertragsparteien, insbesondere 
den großen Gewerkschaften, dankbar dafür, dass sie 
bereit waren, mit uns in Verhandlungen einzutreten und 
eine Lösung zu finden für einen solidarischen Personal-
abbau, der auch das Steuern der Ausgaben in der 
Hauptgruppe 4 deutlich erleichtert.  
 

Sie wissen, dass wir darüber nachgedacht haben, aus 
der Tarifgemeinschaft deutscher Länder auszutreten. 
Der Hintergrund ist die Tatsache, dass die Verhand-
lungsführerschaft in der Tarifgemeinschaft deutscher 
Länder beim Bund liegt. Der Bund verdient an jeder 
Tariferhöhung mehr, als er selber für seinen Angestell-
tenbereich ausgeben muss. Das heißt, wenn dort relativ 
hohe Abschlüsse getätigt werden, dann belastet das die 
Länderhaushalte. Für den Bund ist das immer eine 
höhere Einnahme, ein Gewinn oder Plus im Lohnsteuer-
bereich, als er selber im Tarifbereich ausgeben muss.  
 

Deswegen haben wir gesagt: Wir sind nicht mehr bereit, 
solche Tarifverhandlungen mit uns machen zu lassen. 
- Die Länder wollen diese selbständig führen, eventuell 
mit den Gemeinden zusammen - darüber wird noch dis-
kutiert -, aber nicht mehr unter der Verhandlungsführer-
schaft des Bundes.  
 

Jetzt sind Lösungen für den Beamtenbereich getroffen 
worden, indem durch ein Bundesgesetz eine bestimmte 
Regionalisierung ermöglicht worden ist. Auch Sie haben 
ein entsprechendes Gesetz mit einer bestimmten Ab-
senkung im Lohnnebenkostenbereich beschlossen.  
 

Aufgrund der Tatsache, dass es uns für den Angestell-
tenbereich gelungen ist, mit diesem Tarifverhandlungs-
ergebnis - 5 %, analog zu der Absenkung im Beamten-
bereich - bei gleichzeitiger Senkung der Arbeitszeit die 
Kosten zu senken, sind wir zu einem solidarischen Per-
sonalabbau gekommen. Dabei sind das Durchschnitts-

werte; Sie wissen, dass die einzelnen Gehaltsgruppen 
unterschiedlich belastet sind. Das ist ein Gedanke, für 
den ich allen Beteiligten, die dazu beigetragen haben, 
dankbar bin und wozu ich auch sagen kann: Wenn wir in 
Sachsen-Anhalt eher auf diesen Gedanken gekommen 
wären, hätte das dem Land mit Sicherheit nicht gescha-
det.  
 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 
 

Nun will ich einen anderen Gedanken wenigstens kurz 
ansprechen, weil Sie darauf abgehoben haben.  
 

Wir sind - das müssten Sie wissen - zurzeit nur in der 
Lage, zwischen 43 und 45 % der Ausgaben unseres 
Landeshaushalts selbst zu erwirtschaften. Das ist auch 
im Haushalt 2004 sehr ähnlich und betrifft alle neuen 
Bundesländer.  
 

Sie wissen, dass die Einnahmen, auf die wir angewiesen 
sind, degressiv sind - Stichworte: Solidarpaktverhand-
lungen, EU-Erweiterung usw. Das heißt, wir haben gar 
keine andere Wahl, als darauf zu achten, dass wir in den 
nächsten Jahren - von Jahr zu Jahr etwas mehr - auf 
eigenen Beinen stehen, um wenigstens durch wachsen-
des eigenes Steueraufkommen zu ersetzen, was von 
außen wegfallen wird.  
 

Damit wird es nicht besser werden, aber wir möchten 
dann wenigstens das gleiche Niveau halten. Das ist die 
Situation, vor der alle im Land Sachsen-Anhalt stehen, 
die politische Verantwortung übernommen haben, un-
abhängig davon, auf welcher Seite des Parlaments sie 
auch sitzen mögen. 
 

Wir wissen auch, dass wir von der Solidarität derjenigen 
leben, denen es besser geht. Auch die Bürgermeister in 
den westdeutschen Ländern wissen das und viele sagen 
nicht zu Unrecht: Wenn wir nicht so viel Geld in den 
Osten transferieren müssten, ginge es uns besser. Wer-
den wir denn dafür gestraft, dass es uns besser ge-
gangen ist, dass unsere Gewerbegebiete besser laufen 
usw.? - Das heißt, wir leben - jeder Bürgermeister im 
Land Sachsen-Anhalt - von den Solidarleistungen auch 
der Kommunen der alten Bundesländer.  
 

Wenn wir jetzt wissen, dass unsere Einnahmen zurück-
gehen werden und dass wir von Jahr zu Jahr mehr mit 
unseren eigenen Problemen werden umgehen müssen, 
dann erlaube ich mir, darüber nachzudenken, wie wir die 
Solidarität unter uns besser organisieren können, wie wir 
also bestimmte Zuwendungen des Landes an die Kom-
munen nach der eigenen Steuerkraft modulieren kön-
nen. Das alles gibt es schon; das ist die Grundlage des 
FAG. Wir reden nur darüber, ob wir die eine oder andere 
Leistung zukünftig dort noch mit hineinnehmen, und ich 
will diese Diskussion.  
 

Wenn ich dann in der Zeitung lese - ich nenne den 
Namen nicht, aber Sie haben es vielleicht auch gele-
sen -, das sei die Quadratur des Sozialismus, dann hat 
derjenige, der das geschrieben hat, weder den Sozialis-
mus verstanden noch Solidarität verstanden noch hat er 
etwas von den Strukturen der Haushalte in einem Bun-
desland verstanden.  
 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 
 

Aber über solche Dinge müssen wir einmal reden, wenn 
wir die Probleme der Zukunft mittelfristig lösen wollen. 
Ich will das nicht von einem Jahr auf das andere er-
zwingen, aber ich will die Diskussion darüber, damit wir 
die Probleme auch im nächsten und im übernächsten 
Jahr einigermaßen gemeinsam händeln können. Das 
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sind die Gedanken, die wir brauchen. Deswegen haben 
Sie Recht, wenn Sie sagen, dass ein armes Land gute 
Gedanken braucht. 
 

Nun will ich gern noch etwas zu den Problemen des 
Vorziehens der Steuerreform sagen. Wir sitzen seit ges-
tern Vormittag um 10 Uhr im Vermittlungsausschuss, 
haben spät in der Nacht aufgehört - ich habe darum 
gebeten, dass es heute erst um 14 Uhr weitergeht - und 
wir haben uns vorgenommen, spätestens in der Nacht 
vom Montag zum Dienstag fertig zu sein.  
 

Was herauskommen wird, weiß ich noch nicht. Aber es 
könnte sein, dass der Haushalt, den Sie hoffentlich 
heute beschließen, spätestens dann Makulatur ist und 
dass wir mit 230 Millionen € weniger Einnahmen aus-
kommen müssen. Dann haben wir ein Problem. Ich will 
das im Einzelnen nicht durchdiskutieren. Ich denke, 
diejenigen, die uns animieren, werden uns dann helfen, 
Vorschläge zu machen. Schauen wir mal. 
 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 
 

Aber ich will wenigstens sagen - ich sage Ihnen am 
Ende auch noch, warum -, dass das für mich keine par-
teipolitische Angelegenheit ist, sondern eine Entschei-
dung nach sehr rationalen Gesichtspunkten.  
 

Erstens. Wir haben die ersten Stufe der Steuerreform 
hinter uns. Diese hat den Kapitalgesellschaften im Be-
reich der Körperschaftsteuer Steuerminderausgaben von 
20 Milliarden € jährlich gebracht. Darauf hat die öffent-
liche Hand verzichtet. Haben Sie etwas von dem Wirt-
schaftswachstum gemerkt? Ich nicht.  
 

(Beifall bei der CDU, bei der PDS und bei der 
FDP) 

 

Das Geld ist längst verbuttert. Aber ich weiß von den 
Banken, dass die Schweizer Banken und auch die in 
Luxemburg sich kaum noch retten können vor deut-
schem Geld, das jeden Tag dort angeboten wird,  
 

(Herr Bullerjahn, SPD: Also doch links überholt!) 
 

weil sich all die Genannten sagen: Möglichst hinaus aus 
diesem Land. Dort sitzen die Politiker und denken nur 
noch darüber nach, ob sie neue Steuern oder sonst 
etwas erfinden müssen. - Das ist doch die Situation, die 
man wenigstens auch bedenken muss.  
 

(Zuruf von Herrn Dr. Püchel, SPD) 
 

Ich sage auch sehr kritisch: Ich bin nicht von dem 
überzeugt, was ich von den Wirtschaftsverbänden höre. 
Wenn die Wirtschaftsverbände Tarifverhandlungen 
durchführen, bei denen sie selber bezahlen müssen, und 
die Gewerkschaften sagen, dass ein bestimmter Tarif-
anstieg die Kaufkraft erhöhen würde und der Wirtschaft 
gut täte, dann erwidern die Vertreter der Betriebe 
unisono, das stimme nicht, das sei eine völlig falsche 
Vorstellung, so könne man Wirtschaft nicht gestalten.  
 

(Zustimmung von Herrn Bullerjahn, SPD) 
 

Jetzt geht es aber zulasten der öffentlichen Haushalte 
und tut der Wirtschaft nicht weh. Da versuchen sie uns 
alle einzureden, dass es für uns nichts Besseres gebe, 
als die Steuern zu senken. Da muss man doch we-
nigstens ein Fragezeichen machen dürfen und das er-
laube ich mir.  
 

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und bei der 
PDS) 

 

Ich will noch etwas anderes sagen: Die gleiche Bundes-
regierung schlägt zur gleichen Zeit die Gesetzgebung 
Hartz III und IV mit einer Absenkung der Leistungen bei 
dem so genannten Arbeitslosengeld II vor. Wenn diese 
Regelungen so beschlossen werden würden, wie sie 
angedacht sind - das haben mir meine Mitarbeiter schon 
ausgerechnet -, bedeutete das für das Land Sachsen-
Anhalt pro Jahr einen Kaufkraftverlust von 140 Millio-
nen €. Kaufkraftverlust!  
 

(Herr Dr. Püchel, SPD: Dafür soll es einen 
Ausgleich geben! - Zuruf von der PDS) 

 

- Abwarten! Seit gestern haben wir ein paar neue 
Zahlen. Diese lasse ich erst einmal gegenrechnen. 
Schön abwarten!  
 

Nun will ich einmal sagen: Das sind diejenigen unter 
uns, von denen ich sicher bin, dass sie in jedem Monat 
das Geld, das sie bekommen, ausgeben. 
 

(Beifall bei der PDS) 
 

Das ist so. Möglicherweise gibt es auch noch Menschen, 
die etwas auf die Sparkasse tragen können, auch jetzt 
schon. 
 

(Herr Bullerjahn, SPD: Das müssen Sie doch 
nicht uns sagen, Herr Böhmer! Das müssen Sie 
vor allem nachher drüben sagen!) 

 

- Ich sage das überall. 
 

(Heiterkeit bei der CDU und bei der FDP) 
 

Aber ich bin schon froh darüber, dass der Saal heute so 
gut besetzt ist. Das ist nicht immer der Fall. 
 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU und bei der 
FDP) 

 

Ich will noch eines sagen: In den letzten Jahren ist ohne 
eine Steuerreform die Höhe der Geldeinlagen auch bei 
den ostdeutschen Sparkassen von Jahr zu Jahr 
gestiegen. An Geld fehlt es uns in Deutschland nicht. 
 

(Zuruf von der PDS) 
 

Es fehlt uns vielmehr an Vertrauen in die Zukunft. Das 
ist das Problem.  
 

(Unruhe) 
 

Wir müssen die Rahmenbedingungen ändern. 
 

(Zuruf: Hört, hört! - Unruhe) 
 

Es fehlt uns nicht an Geld. 
 

(Unruhe - Zuruf von Frau Dirlich, PDS - Weitere 
Zurufe von der PDS) 

 

- Mit fällt noch mehr dazu ein. 
 

(Herr Gallert, PDS: Machen Sie mal! - Heiterkeit 
bei der PDS) 

 

Ich will jetzt gar nicht über die Maastrichter Konvergenz-
kriterien reden, die überhaupt nicht mehr zur Kenntnis 
genommen werden. Damit öffnen wir im Grunde genom-
men der inflationären Geldwertentwertung Tür und Tor 
und nehmen das selbst nicht mehr ernst, was wir der 
Welt gepredigt haben. Auch das ist ein Thema. 
 

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei der FDP 
- Zustimmung von der Regierungsbank) 

 

Ich will auch nicht auf die Diskussion zu sprechen kom-
men, die wir vor reichlich einem Jahr über das Flutopfer-
solidaritätsgesetz geführt haben. Damals war es die 
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CDU - ich weiß es ja -, die gesagt hat: Wir wollen die 
Gegenfinanzierung über eine Verzögerung der Rückzah-
lung in den Fonds „Deutsche Einheit“, den Altlasten-
fonds organisieren. 
 

(Zuruf von Herrn Gallert, PDS) 
 

Dazu haben uns die Kameraden von der SPD gesagt: 
Das wäre das Allerschädlichste, was wir machen kön-
nen; das wäre im Grunde genommen eine Erhöhung der 
Nettoneuverschuldung; 
 

(Herr Gallert, PDS: Ja!) 
 

wir sollten uns schämen, unsere Probleme zulasten 
unserer Kind und Kindeskinder zu lösen. Das trifft aber 
auf jede Neuverschuldung zu, auch auf die, die wir jetzt 
machen sollen. Deswegen sind die Gedanken, die uns 
vorgetragen werden, unlogisch. 
 

Es wird noch schlimmer: Der Herr Bundeskanzler hat in 
seiner aus meiner Sicht bedeutenden Rede am 14. März 
dazu Stellung genommen und hat deutlich gesagt: Das 
werden wir nicht tun. Er hat deutlich gesagt - Sie können 
das alles nachlesen -: Es wird im Jahr 2004 ein Ent-
lastungsvolumen in Höhe von 7 Milliarden € aufgrund 
der bisherigen Gesetzgebung und ab 1. Januar 2005 ein 
Entlastungsvolumen in Höhe von ca. 18 Milliarden € in-
folge der dann geplanten Steuerreform zu verzeichnen 
sein; mehr ist nicht zu verkraften.  
 

Er sagte weiter, er lasse sich das Vorziehen der Steuer-
reform nicht einreden - ich könnte das alles vorlesen, 
aber Sie können es selbst nachlesen -; denn beide 
Wege zur Kompensation, eine Erhöhung einer Ver-
brauchssteuer, in diesem Fall der Mehrwertsteuer, oder 
eine Verschuldung in dieser Größenordnung, seien nicht 
zu verantworten. 
 

(Zuruf: Hört, hört!) 
 

Deshalb bleibe es bei den Festlegungen, die wir getrof-
fen haben. Das sei für die Steuerbürgerinnen und -bür-
ger und für die Unternehmen planbar. Das sei der rich-
tige Weg. - So die Worte des Bundeskanzlers. 
 

(Herr Dr. Püchel, SPD: Merz, Herzog haben Sie 
zugestimmt!) 

 

- Moment, so weit sind wir noch nicht. 
 
 

Präsident Herr Prof. Dr. Spotka: 
 

Herr Ministerpräsident, sind Sie bereit, eine Frage zu be-
antworten? 
 
 

Herr Prof. Dr. Böhmer, Ministerpräsident: 
 

Am Ende. 
 
 

Präsident Herr Prof. Dr. Spotka: 
 

Am Ende, Herr Gallert. 
 
 

Herr Prof. Dr. Böhmer, Ministerpräsident:  
 

Ich muss wenigstens noch etwas sagen dürfen, damit 
Sie es sich auf der Zunge zergehen lassen können, Herr 
Püchel. 
 

(Heiterkeit) 
 

Das ist die Meinung des Bundeskanzlers, zugegebener-
maßen vom 14. März dieses Jahres. 
 

(Herr Gürth, CDU: Das ist keine lange Zeit!) 
 

Ich teile diese Meinung in wesentlichen Punkten. Nun 
wirft mir der Vorsitzende der Oppositionsfraktion Herr 
Dr. Püchel in der Zeitung vor, meine Haltung werde par-
teipolitisch bestimmt und bedeute einen Schaden für das 
Land Sachsen-Anhalt. Ich plappere also bloß dem Bun-
deskanzler nach. Das soll parteipolitisch bestimmt sein 
und einen Schaden für das Land Sachsen-Anhalt be-
deuten? 
 

(Heiterkeit und lebhafter Beifall bei der CDU, bei 
der FDP und von der Regierungsbank) 

 

Bitte werfen Sie mir nicht auch noch vor, dass der Bun-
deskanzler seine Meinung so schnell ändert, dass er für 
seine eigenen Leute nicht mehr berechenbar ist. 
 

(Heiterkeit und lebhafter Beifall bei der CDU, bei 
der FDP und von der Regierungsbank) 

 

Wir werden - nun wird es wieder etwas ernster - in den 
nächsten Tagen tatsächlich in Bezug auf eine Reihe von 
schwierigen Problemen entscheiden müssen. Vor allen 
Dingen ist es mir wichtig, dass wir eine Lösung für die 
kommunale Finanzsituation finden.  
 

Die Bundesregierung bietet Steuererhöhungen im Be-
reich der Gewerbesteuer, die Verbreiterung der Bemes-
sungsgrundlage und die Ausdehnung auf die Freiberuf-
ler usw. an. Das würde in den Kontext des Vorziehens 
der Steuerreform passen. Das eine ist eine höhere 
Steuerbelastung, das andere ist eine gewisse Entlastung 
und am Ende soll Wirtschaftswachstum herauskommen. 
Ich bin noch nicht davon überzeugt, dass das der rich-
tige Weg ist. 
 

Aber es gibt einen anderen Vorschlag, den die Mehrheit 
der Länder unterbreitet hat, der darauf abzielt, eine 
Übergangslösung zu finden, bis eine ordentliche Steuer-
reform kommt, die wir in Deutschland brauchen - das ist 
unstrittig -, also eine Notlösung für ein oder zwei Jahre, 
die vorsieht, dass Umsatzsteuerpunkte von Bund und 
Ländern zugunsten der Kommunen umverteilt werden. 
 

(Zuruf von der PDS) 
 

Wenn eine solche Lösung kommt - das sage ich ganz 
deutlich -, werde ich mich einer Zustimmung nicht ent-
ziehen; denn die Kommunen brauchen Hilfe. 
 

(Beifall bei der CDU, bei der FDP und von der 
Regierungsbank) 

 

Aber das bedeutet, dass wir in unseren Haushalt ein 
Loch reißen müssen; denn dann haben wir Minderein-
nahmen. Ich bin noch nicht sicher, inwieweit es Mehr-
heiten für Kompensationsmechanismen geben wird. Ich 
halte zum Beispiel das Vorziehen oder das Abschaffen 
der Halbjahres-AfA für eine zumutbare Entscheidung, 
die wenigstens für ein Haushaltsjahr eine deutliche Ent-
lastung für die öffentlichen Haushalte bringen würde.  
 

Es gibt einige andere Probleme, zu denen die Meinungs-
bildung noch stattfindet. Ich denke, dem Steuerbürger 
muss so viel zugemutet werden, dass für die öffentlichen 
Haushalte, die wir uns verpflichtet haben vorzuhalten 
und zu finanzieren, damit die Gesellschaft handlungs-
fähig bleibt, das notwendige Geld zusammenkommt 
- nicht mehr, aber auch nicht weniger.  
 

Der Rest sollte über Impulse in der Wirtschaft kommen. 
Bis dahin gebe ich Ihnen gern Recht. Aber solange wir 
ein Steuersystem haben, das 160 Gestaltungslöcher hat 
und aus dem man sich herausmogeln kann, müssen wir 
- so bin ich der Meinung - erst einmal über grundsätz-
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liche Reformen des Steuerrechts reden, bevor wir über 
Wirtschaftsimpulse und -effekte durch Steuersenkung 
nachdenken. 
 

(Lebhafter Beifall bei der CDU, bei der FDP und 
von der Regierungsbank - Zustimmung bei der 
PDS) 

 

Das sind die Aufgaben, vor denen wir jetzt stehen. Dass 
die Situation bei uns in Sachsen-Anhalt nicht einfach ist, 
ist deutlich genug gesagt worden. Ich kann, aber muss 
dies an dieser Stelle nicht wiederholen. Ich hoffe, dass 
es uns gelingt, in dieser Zeit politisch Kurs zu halten, 
und dass wir uns nicht treiben lassen von denjenigen, 
deren einzige eigene Leistung darin besteht, nach dem 
Geld anderer Leute zu schreien. 
 

(Zustimmung von Herrn Kolze, CDU) 
 

Wir können uns aber auch nicht von denjenigen treiben 
lassen, die mit populistischen Parolen einer Boulevard-
zeitung versuchen, uns in die Überschuldung zu treiben. 
Dann wären wir nicht mehr gestaltungsfähig. Dazwi-
schen muss unser Weg liegen. Ich hoffe, dass es immer 
eine Mehrheit dafür gibt, diesen Weg verantwortungs-
bewusst zu gehen. - Vielen Dank. 
 

(Starker Beifall bei der CDU, bei der FDP und 
von der Regierungsbank) 

 
 

Präsident Herr Prof. Dr. Spotka: 
 

Herr Ministerpräsident, Sie wollten eine Frage beantwor-
ten. - Herr Gallert, Sie haben jetzt das Wort. 
 
 

Herr Gallert (PDS): 
 

Ich wollte die Kollegen ausklatschen lassen. Sie haben 
sonst so wenig Gründe dafür. 
 

(Heiterkeit bei der PDS) 
 

Herr Böhmer, Ihre kritische Auseinandersetzung mit dem 
aktuellen Steuersenkungspopulismus war im Vergleich 
zu dem, was man sonst in diesem Land hört, ausge-
sprochen wohltuend. Ich frage Sie ausdrücklich: Wie be-
urteilen Sie vor diesem Hintergrund die vollständige Zu-
stimmung innerhalb Ihrer Partei zum Merz’schen Steuer-
konzept, welches der Bundesrepublik eine Unter-
deckung zwischen - je nach Berechnungsmethode - 25 
und 40 Milliarden € bringt? 
 
 

Herr Prof. Dr. Böhmer, Ministerpräsident: 
 

Herr Gallert, ich erwarte nicht, dass Sie bei Reden, die 
auf einem CDU-Parteitag gehalten werden, aufmerksam 
zuhören, obwohl es Ihnen gut täte. 
 

(Heiterkeit und Zustimmung bei der CDU und bei 
der FDP) 

 

Aber das, was dort vorgetragen wurde, ist nichts ande-
res als ein Steuerkonzept, das bestimmte Prinzipien 
festlegt und von dem wir alle wissen, dass es noch nicht 
die Fassung ist, die in die Gesetzgebung eingehen wird. 
Das haben Parteitage so an sich. Das ist bei Ihnen nicht 
anders als bei uns. 
 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - Herr 
Dr. Püchel, SPD: So ernst kann man Ihre Be-
schlüsse also nehmen!) 

 

Präsident Herr Prof. Dr. Spotka: 
 

Vielen Dank, Herr Ministerpräsident. - Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Jetzt stünde uns noch eine 
große Rede von Herrn Tullner bevor. 
 

(Heiterkeit - Unruhe) 
 

Sie wissen, wie sehr es die Parteien schätzen, im Block 
noch vor der Mittagspause zu reden. Aber da wir bereits 
Hunger haben, 
 

(Herr Bullerjahn, SPD: Er kann doch trotzdem re-
den!) 

 

wollen wir die Großzügigkeit von Herrn Tullner, der gern 
bereit ist, auch nach dem Mittagessen zu reden, nicht 
enttäuschen. Ich schlage Ihnen deshalb vor, dass wir 
eine Mittagspause bis 14.30 Uhr einlegen. - Herzlichen 
Dank. 
 

Unterbrechung: 13.39 Uhr. 
 

Wiederbeginn: 14.35 Uhr. 
 
 

Vizepräsident Herr Dr. Fikentscher: 
 

Meine Damen und Herren! Es ist das eingetreten, was 
zu befürchten war, aber jetzt nicht mehr zu ändern ist. 
Ich eröffne mit fünf Minuten Verspätung den zweiten Teil 
unserer Sitzung. Der Dank des Hohen Hauses für Ihr 
Verständnis, Herr Tullner, ist schon ausgesprochen wor-
den. Ich kann mich dem nur noch einmal anschließen. 
Ich erteile Ihnen das Wort für die CDU-Fraktion. Bitte 
schön. 
 

(Herr Gallert, PDS: Herr Tullner, wir hören Ihnen 
zu!) 

 
 

Herr Tullner (CDU): 
 

Herr Gallert, ich habe Sie immer hoch geschätzt, aber 
jetzt bin ich einfach sprachlos.  
 

(Heiterkeit bei der PDS) 
 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Angesichts 
der fortgeschrittenen Zeit und der langen Pause, die aus 
den bereits beschriebenen Gründen eingelegt worden 
ist, werde ich mich bemühen, zu den „Niederungen“ der 
Finanzpolitik zurückzukehren, die Sicht der CDU-Frak-
tion darzulegen und die Ergebnisse der Beratungen des 
Finanzausschusses über den diesjährigen Etat ein Stück 
weit zu beleuchten. 
 

„Du kannst einen Fürsten lieben, du kannst einen 
König lieben, aber der Mann, den du fürchten 
musst, ist der Steuereinnehmer.“ 

 

(Beifall bei der CDU) 
 

Die Erkenntnis, die uns diese Keilschrift aus dem Jahr 
3000 vor Christus vermittelt, ist offenbar zeitlos. Haus-
halts- und Finanzpolitik sind höchst selten in den Kate-
gorien der Popularität abbildbar. 
 

Doch bevor ich zu meinen Ausführungen komme, möch-
te ich die Gelegenheit - wie schon meine Vorredner - er-
greifen und mich bei der Ausschussvorsitzenden Frau 
Dr. Weiher sowie bei ihrer zeitweiligen Vertretung, Frau 
Weiß, für die außerordentlich fachkundige und sach-
orientierte Verhandlungsführung bedanken.  
 

(Beifall bei der CDU) 
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Mein besonderer Dank gilt des Weiteren der Ausschuss-
sekretärin Frau Kahl, den Mitarbeitern des Stenografi-
schen Dienstes sowie dem Gesetzgebungs- und Bera-
tungsdienst. Die Unterstützung, die unsere Arbeit durch 
den Landesrechnungshof erfahren hat, möchte ich eben-
so in meinen Dank einschließen wie die Arbeit des Fi-
nanzministeriums.  
 

Meine Damen und Herren! Haushalts- und Finanzpolitik 
in diesen so schwierigen Zeiten zu gestalten, heißt für 
uns als CDU-Fraktion, uns nicht nur zu der Verantwor-
tung für das Land Sachsen-Anhalt zu bekennen, son-
dern diese Verantwortung auch in konkretes Handeln 
umzusetzen. Wir tun das in dem Sinne von Hans Jonas, 
der das Prinzip „Verantwortung“ als die Möglichkeit de-
finiert, verantwortliches Handeln auch künftig zu gewähr-
leisten. Was heißt das? 
 

Die Haushalts- und Finanzpolitik dieser Regierung ist in 
erster Linie darauf orientiert, die Handlungsfähigkeit un-
seres Landes zu bewahren und für kommende Genera-
tionen zu gewährleisten. Die ungeschönte Wahrheit ist, 
dass wir Gefahr laufen, unsere Handlungsfähigkeit, die 
sich in großen Teilen eben auch finanzpolitisch begrün-
det, zu gefährden. 
 

Der Föderalismus in Deutschland, zu dem wir uns un-
missverständlich bekennen, weist den Ländern Aufga-
ben zu, für deren Bewältigung finanzielle Ressourcen 
zwingend erforderlich sind. Das Land Sachsen-Anhalt ist 
dabei auf die solidarisch angelegten Transfersysteme 
angewiesen. Die Steuerdeckungsquote von 43,7 % be-
legt dies deutlich. 
 

War es zunächst der Fonds „Deutsche Einheit“, so sind 
es nunmehr der Länderfinanzausgleich, der Solidarpakt 
und die EU-Zuweisungen, die uns ein Maß an Einnah-
men sichern, das für die Entwicklung unseres Landes 
existenziell ist.  
 

Meine Damen und Herren! Das Ihnen heute zur Be-
schlussfassung vorliegende Gesetzespaket umfasst drei 
Teile: das Haushaltsbegleitgesetz, das Gesetz zur Ände-
rung des Finanzausgleichs und das eigentliche Haus-
haltsgesetz. Wir haben in den vergangenen Wochen 
sehr intensiv und detailliert über dieses „in Zahlen 
gegossene Politikkonzept“ beraten. Ich habe erfahren, 
dass Herr Fikentscher für dieses Zitat in Haftung genom-
men wird. 
 

Wir sind - das ist die feste Überzeugung der CDU-Frak-
tion - zu einem akzeptablen Ergebnis gekommen. Es ist 
gelungen, die Steuermindereinnahmen von 110 Millio-
nen € in den Haushalt einzuarbeiten, ohne die Verfas-
sungsgrenze zu reißen. Das ist heute schon mehrmals 
betont worden.  
 

Der Haushalt weist nunmehr bei einem Gesamtvolumen 
von mehr als 10 Milliarden € eine Nettoneuverschuldung 
in Höhe von 970 Millionen € auf. Ich möchte klar und 
offen bekennen: Das Unterschreiten der Verfassungs-
grenze um knapp 21 Millionen € kann nur als relativer 
Erfolg betrachtet werden. 
 

Angesichts der bedrohlichen Rahmenentwicklung im 
Bund, der wir als kleines Land in Deutschland nun ein-
mal ausgesetzt sind, waren andere Ergebnisse nicht er-
reichbar, zumal wir mit der Auszahlung der Lehrer-
arbeitszeitkonten eine klassische Altlast der vergange-
nen Regierung abzuarbeiten hatten. 
 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 
 

Meine Damen und Herren! Ich will nicht in billige Rheto-
rik verfallen. Aber einen Betrag von 250 Millionen €, also 
fast ein Viertel der Neuverschuldung, haben Sie, meine 
Damen und Herren von den Oppositionsfraktionen, zu 
verantworten. Herr Dr. Püchel, damit meine ich auch 
Sie.  
 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 
 

Ihre Politik, die darin bestand, Haushaltsrisiken in die 
Zukunft zu verschieben, zeitigt heute, im Haushalt 2004 
ihre Wirkung. 
 

Wir mussten unser Ziel, die Nettoneuverschuldung bis 
zum Jahr 2006 auf Null zu fahren, um zwei Jahre ver-
schieben. Das ist eine bittere Revision, die angesichts 
der bundespolitischen Realitäten alternativlos ist. Das 
Ziel, die Nettoneuverschuldung zu beseitigen, wird je-
doch in unserer Finanzpolitik oberste Priorität genießen. 
Das ist im Sinne der Nachhaltigkeit, der Generationen-
gerechtigkeit und der Zukunftsfähigkeit in Deutschland. 
 

Wir haben allzu lange alle miteinander geglaubt, die 
großen Probleme, die Sicherung der Sozialsysteme, des 
Wohlstandes schlechthin, ließen sich durch kurzfristige 
Maßnahmen steuern bzw. beseitigen. Das demogra-
fische Desaster, vor dem wir stehen, war hinlänglich be-
kannt und absehbar. Es ist originär hausgemacht und 
letztlich Ausdruck dieses Irrtums. 
 

In Deutschland wurde jahrelang über die Nachhaltigkeit 
im Zusammenhang mit Käfern und Fledermäusen ge-
stritten. Dass dabei die Frage der Nachhaltigkeit bezo-
gen auf die Bevölkerung in Deutschland, auf die Anzahl 
der Kinder als Fundament unserer Gesellschaft außen 
vor blieb, ist in der Rückschau vorsichtig als unverant-
wortlich zu bezeichnen. 
 

(Zustimmung von Herrn Scharf, CDU) 
 

Deutschland ist auf den 160. Platz von 181 gezählten 
Staaten dieser Welt herabgesunken, was die Zahl der 
geborenen Kinder angeht. Meine Damen und Herren! 
Die Zukunftsfähigkeit unseres Landes kann nur dann 
dauerhaft gesichert werden, wenn wir hierbei eine an-
dere Entwicklung erreichen. 
 

„Veränderung beginnt mit dem Wahrnehmen dessen, 
was ist“, so hat August Bebel einmal gesagt. Umso drin-
gender sind nunmehr in Ableitung von dieser Aussage 
die Reformen, über die in diesen Tagen diskutiert wird 
und die den demografischen und ökonomischen Proble-
men Rechnung tragen. 
 

Dass sie viel früher hätten kommen müssen, ist mittler-
weile unstrittig. Doch es war eben diese Bundesregie-
rung, die im Jahr 1998 den bescheidenen demogra-
fischen Faktor in der Rente, die Minijobs und alle Refor-
men in der Arbeitsmarktpolitik mit einem Federstrich be-
seitigt hat  
 

(Zustimmung bei der CDU und bei der FDP) 
 

und fünf Jahre später mit derselben Sprunghaftigkeit 
wieder einführt. Fünf verlorene Jahre für Deutschland, 
eine völlig falsche Wirtschafts-, Arbeitsmarkt- und Fi-
nanzpolitik haben den Handlungsdruck nunmehr so ver-
stärkt, dass nur ein radikales Umsteuern noch dabei hel-
fen kann, aus der Wachstums- und Beschäftigungskrise 
herauszukommen. Wir als CDU sind bereit, diesen Weg 
mitzugehen. Er muss aber konzeptionell sauber und sys-
tematisch gegangen werden, meine Damen und Herren. 
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Die Kaskade des Steuerverfalls, die wir in den letzten 
Jahren zu verzeichnen hatten, kann nur durch grund-
legende Reformen in der Wirtschafts- und Finanzpolitik 
gestoppt werden. Die CDU hat hierzu mit den Vorschlä-
gen von Merz und Herzog - darauf wurde bereits rekur-
riert - beachtliche Reformkonzepte vorgelegt.  
 

Neben diesen langfristig angelegten Maßnahmen wird in 
diesen Stunden über kurzfristig wirkende Reformen ver-
handelt. Der Ministerpräsident ist extra deswegen nach 
Berlin gefahren. 
 

Dass das Vorziehen einer Stufe der Steuerreform die 
Wirkung entfalten wird, die mancher propagiert, ist 
höchst zweifelhaft. Dies ausschließlich über neue 
Schulden zu finanzieren, ist für uns völlig inakzeptabel. 
Der Ministerpräsident hat unsere volle Unterstützung, 
darüber hart zu verhandeln. 
 

Natürlich werden wir angesichts der Mehrheitsverhältnis-
se und der differenzierten Interessenlagen im Bundesrat 
konkret abzuwägen haben. Aber unabhängig davon, ob 
es um die Hartz-Gesetze oder um die Frage des Sub-
ventionsabbaus geht, müssen wir alle gemeinsam über 
unsere bundespolitischen Akteure versuchen, den fi-
nanzpolitischen Schaden für unsere Länder - in diesem 
Fall für Sachsen-Anhalt - abzuwenden oder zumindest 
zu begrenzen. 
 

(Zustimmung von Herrn Scharf, CDU) 
 

Es kann nicht angehen, dass wir in den mitteldeutschen 
Ländern in die Mühlen der Verteilungskämpfe zwischen 
alten und neuen Ländern geraten. Dass sich in dieser 
Phase ausgerechnet der parlamentarische Geschäfts-
führer der SPD-Bundestagsfraktion Küster - immerhin 
gewählter Abgeordneter aus Magdeburg - öffentlich über 
eine angebliche Zweckentfremdungen von Solidarpakt-
mitteln auslässt, ist sehr befremdlich. 
 

Meine Damen und Herren! Wir brauchen in Berlin keine 
Parteisoldaten, sondern wir brauchen Interessenvertre-
ter unseres Landes, die unsere Probleme ernst nehmen, 
in Berlin artikulieren und unsere Interessen durchsetzen. 
Herr Dr. Püchel, Sie sollten einmal ein ernstes Wort mit 
Herrn Küster reden. 
 

Wo ist denn die viel beschworene Chefsache „Aufbau 
Ost“, die Kanzler Schröder so gern propagiert hat? 
- Außer großen Worten ist nicht viel geblieben. Stattdes-
sen drohen angesichts des Mautdesasters Kürzungen 
im Bereich des Bundesverkehrswegebaus und die Kul-
turprogramme für den Osten werden gestrichen. Aber 
wir dürfen uns wieder darüber freuen, dass die Haupt-
stadt kulturell prächtig bedacht wird. Meine Damen und 
Herren! So wiederholt sich die Geschichte. 
 

Enorme Bedeutung für die weitere Entwicklung in Sach-
sen-Anhalt hat auch die Europäische Union. Die Ost-
erweiterung im nächsten Jahr birgt mittel- und langfristig 
große Chancen für Sachsen-Anhalt. Sie ist zugleich ein 
historischer Meilenstein, weil die großen Nationen des 
Ostens, weil auch historische Landschaften endgültig 
wieder einen würdigen Platz in Europa finden. 
 

Trotz aller Euphorie angesichts dessen, dass die Visio-
nen von Willy Brandt und Helmut Kohl Realität werden, 
erwachsen uns kurzfristig erhebliche Risiken. Das Rin-
gen um die Ziel-1-Förderung muss weitergehen. Es 
kann nicht sein, dass durch rein statistische Effekte für 
unser Land Einnahmen verloren gehen. Auch hier müs-
sen wir alle miteinander darum kämpfen, dass wir eine 

adäquate Anschlussregelung nach dem Jahr 2006 hin-
bekommen.  
 

(Zustimmung bei der CDU und bei der FDP) 
 

Umso katastrophaler ist das Bild, dass die Bundesregie-
rung derzeit in Brüssel abliefert. Der Skandal um die 
Demontage des Stabilitätspaktes ist einfach unfassbar. 
Es war Deutschland, das um der Zukunft und der Stabi-
lität der gemeinsamen Währung willen den anderen 
Staaten der Eurozone diesen Pakt abgerungen hat. Die 
rot-grüne Bundesregierung verstößt nicht nur permanent 
gegen die Stabilitätskriterien von Maastricht, sie stellt 
darüber hinaus die Sanktionsmaßnahmen der EU-Kom-
mission infrage und betreibt deren Verhinderung durch 
entsprechende Entscheidungen im Ecofin-Rat. 
 

Es ist offensichtlich, dass die EU-Kommission als Hüte-
rin der europäischen Verträge beschädigt wird. Welche 
Folgewirkungen daraus erwachsen, ist klar: Auch andere 
Länder werden diese Regeln nunmehr als nicht bindend 
betrachten. Dadurch droht das gemeinsame Fundament 
europäischer Wirtschafts- und Finanzpolitik Schaden zu 
nehmen.  
 

Solange der Bund nicht in der Lage ist, seine Hausauf-
gaben zu machen, wird sich an der desolaten Lage in 
Deutschland nichts ändern. Nur zur Erinnerung: Zum drit-
ten Mal nacheinander wird Deutschland die Maastricht-
Kriterien verletzen, erstmals in der Geschichte der Bun-
desrepublik Deutschland ist der Bundeshaushalt schon 
zum Zeitpunkt seines In-Kraft-Tretens verfassungswidrig 
und mit 29 Milliarden € haben wir derzeit die höchste 
Neuverschuldung seit dem Jahr 1945. 
 

Meine Damen und Herren! Zurück zum Landeshaushalt. 
Einen der zentralen Schlüssel zur Konsolidierung des 
Landeshaushalts stellen die Personalkosten dar. Wir alle 
wissen um die Brisanz dieser Thematik. Der Abbau von 
Stellen läuft entgegen allen Unkenrufen der Opposition 
planmäßig und erfolgreich. Allein in den diesjährigen 
Haushaltsberatungen ist es uns gelungen, nochmals 
515 Stellen zu streichen.  
 

Verbunden mit den Wirkungen der Tarifverträge und des 
Beamtenrechtlichen Sonderzahlungsgesetzes konnte der 
Bereich der Personalkosten partiell konsolidiert werden, 
auch wenn dies durch die Auszahlung der Lehrerarbeits-
zeitkonten, wie schon erwähnt wurde, noch keinen Nie-
derschlag in der Statistik finden kann. 
 

Insgesamt sind wir, was die Zielsetzung des Personal-
abbaus bis zum Jahr 2006 angeht - also die Absenkung 
des Stellenbestandes auf 55 000 im Bereich des Plan-
personals -, auf einem guten Weg. Im Verlauf des nächs-
ten Haushaltsjahres müssen wir die verbleibenden 745 
Stellen in die Titelgruppe 96 überführen. Die Begleitung 
dieses Prozesses durch das Parlament ist durch unse-
ren Antrag auf Berichterstattung im Finanzausschuss 
gewährleistet. 
 

Herr Dr. Püchel, ich konnte Ihre Ausführungen über die 
Sinnhaftigkeit der Titelgruppe 96 ehrlich gesagt nicht 
ganz nachvollziehen, weil damit ein Instrumentarium von 
uns geschaffen wurde, an dem wir ganz klar erkennen 
können, wie Personalabbau strukturiert ablaufen kann. 
 

(Herr Dr. Püchel, SPD: Wie machen Sie denn 
das?) 

 

- Das ist doch eindeutig erkennbar. Sie müssen nur 
einmal in den Finanzausschuss kommen. Dort können 



 Landtag von Sachsen-Anhalt • Vierte Wahlperiode • Plenarprotokoll 4/31 • 11.12.2003 2303 
 

wir intensiv darüber diskutieren. Hier bleibt keine Zeit für 
Detaildiskussionen. 
 

(Herr Dr. Püchel, SPD: Ha, ha!) 
 

Der Anteil der Investitionen an den Ausgaben liegt im 
Haushalt 2004 bei 21,1 %, bereinigt um die übertrage-
nen Hochwassermittel bei knapp 19 %. Dies ist ange-
sichts der allgemeinen finanzpolitischen Rahmendaten 
ein akzeptables Ergebnis. 
 

Dennoch will ich an dieser Stelle darauf hinweisen, dass 
wir Gefahr laufen, einem strukturellen Problem aufzusit-
zen: Wir bemühen uns einerseits, durch neue Steue-
rungselemente und langfristig orientierte Vertragskons-
truktionen zu mehr Flexibilität und Eigenverantwortung 
zu kommen. Andererseits haben wir uns daran gewöhnt, 
traditionelle Kennziffern zur Bewertung des Etats anzu-
wenden. Dass dies geradezu zu widersprüchlichen Aus-
sagen und Bewertungen einlädt, ist evident. Wir sollten 
uns in der nächsten Zeit darum bemühen, einheitliche 
Kriterien zu entwickeln, die der Öffentlichkeit ein Höchst-
maß an Transparenz und realer Vergleichbarkeit ermög-
lichen. 
 

Meine Damen und Herren! Ehe ich exemplarisch auf die 
Einzelpläne eingehe, lassen Sie mich kurz einige weitere 
Kerndaten streifen. Die Zinsquote liegt bei 8,7 %, die 
Zinsausgaben pro Kopf betragen 343 €. Dass die Zins-
zahlungen rückläufig sind, liegt an der andauernden Nie-
drigzinsphase.  
 

(Herr Bullerjahn, SPD: An der falschen Aufstel-
lung, Herr Tullner!) 

 

Wir alle wissen um die Qualität des Schuldenmanage-
ments in Sachsen-Anhalt, aber auch um die Abhängig-
keiten, die sich aus der Schuldenhöhe zwangsläufig er-
geben. Die nochmalige Kürzung des Ansatzes für Zins-
zahlungen im Zuge der Einarbeitung der Steuerschät-
zung halten wir für noch verantwortbar.  
 

Auch die ausgebrachte globale Minderausgabe liegt mit 
1 % - das wurde schon gesagt -  
 

(Herr Dr. Püchel, SPD: Ich denke, das gibt es 
nicht mehr bei Ihnen? Das wird doch alles besser 
und anders!) 

 

in der Größenordnung, die der Landesrechnungshof für 
realistisch hält.  
 

Meine Damen und Herren! Bei Einzelplan 02 ist es uns 
gelungen, einen Großteil der Mittel für die politische Bil-
dungsarbeit zentral zu veranschlagen. Der sich daraus 
ergebende Zuwachs an Bedeutung für die Landeszen-
trale für politische Bildung ist Ausdruck der hohen Wert-
schätzung, die die Koalitionsfraktionen dieser Aufgabe 
beimessen.  
 

Umso bedauerlicher - das will ich hier noch einmal ex-
plizit sagen - ist die unverantwortliche Stimmungsmache, 
die in den letzten Tagen zu beobachten war. Wenn ein-
zelne Interessengruppen der Auffassung sind, durch 
Fehlinformationen mediale Wirkungen erzielen zu müs-
sen, ist dies schlicht zu konstatieren. Welche Auswir-
kungen dies auf die Glaubwürdigkeit und die Fairness im 
Umgang miteinander haben wird, bleibt abzuwarten.  
 

(Herr Bullerjahn, SPD: Was meinen Sie jetzt, 
Herr Tullner?) 

 

Die Beratungen zum Einzelplan 03 waren in erster Linie 
von den haushaltsmäßigen Umsetzungen der Reform 

der Landesverwaltung geprägt. Die Einarbeitung der 
Strukturveränderungen war sicher nicht immer einfach.  
 

(Herr Bullerjahn, SPD, die Hand hebend: Herr 
Tullner!) 

 

- Am Ende. - Aber sie war zugleich Ausdruck unseres 
Zieles, Transparenz herzustellen und dem Anspruch von 
Haushaltswahrheit und -klarheit gerecht zu werden. Wir 
haben im Beratungsgang die Anzahl der Stellen der 
Besoldungsordnung B von 13 auf sieben vermindert und 
Vorsorge für die Trennungsgelder geschaffen. Damit hat 
das Landesverwaltungsamt eine faire Startchance.  
 

Zugleich müssen wir mit Blick auf den kommenden 
Haushalt bei den zu gründenden LHO-Betrieben im 
Immobilien- und Baubereich darauf achten, dass wir die 
bereitzustellenden Ressourcen so bemessen, dass Auf-
wand und Ertrag das Verhältnis erreichen, das unseren 
Kriterien entspricht.  
 

Im Bereich der Polizei ist es uns gelungen, zusätzlich 
400 000 € für die Ausrüstung bereitzustellen.  
 

(Herr Dr. Püchel, SPD: Was haben Sie dafür ge-
strichen?) 

 

Angesichts der allgemeinen Rahmenfaktoren ist dies ein 
Beweis für die hohe Wertschätzung, die wir unseren 
Sicherheitskräften entgegenbringen.  
 

Um die Exekutive zu motivieren, ein allgemeines Fortbil-
dungskonzept vorzulegen, haben wir alle Titel in diesem 
Bereich mit einem Sperrvermerk versehen. Es muss 
möglich sein, hierbei zu einer abgestimmten Struktur zu 
kommen.  
 

Wichtigste Maßnahme des Einzelplans 04 war die Berei-
nigung des Personaltableaus zwischen der Oberfinanz-
direktion und den Finanzämtern. Auch hierbei haben wir 
mehr Transparenz geschaffen.  
 

Im Verlauf der Diskussion über den Einzelplan des So-
zialministeriums ist es gelungen, die Olympiabewerbung 
der Stadt Leipzig haushaltsmäßig zu würdigen. Nach der 
Vorlage eines Konzepts wird Sachsen-Anhalt 560 000 € 
beisteuern.  
 

Weitere Veränderungen gab es hinsichtlich der Unter-
stützung der Aids-Hilfe-Vereine, des Kinder- und Ju-
gendrings sowie bei der Familienförderung.  
 

Im Rahmen der Einsparungen durch die Einarbeitung 
der Steuerschätzung sind die Ansätze der pauschalen 
Krankenhausförderung um ca. 4 Millionen € gekürzt wor-
den. Dies halten wir mit Blick auf die noch immer über-
durchschnittliche Förderung im Vergleich zu den ande-
ren neuen Ländern für vertretbar.  
 

Meine Damen und Herren! Die Hochschulpolitik des 
Landes Sachsen-Anhalt, im Einzelplan 06 veranschlagt, 
bietet ja in den nächsten Wochen genügend Anlass für 
intensive Diskussionen. Wir bleiben bei unserer Grund-
aussage, dass auch die Hochschulen ihren Teil zur 
Haushaltskonsolidierung erbringen müssen.  
 

Die Diskussion um die Novellierung des Hochschul-
gesetzes bietet darüber hinaus die Chance, die Hoch-
schulen mit Blick auf die demografischen Herausforde-
rungen, aber auch hinsichtlich der inneren Verfasstheit 
angemessen aufzustellen. Wir haben im Verlauf der Be-
ratungen die parlamentarische Beteiligung bei der Frei-
gabe der Mittel in der Titelgruppe 86, der so genannten 
X-Mittel, gewährleistet. Ebenso ist es gelungen, im Be-
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reich der Forschungsförderung knapp 400 000 € zusätz-
lich bereitzustellen.  
 

Im Verlauf der Bereinigungssitzung war die Einarbeitung 
der Tarifabsenkungen bei den Globalbudgets der Hoch-
schulen Anlass für intensive Diskussionen. Die Koali-
tionsfraktionen haben sich mit dem heute zu verab-
schiedenden Entschließungsantrag klar dazu bekannt, 
diese Einsparungen in den Jahren ab 2006 anzurech-
nen. Diese Intention war immer handlungsleitend für 
uns, da die abgeschlossenen Tarifverträge Wirkungen 
an den Hochschulen entfalten. Wir müssen den Hoch-
schulen die faire Chance einräumen, die vereinbarten 
Einsparungen auch realisieren zu können.  
 

Veränderungen im Einzelplan 07 sind vor allem bei der 
Erwachsenenbildung und in dem Bereich der Schulen in 
freier Trägerschaft zu verzeichnen. Die geplanten Ab-
senkungen bei der Erwachsenenbildung konnten um 
500 000 € vermindert werden. Dies ist Ausdruck der 
hohen Wertschätzung, die dieser Bildungsbereich bei 
den Koalitionsfraktionen genießt. Die vorgesehene Kür-
zung der Sachkostenzuschüsse für die Schulen in freier 
Trägerschaft, wie sie im Haushaltsbegleitgesetz geplant 
war, ist im Laufe der Etatberatungen nicht vollzogen 
worden.  
 

Die Koalitionsfraktionen haben den freien Schulen in der 
Bildungslandschaft unseres Landes immer eine hohe 
Wertschätzung entgegengebracht. Diese findet in der 
Beibehaltung der Zuschüsse ihren Niederschlag im 
Haushalt.  
 

(Zustimmung bei der CDU und von Herrn Kos-
mehl, FDP) 

 

Der Bereich Kultur des Einzelplans 07 steht auch weiter-
hin unter hohem Konsolidierungsdruck. Dass die Exis-
tenz der Feininger-Galerie in Quedlinburg gesichert wer-
den konnte, sei aber an dieser Stelle exemplarisch 
ebenso erwähnt wie die Bereitstellung von Mitteln für die 
Sicherung des Schlossberges in der Stadt des Weltkul-
turerbes. Insgesamt ist die der Orientierung dienende 
Marke von 1 % an Kulturausgaben aber knapp unter-
schritten worden.  
 

Ausdruck der ambitionierten Wirtschaftspolitik ist die 
vollständige Realisierung der GA-Kofinanzierung im 
Einzelplan 08, ebenso die zusätzliche Einarbeitung des 
Insourcingpotenzials von über 40 Millionen €. Ein wichti-
ges Signal dabei ist vor allen Dingen die Aufstockung 
der Mittel - Frau Dr. Sitte hat es schon erwähnt - für die 
Förderung des Arbeitsmarktes um über 3 Millionen €, 
das Aktiv-zur-Rente-Programm betreffend. Die Unwuch-
ten im Einsatz der Mittel der Bundesanstalt für Arbeit 
können so zwar nicht kompensiert werden, aber damit 
wird der Wille der Koalitionsfraktionen verdeutlicht, im 
Rahmen der Möglichkeiten gegenzusteuern.  
 

Die Gründung der Investitionsbank - in der vergangenen 
Landtagssitzung beschlossen - ist auch im Haushalt ver-
ankert worden. Wir müssen nunmehr zu einer Evaluie-
rung und infolge dessen zu einer Konzentrierung der 
Förderprogramme kommen. Dies ist mit der Systematik 
der Bankgründung intendiert.  
 

Meine Damen und Herren! Durch erhebliche Anstren-
gungen ist es auch gelungen, im Einzelplan 09 alle GA-
Mittel kozufinanzieren. Dass dies erst im Laufe der Etat-
beratungen gelang, ist der Tatsache der ungewissen 
Höhe der Bundesmittel zuzuschreiben.  
 

Eines der zentralen Politikfelder des Einzelplans 14 ist 
der Stadtumbau. Der Prozess des konzeptionellen 
Schrumpfens ist in seiner Dimension nur schwer zu 
definieren. Daher ist es um so wichtiger, dass Minister 
Daehre - anders als sein Vorgänger - endlich Bewegung 
in diesen Prozess gebracht hat. Wir werden in den 
nächsten Jahren erhebliche Anstrengungen unterneh-
men müssen, um einer adäquaten Problemlösung näher 
zu kommen. Alles in allem sind über 54 Millionen € für 
Ausgaben beim Kapitel Stadtumbau vorgesehen.  
 

Dass die Konzentration der Ressourcen auf wesentliche 
Politikfelder notwendig ist, ist hier deutlich abzulesen. 
Förderpolitik mit der Gießkanne hat nur selten die Ef-
fekte realisiert, die man ihr zugedacht hatte. Daher wer-
den wir auf dem Weg des zielgenauen Förderns fort-
fahren.  
 

In diesem Zusammenhang ist das Modellvorhaben zum 
Lärmschutz hervorzuheben. Da der Bund sich bisher 
weigert, den Forderungen nach Lärmschutz an Ver-
kehrswegen in Sachsen-Anhalt Rechnung zu tragen, 
wird das Land hierzu aktiv. Warum es in Niedersachsen 
möglich war und in Sachsen-Anhalt nicht, darüber darf 
trefflich spekuliert werden, meine Damen und Herren.  
 

Ein Wort zur Opposition. Wir hatten ja vorhin schon 
Gelegenheit, deren Ausführungen Gehör zu schenken. 
Auf der einen Seite betonte Kollege Gallert im Finanz-
ausschuss immer wieder, dass handlungsleitend für die 
finanzpolitischen Entscheidungen der PDS die Frage 
sei, wie eine Gegenfinanzierung realisiert werden könn-
te. Diese sehr sachorientierte Einstellung ist löblich. An-
dererseits überbietet sich gerade die PDS in der Öffent-
lichkeit darin, konkrete Einsparungen als „Teufelszeug“ 
zu diffamieren bzw. - Zitat Frau Dr. Weiher - „vorüber-
gehend“ als zu vernachlässigend zu charakterisieren.  
 

Unlängst war in einer großen Magdeburger Tageszei-
tung zu sehen, wie das Bündnis für ein kinderfreund-
liches Sachsen-Anhalt dem Sozialminister einen Niko-
lausstiefel überbringen wollte.  
 

(Frau Dr. Sitte, PDS: Ja!) 
 

Wer war anwesend? - Die Kolleginnen Sitte, Dr. Hein 
und von Angern nebst der versammelten Mitarbeiter-
schar der PDS-Fraktion. Niemand sonst. Wogegen ist 
das Bündnis? - Gegen Einsparungen. Frau Dr. Sitte hält 
jegliche Einsparungen im Hochschulbereich für indisku-
tabel,  
 

(Frau Dr. Sitte, PDS: Ja!) 
 

die Kollegin Hein bei der Schulentwicklungsplanung 
ebenso.  
 

(Frau Dr. Sitte, PDS: Ja!) 
 

Die Liste ließe sich auch auf andere Einzelpläne nahtlos 
übertragen. Alternativen? - Fehlanzeige,  
 

(Zuruf von Frau Dr. Sitte, PDS)  
 

wenn ich von Ihrer Erbschaft- und Vermögensteuerdis-
kussion einmal absehe. Und die ist nun wirklich rein 
ideologisch motiviert und hilft den Menschen in Deutsch-
land keinen Deut weiter.  
 

(Zustimmung bei der FDP - Zuruf von Frau 
Dr. Weiher, PDS) 

 

Sie werden gleich die Frage stellen, warum der Minis-
terpräsident auf die Erbschaftsteuer für Reiche orientiert 
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hat. - Das ist eine andere Frage. Sie wollen ja eine an-
dere Erbschaftsteuer; Sie wollen die Erbschaftsteuer, die 
auch der Einfamilienhausbesitzer, wenn er sein Haus 
vererbt, zahlen muss.  
 

(Zurufe von der PDS und von Herrn Dr. Püchel, 
SPD) 

 

- Natürlich ist es so.  
 

Meine Damen und Herren! Da können Sie sich für Ihre 
Chemnitzer Programmatik noch so feiern -  
 

(Frau Dr. Sitte, PDS: Das steht da nicht drin!) 
 

mit dieser janusköpfigen Politik, finanzpolitisch rational 
einerseits und mit einem Maß an Irrationalität in den 
Fachpolitiken andererseits, werden Sie dem Anspruch, 
den Sie für sich reklamieren, nicht gerecht.  
 

(Frau Dr. Sitte, PDS: Lesen Sie es nach, dann 
werden Sie es finden!) 

 

Diese Taktik hat Sie beinahe in Regierungsverantwor-
tung in Sachsen-Anhalt geführt und dem Land acht Jah-
re lang geschadet.  
 

(Zustimmung bei der FDP) 
 

Entscheidungen mitzubestimmen, ohne Verantwortung 
übernehmen zu müssen, konnten Sie in der Minderheits-
konstellation mit der SPD demokratietheoretisch ver-
kleistern. Das Resultat ist gerade auch finanzpolitisch er-
nüchternd. Der Versuch, diese Bilanz der neuen Regie-
rung anzulasten, ist zu durchsichtig, als dass er auf 
fruchtbaren Boden fallen wird.  
 

Aber auch die Sozialdemokraten konnten im Verlauf der 
Finanzausschussberatungen keine stimmigen Gegen-
konzepte vorlegen.  
 

(Zuruf von Frau Dr. Weiher, PDS) 
 

- Ich verweise nur auf den Beitrag von Herrn Dr. Pü-
chel: Kaputtsparen von Hochschulen, Kommunalfinan-
zen, Steuerreform. Woher die Gegenfinanzierung kom-
men soll, Herr Dr. Püchel, das wird wahrscheinlich im 
Nebulösen bleiben. Aber gut, Sie sind in der Opposi-
tionsfraktion und müssen keine Konzepte vorlegen. 
Doch der Anspruch, den Sie an sich haben, müsste so 
etwas eigentlich als selbstverständlich erscheinen las-
sen. 
 

(Herr Dr. Püchel, SPD: Schulbücher! Herr Böh-
mer!) 

 

Hingegen gehörte Ihr Auszug aus dem Finanzaus-
schuss, von der PDS angestiftet, zu den unrühmlichen 
Kapiteln der diesjährigen Haushaltskampagne. 
 

(Herr Bullerjahn, SPD, lacht - Herr Gallert, PDS: 
Was? - Frau Dr. Sitte, PDS: Was, bitte?) 

 

- Haushaltspolitik findet nun einmal nicht in der Kantine 
statt, Kollege Bullerjahn. Man muss sich schon die Mühe 
machen, über Vorlagen zu diskutieren und nicht in reine 
Effekthascherei zu verfallen. 
 

(Frau Dr. Weiher, PDS: Dazu muss man Sie aber 
rechtzeitig bekommen, Herr Tullner! - Zurufe von 
der CDU)  

 

Doch statt sich den inhaltlichen Problemen der Haus-
haltsberatungen zu widmen, haben Sie sich allzu oft auf 
personalisierte Diskurse mit der bzw. über die Exekutive 
konzentriert. Dass die Funktion des Parlaments ein 
hohes Gut ist, gerät gelegentlich auch der Exekutive aus 

dem Blick, das will ich gern konstatieren; doch die An-
wesenheit von Ministern und Staatssekretären zum Kern 
eigener Argumentationsketten zu erheben und die In-
halte hintanzustellen, ist mehr als fragwürdig. 
 

(Herr Bullerjahn, SPD: Herr Tullner, Herr Tullner!) 
 

Dies dann auch noch mit einem Maß an Arroganz und 
Stammtischrhetorik zu verkaufen, war - so gebe ich gern 
zu - gelegentlich grenzwertig. 
 

(Zustimmung von Herrn Schomburg, CDU, und 
von Frau Weiß, CDU) 

 

Ich kann uns alle nur auffordern, das Maß an Fairness 
im Umgang miteinander nicht unnötig zu strapazieren.  
 

(Lachen bei der SPD und bei der PDS - Frau 
Dr. Sitte, PDS: Ich glaube es nicht!) 

 

Ich nehme für mich das Motto von Voltaire in Anspruch, 
der da schrieb: Ich missbillige das, was ihr sagt, aber 
euer Recht, es zu sagen, werde ich bis an mein Ende 
verteidigen. 
 

(Herr Bullerjahn, SPD: Hoffentlich merken Sie 
sich das mal!) 

 

Man muss die Instrumentarien, die die Demokratie bie-
tet, auch sachgerecht anwenden, liebe Kollegen.  
 

Meine Damen und Herren! Die Kommunalfinanzen sind 
ein Thema, das immer breiten Raum in den Haushalts-
beratungen eingenommen hat - zu Recht. Wie stellen wir 
als Landesgesetzgeber sicher, dass die kommunale 
Handlungsfähigkeit gewährleistet bleibt? Das ist die zen-
trale Frage seit jeher. Wir wissen alle um die Not in 
unseren Kommunen. Im Angesicht der heute diskutier-
ten Bedingungsfaktoren bleibt die ernüchternde Erkennt-
nis der Ressourcenknappheit.  
 

Dennoch haben wir in drei Punkten ein wenig Erleich-
terung schaffen können. Was heißt dies konkret? - In 
langen und schwierigen Diskussionen haben wir er-
reicht, dass erstens im Bereich der Grundsicherung ein 
zusätzlicher Betrag in Höhe von 5 Millionen € zur Ver-
fügung steht. 
 

(Herr Dr. Püchel, SPD: Das haben   S i e   er-
reicht? - Frau Bull, PDS, lacht) 

 

Zweitens stehen die nicht ausgeschöpften Mittel des 
kommunalen Investitionsprogramms aus dem Vorjahr 
weiterhin zur Verfügung.  
 

(Herr Dr. Püchel, SPD: Kein neues!) 
 

Drittens haben wir die Kofinanzierung der Mittel für den 
kommunalen Straßenbau auch für finanzschwache Kom-
munen gesichert. 
 

Meine Damen und Herren! Dass sich die öffentlichen 
Finanzen in der allseits bekannten desolaten Verfassung 
befinden, hat bundespolitische Ursachen. Es bleibt zu 
hoffen, dass sich die Bundesregierung gemeinsam mit 
dem Bundesrat auf schnelle und unkomplizierte Sofort-
maßnahmen für die Kommunen einigt. Aber auf Wunder 
zu hoffen wird auch in diesem Fall vergeblich sein.  
 

Wir müssen gemeinsam - wir haben viel kommunalen 
Sachverstand hier im Parlament versammelt - zu Lösun-
gen kommen, die den Kommunen auch abseits direkter 
Finanzhilfen von Nutzen sein können. Ich nenne als 
Stichworte die Verwaltungsvereinfachung, den Bürokra-
tieabbau, die Aufgabenkritik, die Stärkung des bürger-
schaftlichen Engagements und den Mut, unkonventio-
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nelle Wege zu gehen. Dass dies mit dem heute zu be-
schließenden Gesetz zur Änderung des Finanzaus-
gleichs nur partiell gelungen ist, ist wahr. Es sollte uns 
zugleich Ansporn sein, in der Orientierung nicht nachzu-
lassen, wie ich es eben beschrieben habe.  
 

Meine Damen und Herren! „Wo aber Gefahr ist, wächst 
das Rettende auf“, schrieb Hölderlin einmal. Wir in Sach-
sen-Anhalt stehen vor großen Herausforderungen, ins-
besondere in der Finanzpolitik. Lässt man die demogra-
fischen Projektionen mit den Steuereinnahmen und den 
degressiven Mitteln des Solidarpaktes korrelieren, so 
sind die Dimensionen unserer Handlungsfähigkeit deut-
lich abgesteckt. Des Weiteren ist der ebenso abneh-
mende Umfang der EU-Mittel zu berücksichtigen.  
 

All dies lässt nur einen klaren Schluss zu: Der Weg der 
strikten Konsolidierung unseres Landesetats ist alterna-
tivlos. Wir werden in den kommenden Jahren in noch 
viel stärkerem Maße gezwungen sein, Lösungen abseits 
der bekannten politischen Optionen zu suchen. Wir müs-
sen stringenter, wir müssen flexibler, wir müssen unkon-
ventioneller denken. Es gilt, Reserven zu mobilisieren 
und Ressourcen zu konzentrieren.  
 

Wir müssen die Menschen in Sachsen-Anhalt überzeu-
gen und mitnehmen auf diesem Weg. Wir müssen den 
Diskurs, den der Ministerpräsident angestoßen hat, ent-
schlossen führen: Was wollen wir uns in Sachsen-Anhalt 
zukünftig leisten? Wo setzen wir unsere Prioritäten?  
 

Gelingt es uns, hierbei erfolgreich zu sein und zu Hand-
lungsoptionen zu kommen, die sich jenseits üblicher 
Machtkonstellationen manifestieren, werden wir in Mit-
teldeutschland Zukunftspotenziale erschließen, deren 
Chancen immens sind.  
 

Meine Damen und Herren von den Oppositionsfraktio-
nen, wir als CDU-Fraktion sind gemeinsam mit der FDP-
Fraktion bereit und gewillt, diesen Weg zu gehen. Uns 
dabei zu begleiten sollte Ihr ureigenstes Interesse sein. 
- Vielen Dank.  
 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 
 
 

Vizepräsident Herr Dr. Fikentscher: 
 

Vielen Dank, Herr Tullner. Sind Sie nun bereit, einige 
Fragen zu beantworten? - Dann bitte in der Reihenfolge 
des Eingangs. Zunächst Herr Bullerjahn. Bitte.  
 
 

Herr Bullerjahn (SPD): 
 

Aufgrund der Art dieser Diskussion werde ich das nach-
her im persönlichen Miteinander mit Herrn Tullner in der 
Rede machen. 
 

(Herr Dr. Püchel, SPD: Was? Im persönlichen 
Miteinander?) 

 
 

Vizepräsident Herr Dr. Fikentscher: 
 

War das jetzt eine Frage? 
 
 

Herr Bullerjahn (SPD): 
 

Nein. Ich wollte damit zum Ausdruck bringen, dass ich 
angesichts seiner Rede keine Frage stellen werde; ich 
werde vielmehr in meiner Rede auf bestimmte Passagen 
seiner Rede eingehen. 
 

(Herr Tullner, CDU: Ach, Sie reden nachher 
noch! Okay!) 

 

Vizepräsident Herr Dr. Fikentscher: 
 

Dann bitte Frau Dr. Weiher. 
 
 

Frau Dr. Weiher (PDS): 
 

Herr Tullner, ich habe mich vorhin, als ich die Bericht-
erstattung des Finanzausschusses vorgetragen habe, 
mit meiner Kritik doch sehr zurückgehalten. Aber ich 
muss schon sagen, ich empfinde es als eine ungeheure 
Frechheit, wie Sie im Augenblick hier auftreten 
 

(Beifall bei der PDS und bei der SPD) 
 

und versuchen, uns zu diffamieren und die Arbeit, die 
geleistet worden ist, auf eine Art und Weise herunter-
zumachen, die mich schon ein Stück weit entsetzt.  
 

Ich muss Sie tatsächlich fragen, ob Sie erklären können, 
wie die Abgeordneten, und zwar alle - ich nehme an der 
Stelle keine Fraktion aus -, am Tag der Bereinigungssit-
zung innerhalb einer halben Stunde Ihre 20 Änderungs-
anträge - in dem einen Änderungsantrag waren mehr als 
50 Einzelanträge enthalten - inhaltlich durchblicken soll-
ten und dann auch noch ordentlich darüber befinden 
sollten. Das würde ich gern als Erstes von Ihnen beant-
wortet haben. 
 

Die zweite Sache: Sie können sich sicherlich daran er-
innern, dass an dem Tag ein Antrag der Koalitionsfrak-
tionen zum Einzelplan 05, Kapitel 05 07 betreffend, vor-
lag. Können Sie bestätigen, dass in diesem Antrag für 
das gleiche Anliegen drei verschiedene Namen genannt 
worden sind, und zwar Landesamt für Versorgung und 
Soziales, Sozialverwaltung und Sozialagentur, und dass 
Sie nicht einmal wussten, dass dieser Antrag von Ihnen 
diese drei Namen enthält? 
 

(Zustimmung bei der PDS und bei der SPD - Zu-
ruf von Frau Bull, PDS - Herr Bullerjahn, SPD: 
Überlegen Sie sich, was Sie antworten, Herr 
Tullner!) 

 
 

Herr Tullner (CDU): 
 

Frau Dr. Weiher, was den zweiten Teil Ihrer Frage an-
geht, kann ich nicht ganz nachvollziehen, was Sie damit 
sagen wollten. 
 

(Frau Bull, PDS: Weil Sie selber keine Ahnung 
haben! - Herr Dr. Eckert, PDS: Weil Sie nicht wis-
sen, wovon Sie reden! Das ist der Punkt! - Zu-
stimmung von Herrn Bullerjahn, SPD) 

 

Ich denke, wenn wir hier sachlich miteinander umgehen 
wollen,  
 

(Oh! bei der SPD - Herr Bullerjahn, SPD: Sie 
haben damit angefangen! Da müssen Sie jetzt 
durch! - Weitere Zurufe von der SPD und von der 
PDS) 

 

dann sollten wir uns nicht gegenseitig Ahnungslosigkeit 
vorwerfen.  
 

(Herr Dr. Eckert, PDS: Aber leider stimmt das!) 
 

Ich denke, das führt nicht sehr weit. Damit kann man 
kurzfristig Emotionen schüren, aber das ist der Pro-
blemlage vielleicht nicht angemessen.  
 

(Oh! bei der SPD - Herr Reck, SPD: Eigentlich 
brauchen wir das auch nicht! - Zuruf von Frau 
Dr. Hein, PDS) 
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Ich nehme für uns als CDU-Fraktion in Anspruch, dass 
wir sehr wohl wissen, welche Anträge wir stellen und 
welchen Inhalt diese Anträge haben. Deswegen kann ich 
nicht nachvollziehen, was die Frage soll. 
 

Zu dem ersten Teil Ihrer Frage. Natürlich ist es so, dass 
in der Bereinigungssitzung viele Anträge zu lesen und 
auch inhaltlich zu bewerten und dann zu entscheiden 
waren. Das ist völlig unstrittig. Das hat auch niemand in 
Abrede gestellt.  
 

(Zuruf von Frau Mittendorf, SPD) 
 

Aber ich denke, wir haben hierbei ein strukturelles Pro-
blem.  
 

(Herr Reck, SPD: Sie sind das strukturelle Pro-
blem! - Zuruf von Herrn Dr. Püchel, SPD - Un-
ruhe) 

 

Auf der einen Seite wollen wir uns ein möglichst hohes 
Maß an Mitbestimmung im Parlament sichern, auf der 
anderen Seite ist es dann, wenn es droht, unübersicht-
lich zu werden, schwierig, das nachzuvollziehen. Wir ha-
ben mit der Einarbeitung der Verwaltungsreform einen 
sehr transparenten und auch mühseligen Weg genom-
men. Das gebe ich gern zu. 
 

(Frau Bull, PDS: Mühselig ist eine nette Um-
schreibung! - Zuruf von Frau Dr. Weiher, PDS)  

 

Aber ich denke, er ist transparent und für alle nachvoll-
ziehbar. Deshalb würden wir diesen Weg auch wieder so 
gehen.  
 

(Zustimmung bei der CDU) 
 
 

Vizepräsident Herr Dr. Fikentscher: 
 

Herr Tullner, möchten Sie noch weitere Fragen beant-
worten? 
 
 

Herr Tullner (CDU): 
 

Wenn es noch Fragen gibt, ja. 
 
 

Vizepräsident Herr Dr. Fikentscher: 
 

Herr Gallert, bitte. 
 
 

Herr Gallert (PDS): 
 

Herr Tullner, als Sie anfingen, die Arbeit im Ausschuss 
zu bewerten, habe ich auch gedacht, ich hätte es in den 
letzten zwei Monaten mit Ihrem Doppelgänger zu tun 
gehabt. 
 

(Heiterkeit bei der PDS und bei der SPD)  
 

Aber zu dem eigentlichen Problem. Nach Ihrer Bewer-
tung muss ich Ihnen jetzt deutlich die Frage stellen: 
Können Sie sich nicht mehr daran erinnern, dass Sie als 
Koalitionsfraktionen Anträge eingebracht haben, die Sie 
selbst nicht einmal gekannt und bewertet haben? 
 

(Beifall bei der PDS und bei der SPD - Frau Bull, 
PDS: So ist es!) 

 

Zum Beispiel die Übernahme von Personal aus der Titel-
gruppe 96 in die Landesbetriebe. Ihnen ist während der 
Diskussion ein Licht darüber aufgegangen, welche An-
träge Sie als Fraktionen überhaupt in die Beratungen 
eingebracht haben. 
 

Können Sie zweitens bestätigen, dass es nicht einen 
einzigen PDS-Antrag gegeben hat, der keine Kofinan-
zierung oder Refinanzierung der Aufwüchse angegeben 
hat? 
 

Können Sie drittens bestätigen, dass die Masse die-
ser Refinanzierungsvorschläge später von Ihnen zur De-
ckung der Steuermindereinnahmen übernommen wor-
den ist? 
 

(Zustimmung bei der PDS und bei der SPD 
- Frau Dr. Weiher, PDS: So ist es!) 

 
 

Herr Tullner (CDU): 
 

Kollege Gallert, ich versuche, auf Ihre Fragen in der 
Reihenfolge, wie Sie sie gestellt haben, einzugehen.  
 

Erstens. Ich habe - wahrscheinlich ist das nicht richtig 
angekommen - auch bei der Frage von Frau Dr. Weiher 
darauf hingewiesen, dass wir ein sehr anspruchsvolles 
Programm bezüglich der Umsetzung der Verwaltungs-
reform im Haushaltsplan 2004 vollzogen haben. Das ist 
richtig. Dass die Übersichtlichkeit der Vorlagen nicht 
immer den formalen Grad erreicht hat, den wir uns alle 
gewünscht haben, ist klar. 
 

(Zurufe von Frau Theil, PDS, und von Frau Mit-
tendorf, SPD) 

 

Aber ich denke doch, dass wir den Weg transparent 
nachvollzogen haben und dass wir die Dinge so be-
schlossen haben, wie wir sie wollten. 
 

(Frau Dr. Sitte, PDS, lacht - Zuruf von Frau 
Dr. Weiher, PDS) 

 

Deswegen verstehe ich nicht, dass Sie uns jetzt unter-
stellen wollen, wir seien sozusagen Blindgänger oder so 
etwas. 
 

(Zuruf von Herrn Dr. Püchel, SPD) 
 

Ich kann uns alle wirklich nur ermuntern, nicht auf die-
sem Niveau miteinander zu diskutieren. 
 

Was die dritte Frage angeht - - 
 

(Herr Reck, SPD: Die zweite Frage erst einmal!) 
 

- Ja, ich denke gerade darüber nach, was die zweite 
Frage war. - Herr Gallert, ich hatte versucht, klarzu-
machen, dass Sie im Ausschuss diese Politik vertreten 
haben. Wenn ich aber sehe, wie sich Ihre Fraktions-
kolleginnen und -kollegen in der Öffentlichkeit gerieren,  
 

(Frau Dr. Sitte, PDS: Welche? Wann? Wo? Bei-
spiel!) 

 

dann muss ich sagen, haben Sie offenbar keine oder 
eine zumindest für mich nicht erkennbare stringente 
Argumentation zu der Frage, was der Unterschied ist 
zwischen Fachpolitik und Finanzpolitik. 
 

(Herr Gallert, PDS: Nennen Sie eine Forderung 
von uns, die von uns draußen aufgestellt worden 
ist und die wir nicht im Finanzausschuss gestellt 
haben!) 

 

- Ich habe es doch gesagt. 
 

(Herr Gallert, PDS: Nein!) 
 



2308 Landtag von Sachsen-Anhalt • Vierte Wahlperiode • Plenarprotokoll 4/31 • 11.12.2003 
 

Ich habe es doch in meiner Rede gesagt: die Nikolaus-
stiefel-Aktion des Bündnisses, die Hochschulen und an-
dere Fragen. 
 

(Frau Dr. Sitte, PDS: Dazu haben wir Refinanzie-
rungsvorschläge gemacht! - Frau Feußner, CDU: 
Dazu habt Ihr keine Refinanzierungsvorschläge 
gemacht!)  

 

Sie haben keine Refinanzierungsvorschläge gemacht.  
 

(Frau Dr. Sitte, PDS: Doch!) 
 

- Tut mir Leid. Nein, es waren zumindest keine realis-
tischen. 
 

(Unruhe bei der PDS) 
 

Die dritte Frage habe ich jetzt, ehrlich gesagt, verges-
sen. Können Sie die Frage bitte wiederholen, Herr Gal-
lert?  
 
 

Herr Gallert (PDS): 
 

Es ging darum, dass Sie die meisten Refinanzierungs-
vorschläge von uns in dem Augenblick übernommen 
haben, als die Steuerschätzung kam. 
 
 

Herr Tullner (CDU): 
 

Herr Gallert, erstens ist dies eine Frage, wer wann wel-
che Erkenntnis gehabt hat. Wir haben doch alle über 
demselben Haushalt gesessen. Wir haben uns alle die 
Abflusslisten angeschaut und haben selbst festgestellt, 
wo noch Spielräume sind. 
 

(Frau Dr. Weiher, PDS: Unseren Antrag habt Ihr!) 
 

Dass wir im Laufe des Beratungsganges manchmal 
auch zu denselben Erkenntnissen gekommen sind, das 
ist doch völlig unstrittig. Wer behauptet denn etwas da-
gegen? Sich aber nun hierher zu stellen und auf dem 
Niveau zu diskutieren, man war eher da als andere - ich 
weiß nicht, das muss wirklich nicht sein. - Vielen Dank. 
 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - Unruhe 
bei der PDS) 

 
 

Vizepräsident Herr Dr. Fikentscher: 
 

Herr Tullner, Herr Gärtner wollte noch eine Frage stel-
len. Das ist dann die letzte Frage dazu. - Bitte, Herr 
Gärtner.  
 
 

Herr Gärtner (PDS): 
 

Herr Kollege Tullner, das ist jetzt schon wichtig für die 
Haushaltsberatungen und für die Klarstellung, wie es in 
den Haushaltsberatungen gelaufen ist. Deshalb möchte 
ich zu einem Vorgang im Innenausschuss hier etwas sa-
gen, weil Sie gesagt haben: Haushaltsberatungen finden 
in den Ausschüssen statt, nicht in der Kantine. Dazu 
kann ich nur sagen: Dann müssen Sie sich einmal mit 
den Papieren beschäftigen.  
 

Ich möchte auf folgenden Inhalt hinweisen. Es hat ja be-
kanntlich in der Haushaltsvorlage der Landesregierung 
keine haushalterische Klarheit über die Strukturierung 
des Landesverwaltungsamtes gegeben. Das haben wir 
alles auch noch entgegengenommen und haben gesagt: 
Gut, dann machen wir zusätzliche Sitzungen. Das führte 
dazu, dass wir den Teil „Landesverwaltungsamt“ im Ein-
zelplan 03 am 12. November 2003 behandelt haben.  
 

Sie haben hier ein Mindestmaß an Fairness eingefor-
dert. Ist ein Mindestmaß an Fairness vorhanden, wenn 
uns kurz vor der Sitzung am 12. November 2003 ein 84 
Seiten langes Änderungspapier auf den Tisch des Aus-
schusses gelegt wird, welches wir in derselben Sitzung 
beraten und beschließen sollen mit einer, ich schätze, 
zweiminütigen Begründung der Koalitionsfraktionen? Ist 
damit ein Mindestmaß an Fairness gegenüber den Op-
positionsfraktionen gewährleistet? Denken Sie das und, 
wenn ja, wie wollen Sie das inhaltlich begründen?  
 
 

Herr Tullner (CDU): 
 

Herr Gärtner, die Arbeit im Finanzausschuss und auch 
die Arbeit im Bildungsausschuss, die die Hochschulen 
betrifft, ist sehr zeitaufwendig, sodass ich nun auf ande-
re Ausschüsse nicht intensiv eingehen kann bzw. mich 
nicht darauf konzentrieren kann, wie die Arbeit dort läuft. 
Das kann ich nicht bewerten und möchte ich hier auch 
nicht bewerten. 
 

Ich möchte nur eines klarstellen: Wir alle miteinander ha-
ben gewollt, dass die Reform der Landesverwaltung, wie 
sie hier vonstatten geht, im Haushalt ihren Niederschlag 
findet. Das haben wir alle gewollt. 
 

(Frau Dr. Weiher, PDS: Es ist Ihre Pflicht gewe-
sen, das darzustellen!) 

 

Dass dieses dazu geführt hat, dass wir ein Höchstmaß 
an Informationen innerhalb kürzester Zeit verarbeiten 
mussten, ist wahr. Ich denke aber, es ist dem Ziel, die 
Transparenz zu erhalten und die haushaltsmäßige Vor-
sorge, was die Reform betrifft, nachzuvollziehen, gerecht 
geworden. Deswegen kann ich dieses Ziel und diese 
Vorgehensweise auch im Nachhinein nur für richtig hal-
ten. - Vielen Dank. 
 

(Zustimmung bei der CDU und bei der FDP 
- Lachen bei der PDS) 

 
 

Vizepräsident Herr Dr. Fikentscher: 
 

Vielen Dank, Herr Tullner. Sie hatten wenigstens die 
Freude, dass sich während Ihres Redebeitrages die Zahl 
Ihrer Zuhörer verdreifacht hat. 
 

(Heiterkeit bei allen Fraktionen) 
 

Meine Damen und Herren! Damit ist die so genannte 
Generaldebatte über den Einzelplan 02 abgeschlossen.  
 

Zum Einzelplan 01 liegen keine Wortmeldungen vor. Wir 
kommen also zum Einzelplan 03 - Ministerium des In-
nern. Dazu gibt es drei Wortmeldungen. Zunächst bitte 
Frau Dr. Paschke für die PDS-Fraktion. Die PDS-Frak-
tion hat noch 23 Minuten und 28 Sekunden Redezeit zur 
Verfügung. 
 
 

Frau Dr. Paschke (PDS): 
 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wenngleich 
ich jetzt zum Einzelplan 03 spreche, wird mein Beitrag 
unmittelbar an die Auseinandersetzungen anknüpfen, 
die im Vorfeld gelaufen sind - einerseits deshalb, weil 
im Einzelplan 03 der Kernbereich der Verwaltungs-
reform, das Landesverwaltungsamt, enthalten ist, und 
andererseits, weil durch die Turbulenzen, die im Rah-
men der Haushaltsberatungen entstanden sind, weil al-
les erst kurzfristig eingearbeitet werden musste, un-
mittelbar auch alle anderen Einzelpläne zumindest teil-
weise berührt waren. Ich denke da an die Einzelplä-
ne 05, 07 und 13 mittelbar, aber auch an die Einzelplä-
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ne 04, 14, 15 und 20. Zu diesen Einzelplänen ist eine 
Beziehung herzustellen. 
 

Nun hat der Finanzminister ausgeführt, dass die Reform 
keinesfalls am Parlament vorbeilief. Hier wurde immer 
wieder betont, dass es sehr transparent ablief. Es tut mir 
Leid. Ich muss, weil wir noch eine Weile in dem Reform-
prozess sind, hier noch einmal in die gleiche Kerbe 
schlagen und muss den Ablauf Revue passieren lassen.  
 

Vor wenigen Monaten hat dieses Parlament mehrheitlich 
beschlossen, dass es keinen zeitweiligen Ausschuss für 
Verwaltungsreformprozesse geben soll. Die Mehrheit hat 
sogar beschlossen, dass es unnötig ist, eine Bericht-
erstattung durch die Landesregierung zu den Fragen 
vornehmen zu lassen, welche Kriterien, Abfolgen und 
Ergebnisse zum Beispiel bei Auslagerungsbestrebungen 
zugrunde gelegt werden. Wir brauchen keinen zeitwei-
ligen Ausschuss. Wir brauchen auch keine Bericht-
erstattung. Für die Verwaltungsmodernisierung ist der 
Innenausschuss zuständig. - So lautete das Argument. 
 

So hat sich der Innenausschuss am 25. Oktober 2003 
- also schon während des Verlaufs der Haushaltsbera-
tungen - über einen - wohlgemerkt - Selbstbefassungs-
antrag durch den Innenminister zum Stand der Verwal-
tungsmodernisierung berichten lassen.  
 

Im mündlichen Vortrag führte der Innenminister im We-
sentlichen diejenigen Vorhaben auf, die uns bereits aus 
dem Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung der Lan-
desverwaltung bekannt waren. Es wurde darauf verwie-
sen, dass die Überprüfung des Aufgabenbestandes der 
Ressorts noch im Januar 2004 vorgelegt werden soll 
und dann die Entscheidungen zur Privatisierung bzw. 
Auslagerung und Reduzierung der Behörden getroffen 
werden sollen.  
 

Auf die Nachfrage, ob das alle Vorhaben seien, die dort 
seitens der Landesregierung vorgetragen worden seien, 
wurde bemerkt, es seien Vorhaben innerhalb des Innen-
ministeriums. Was andere Ministerien betreffe, solle man 
die Fachminister fragen. - Das macht deutlich: Bis dahin 
war streckenweise die Verwaltungsreform nicht nur et-
was konzeptionslos, sondern auch führungslos. 
 

(Zustimmung bei der PDS) 
 

Am 17. November 2003 wurde dann kurzentschlossen 
der Finanzausschuss für die Verwaltungsmodernisierung 
verantwortlich gemacht. Über Power Point präsentierte 
der Finanzminister wenige Tage vor der Bereinigungs-
sitzung haushaltswirksame Umstrukturierungsprozesse. 
Zumindest erfuhren die Finanzausschussmitglieder, dass 
59 Behörden, davon 22 Behörden im Zusammenhang 
mit dem Landesverwaltungsamt, betroffen sind.  
 

In vielen Fällen waren die Fachausschüsse überhaupt 
nicht beteiligt. So weit, so schlecht; denn es wurde in 
den letzten Sitzungen des Finanzausschusses zu gro-
ßen Teilen die gesetzliche Grundlage tiefgreifender Um-
wälzungen im Behördenbereich, im Aufgabenspektrum 
und in der Art und Weise der Aufgabenwahrnehmung 
geschaffen. Die Umstrukturierungsprozesse nahmen Di-
mensionen an, die es eigentlich erforderlich gemacht 
hätten, jetzt ein Landesorganisationsgesetz vorzulegen.  
 

In der Berichterstattung hat die Ausschussvorsitzende 
bereits über die einzelnen Umstrukturierungen berichtet. 
Ich erspare mir das jetzt. Ich möchte auf zwei Aspekte 
bezüglich des Landesverwaltungsamtes eingehen, weil 
ich denke, sie sind wichtig. Die inhaltlichen Fragen wer-
den wir noch bei der Beratung über den Gesetzentwurf 

zur Neuordnung der Landesverwaltung besprechen kön-
nen. Zwei Punkte möchte ich hier aber aufführen. 
 

Erstens ist es unserer Auffassung nach absehbar, dass 
es im höheren Dienst Personalüberhänge geben wird, 
jedoch Defizite im mittleren und gehobenen Dienst be-
stehen. Wie man damit im Zusammenhang mit den zahl-
reichen NN-Stellen bei der Sollstruktur umgehen wird, 
das können wir dann in dem hoffentlich zu beschließen-
den zeitweiligen Ausschuss „Personalfragen“ beraten. 
 

Zweitens. Die Debatte über die Reisekosten für die un-
gefähr 500 plus 250 Reisekader im Zuge der Errichtung 
des Landesverwaltungsamtes wurde längere Zeit ge-
führt. Erst in der Bereinigungssitzung wurde der Ansatz 
in Höhe von 320 000 € um 1 775 000 € erhöht. Wir wis-
sen, dass sich die Landesregierung um die Sozialver-
träglichkeit bemüht.  
 

Ich möchte aber vor diesem Hintergrund auf ein anderes 
Problem aufmerksam machen. Nach unseren Informatio-
nen wird die so genannte Zentrale des Landesverwal-
tungsamtes in Halle auf neun Standorte innerhalb der 
Stadt Halle dezentralisiert. Das ist völlig einleuchtend, 
wenn man die Situation hinsichtlich der dortigen Liegen-
schaften betrachtet. Aber, meine Damen und Herren, wir 
waren bereits am Ende der letzten Legislaturperiode 
deutlich weiter.  
 

Wir hatten nämlich festgestellt und das sehr wohl auch 
in Klausurberatungen besprochen, dass es im Zeitalter 
moderner Kommunikationsprozesse relativ egal ist, ob 
eine Behörde eine Mail von Halle Standort A nach Halle 
Standort B oder von Halle Standort A an den gewesenen 
Standort Magdeburg schickt. Wir werden sehen, wie sich 
die Verteilung auf viele Standorte im Sinne der effizien-
ten Führung des Landesverwaltungsamtes auszahlt.  
 

Ein zweiter Aspekt, der im Einzelplan 03 auch deutlich 
wird: Im Einzelplan 03 und in dessen Umfeld ist mit dem 
Haushalt 2004 eine Reihe von gesetzlichen Grundlagen 
zur Bildung von Landesbetrieben geschaffen worden.  
 

Meine Damen und Herren! Man kann nichts generell ge-
gen Landesbetriebe haben, aber die Art und Weise, wie 
sie eingesetzt werden, ist zu kritisieren. Im Falle der 
Limsa zum Beispiel musste der Finanzausschuss erst im 
Ergebnis eines Selbstbefassungsantrages darauf auf-
merksam machen. Obwohl der Kabinettsbeschluss am 
25. Juni vorlag, wurde das erst in unmittelbarem Zusam-
menhang mit der Bereinigungssitzung in rasanter Ge-
schwindigkeit eingearbeitet.  
 

Wenn wir also über Landesbetriebe reden, dann muss 
sich dieses Parlament unverzüglich dazu verständigen, 
welche Rahmenbedingungen es schafft, was das Parla-
ment selbst an Mitbeteiligung einfordert. Es kann nicht 
sein, dass das Parlament in weiten Strecken außen vor 
ist, wenn Landesbetriebe gegründet werden, während 
andererseits die Landesregierung über ihre Strukturen 
permanent auch politisch in diese Landesbetriebe ein-
greifen kann.  
 

Wir können nicht einerseits die Zuschüsse für diese 
Landesbetriebe reduzieren, so wie sich das im Falle des 
Landesamtes für Vermessung und Geoinformation an-
deutet, und ihnen andererseits die Einnahmequellen ab-
drehen. Das geht dann auch nicht. Ich bitte Sie sehr 
darum, dass wir uns unverzüglich verständigen, wie wir 
als Parlament die Rahmenbedingungen setzen, um Lan-
desbetriebe zu führen.  
 



2310 Landtag von Sachsen-Anhalt • Vierte Wahlperiode • Plenarprotokoll 4/31 • 11.12.2003 
 

Meine Damen und Herren Abgeordneten! Es ist nicht 
vorrangig das Hauptproblem der PDS, wie chaotisch - so 
sage ich jetzt einmal - die Beratungen im Finanzaus-
schuss vonstatten gegangen sind. Das eigentliche Pro-
blem ist, ob und inwieweit sich diese chaotischen Be-
ratungen auch auf den realen Zustand auswirken.  
 

(Zustimmung bei der PDS und von Herrn Rothe, 
SPD)  

 

Dazu muss man sagen, dass solche Befürchtungen 
durchaus berechtigt sind. Was ist eigentlich das Grund-
problem? Es sind nicht die einzelnen Reformvorhaben. 
Es sind durchaus auch Reformvorhaben dabei, die von 
uns akzeptiert werden. Das Grundproblem ist, dass es 
nach wie vor keinen konzeptionellen Gesamtzusammen-
hang für diese Reformen gibt.  
 

(Beifall bei der PDS - Zustimmung bei der SPD 
- Zuruf von Herrn Kosmehl, FDP) 

 

- Nein, Herr Kosmehl, wo liegt denn ein Konzept zur 
Größe der Kreise im Zusammenhang mit der Bildung 
des Landesverwaltungsamtes vor und wie steht das im 
Zusammenhang mit der Hochzonung der Aufgaben, die 
Sie ursprünglich den Kreisen übertragen wollten?  
 

(Beifall bei der PDS und bei der SPD) 
 

Wissen Sie, das Ausblenden bringt uns doch kein Stück 
weiter. Die PDS-Fraktion kritisiert keinesfalls, dass dies-
bezüglich nichts passiert ist. Es wurde ja angemahnt, 
dass so etwas von der Opposition kritisiert wird. Unser 
Problem ist, dass man sich bei einzelnen Reformvor-
haben regelrecht hineinstürzt in die - um in Ihrem Bild zu 
bleiben - nicht von einem Konzept gesicherte Baustelle.  
 

(Herr Dr. Püchel, SPD: Steinbruch!) 
 

Das ist das Problem.  
 

(Zustimmung bei der PDS und bei der SPD) 
 

Zweifelsfrei muss man sagen: Mit diesem Haushalt sind 
eine Menge Umstrukturierungsprozesse auf den Weg 
gebracht worden. Wir wissen aus der letzten Legislatur-
periode, dass so etwas nicht ohne Widersprüche geht. 
Wir hoffen aber, dass dieses Parlament noch die Kurve 
kriegt, Schadensbegrenzung macht und spätestens das 
nächste Jahr nutzt, um Korrekturen vorzunehmen. Ich 
hoffe, dass dann ein Gesamtkonzept vorgelegt wird, 
wenn es um die Frage der Kreise geht. - Vielen Dank.  
 

(Beifall bei der PDS - Zustimmung bei der SPD)  
 
 

Vizepräsident Herr Dr. Fikentscher:  
 

Vielen Dank, Frau Dr. Paschke. - Die PDS-Fraktion hat 
jetzt noch reichlich 13 Minuten Redezeit zur Verfügung. 
- Ich rufe nun für die FDP-Fraktion Herrn Kosmehl auf. 
Die FDP-Fraktion hat jetzt noch reichlich 18 Minuten zur 
Verfügung.  
 
 

Herr Kosmehl (FDP):  
 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Lassen Sie mich ganz kurz ein paar Vorbemerkun-
gen machen, die an die Rede von Frau Dr. Paschke 
anschließen.  
 

Ich kann nicht nachvollziehen, dass Sie seit nunmehr 
anderthalb Jahren das Landesorganisationsgesetz for-
dern. Sie haben es acht Jahre lang versäumt, ein Lan-
desorganisationsgesetz vorzulegen. Jetzt ständig daran 
zu erinnern, nachdem wir einen klaren Zeitplan vorge-

geben haben, der alle Reformvorhaben umfasst und an-
schließend die Vorlage eines Landesorganisationsgeset-
zes vorsieht, halte ich nicht für richtig. Sie haben das 
acht Jahre lang versäumt. Nun warten Sie halt noch, bis 
wir das vorlegen.  
 

(Zustimmung bei der FDP und bei der CDU)  
 

Als Zweites wollte ich das Landesverwaltungsamt an-
sprechen. Darauf komme ich morgen sicherlich noch 
einmal zurück. Ich gebe Ihnen insoweit Recht, als die 
Anzahl der Standorte am Hauptstandort Halle sicherlich 
noch der Reduzierung bedarf. Das wird sicherlich mittel-
fristig auch möglich sein.  
 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Lassen Sie 
mich bezogen auf den Einzelplan 03 einige wenige, aber 
wichtige Anmerkungen machen.  
 

Mit der Verabschiedung des Haushalts und damit auch 
des Einzelplans 03 werden im Geschäftsbereich des In-
nenministeriums elementare Umstrukturierungen vorge-
nommen bzw. eingeleitet. In diesem Zusammenhang 
denke ich insbesondere an das Landesverwaltungsamt 
und an die Katasterverwaltung.  
 

Mit den Stellenanpassungen in Kapitel 03 10 wird bezo-
gen auf das Landesverwaltungsamt haushaltstechnisch 
das vollzogen, was wir mit der Verabschiedung des Ver-
waltungsmodernisierungsgrundsätzegesetzes auf den 
Weg gebracht haben, nämlich die Auflösung der drei Re-
gierungspräsidien und die Errichtung des Landesverwal-
tungsamtes zum 1. Januar 2004. Dass dieses Verfahren 
nicht einfach war, ist uns allen bekannt. Lassen Sie mich 
daher in diesem Zusammenhang noch einige Anmerkun-
gen zu den Beratungen des Innenausschusses zu Kapi-
tel 03 10 machen.  
 

Auch aus der Sicht der Fraktionen der FDP und der 
CDU war es nicht glücklich, einen Tag vor den abschlie-
ßenden Beratungen im Innenausschuss umfangreiche 
Änderungsanträge vorzulegen. Aufgrund der Komplexi-
tät der Umstrukturierung und der Stellenverlagerungen 
war dies jedoch kaum früher möglich.  
 

Wir verstehen auch, dass Sie, meine sehr verehrten Kol-
leginnen und Kollegen der Opposition, diese Verfahrens-
weise kritisiert haben. Ich verstehe aber nicht, dass Sie 
sich daraufhin gänzlich den Beratungen entzogen ha-
ben. Auch in schwierigen Situationen verstehe ich das 
nicht unter einer konstruktiven Oppositionsarbeit.  
 

(Zustimmung bei der FDP) 
 

Sie haben zu Recht auf den Änderungen bestanden, 
obgleich auch Ihnen von vornherein bewusst gewesen 
sein musste, dass sich diese Änderungen nicht auf zwei 
bis drei Seiten beschränken werden.  
 

Zu Kapitel 03 10 möchte ich abschließend sagen, dass 
ich dem Landesverwaltungsamt, das am 1. Januar 2004 
seine Arbeit aufnehmen wird, einen guten Start wün-
sche.  
 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Auch in einem 
weiteren Kapitel des Einzelplans 03 wurden wichtige 
Umstrukturierungen der Landesverwaltung auf den Weg 
gebracht. Hiermit meine ich das Kapitel 03 41 - Geo-
informationswesen. Künftig wird es nur noch ein Landes-
amt für Vermessung und Geoinformation mit vier Haupt-
standorten und acht Nebenstandorten geben, wobei 
auch hierbei, bezogen auf die Nebenstandorte, eine ra-
sche Reduzierung der Zahl der Standorte geplant ist und 
zügig vollzogen werden sollte.  
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In Koordinierung mit der Novellierung des Vermessungs- 
und Katasterwesens, die wir morgen erstmals in diesem 
Hohen Hause besprechen werden, versprechen wir uns 
insbesondere mittel- und langfristig eine effektivere und 
Kosten sparende Katasterverwaltung.  
 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zu den Bera-
tungen im Innenausschuss ist positiv festzustellen, dass 
in den Änderungsanträgen, die vom Innenausschuss 
verabschiedet wurden, nahezu ausnahmslos die Inten-
tionen aller Fraktionen umgesetzt wurden. Hierbei ging 
es zwar nicht um große Summen, aber um politisch be-
deutsame und sensibel zu behandelnde Titel, deren An-
satzerhöhung durch Umschichtungen an anderer Stelle 
im Einzelplan 03 gelingen konnte.  
 

Beispielhaft sind in diesem Zusammenhang Titel 684 04 
- Zuschüsse an Organisationen, die Opfer kommunis-
tischer Verfolgungsmaßnahmen oder ehemalige Kriegs-
gefangene in der früheren DDR betreuen - und Ti-
tel 685 05 - Zuschüsse an Organisationen, die Opfer des 
NS-Regimes betreuen - zu nennen, deren Ansätze um 
jeweils nur 3 000 €, aber damit doch um die Hälfte der 
ursprünglichen Ansätze erhöht werden konnten und da-
mit zumindest der Ansatz des Vorjahres gehalten wer-
den konnte. 
 

Ebenso einhellig wurde die Erhöhung des Ansatzes bei 
Titel 684 02 - Zuschüsse an kommunalpolitische Organi-
sationen - um 20 000 € - von 110 000 € auf 130 000 € - 
gefordert und beschlossen. 
 

Meine Damen und Herren! Zum Abschluss möchte ich 
nicht unerwähnt lassen, dass durch einen Last-Minute-
Antrag in der Bereinigungssitzung des Finanzausschus-
ses trotz der angespannten finanziellen Lage des Lan-
des ein wichtiger Schritt hin zu einer angemessenen 
Ausstattung der Landespolizei gemacht werden konnte.  
 

Nun ist, sehr geehrte Kollegen, Herr Dr. Püchel gerade 
nicht im Raum. Ich werde ihn trotzdem ansprechen. Viel-
leicht hört er uns durch die Lautsprecher. Herr Dr. Pü-
chel hat sich als ehemaliger Innenminister immer als 
großer Freund der Polizisten gerühmt. Aber er hat es 
wohl zumindest teilweise versäumt, die Polizisten auch 
angemessen auszustatten.  
 

(Beifall bei der FDP - Zuruf von Herrn Bullerjahn, 
SPD) 

 

Durch eine Erhöhung des Ansatzes bei Titel 812 64 in 
Kapitel 03 20 um 400 000 € ist es nunmehr möglich, 
dass die Landespolizei endlich Witterungsschutz für die 
Oberkörperschlagschutz-Ausrüstung beschaffen kann. 
 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP) 
 

Meine Damen und Herren! „Wir lassen unsere Polizisten 
nicht länger im Regen stehen“, lautete dazu eine Schlag-
zeile. 
 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP) 
 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Abschließend 
lässt sich sagen, dass mit Einzelplan 03 eine ausgewo-
gene Mischung zwischen leider notwendigen Einsparun-
gen und Ausgaben zur Sicherung der Aufgabenerledi-
gung dem Plenum zur Entscheidung vorliegt. Es wurde 
wichtigen Umgestaltungen in der Landesverwaltung, 
auch hinsichtlich des Personalkörpers, Rechnung getra-
gen. In diesem Sinne hoffe ich auf Ihre Zustimmung. 
- Vielen Dank. 
 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 
 
 

Vizepräsident Herr Dr. Fikentscher: 
 

Vielen Dank, Herr Kosmehl. Möchten Sie eine Frage von 
Frau Dr. Paschke beantworten? 
 

(Herr Kosmehl, FDP, zögert - Frau Dr. Paschke, 
PDS: Oh nein!) 

 

Er möchte. Bitte schön, fragen Sie. 
 
 

Frau Dr. Paschke (PDS): 
 

Herr Kosmehl, ich bin jetzt aber enttäuscht, dass Sie so 
zögerlich waren. 
 
 

Herr Kosmehl (FDP): 
 

Ich hatte das nicht genau mitbekommen. Das mache ich 
sonst immer.  
 

(Heiterkeit bei der FDP) 
 
 

Frau Dr. Paschke (PDS): 
 

Ich meine die Sekunden der Überlegung, ob Sie noch 
einmal an das Pult gehen.  
 

Sie haben wie mehrere andere Vorredner hinsichtlich 
der Umstrukturierung innerhalb der Einzelpläne immer 
wieder auf § 50 LHO abgehoben. Sie haben hinsichtlich 
des Einzelplans 03 gesagt: Sie haben gefordert, dass 
das alles eingearbeitet werden muss, und deshalb ist 
das alles so chaotisch geworden. Das zielt letztlich dar-
auf ab, dass die Landesregierung dann eigenmächtig, 
was gemäß der Landeshaushaltsordnung möglich ist, 
während der Umsetzung des Haushaltsplanes noch Ein-
griffe in die Einzelpläne machen kann.  
 

Stimmen Sie mit mir dahin gehend überein, dass die 
Landesregierung seit mehr als einem Jahr ankündigt, 
dass sie im Jahr 2004 das Landesverwaltungsamt ein-
führt? Wenn ich das seit mehr als einem Jahr anführe, 
dann habe ich einfach zu beachten, dass das haushalts-
mäßig entsprechend realisiert werden muss, wenn ich 
mir solche Zielstellungen setze. Stimmen Sie diesbezüg-
lich mit mir überein? 
 
 

Herr Kosmehl (FDP): 
 

Frau Kollegin Dr. Paschke, ich stimme mit Ihnen dahin 
gehend überein, solange Sie akzeptieren, dass nach 
dem Erstellen des Haushaltsplans natürlich auch Ver-
änderungen hinsichtlich des Umfangs der Aufgaben des 
Landesverwaltungsamtes hinzugekommen sind. Ich 
nenne das Stichwort Amt für Versorgung und Soziales. 
Insofern hat sich Änderungsbedarf ergeben. 
 

Ich habe - ich hoffe, ich habe das in meiner Rede 
deutlich gemacht - gar nicht in Abrede gestellt, dass 
auch wir der Meinung waren, dass wir im Einzelplan 03 
bei Kapitel 03 10 - Landesverwaltungsamt - die Stellen 
genau ausgewiesen haben wollen und deshalb auch ge-
meinsam diese Stellenübersicht haben und einarbeiten 
wollten. Aber diese Änderungen haben natürlich einen 
Umfang angenommen, der es schwieriger gemacht hat, 
das gleich zu bearbeiten. Das habe ich eingeräumt.  
 

Ich bitte auch darum, dass wir das im nächsten Jahr, 
falls ähnliche Stellenbewegungen vorkommen sollten, 
egal ob das beim Landesverwaltungsamt oder in ande-
ren Bereich der Fall ist, schaffen. Ich weiß, das sagt 
jeder. Aber wir müssen es irgendwann schaffen, dass 
wir das mit mehr Zeitabstand hinbekommen, weil es 
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dann die Beratung nicht nur für die Opposition, sondern 
auch für die Regierungskoalition einfacher macht. 
 
 

Frau Dr. Paschke (PDS): 
 

Herr Kosmehl, die zweite Frage erspare ich uns beiden. 
Nur noch eine Anmerkung: Auch die Landesregierung 
hätte noch bei bestimmten Änderungen durchaus Än-
derungsvorlagen einbringen können. Das hätte nicht so 
chaotisch ablaufen müssen, wie es abgelaufen ist. 
 
 

Vizepräsident Herr Dr. Fikentscher: 
 

Vielen Dank, Herr Kosmehl. - Der FDP-Fraktion stehen 
jetzt noch reichlich elf Minuten an Redezeit zur Ver-
fügung. Bevor ich Herrn Rothe das Wort gebe, begrüßen 
wir Schülerinnen und Schüler des Kollwitz-Gymnasiums 
aus Halberstadt. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Nun bitte, Herr Rothe. 
 
 

Herr Rothe (SPD): 
 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Wer sich in angemessener Weise um die Polizei 
gekümmert hat, Herr Kollege Kosmehl, das wissen die 
Beamtinnen und Beamten des Polizeivollzugsdienstes 
selbst am besten. Da bedarf es Ihrer Selbstbeweih-
räucherung nicht.  
 

(Beifall bei der SPD)  
 

Was die Beratung im Innenausschuss betrifft: Wenn Sie 
Stunden vor einer solchen Sitzung ein Papier mit mehr 
als 80 Seiten Umfang verteilen und dann eine längere 
Unterbrechung für das Studieren dieser Unterlagen ver-
weigern, dann brauchen Sie sich nicht zu wundern, 
wenn wir über diese Unterlagen nicht abstimmen. Wir 
haben aber mit diskutiert. Das tun wir auch im Plenum. 
Ich nehme aber, was die Landesverwaltung betrifft, im 
Übrigen nur zustimmend Bezug auf das, was Frau 
Dr. Paschke gesagt hat.  
 

Ich werde mich dem Thema der Kommunalfinanzen zu-
wenden. Ich denke, wenn es um den Einzelplan des In-
nenministers geht, dann ist das Schicksal der Kommu-
nen auch ein legitimes Anliegen. Der Finanzminister hat 
heute Vormittag von einer Stabilisierung der Zuweisun-
gen an die Kommunen gesprochen. Tatsächlich erleben 
wir seit dem Regierungswechsel zu Schwarz-Gelb eine 
nie zuvor da gewesene Erosion im Bereich der Kom-
munalfinanzen.  
 

(Beifall bei der SPD - Zuruf von Herrn Schom-
burg, CDU) 

 

Bereits im Haushaltsjahr 2003 wurden die Mittel aus dem 
Finanzausgleich plus Förderprogramme gegenüber dem 
Jahr 2002 um rund 300 Millionen € gekürzt. Im Haushalt 
2004 ist eine Kürzung um weitere 100 Millionen € vor-
gesehen. Anders ausgedrückt: Mit dem Regierungsent-
wurf 2004 sanken die Zahlungen des Landes an den 
kommunalen Bereich erstmals unter 3 Milliarden €.  
 

Im Verlauf der Beratungen sind weitere Kürzungen da-
zugekommen, ca. 30 Millionen € an Steuerausfällen, die 
die Regierung nur weitergibt, und ca. 10 Millionen € an 
Kürzungen in Einzelprogrammen.  
 

(Herr Scharf, CDU: Was denken Sie, wer das 
verschuldet hat? - Herr Dr. Püchel, SPD: Hören 
Sie doch erst einmal zu!) 

 

- Diese Kürzungen tun zum Teil sehr weh, Herr Scharf, 
etwa im Abwasserbereich, wo vielerorts immer noch die 
Luft brennt. 
 

Wir haben als SPD-Fraktion deshalb eine Reihe von 
Änderungsanträgen gestellt, die insbesondere auch den 
kommunalen Bereich betreffen. Lassen Sie mich bei-
spielhaft die Wiederherstellung des Vorjahresansatzes 
bei den Zuwendungen an die Gemeinden für Investitio-
nen bei den Feuerwehren nennen. Ich sehe einmal 
Herrn Madl an. Es geht darum, die Feuerwehren für die 
neue Aufgabe als Wasserwehren zu ertüchtigen. Dabei 
darf man den vorhandenen Ansatz nicht noch absenken.  
 

Meine Damen und Herren! Heute Nachmittag berät der 
Kreistag des Landkreises Aschersleben-Staßfurt in ers-
ter Lesung über den Haushaltsplan des Kreises für das 
Jahr 2004. Die Kämmerei rechnet infolge der Einarbei-
tung der Leistungen nach dem Aufnahmegesetz in den 
Finanzausgleich mit 609 300 € weniger an Einnahmen. 
Der Zuschussbedarf für die Grundsicherung allein im 
Landkreis Aschersleben-Staßfurt wird im Vorbericht zum 
Haushaltsplan 2004 auf 1,7 Millionen € geschätzt.  
 

Die Beschlussempfehlung des Finanzausschusses des 
Landtages enthält gegenüber dem Regierungsentwurf 
folgende Veränderung: 5 Millionen € werden als Aus-
gleich für die Gebietskörperschaften der Kreisebene ein-
geplant. Sie erkennen, dass das natürlich in keiner Wei-
se ausreicht, wenn Sie die Summe betrachten, die allein 
für den Landkreis Aschersleben-Staßfurt prognostiziert 
wird. Aber ich werte Ihre Änderungsabsicht als eine ge-
ständnisgleiche Einlassung. 
 

Das Land erkennt dem Grunde nach an, dass es den 
Landkreisen und kreisfreien Städten einen Ausgleich für 
das schuldet, was es infolge der Einführung der Grund-
sicherung als Träger der überörtlichen Sozialhilfe ein-
spart. 
 

(Beifall bei der SPD) 
 

Die Koalition hat sich diesbezüglich in den Ausschuss-
beratungen auf Druck der Opposition - ich erinnere auch 
an die Debatte im letzten Plenum - ein wenig - ich be-
tone: ein wenig - bewegt.  
 

(Zuruf von Herrn Tullner, CDU) 
 

Hatte nicht der Sozialminister im Einzelplan 05 schon 
eine Einsparsumme von 10 Millionen € allein für 2003 
verbucht und diese Summe für 2004 fortgeschrieben? 
 

(Frau Dr. Kuppe, SPD: Richtig!) 
 

Zweimal 10 Millionen € Einsparungen, einmal 5 Millio-
nen € zurück -  
 

(Zuruf von Frau Liebrecht, CDU) 
 

ist das ein adäquater Ausgleich? Der Verdacht steht im 
Raum: Sie sanieren sich auf Kosten der Kommunen.  
 

(Beifall bei der SPD - Zustimmung bei der PDS 
- Widerspruch bei der CDU) 

 

Meine Damen und Herren! Das Haushaltsvolumen des 
Landkreises Aschersleben-Staßfurt für das Jahr 2004 
beträgt dem Entwurf zufolge im Verwaltungshaushalt 
103,1 Millionen €. Diesen Ausgaben stehen Einnahmen 
in Höhe von 99 Millionen € gegenüber. Mithin ergibt sich 
ein Fehlbetrag von 4,1 Millionen €. Der Vermögenshaus-
halt 2004 hat ein Volumen von 11,3 Millionen €.  
 

Die allgemeinen Zuweisungen an den Landkreis Aschers-
leben-Staßfurt haben sich in den letzten Jahren wie folgt 
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entwickelt: Im Jahr 1999 waren es 20,8 Millionen €, im 
Jahr 2000 waren es 21,6 Millionen €, im Jahr 2001  
20,9 Millionen € und im Jahr 2002  19,9 Millionen €. 
Nach dem Haushaltsplan sind es 2003  17,9 Millionen € 
und im Haushaltsplanentwurf 2004 sind es 15,4 Mil-
lionen €.  
 

Die Verringerung der allgemeinen Zuweisungen an den 
Landkreis Aschersleben-Staßfurt beläuft sich also in den 
Jahren 2003 und 2004 auf zusammen 4,5 Millionen €. 
Ich darf erinnern: Der Fehlbetrag beläuft sich auf 4,1 Mil-
lionen €. Das heißt, ohne Ihre Kürzungen in diesen 
beiden Jahren hätten wir einen ausgeglichenen Haushalt 
im Landkreis.  
 

Die Situation in diesem Landkreis ist aber kein Einzelfall. 
Der Magdeburger Stadtrat wird in diesem Saal im Monat 
Januar über den städtischen Haushalt 2004 beraten. 
Dort beläuft sich der Fehlbetrag für das kommende Jahr 
auf voraussichtlich 59 Millionen € bei 471 Millionen € 
Ausgaben und 412 Millionen € Einnahmen im Verwal-
tungshaushalt.  
 

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich zusammen-
fassen: Wir erleben seit dem Regierungswechsel zu 
Schwarz-Gelb eine nie vorher da gewesene Erosion der 
Kommunalfinanzen. 
 

(Beifall bei der SPD) 
 

Die kommunalfeindliche Politik der Landesregierung  
 

(Widerspruch bei der CDU und bei der FDP) 
 

hat insgesamt drei Aspekte: erstens den Schlingerkurs 
in Sachen Kommunalreform,  
 

(Zustimmung bei der PDS) 
 

zweitens die Einschränkung kommunaler Handlungs-
fähigkeit, etwa durch die Änderung des kommunalen 
Wirtschaftsrechts, und drittens den historisch einmaligen 
Rückgang der Kommunalfinanzen. - Ich danke für Ihre 
Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall bei der SPD - Zustimmung bei der PDS) 
 
 

Vizepräsident Herr Dr. Fikentscher: 
 

Vielen Dank, Herr Rothe. - Bitte schön, Herr Kosmehl, 
wenn Sie eine Frage stellen möchten. 
 
 

Herr Kosmehl (FDP): 
 

Herr Kollege Rothe, nichts im Leben ist monokausal. 
Können Sie uns wenigstens, wenn Sie schon ein düste-
res Bild malen und der Landesregierung ein schlechtes 
Zeugnis ausstellen, bestätigen, wo die Bundesregierung 
für die Kommunalfinanzen gesorgt hat und welche Ver-
fehlungen es dort in den letzten Jahren gab? 
 

(Zuruf von der SPD: In den letzten 20 Jahren!) 
 
 

Herr Rothe (SPD): 
 

Herr Kollege Kosmehl, die Bundesregierung hat eine Re-
form der Gemeindefinanzen auf den Weg gebracht - Stich-
wort: Gemeindewirtschaftssteuer -, die in ihrer jetzigen 
Fassung von den kommunalen Spitzenverbänden be-
grüßt und unterstützt wird. Ich hoffe sehr, dass Herr 
Professor Böhmer und die anderen Vertreter des Landes 
im Bundesrat diese Reform der Gemeindefinanzen auf 

Bundesebene unterstützen werden. Das ist das, was 
jetzt auf der Tagesordnung steht. 
 

(Beifall bei der SPD - Herr Tullner, CDU: Und wo 
kommt die Gegenfinanzierung her?) 

 
 

Vizepräsident Herr Dr. Fikentscher: 
 

Vielen Dank, Herr Rothe. - Die SPD-Fraktion hat noch 
achteinhalb Minuten Redezeit zur Verfügung.  
 

Damit ist die Debatte über den Einzelplan 03 abge-
schlossen. 
 

Für die Einzelpläne 04 bis 11 liegen Wortmeldungen 
nicht vor. Wünscht dazu jemand zu sprechen? - Das ist 
nicht der Fall, sodass wir gleich zur Debatte über den 
Einzelplan 13 - Allgemeine Finanzverwaltung - über-
gehen können. Es hat für die PDS-Fraktion Herr Gallert 
das Wort. Bitte schön. 
 
 

Herr Gallert (PDS): 
 

Sehr geehrte Kollegen! Werter Herr Präsident! Ich will 
als vermutlich letzter Redner unserer Fraktion etwas zu 
den finanzpolitischen Aussagen des Landeshaushaltes 
sagen. Ich werde mich insofern wirklich darauf konzen-
trieren, was wir sachlich in diesen mehreren hundert 
Seiten Papier eigentlich vorliegen haben, und werde 
mich nicht in gleicher Art und Weise wie Herr Tullner 
über die Form der Auseinandersetzungen im Ausschuss 
auslassen.  
 

Es gibt zwei wesentliche Kritikpunkte, die bei Einzel-
plan 13 aus unserer Sicht angepackt werden müssten. 
Das ist zum einen die These: „Dieser Landeshaushalt ist 
ein Landeshaushalt der Konsolidierung.“ Die zweite 
These ist: „Bei den Kommunalfinanzen ist alles gleich 
geblieben.“ 
 

Ich komme zu der ersten These, der sehr mutigen These 
meiner Meinung nach, dass wir es mit einem Konsoli-
dierungshaushalt zu tun haben. Ich frage mich: Welches 
sind die Maßstäbe dieser Landesregierung, um einen 
Haushalt „Konsolidierungshaushalt“ nennen zu können? 
Im Normalfall wäre ein Kriterium zumindest eine deut-
liche Absenkung der Nettoneuverschuldung im Vergleich 
zu den Vorjahren.  
 

Da müssen wir uns einfach einmal die Realität an-
schauen. Wir haben, so der Minister heute Morgen, eine 
Nettoneuverschuldung von 949 Millionen € in diesem 
Haushaltsplan 2004, so der Haushalt nicht noch defizi-
tärer abläuft, als er jetzt geplant ist.  
 

Dazu sage ich ganz deutlich: Das ist die zweithöchs-
te Neuverschuldung, die dieses Land - zumindest seit 
1994 - erlebt. Die höchste Neuverschuldung hatten wir 
im Jahr 2002 mit dem Nachtragshaushalt. Das ist die 
zweithöchste Neuverschuldung und da finde ich es 
ausgesprochen mutig, von Konsolidierung zu reden. 
 

(Beifall bei der PDS und bei der SPD) 
 

Aber die These der Landesregierung geht dann weiter, 
weil auch sie an diesem Faktum nicht vorbeikommt, und 
sie sagt: Schon, aber wir hätten konsolidiert, wenn ... 
Hinter diesem „Wenn“ folgen verschiedene Anstriche. 
 

Der erste Anstrich ist der der Arbeitszeitkonten der Leh-
rer. Also: Wir hätten konsolidieren können, hätten wir 
nicht diese 260 Millionen € auszahlen müssen. - Nun 
muss man sicherlich fairerweise dazu sagen, dass die 
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Nettbelastung des Haushalts 2004 mitnichten 260 Mil-
lionen € beträgt, sondern sie beträgt 200 Millionen €, 
weil wir auch im Haushaltsjahr 2004 entsprechend dem 
Plan eine Verschiebung von Lasten in die Zukunft inso-
weit vornehmen, als nämlich die Sozialbeiträge für den 
Monat Dezember 2004 für die Angestellten erst im Ja-
nuar 2005 gezahlt werden sollen und deswegen nicht 
geplant sind. 
 

Darüber hinaus gibt es weitere Elemente in diesem Lan-
deshaushalt, die Kosten in die weitere Zukunft verlagern, 
etwa Einsparungen im Bereich der Personalkosten in 
Höhe von 30 Millionen € - allein 27 Millionen € davon im 
Bildungsbereich - durch Verbeamtungen.  
 

Nun kann der eine oder andere Finanzunkundige fragen: 
Was haben Verbeamtungen mit der Erhöhung der Las-
ten in der Zukunft zu tun? - Darauf gibt es eine einfache 
Antwort: Diese knapp 30 Millionen €, die wir jetzt an 
Sozialversicherungsbeiträgen sparen, werden in Zukunft 
die Pensionskosten und Versorgungskosten dieses Lan-
des darstellen. 
 

(Zustimmung von Herrn Reck, SPD, von Frau 
Bull, PDS, und von Herrn Czeke, PDS) 

 

Das heißt, das, was uns bezüglich der Lehrerarbeitszeit-
konten vorgeworfen wird, wird in einer anderen Art und 
Weise in diesem Landeshaushalt, nämlich durch Ver-
beamtung, realisiert. 
 

(Herr Scharf, CDU: Ist doch Quatsch!) 
 

- Ist es eben nicht, Herr Scharf, auch wenn es Ihnen 
nicht gefällt.  
 

Wir haben eine weitere Umstellung, die Lasten aus dem 
aktuellen Haushaltsplan in die Zukunft transferiert, und 
zwar indem wir bei investiven Maßnahmen, vor allen 
Dingen im Baubereich, immer stärker auf Investoren- 
oder PPP-ähnliche Modelle umsteuern. Das bedeutet: 
Wir haben zwar jetzt keine Ausgaben für den Staats-
hochbau im engeren Sinne, aber wir mieten Gebäude 
über 20, 25 Jahre an und legen somit Zukunftsbelas-
tungen, die im Endeffekt betriebswirtschaftlich ähnlich 
wie eine Nettoneuverschuldung wirken, fest. 
 

Wenn ich also auf Lasten, die aus der Vergangenheit 
resultieren, hinweise und sie zur Entschuldigung meiner 
Nettoneuverschuldung heranziehe, dann muss ich auch 
auf Entlastungen, die ich jetzt schaffe und die in Zukunft 
wieder Belastungen sein werden, hinweisen und sie 
gegenrechnen. Dann relativiert sich dieses Wenn. 
 

Dann gibt es ein zweites Wenn: Ja, wir hätten kon-
solidiert, wenn wir nicht Steuerausfälle in Höhe von 
360 Millionen € gehabt hätten. - Richtig. Aber wir sagen 
auch: Diese Steuerausfälle in Höhe von 360 Millionen € 
sind keine Naturkatastrophe. Sie sind nicht gottgegeben, 
sondern sie sind Auswirkungen politischer Aktivitäten in 
dieser Bundesrepublik und sie sind Ergebnis politischen 
Handelns eben auch dieser Landesregierung. 
 

Wir haben selbstverständlich die Auswirkungen der Un-
ternehmenssteuergesetze und der Einkommensteuer-
gesetze seit 1999 zu verzeichnen - das ist klar. Aber es 
gibt auch den, wenn auch verschämten, Versuch aus 
Berliner Sicht, diese negativen Auswirkungen abzu-
mildern, zum Beispiel im Interesse der Kommunen durch 
die Einführung einer Gemeindewirtschaftssteuer, die die 
Bemessungsgrundlage verbreitert.  
 

Wir wissen, wie die Landesregierung dazu steht: Sie will 
dies verhindern. Also sollte man sich anstelle des Fi-

nanzministers nicht über Mindereinnahmen in Höhe von 
360 Millionen € in diesem Land beklagen; vielmehr muss 
man sich die Frage gefallen lassen: Was hat das Land 
dafür getan, diesen Betrag in Höhe von 360 Millionen € 
nicht als Negativeinnahme verbuchen zu müssen? 
 

In dem Augenblick, in dem wir alle Wenns beiseite 
wischen, sehen wir, dass dieser Haushaltsplanentwurf 
nichts mit Haushaltskonsolidierung zu tun hat, höchstens 
mit einer virtuellen Haushaltskonsolidierung, einer Haus-
haltskonsolidierung, die unter dem Vorzeichen eines 
„Wenn“ steht.  
 

Zweitens zur Verfassungsgemäßheit. Jawohl, Herr Luko-
witz, wir bezweifeln die Verfassungsgemäßheit dieses 
Haushalts, und zwar weil nicht entscheidend ist, welcher 
Plan aufgestellt wird und wie hoch die darin veran-
schlagten Investitionsmittel und die Schulden sind, son-
dern weil - dies betonte der ehemalige Chef des Lan-
desrechnungshofs immer wieder - die Durchführung ent-
scheidend ist.  
 

Wir haben bei den kommunalen Zuweisungen bei ins-
gesamt absinkender Masse - dazu komme ich gleich 
noch - eine erneute Erhöhung der investiven Zuschüsse 
zu beobachten, die sich das Land wiederum als eigen-
finanzierte Investitionen anrechnet, um damit die ver-
fassungsgemäße Obergrenze für die Nettoneuverschul-
dung nach oben zu schrauben.  
 

Wir wissen aber schon, dass unter den jetzigen Bedin-
gungen eine Reihe von Kommunen diese investiven 
Zuweisungen überhaupt nicht mehr investiv einsetzen 
kann. Es ist überhaupt nichts Mutiges dabei zu prognos-
tizieren, dass das im nächsten Jahr noch viel weniger 
der Fall sein wird. Das bedeutet, wir wissen genau, ein 
Teil dieser Investitionen wird in die Verwaltungshaus-
halte zurückgebucht werden. Das bedeutet, dass man 
diese Zuschüsse eigentlich nicht unter dem Aspekt der 
eigenfinanzierten Investitionen berechnen dürfte. An der 
Stelle wäre die verfassungsgemäße Obergrenze tat-
sächlich berührt.  
 

Es ist unsere Aufgabe - wir werden sie hier erfüllen -, 
dies deutlich auszusprechen und nicht so zu tun, als 
könne man sich mit Wunschdenken über diese Tat-
sachen hinwegsetzen. Trotzdem sagen wir: Es ist voll-
kommen richtig, dass wir, wenn wir die Verantwortung 
für diesen Haushalt hätten, nicht zwingend in einer an-
deren Situation sein würden; denn die Realeinnahmen 
und die notwendigen Ausgaben, die wir realisieren müs-
sen, um die Zukunft dieses Landes zu sichern, befinden 
sich in einer sehr großen Disparität. Dies ist allerdings in 
der Tat nicht allein Ihre Schuld. 
 

Einige Faktoren, die als Haushaltskonsolidierung bewer-
tet werden, sind es wert, etwas näher beleuchtet zu 
werden. Wir haben zum Beispiel das große Problem 
oder den großen Brocken beim Personalabbau. Die Zahl 
von 2 500 Stellen ist noch einmal genannt worden.  
 

Wenn wir mittelfristig und langfristig über die Zukunft 
dieses Landes nachdenken wollen und müssen, dann 
muss man konstatieren, dass etwa zwei Drittel des an-
gestrebten Personalabbaus nur aufgrund der radikal sin-
kenden Schülerzahlen in den Schulen Sachsen-Anhalts 
möglich wird. Das heißt, etwa 1 500 Stellen werden im 
Haushaltsjahr 2003 in diesem Bereich abgebaut.  
 

Man kann sich die Frage stellen: Wie ist das möglich? 
- Das ist nur möglich, weil wir so radikal sinkende Schü-
lerzahlen haben. Aber man muss sich auch die Frage 
stellen: Was bedeuten diese radikal sinkenden Schüler-
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zahlen für die Zukunftsfähigkeit dieses Landes? - Dazu 
muss man deutlich sagen: An der Stelle sind wir zwar in 
der Lage, Personalausgaben zu reduzieren, aber die Ur-
sache dafür ist nicht eine steigende Effizienz im Bereich 
des Landespersonals, sondern vielmehr eine extrem 
traurige demografische Entwicklung, die die Zukunfts-
fähigkeit dieses Landes substanziell infrage stellt. 
 

Ein letzter Aspekt zu den Investitionen in diesem Land. 
Jawohl, Herr Paqué, Sie haben eine interessante Dis-
kussion aufgenommen - ich betone: aufgenommen, nicht 
angestoßen -, 
 

(Herr Bullerjahn, SPD: Die gibt es schon lange!) 
 

die wir seit 1990 geführt haben, und zwar über die Fra-
ge: Was ist als Investition und damit als verschuldungs-
relevant zu bewerten? Wir sagen dazu ausdrücklich: Wir 
stützen Ihre Position. Investitionen in Bildung und For-
schung sind allemal wichtiger und oftmals für die Zukunft 
relevanter als Investition in Beton. Das ist absolut kor-
rekt. 
 

Aber wenn Sie diese Position vertreten, dann fordern wir 
die Landesregierung und speziell Sie als Finanzminister 
auf, die Ausgabenkürzungen im Bereich von Kindergär-
ten, von Schulen und von Hochschulen neu zu bewer-
ten. Wenn Sie selbst sagen, das seien Investitionen in 
die Zukunft, dann verträgt sich das nicht mit der Politik 
der Landesregierung. 
 

(Zustimmung bei der PDS - Herr Schröder, CDU: 
Die höchsten Ausgaben!) 

 

Lassen Sie mich am Ende noch ein Wort zu den Kom-
munalfinanzen sagen. Nein, wir ändern das Finanzaus-
gleichsgesetz an der sensible Stelle der Verteilungs-
quoten nicht. Aber trotzdem ist es so, dass die Kommu-
nen im Jahr 2003 gegenüber dem beschlossenen Haus-
haltsplan Mittel in Höhe von knapp 70 Millionen € mehr 
bekommen haben. Die Frage, woher diese Mittel kom-
men, ist eine interessante Angelegenheit für Insider, 
aber für einen Außenstehenden kaum zu erklären.  
 

Wir haben darüber hinaus die Situation, dass im Rah-
men der Haushaltsberatungen für das Jahr 2003 zusätz-
lich Mittel in Höhe von 28 Millionen € zusammengekehrt 
worden sind, die über das FAG ausgereicht werden. Wir 
haben des Weiteren die Situation, dass im Jahr 2003 
sage und schreibe Mittel in Höhe von 36 Millionen € aus 
der IfG-Abwicklung an Kommunen geflossen sind.  
 

Wir haben demgegenüber die Situation, dass die Kom-
munen in diesem Jahr aufgrund der Veränderung in Be-
zug auf die Krankenhausumlage einen Betrag in Höhe 
von 10 Millionen € mehr zu bezahlen haben, und wir 
haben eine unbestimmte Schwungmasse im Bereich der 
Grundsicherung. All dieses verschärft - mit Ausnahme 
der Krankenhausumlage - ausdrücklich das Problem der 
kommunalen Haushalte, und zwar ohne dass wir irgend-
welche Gesetze ändern. Das ist einfach so. Das muss 
man zur Kenntnis nehmen.  
 

Vor diesem Hintergrund wird die Diskussion über die 
Gemeindefinanzreform extrem spannend. Wir unterstüt-
zen ausdrücklich die Ansätze zur Gemeindefinanz-
reform, die jetzt wenigstens als Teillösung vonseiten der 
Bundesregierung und der Bundeskoalition vorgeschla-
gen worden sind. Man kann und man wird auch darüber 
nachdenken müssen, inwiefern wir im Jahr 2004 notge-
drungen die Umsatzsteueranteile zugunsten der Kom-
munen verändern. 
 

Mir ist jedoch heute überhaupt nicht klar geworden, 
welche Position denn nun die Koalition dazu vertritt. Der 
Ministerpräsident hat gesagt, das wäre einer der Not-
lösungswege für die nächsten ein, zwei Jahre. In einer 
der letzten Debatten hat Herr Paqué dazu gesagt: Eine 
Verbesserung der kommunalen Einnahmesituation auf 
Kosten des Landes wird es nicht geben dürfen. Das-
selbe hat Herr Lukowitz heute auch noch einmal gesagt: 
Eine Verschiebung zwischen Bund, Land und Kommu-
nen, bei der dem einen etwas weggenommen wird, um 
es den Kommunen zu geben, kommt nicht infrage. - Das 
sind widersprüchliche Positionen. 
 

In diesem Zusammenhang stelle ich mir die Frage: Wel-
che Haltung wird diese Landesregierung denn nun im 
Bundesrat letztlich vertreten? Entweder besorgen wir 
über die Gemeindewirtschaftsteuer neues Geld - das ist 
seitens der Koalition abgelehnt worden - oder wir vertei-
len um - das ist von Ihnen abgelehnt worden. Vor die-
sem Hintergrund stellt man sich letztlich die Frage: Wel-
che Lösung haben Sie, um die desolate Situation bei 
den Kommunen, die durch die Zuführung aus dem Lan-
deshaushalt noch einmal verschärft worden ist, zu relati-
vieren? Ich habe sie nicht gehört und ich befürchte, Sie 
haben sie auch nicht. - Danke. 
 

(Zustimmung bei der PDS) 
 
 

Vizepräsident Herr Dr. Fikentscher: 
 

Vielen Dank, Herr Gallert. - Die PDS-Fraktion hat jetzt 
noch minus 36 Sekunden Redezeit. 
 

(Heiterkeit) 
 

Nun bitte Frau Dr. Hüskens für die FDP-Fraktion. 
 
 

Frau Dr. Hüskens (FDP): 
 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Landtag 
von Sachsen-Anhalt beschließt heute einen verfas-
sungskonformen Haushalt. Vor Jahren wäre das noch 
selbstverständlich gewesen und jeder hätte gefragt: 
Warum erzählt ihr uns das? 
 

(Herr Bullerjahn, SPD: Da haben ja wir reagiert!) 
 

Heutzutage ist das in der Bundesrepublik Deutschland 
ein Ergebnis, mit dem Sie sich unter Finanzpolitikern in 
den anderen Bundesländern durchaus sehen lassen 
können; 
 

(Herr Bullerjahn, SPD: Klasse!) 
 

denn die wenigsten Bundesländer schaffen es in diesem 
Jahr, einen verfassungskonformen Haushalt aufzustel-
len. Demzufolge, Herr Gallert, denke ich schon, dass 
dies ein Ziel ist, auf dessen Erreichung wir stolz sein 
können.  
 

Wir erfüllen zumindest teilweise, anders als auf der 
Ebene der Bundesregierung, unsere Hausaufgaben in 
Sachen Maastricht-Kriterien. Dort wurde ein Haushalt 
mit einer Neuverschuldung in Milliardenhöhe vorgelegt. 
 

Wir haben den Haushalt durch die Beratungen in den 
Ausschüssen gebracht, in denen er zu großen Teilen 
verändert worden ist, ohne das Gesamtvolumen des 
Haushaltsplanentwurfes zu überschreiten. Auch die Ein-
arbeitung der Steuerausfälle erfolgte ohne eine neuer-
liche Kreditaufnahme.  
 

Ich weiß, dass es durchaus eine Reihe von Diskus-
sionen darüber gegeben hat, ob man nicht hier und da 
an eine Kreditaufnahme denken sollte. Um dieses Er-
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gebnis zu gewährleisten, wurden die Ergebnisse der 
Tarifvereinbarungen für die Angestellten und die Ab-
senkung des Weihnachtsgeldes für die Beamten ein-
gearbeitet, ebenso der einmalige Effekt, der sich durch 
die Verschiebung des Auszahlungstermins der Ange-
stelltengehälter bei den Betrieben nach LHO ergab.  
 

Darüber hinaus wurden aber auch Beträge von insge-
samt ca. 20 Millionen € in den einzelnen Ressorts ein-
gespart. Wir haben weitere Mittel im Einzelplan 13 an-
gefasst. Dabei wurden etwa der Ausgabetitel für Zinsen 
und der Einnahmetitel für Veräußerungserlöse sowie der 
Grundstock in moderatem Umfang einbezogen. 
 

Wir haben die Auflösung der globalen Minderausgabe in 
Höhe von 35 Millionen € dazu genutzt, um die Steuer-
ausfälle zu decken. Das hat im Finanzausschuss natür-
lich dazu geführt, dass wir in der Bereinigungssitzung 
relativ umfangreiche Änderungen in diesem Bereich hat-
ten.  
 

Wir haben - Herr Gallert hat es eben gerade genannt - in 
den Beratungen über Einzelplan 13 vor allen Dingen das 
Thema der Kommunalfinanzen ausführlich diskutiert. Ich 
sage aber ganz klar: Die Einnahmesituation der Kom-
munen in unserem Land kann durch das Land allein 
nicht verbessert werden. 
 

(Beifall bei der FDP) 
 

Es ist ein wenig so, als ob ich dem nackten Mann in die 
Tasche greife. Wir können den Kommunen nur dann 
Geld geben, wenn wir es an einer anderen Stelle weg-
nehmen.  
 

(Herr Dr. Polte, SPD: Sie haben doch etwas an-
deres versprochen!) 

 

Wir können in diesem Haus sicherlich eine muntere 
Diskussion darüber führen, wer das sein soll. Wir sind 
derzeit nicht in der Lage, den Kommunen nennenswerte 
Beträge für die Deckung der Verwaltungshaushalte zur 
Verfügung zu stellen. Aber das Land verzichtet auf die 
Rückforderung der kompletten Überzahlungen nach dem 
FAG, die durch die Steuerausfälle der vergangenen 
Jahre entstanden sind. Wir hätten Beträge in Höhe von 
ca. 151 Millionen € zurückfordern können, fordern aber 
nur 90 Millionen € zurück, sodass die Kommunen entlas-
tet werden. Dies geht natürlich zulasten des Landes-
haushaltes. 
 

Auch werden die Steuerausfälle für das nächste Jahr im 
Haushaltsplan 2005 wieder verrechnet werden. Der Fi-
nanzminister hat es vorhin bereits gesagt, wir können 
das auf Dauer nicht fortführen, weil vielleicht irgendwann 
eine entsprechende Bugwelle auf uns zukommt. Aber 
wir halten das angesichts der derzeitigen Finanzsituation 
sowohl des Landes als auch der Kommunen für mach-
bar. 
 

Darüber hinaus haben wir im Haushaltsplanentwurf hin-
sichtlich des Grundsicherungsgesetzes Vorsorge getrof-
fen. Herr Rothe hat es vorhin in Ansätzen richtig darge-
stellt. Wir haben im Finanzausschuss im Einzelplan 05 
eine Erhöhung des Ansatzes um 5 Millionen € realisiert, 
die über einen Deckungsvermerk im Einzelplan 13 den 
Kommunen zur Verfügung gestellt werden soll, nachdem 
definitiv geklärt ist, welche Einsparung das Land zulas-
ten der Kommunen in diesem Bereich verzeichnen kann. 
 

Wir haben vor drei Wochen darüber diskutiert. Die von 
den Kommunen und Landkreisen vorgelegten Zahlen 
sind außerordentlich unterschiedlich. Das hängt zum Teil 

damit zusammen, wie die Kommunen an die Abarbei-
tung herangegangen sind. 
 

Natürlich ist das nicht das, was die Kommunen von uns 
fordern. Solange ich aber den Anspruch habe, dass der 
Haushaltsplan einigermaßen so umgesetzt wird, wie wir 
ihn hier beschließen - ich denke, das sollten wir mitein-
ander tun -, sehe ich derzeit - ich sage das noch einmal - 
keine Möglichkeit, den Kommunen wesentlich mehr Mit-
tel zu geben. Dies ist schon gar nicht möglich, wenn die 
Prognosen eintreffen sollten, die der Ministerpräsident 
heute Vormittag dargelegt hat, nämlich dass die Steuer-
reform vorgezogen wird und uns mit derartig hohen Min-
dereinnahmen beglückt. 
 

Herr Püchel, noch ein Wort zu Ihren Ausführungen von 
heute Morgen. Wir haben der Versuchung widerstanden, 
etwa die globale Minderausgabe auf 2 % anzuheben. 
Wir haben ferner versucht, die Ansätze realistisch darzu-
stellen. Ich denke dabei gern an die Diskussionen in der 
Bereinigungssitzung mit der Beauftragten für den Haus-
halt aus dem Justizministerium. Es ging um eine Erhö-
hung bei einem Einnahmetitel. Die Kollegen Bullerjahn 
und Gallert haben sofort geargwöhnt,  
 

(Herr Bullerjahn, SPD: Wir haben gefragt!) 
 

dass das nicht sein könne, und haben nach den tat-
sächlichen Einnahmen im letzten Jahr und in diesem 
Jahr gefragt. Leider waren diese so hoch,  
 

(Herr Bullerjahn, SPD: Wir haben nur gefragt!) 
 

dass wir den Ansatz hätten durchaus noch einmal er-
höhen können. Ich glaube, selbst dann hätte man die 
Höhe der veranschlagten Mittel immer noch nicht kritisie-
ren können.  
 

Mir ist völlig klar, dass ein Haushalt nicht immer in allen 
Einzelpunkten so umgesetzt wird, wie wir uns das vor-
stellen. Aber wir haben die Ansätze möglichst realistisch 
gestaltet. Ich denke, das kann auch von uns verlangt 
werden. 
 

Noch ein Wort zur Seriosität. Die SPD-Fraktion hat 
heute nochmals einen Änderungsantrag eingebracht; ich 
glaube, er umfasst ein Volumen von ca. 25 Millionen €. 
Die Gegenfinanzierung erfolgt im Wesentlichen durch 
die Erhöhung der globalen Minderausgabe im Personal-
bereich um 10 Millionen € und durch eine recht pauscha-
le Reduzierung der Sachkosten. 
 

(Herr Bullerjahn, SPD: Und der Zinsen! Das ist 
das, was Sie gemacht haben!) 

 

- Genau. Über die Zinsen, über eine Einsparung von 
2,5 % bei den Sachkosten 
 

(Herr Bullerjahn, SPD: Haben wir alles im Aus-
schuss gemacht!) 

 

und über die Erhöhung der globalen Minderausgabe um 
10 Millionen €. 
 

Wenn ich mich daran erinnere, wie häufig Herr Buller-
jahn im Finanzausschuss kritisiert hat, dass die Landes-
regierung mit ihren Zielen beim Personalabbau viel zu 
optimistisch sei, dann frage ich mich wirklich, inwieweit 
diese Deckungsvorschläge seriös sind.  
 

(Herr Bullerjahn, SPD: Das habe ich aber nicht 
gesagt!) 

 

Abschließend möchte auch ich mich mit zwei, drei Sät-
zen zu dem Verlauf der Beratungen im Finanzausschuss 
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äußern. Ich bin mir dessen bewusst, dass wir in den 
Beratungen an die Grenze des Verkraftbaren gegangen 
sind.  
 

Ich stelle einen Punkt noch einmal ganz klar: Wir haben 
alle - die Koalitionsfraktionen genauso wie die Kolle-
ginnen und Kollegen der Opposition - gefordert, dass wir 
die Personalumsetzungen in das Landesverwaltungsamt 
im Rahmen der Haushaltsberatungen gern sehen wol-
len. Ich vermute, den meisten von Ihnen ging es so wie 
mir. Ich habe nicht ganz mit dem gerechnet, was wir 
dann vorgelegt bekommen haben. 
 

Ich gehe davon aus, dass der eine oder andere mit einer 
schlanken Vorlage gerechnet hat. Wir alle waren dann 
wohl von der 84-seitigen Vorlage im Innenausschuss 
und der 280 Seiten umfassenden Vorlage im Finanz-
ausschuss durchaus überrascht. Ich gestehe zu, es ist 
nicht optimal gewesen. Im Gegensatz zum Kollegen 
Kosmehl hoffe ich allerdings, dass wir in den nächsten 
Jahren eine solche Vorlage in dieser Größenordnung 
nicht noch einmal haben werden. Ich glaube, das wird 
auch nicht erforderlich sein, weil der Umbau der Lan-
desverwaltung dann in dem Bereich abgeschlossen sein 
wird. 
 

Ich sage es noch einmal: Wir haben diese Unterlagen 
angefordert - vielleicht auch ohne im Einzelnen zu wis-
sen, was wir bekommen -, um unser parlamentarisches 
Recht vor der Umsetzung wahrnehmen zu können. Des-
halb sollten wir im Nachhinein nicht kritisieren, das es so 
viel war. Das ist nicht richtig. 
 

Wir sollten uns selbst gegenüber ehrlich genug sein, um 
dies einzugestehen. In dieser Situation müssen wir die 
Beratungen absolvieren, auch - das gestehe ich durch-
aus ein - wenn ich mir eine etwas spannendere Lektüre 
hätte vorstellen können, die ich bis tief in die Nacht lese. 
- Ich danke Ihnen. 
 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - Zustim-
mung von der Regierungsbank) 

 
 

Vizepräsident Herr Dr. Fikentscher: 
 

Vielen Dank, Frau Dr. Hüskens. - Nun bitte für die SPD-
Fraktion Herr Bullerjahn. Sie haben das Wort.  
 
 

Herr Bullerjahn (SPD): 
 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es wäre na-
türlich verlockend, die Debatte von heute früh fortzuset-
zen. Aber wahrscheinlich würde ich uns allen damit 
nichts Gutes tun. Die fachlichen Ausführungen des Mi-
nisters sowie die politisch-persönlichen Bemerkungen 
von Herrn Tullner möchte ich gern aufgreifen.  
 

Frau Dr. Hüskens, ich möchte an Ihre Rede anknüpfen; 
denn das ist die Art, wie ich mir eine sachliche Debatte 
vorstelle. Trotzdem haben auch Sie am Ende Ihrer Rede 
versucht, den Eindruck zu vermitteln - dies wurde auch 
heute früh schon getan -, dass all diese Probleme, 
unisono alle Probleme, selbst die ca. 400 Seiten um-
fassende, dicke Vorlage auf meinem Tisch, über die 
heftig diskutiert worden ist, irgendetwas mit uns zu tun 
haben.  
 

(Frau Dr. Hüskens, FDP: Nein!) 
 

Wir haben gefordert, dass die Landesregierung das vor-
legt, was eigentlich in einen Haushaltsplan gehört. Hät-
ten wir das nicht getan, hätten Sie ein Problem weniger 
gehabt. Ich sage es noch einmal: Das hat nichts mit uns 

zu tun, sondern das gehört in den Haushaltsplan hinein. 
Basta! So einfach ist das. 
 

(Beifall bei der SPD und bei der PDS - Herr 
Scharf, CDU: Das war noch nie einfach!) 

 

- Das war in der Zeit, Herr Scharf, in der wir regiert 
haben und Verantwortung getragen haben. Ich möchte 
erreichen, dass diejenigen, die jeweils regieren, eine kla-
re Verantwortung übernehmen im Guten wie im Schlech-
ten. Man kann nicht das Gute heraussortieren und das 
Schlechte den anderen überlassen. Das geht mit der 
Kritik an Berlin los und endet hier in der Fraktion.  
 

(Zuruf von Herrn Scharf, CDU) 
 

Es kann passieren, was will. Ich habe heute wieder 
gehört, dass dies der größte Haushalt aller Zeiten sei. 
Wahrscheinlich ist er im nächsten Jahr noch größer und 
noch besser. Ich komme gleich noch auf die Eckwerte 
zu sprechen. Seitdem Sie regieren, gibt es endlich große 
Haushalte. Weil diejenigen, die vorher regiert haben, 
keine Ahnung hatten. 
 

Die Probleme, die es gibt, seien alle sozialdemokrati-
schen Ursprungs oder beruhen zumindest auf der Tole-
rierung durch diejenigen, die dort links sitzen. Dazu sage 
ich Ihnen eines: Das können Sie gern so weiter be-
treiben. Aber auch im Interesse Ihres eigenen Selbst-
bewusstseins müsste das irgendwann einmal aufhören. 
Sie können kurz vor der Wahl auch noch einmal er-
klären, dass Sie neu sind und alle Probleme von der 
Vorgängerregierung verursacht wurden. Nur wird Ihnen 
das irgendwann keiner mehr abnehmen. 
 

Zu Ihnen, Herr Minister. Im Hinblick auf die Eckwerte 
müssen wir, die wir den Haushalt kennen, doch eindeu-
tig sehen, dass sich der vorliegende Haushalt gar nicht 
so sehr von denen in den letzten Jahren unterscheidet. 
Wir reden über ein Gesamtvolumen von 10 Milliarden €. 
 

Man kann sich sicherlich darüber streiten, ob die Per-
sonalkosten ein bisschen höher oder niedriger sind. Sie 
mussten anerkennen, dass die Investitionsquote - daran 
sind natürlich wieder die anderen Schuld - wie in den 
letzten Jahren auch im Haushalt 2004 gesunken ist und 
sie wird auch im nächsten Jahr noch sinken. Sie haben 
festgestellt, dass Sie den Kommunen gern mehr Mittel 
geben würden, es aber nicht können. Auch diese Er-
kenntnis ist nicht neu. Das wird so weitergehen. Sie ha-
ben festgestellt, dass Sie beim Personalabbau besser 
seien, obwohl Sie die gleichen Mechanismen verwenden 
wie die Vorgängerregierung. 
 

(Herr Scharf, CDU: Nein!) 
 

Ich will Ihnen eines zugestehen: Sie sind in manchen 
Punkten - das sage ich Ihnen ganz offen - resoluter, als 
wir es waren. 
 

(Herr Scharf, CDU: Sie haben nie einen Tarifver-
trag hingekriegt! - Zuruf von der CDU: Danke! 
- Zustimmung bei der CDU und bei der FDP) 

 

- Herr Scharf, erinnern Sie sich noch an die Zeit, als Sie 
an diesem Pult standen und über einen Lehrertarifver-
trag philosophiert und ihn verteufelt haben, als die Dis-
kussion darüber aufkam? 
 

(Herr Scharf, CDU: Na, das war ja auch ein 
Ding!) 

 

Wir stehen nach wie vor zu diesen Lehrerzeitkonten. 
Das ist eine Frage der Solidarität. Es wurden Leute dazu 
animiert, ihre Arbeitszeit zurückzunehmen, damit keiner 
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entlassen werden muss. Dieses Prinzip gilt bei Ihnen 
gleichermaßen. 
 

(Herr Scharf, CDU: Warum haben Sie dann die 
Konten eingerichtet?) 

 

Ich könnte Ihnen auch vorwerfen, dass Sie niemanden 
entlassen. Schließlich könnten Sie damit den Haushalt 
schneller und effektiver konsolidieren. Sie haben es aus 
den gleichen Gründen nicht gemacht, aus denen auch 
wir es nicht gemacht haben. 
 

(Herr Scharf, CDU: Wir haben doch aber keine 
Konten eingerichtet, wie Sie es taten!) 

 

- Herr Scharf, Sie wissen genau, was ich damit sagen 
will. 
 

Hauptgruppe 0 - Einnahmen aus Steuern und steuer-
ähnlichen Abgaben. Darauf will ich nicht mehr eingehen. 
Ich sage Ihnen: Wir werden das Thema an gleicher 
Stelle im nächsten Jahr wieder auf der Tagesordnung 
haben. Ich hoffe, Herr Paqué, dass Sie dann verant-
wortlich handeln und nicht wieder Ihre viel zu hoch ver-
anschlagten mittelfristigen Einnahmen der Bundesregie-
rung in die Schuhe schieben. Sie wissen, dass die mit-
telfristige Finanzplanung für die Haushaltsjahre 2007 
und 2008 viel zu hohe Ansätze ausweist. 
 

Das setzt sich bei der Veranschlagung der Einnahmen 
aus Veräußerungsgewinnen fort. Vorhin habe ich gehört, 
dass man sich darauf geeinigt habe, dass das Weingut 
nicht verkauft wird. 
 

(Heiterkeit bei der PDS) 
 

In den Beratungen des Finanzausschusses wurde im-
mer spekuliert, wie viel Geld gerade auf dem Konto 
seien. Herr Koehler sagte dann so wie immer kantenklar 
und messerscharf: Die 10 Millionen € könnte er vielleicht 
noch schaffen. Leider habe ich nicht mit ihm gewettet. 
Ich hätte wahrscheinlich gewonnen. 
 

(Frau Dr. Weiher, PDS: Ihre 10 Millionen €!) 
 

Aber zurück zu einer ernsthaften Diskussion. Herr 
Paqué, wir reden immerhin über einen Betrag von fast 
100 Millionen €, die Sie eingestellt haben, ohne dass 
diese Mittel jemals im Haushalt auftauchen werden. 
Rund 100 Millionen € - das ist kein Spaß mehr, das ist 
bitterer Ernst. Deswegen sollten gerade Sie bei dem 
Thema „Haushaltswahrheit und Haushaltsklarheit“ ein-
fach kleinere Brötchen backen. Darum bitte ich Sie. 
 

Die Realität hat Sie genauso eingeholt wie einen Herrn 
Eichel oder einen SPD-, FDP- oder CDU-Finanzminister 
in irgendeinem anderen Bundesland. Sie haben jedoch 
die Gabe, alles zu umschreiben und die Probleme an-
deren in die Schuhe zu schieben. Ich meine, das haben 
Sie doch gar nicht nötig, Herr Minister. 
 

Wenn wir diesen Haushalt einmal ohne Publikum aus-
einander nehmen, dann werden wir feststellen, dass sich 
die Eckdaten der Haushaltspläne in den letzten zwei 
Jahren tatsächlich nur marginal geändert haben. Sie 
haben eine bessere Begabung als ich, eine wachsende 
Nettoneuverschuldung als Konsolidierung zu verkaufen. 
Das würde ich mir nicht zutrauen. Aber ich will mir so 
etwas auch gar nicht erst angewöhnen. 
 

Diese Diskussionen über die Nettoneuverschuldung wa-
ren in den letzten Jahren schwierig genug. Ich habe 
heute früh zu Herrn Lukowitz gesagt - nicht mit böser 
Absicht -, dass es schon ein bisschen nervt, dass Sie in 
den letzten zwei Jahren die Nettoneuverschuldung ein 

um das andere Mal hochgetrieben haben und gleich-
zeitig den Vorgängerregierungen ins Stammbuch schrei-
ben wollen, Sie wären der echte und wahre Konsolidie-
rer. 
 

Stellen Sie sich hier vorn hin und sagen Sie ehrlich, dass 
Sie den gleichen Zwängen unterliegen wie die Regierun-
gen vor Ihnen, Sie sich aber auch gleichermaßen be-
mühen wie die Regierungen vor Ihnen. Wenn Sie dies 
täten, wären wir auch viel dichter beieinander. 
 

Ich will die Hauptgruppen jetzt nicht einzeln abklappern. 
Es gibt ein paar Punkte, die werden denjenigen, die 
nicht im Finanzausschuss sitzen, relativ neu erscheinen. 
Wir haben uns mit den Finessen der Finanzwelt wie 
Cross-Border-Leasing und Islamic Bonds herumgeschla-
gen. Ich habe gehört, es gebe jetzt wahrscheinlich eine 
Entwicklung in die Richtung, dass Cross-Border-Leasing 
in Zukunft unterbunden wird. Auch diesbezüglich möchte 
ich Sie bitten, Herr Paqué, reden Sie über diese Punkte 
einfach mit uns, auch wenn die Hauptverantwortung 
beim Ministerium liegt. Dann können wir uns viel Streit 
auch in der Öffentlichkeit ersparen.  
 

Es macht einfach keinen Spaß, von solchen Angelegen-
heiten aus der Zeitung zu erfahren und dann, wenn man 
die Diskussion darüber aufgreift, dafür noch beschimpft 
zu werden. Gerade beim Cross-Border-Leasing - Tho-
mas Felke hat das bei uns oft diskutiert - sieht man recht 
deutlich, wohin es führt, wenn in Amerika beschlossen 
wird, solche Geschäfte nicht mehr zuzulassen. Ich den-
ke, zu diesen Themen ist eine parlamentarische Diskus-
sion wichtig und auch notwendig. 
 

Der vorliegende Haushalt weist unabhängig von den 
Diskussionen die gleichen Probleme und die gleichen 
Merkmale auf wie die Haushalte der Vorjahre. Er birgt 
auch nicht die große Botschaft, die Sie ihm aufdrücken 
wollen. Das ist bei diesen Rahmenbedingungen auch 
gar nicht möglich. Es wäre ein Wunder. Sie wären der 
einzige Finanzminister in Deutschland, der in dieser 
Haushaltslage noch irgendeine Vision verwirklicht. Das 
muss Ihnen doch selbst auffallen, wenn Sie Ihre Rede 
halten.  
 

Vor diesem Hintergrund freue ich mich auf die Beratun-
gen über den Doppelhaushalt; denn dann sind die Kom-
munalwahlen vorbei. Herr Minister, entweder brechen Sie 
dann jämmerlich bei der Konsolidierung ein - schließlich 
wollen Sie nach Ihrer mittelfristigen Finanzplanung durch 
die Halbierung über zwei Jahre einen Betrag von 500 bis 
600 Millionen € erreichen - oder Sie werden an die Haus-
haltstitel, die Sie in diesem Haushalt als unantastbar 
dargestellt haben, herangehen müssen. 
 

Das wird der Haushalt sein, bei dem wir richtig Politik 
machen werden. Dagegen sind die Diskussionen über 
diesen Haushalt sozusagen nur Scheindiskussionen. In-
sofern will ich das Ganze gar nicht weiter aufwerten. Wir 
werden das ablehnen. 
 

Ein letztes Wort zu Herrn Tullner. Er ist jetzt nicht an-
wesend. Nun wird mir Herr Scharf erklären, dass er nicht 
da sein kann, weil er etwa vor den Hochschulstudenten 
spricht. 
 

(Herr Scharf, CDU: Richtig!) 
 

- Sehen Sie, ich erspare Ihnen einen Satz. 
 

Er hätte sich seine Worte überlegen müssen, als er hier 
geredet hat. Er hat uns Stammtischdiskussionen und 
Arroganz vorgeworfen. Der Rest ist im Nuscheln irgend-
wie untergegangen. Bei dem Wort „Stammtischdiskus-
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sionen“ werde ich schon ein bisschen grantig. Wir haben 
ein Hearing durchgeführt. Das hätten wir nicht nötig 
gehabt. Diejenigen, die dabei waren, wissen das. 
 

(Herr Scharf, CDU: Das haben wir zur Kenntnis 
genommen!) 

 

- Herr Scharf, Sie waren doch nicht jedes Mal dabei. Sie 
müssen jetzt nicht den Anwalt spielen. Außerdem haben 
Sie so viel Redezeit. Ich habe weniger als Sie. Lassen 
Sie mich deshalb bitte ausreden. 
 

Wir haben die schwierigen Vorlagen mitdiskutiert. Wir 
haben das gesamte Paket - wenn wir Ihnen das vorge-
legt hätten, Herr Scharf, dann wären Sie nicht nur aus-
gezogen, Sie wären gar nicht wiedergekommen - 
 

(Heiterkeit bei der SPD und bei der PDS - Herr 
Dr. Püchel, SPD: Ausgewandert!) 

 

an dem Tag der Beschlussempfehlung beraten. Wir ha-
ben in der Bereinigungssitzung erlebt, dass bis zum Mit-
tag noch Anträge geflattert kamen. Wir haben trotzdem 
darüber diskutiert. Angesichts dieser Tatsachen lasse 
ich mir dann von einem Herrn Tullner nicht sagen, wir 
hätten auf Stammtischniveau diskutiert. 
 

(Beifall bei der SPD und bei der PDS) 
 

Ich sage dies jetzt, obwohl ich weiß, dass er nicht im 
Saal ist: Mit Arroganz kann ich umgehen. Aber hinter 
Arroganz muss dann auch etwas stecken. Damit habe 
ich bei Herrn Tullner so meine Probleme.  
 

(Beifall bei der SPD und bei der PDS) 
 
 

Vizepräsident Herr Dr. Fikentscher: 
 

Vielen Dank, Herr Bullerjahn.  
 

Ich darf Schülerinnen und Schüler der Francke-Sekun-
darschule Magdeburg auf der Tribüne begrüßen. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Nun spricht, ebenfalls zum Einzelplan 13 - Allgemeine 
Finanzverwaltung - Herr Scharf für die CDU-Fraktion. 
 
 

Herr Scharf (CDU): 
 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Zu dieser 
etwas vorgerückten Stunde - der Tag beginnt sich lang-
sam zu neigen - habe ich die Ehre, ein bisschen Kehr-
aus machen zu können und ein Resümee dessen zu 
ziehen, was uns die Haushaltsberatungen in diesem 
Jahr gebracht haben. Ich werde mir deshalb die Freiheit 
nehmen, nicht auf jeden einzelnen Titel einzugehen. 
Vieles ist heute schon an Einzelpunkten gesagt worden. 
Die eine oder andere Wertung, auch in Bezug auf die 
Diskussion, steht noch aus. 
 

Ich habe nunmehr - ich habe es einmal nachgerechnet - 
zum 13. Mal die Ehre, den Jahreskreis der Haushalts-
beratungen durchzumachen. Dabei habe ich die Nach-
träge nicht einmal mitgezählt. In 13 Durchläufen hat man 
schon alles erlebt. Die einzelnen Argumente, die hin- 
und hergeworfen wurden, die Vorwürfe, die zwar im 
Detail immer einmal etwas anders sind, aber in ihrer 
Struktur oft wiederkehren, machen deutlich, dass die all-
gemeinen Schwierigkeiten im Umgang mit den Haus-
haltsberatungen offensichtlich in jedem Jahr ähnlich 
sind.  
 

Mir ist auch aufgefallen, dass so mancher Unkenruf und 
so mancher Vorwurf der Opposition, der während der 
Aufstellung des Haushaltes 2003 geäußert wurde, als 

Kritik zum Jahresende nicht noch einmal vorgetragen 
wurde, weil sich die eine oder andere Befürchtung eben 
einfach nicht bewahrheitet hat. 
 

Ich kann mich noch sehr gut daran erinnern, dass Herr 
Bullerjahn sehr sicher und sehr stolz vortrug, dass er 
uns zum Jahresende vorrechnen würde, dass wir hin-
sichtlich der Höhe der veranschlagten Personalkosten 
im Jahr 2003 überhaupt nicht hinkommen werden. War-
um spricht niemand von der Opposition darüber, dass 
diese Voraussage nicht eingetreten ist? Offensichtlich 
war die Veranschlagung der Personalkosten für das Jahr 
2003 nicht so falsch, wie Sie es noch während der 
Aufstellung des Haushaltsplanes 2003 behauptet haben. 
 

(Herr Bullerjahn, SPD: Dafür kriegen Sie ein Defi-
zit von 200 Millionen €!) 

 

Wir sind mit den Haushaltsansätzen für die Personalkos-
ten in diesem Jahr sehr gut über die Runden gekom-
men. Das hatten Sie nicht vermutet. Das ist ein Zeichen 
konsequenten personalwirtschaftlichen Handelns dieser 
Landesregierung. Das haben Sie über viele Jahre hin-
weg nicht geschafft. 
 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - Zustim-
mung von der Regierungsbank) 

 

Dieses, denke ich, muss gewürdigt werden.  
 

(Beifall bei der CDU) 
 

Wenn Sie sagen, Sie wollten im nächsten Jahr richtig 
Politik machen, wenn es um den Doppelhaushalt gehe,  
 

(Herr Bullerjahn, SPD: Sie machen endlich mal 
Politik!) 

 

- nein, Sie wollten richtige Konzepte vorlegen -, dann will 
ich einmal sagen: Ihre Rede war jetzt frei gesprochen, 
gewiss sehr gut, aber konzeptionell war sie auch noch 
nicht tief genug. Wenn Sie wirklich einmal die Regierung 
wieder übernehmen wollen, dann müssen Sie ein Stück-
chen tiefer in die Problematik des Haushalts reingehen; 
Sie wissen, wie schwierig das ist.  
 

An Stellen, an denen Sie sich fair verhalten, will ich auch 
dieses freimütig zugeben: Ich muss sagen, als wir über 
die Geschäftsordnung des Landtages diskutiert haben, 
haben wir eine Weile in der Fraktion überlegt - ich wurde 
von einigen gewarnt -, gehen wir auf Pairing ein oder 
nicht, machen wir die Ausschüsse knapp oder nicht? Da-
zu haben Sie gesagt, wir sollten es machen; Sie ver-
hielten sich in kritischen Situationen fair. Das haben Sie 
gemacht während der Haushaltsberatungen, und ich 
habe unserer Fraktion gesagt: Seht ihr, der Bullerjahn, 
der hält, was er verspricht, wenn man mit ihm ordentlich 
spricht. Das heißt, wenn Sie sich so verhalten, weiß ich 
das zu würdigen. Ich denke, das sollte auch das Klima 
sein, das wir im Parlament pflegen.  
 

(Zustimmung bei der CDU) 
 

Das wird uns eine vernünftige Beratungsgrundlage auch 
in schwierigen Situationen schaffen, ohne dass wir in der 
Sache etwas nachgeben. Sie sind dazu hier, uns in der 
Sache richtig und fair zu kritisieren.  
 

Wir haben nach meiner Auffassung die Daten, die wir 
selber beeinflussen können, im Laufe des Haushaltsjah-
res 2003 und auch in der Planung für das Haushalts-
jahr 2004 durchaus erfolgreich beeinflusst. Dabei stellt 
sich hauptsächlich die Frage: Wie gehen wir mit dem 
Personal um? Dazu will ich an dieser Stelle noch einmal 
ganz deutlich hervorheben: Die Einführung der Titelgrup-
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pe 96 ist eine Erfolgsstory, weil sie erstmals dazu führt, 
dass wir zu klar strukturierten Haushalten kommen, dass 
die Haushaltspläne auch die Behördenstrukturen richtig 
wiedergeben. Dieses hat es in den letzten Jahren unter 
Ihrer Regentschaft nicht gegeben.  
 

Ich will auch ganz deutlich sagen: Als wir es in diesem 
Haushaltsaufstellungsverfahren geschafft haben, noch 
weitgehend die Stellenpläne des Landesverwaltungs-
amtes und anderer Behörden bis hin zu LHO-Betrieben 
einzuordnen, haben wir damit für uns als Parlament ein 
großes Stück an Haushaltswahrheit und Haushaltsklar-
heit geschaffen, und das ist gut so.  
 

Deshalb ist es auch sinnvoll gewesen, dass wir die Lan-
desregierung beauftragt haben, das, was im Laufe des 
Herbstes im Kabinett noch beraten worden ist, zusätzlich 
in das Haushaltsaufstellungsverfahren einfließen zu las-
sen. Das ist eine Forderung, die wir aus gutem Grunde 
an uns selbst und an die Regierung gerichtet haben.  
 

Die Regierung hätte ohne weiteres - das hat Frau 
Dr. Paschke gesagt - nach § 50 LHO allein handeln kön-
nen. Wir hätten im Finanzausschuss nachrichtlich die 
Umsetzung bekommen und die meisten Parlamentarier 
hätten sich - außer den wenigen Leuten, die sich durch-
gehend im Finanzausschuss mit Stellenplänen beschäf-
tigen - nicht mehr durchgefunden. Wir hätten Haushalte 
gehabt, die rechtlich gültig gewesen wären. Wir hätten 
aber sie in die Schränke gelegt, weil viele damit nichts 
hätten anfangen können.  
 

Ich denke, dieses hohe Maß an Klarheit, das wir mit 
diesem Beratungsverfahren erreicht haben, das ist die 
Holprigkeit bei einzelnen Ausschussverfahren schon 
wert. Wir haben selber gefordert, dass straff beraten 
werden muss, und das ist, denke ich, auch gut so.  
 

Eine Anmerkung zu einem Begriff, der mir doch ein 
bisschen sauer ausgestoßen ist. Frau Dr. Paschke, 
wenn Sie davon sprechen, dass mit der Schaffung des 
Landesverwaltungsamtes „Reisekader“ installiert wer-
den, dann will ich einmal sagen: Das Wort „Reisekader“ 
stammt eigentlich aus einer anderen Zeit. Dabei will ich 
nicht nachfragen, ob das SW- oder NSW-Reisekader 
sind, die auf die Reise geschickt werden. Reisekader 
waren andere Leute. Wenn das Wort aus Ihrer Fraktion 
kommt, sollte es mit größerer Vorsicht benutzt werden 
als in anderen Fraktionen.  
 

(Beifall bei der CDU - Zustimmung bei der FDP)  
 

Wir haben freilich mit der Vorlage der Beschlussemp-
fehlung den Parlamentariern und den Ausschüssen ein 
erhebliches Stück Arbeit zugemutet. Aber wenn jetzt die 
Fülle der Vorlagen beklagt wird - ich habe vorhin einmal 
nachgemessen mit meinem Lineal -: Über ungefähr 3 cm 
Beratungsgrundlage werden wir nachher abstimmen, 
aber von den 3 cm sind 2 cm Stellenpläne.  
 

Das heißt: Wenn man einmal die Stellenpläne beiseite 
lässt, ist der Umfang der Unterlagen, die uns zusätzlich 
in das Beratungsverfahren eingestreut werden, nach 
meiner Auffassung immer noch zu groß. Ich wünsche 
nicht, dass so viel in die Bereinigungssitzung kommt, 
aber es ist durchaus vergleichbar mit dem, was wir in 
den anderen Jahren schon erlebt haben.  
 

Gleichwohl will ich an dieser Stelle den Appell an die 
Landesregierung und auch an alle anderen richten, die 
sich mit dem Haushaltsverfahren beschäftigen: Wir soll-
ten uns wirklich wieder anstrengen, um dazu zu kom-
men, dass möglichst viel schon abschließend in den 

Fachausschüssen und im Finanzausschuss beraten wird 
und möglichst wenig in der Bereinigungssitzung des Fi-
nanzausschusses. Die Bereinigungssitzung ist eigentlich 
dafür da, zu bereinigen, und nicht dazu, noch einmal in 
großem Umfang inhaltliche Veränderungen zu behan-
deln.  
 

Wir könnten es theoretisch sogar bei der zweiten Lesung 
des Haushaltsplans im Plenum machen, aber dann wür-
de sich wahrscheinlich keiner mehr so richtig durchfin-
den. Also: Wir tun uns nichts Gutes an, wenn wir die Be-
ratungen selber verschleppen.  
 

Wir haben aber auch wichtige Positionen unseres poli-
tischen Handelns klar und richtig beschrieben und mehr 
erreicht als Sie in den Jahren zuvor. Ich denke an un-
sere planmäßige Bildungspolitik, ich denke an den plan-
mäßigen Infrastrukturaufbau, der Straßenbau geht vor-
an, der Stadtumbau geht voran. Ich denke aber auch an 
das zügige Umsetzen der Hochwasserhilfen und auch 
an den zügigen Deichbau. Wir haben im letzten Jahr 
mehr an den Deichen gebaut, als dies in den acht Jah-
ren zuvor unter Ihrer Regentschaft gemacht wurde.  
 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - Zustim-
mung von der Regierungsbank) 

 

Sie haben gewusst, wie gefährdet die Deiche sind, und 
haben diese Studie jahrelang unter Verschluss gehalten,  
 

(Herr Doege, SPD: Quatsch!) 
 

was wir Ihnen, denke ich, zu Recht zum Vorwurf ge-
macht haben.  
 

Ich will an dieser Stelle nur würdigen, was jetzt tat-
sächlich angepackt worden ist. Wir sind die wichtigen 
Aufgaben in unserem Land auch wirklich zügig angegan-
gen.  
 

(Zustimmung bei der CDU und von Herrn Kos-
mehl, FDP) 

 

Der Haushalt ist ein Haushalt der Konsolidierung; wir 
würden uns freilich noch viel mehr wünschen. Aber dass 
wir es schon zwei Jahre hintereinander geschafft haben, 
in der Pro-Kopf-Verschuldung hinter Mecklenburg-Vor-
pommern und Brandenburg zu liegen, das ist für uns An-
stoß genug, den Ehrgeiz zu haben, diese Tendenz fort-
zusetzen. Wir wollen nicht mehr Schlusslicht unter den 
neuen Bundesländern sein. Ich glaube, wir haben die 
richtige Politik, um dieses umzusetzen.  
 

(Zustimmung bei der CDU und bei der FDP) 
 

Nun kann man dazu neigen, über Investitionsbegriffe zu 
philosophieren, über Subventionsabbau zu philosophie-
ren. Ich halte das für relativ gefährlich. Ich halte auch 
nichts davon, den Investitionsbegriff umdefinieren zu 
wollen. Wir wissen alle: Er ist ein relativ grober Maßstab, 
weil es Beispiele und Gegenbeispiele dafür gibt, wo er 
passt und wo er nicht besonders gut passt.  
 

Es gab auch Vorstellungen, zum Beispiel auf der Bun-
desebene, die Verteidigungsausgaben den Investitions-
aufgaben zuzurechnen. Man kann, wenn es um die Zu-
kunftsfähigkeit eines Landes geht, durchaus versuchen, 
die Bildungsausgaben den Investitionsaufgaben in die 
Zukunft, könnte man sagen, zuzuordnen. Aber das hilft 
uns alles letztlich nicht viel weiter. Der Investitionsbegriff, 
den wir haben, ist doch dafür da, dass wir uns selber im 
Haushaltsaufstellungsverfahren bescheiden und nicht 
die Verschuldung überborden lassen. Deshalb halte ich 
wenig davon, an diesem Begriff herumzudoktern, so 
problematisch er letztlich auch ist.  
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Man weiß übrigens meist nicht so ganz genau, was für 
die Zukunft eigentlich wichtig ist. Wir wissen, dass Wis-
senschaft wichtig ist. Wissen ist das einzige Gut, das 
sich vermehrt, wenn man es teilt oder wenn man es 
verteilt. Aber wir wissen zum Beispiel nicht, welches 
Wissen tatsächlich für die Zukunft entscheidend ist.  
 

Ich denke an ein ganz einfaches Beispiel - verzeihen Sie 
mir, dass ich als Mathematiker dieses Beispiel immer 
gern nenne -: Als Herr Bool Mitte des 19. Jahrhunderts 
die so genannte Boolsche Algebra erfand - wer bei Pisa 
nicht so ganz mithalten konnte, dem sage ich noch 
einmal: Das ist die Rechnung mit 0 und 1, das ist die 
Algebra, auf der fast alle Computer heutzutage funktio-
nieren, die in der Welt arbeiten -, wurde gesagt, als Herr 
Dr. Bool in seiner entsprechenden wissenschaftlichen 
Arbeit gerühmt wurde, dass dies ein besonders prägnan-
tes und schönes Beispiel für die reinste Wissenschaft ist, 
die gar keiner Gefahr unterliegt, einmal praktisch verwer-
tet zu werden.  
 

(Zustimmung bei der CDU und bei der FDP - Herr 
Dr. Püchel, SPD: Was wollen Sie damit sagen?) 

 

- Ich wollte damit nur sagen, dass man vorsichtig sein 
soll, wenn man prognostizieren will, welches Wissen für 
die Zukunft wirklich wichtig ist, welche Investitionen für 
die Zukunft wirklich nachhaltig und richtig sind. Wir 
sollten nicht zu kleinlich herumdoktern an den Begriffen.  
 

Um den Bogen wieder zurückzuschlagen: Ich bin dage-
gen, dass wir den Investitionsbegriff versuchen umzu-
interpretieren. Dies nutzt uns überhaupt nichts.  
 

(Zuruf von Herrn Dr. Püchel, SPD)  
 

Wir haben uns bei den Haushaltsberatungen an die Vor-
gaben der Landeshaushalts- und der Bundeshaushalts-
ordnung zu halten, und damit sind wir, auch wenn es 
grobe Maßstäbe sind, bisher ganz gut gefahren.  
 

Wichtiger ist es schon, dass wir die Zukunftsdiskussion 
in unserem Land führen. Deshalb haben wir zwei Inves-
titionserleichterungsgesetze in den Landtag eingebracht 
und verabschiedet. Deshalb sind wir bei Bundesrats-
initiativen dabei. Professor Böhmer hat einiges erläutert, 
was jetzt in den nächsten Tagen im Bundesrat zur Ent-
scheidung ansteht. Davon hängt auch entscheidend ab, 
wie wir das Land Sachsen-Anhalt in den nächsten Jah-
ren gestalten können.  
 

Ich kann der Landesregierung dazu nur ein gutes Ver-
handlungsgeschick wünschen. Jetzt abzufragen, welche 
Detailentscheidungen die Landesregierung wahrschein-
lich bei dieser oder jener Situation im Bundesrat fällen 
wird, ist doch Sophisterei. Das bringt nichts.  
 

Wir wissen doch ganz genau, dass da eine Gemenge-
lage vorliegt. Die Landesregierung muss versuchen, ins-
gesamt für die Menschen in den neuen Bundesländern 
und für Sachsen-Anhalt das Beste herauszuholen. Ich 
wünsche Professor Böhmer an dieser Stelle wirklich eine 
glückliche Hand.  
 

(Zustimmung bei der CDU) 
 

Das, was wir hier zu tun haben, werden wir auch er-
ledigen. Ich gebe zu, wenn wir über die kommunalen 
Haushalte zu sprechen haben, dann schlagen wir ein 
schwieriges Kapitel auf. Aber das, was angesichts der 
eigenen Haushaltslage möglich ist, machen wir auch. 
Deshalb wird auch das Komm-Invest-Programm des 
Jahres 2003 im Jahr 2004 vernünftig abgearbeitet; des-

halb werden wir auch dafür sorgen, dass die GVFG-
Mittel auch bei den ärmeren Gemeinden, die Schwierig-
keiten mit der Gegenfinanzierung haben werden, abflie-
ßen werden. Darüber hinaus geben wir die Steueraus-
fälle nur gedämpft an die Kommunen weiter.  
 

Wir haben das FAG geändert. Ich habe schon bei der 
ersten Lesung gesagt, dass wir alles gründlich prüfen 
werden. Dort, wo wir meinen, dass keine Fehlsteuerun-
gen eintreten, werden wir auch über die Neugestaltung 
der Finanzausgleichsmasse beraten.  
 

Nach langer und gründlicher Beratung übrig geblieben 
sind das Aufnahmegesetz und die Jugendpauschale. 
Heimatpflege, Musikschulförderung und Kinderförde-
rungsgesetz gehen zurück in die Einzelpläne. Ich will 
sagen, das ist auch ein gutes Beratungsverfahren des 
Parlaments. Das wird nicht abgenickt, hierbei werden die 
Fraktionen zu Rate gezogen. Die Fraktionen entschei-
den abschließend, was sich wirklich bewähren wird. So 
beschließen wir auch den Haushaltsplan. Ich meine, 
hierbei hat die Koalition eine verantwortungsvolle und 
gute Arbeit geleistet.  
 

Ich gebe zu, dass wir Schwierigkeiten damit haben, die 
Veräußerungserlöse pünktlich zu erzielen. Dabei hätte 
ich mir auch etwas mehr gewünscht. Wir sind hierbei in 
dem Aufstellungsverfahren für das kommende Jahr auch 
wesentlich vorsichtiger vorgegangen.  
 

(Herr Dr. Püchel, SPD: Wie weit sind Sie denn 
gekommen?) 

 

Ich habe übrigens bisher noch nicht gehört, dass das 
Landesweingut unverkäuflich sein soll. Diese Nachricht, 
die Herr Bullerjahn verbreitet hat, war für mich neu. Dar-
über müssen wir erst einmal - - 
 

(Zuruf von der SPD) 
 

- In der Presse steht viel. Nach meinem Kenntnisstand 
ist es nicht so, dass die Bemühungen hierzu aufgegeben 
worden sind.  
 

Wir sind dabei, die Landelektrizität Fallersleben zu ver-
kaufen. Dabei gibt es, glaube ich, keine Schwierigkeiten. 
Wir werden heute noch die Möglichkeiten dafür schaffen, 
Teile der Trinkwasserversorgung öffentlich auszuschrei-
ben. Ich denke, hiermit begeben wir uns auf einen guten 
und verantwortbaren Weg. 
 

(Zuruf von Herrn Czeke, PDS) 
 

Der Landtag selbst hat im Laufe des parlamentarischen 
Beratungsverfahrens den Haushaltsplan noch einmal 
deutlich verbessert. Wir haben weitere 515 Stellen in 
den Stellenplänen in Abgang stellen können. Das betrifft 
beim Planpersonal ein Minus von 808 Stellen, dem ste-
hen Aufwüchse bei der Titelgruppe 96 um 73 Stellen 
gegenüber, bei den übrigen Titelgruppen um 28 Stellen, 
bei den Landesbetrieben um 192 Stellen. Doch insge-
samt ergibt dies eine Reduzierung um 515 Stellen.  
 

Das zeigt doch, dass der Beratungsgang zum Haushalt 
im Parlament etwas gebracht hat. Wir sind ein gutes 
Stückchen in Richtung einer schlanken Landesverwal-
tung weitergekommen.  
 

(Zustimmung bei der CDU und von Frau Dr. Hüs-
kens, FDP) 

 

Wir haben die Aufgaben klarer strukturiert, als sie bei 
der Einbringung des Haushaltsplanentwurfs zu erkennen 
gewesen sind. 
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Wir haben auch einige Entscheidungen, die wir von 
Anfang an als problematisch erachtet haben, zurückge-
nommenen. Die Sachkostenzuschüsse für Schulen in 
freier Trägerschaft bleiben nunmehr bestehen. Bei der 
Grundsicherung werden wahrscheinlich Mittel in Höhe 
von 5 Millionen € hinzukommen. Wenn wir bei genauem 
Nachrechnen ermitteln, was wir weitergeben müssen, 
dann werden wird das auch tatsächlich so tun. 
 

Zum Ende meiner kurzen Rede möchte ich noch einmal 
ganz deutlich darauf eingehen, dass ich mich als Frak-
tionsvorsitzender wirklich gefreut habe, wie gut insbe-
sondere die Arbeitskreise von FDP und CDU zusam-
mengearbeitet haben. Herr Tullner kann jetzt leider nicht 
im Saal sein. Ich habe mit Freude vernommen und be-
merkt, dass Frau Dr. Hüskens und Herr Tullner wirklich 
eng zusammenarbeitet haben. So muss das in einer 
Koalition sein.  
 

(Zustimmung bei der CDU und bei der FDP) 
 

Es muss jetzt nicht die Hauptsorge der Opposition sein, 
dass das bei uns klappt, aber ich will das in diesem 
Plenum einmal sagen. Wir haben damit ein gutes Ge-
spann zweier neuer Abgeordneter, die sich im Finanz-
arbeitskreis zusammengefunden haben. Ich wünsche 
mir, dass das die ganze Legislaturperiode über so bleibt. 
- Vielen Dank. 
 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - Zustim-
mung von Minister Herrn Dr. Rehberger und von 
Minister Herrn Dr. Daehre) 

 
 

Vizepräsident Herr Dr. Fikentscher: 
 

Vielen Dank, Herr Scharf. - Die CDU-Fraktion hätte jetzt 
noch 56 Minuten Redezeit - nur damit Sie wissen, was 
Ihnen zur Verfügung steht. - Mir liegen weitere Wortmel-
dungen nicht vor. Es wäre noch zu debattieren über die 
Einzelpläne 14, 15, 16 und 20. Möchte jemand zu einem 
dieser Einzelpläne sprechen? - Das ist nicht der Fall. 
Damit ist die Debatte abgeschlossen.  
 

Meine Damen und Herren! Wir kommen jetzt zu dem, 
was man zu Recht einen Abstimmungsmarathon nennt. 
Wenn Sie jedoch an einem verkürzten Verfahren interes-
siert sind und dem, was ich Ihnen in Bezug auf eine 
Zusammenfassung vorschlagen werde, folgen, dann 
kann es uns gelingen, lediglich die letzten anderthalb 
Stadionrunden, die einen Marathonlauf in der Regel ab-
schließen, zu laufen und am gleichen Ziel anzugelan-
gen. 
 

Wir kommen zunächst zu dem Entwurf eines Haushalts-
begleitgesetzes 2004 in der Drs. 4/1204. Dazu liegt kein 
Änderungsantrag vor. Ich möchte über die selbständigen 
Bestimmungen, die Artikelüberschriften, die Gesetzes-
überschrift und das Gesetz in seiner Gesamtheit ins-
gesamt abstimmen lassen. Wer stimmt zu? - Das sind 
die Koalitionsfraktionen. - Wer stimmt dagegen? - Einige 
Stimmen der SPD. Wer enthält sich der Stimme? - Die 
PDS-Fraktion und einige Stimmen der SPD. Damit ist 
dieses Gesetz beschlossen worden. Der Tagesord-
nungspunkt 1 a ist damit abgeschlossen.  
 

Wir kommen zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Ver-
einfachung der Durchführung des Finanzausgleichs in 
der Drs. 4/1198. Dazu liegen zwei Änderungsanträge 
vor. Ich rufe den Änderungsantrag der Fraktion der SPD 
in der Drs. 4/1247 auf. Wer stimmt zu? - Das ist die 
SPD-Fraktion. Wer stimmt dagegen? - Das sind die 
Koalitionsfraktionen. Wer enthält sich? - Das ist die 

PDS-Fraktion. Damit ist dieser Änderungsantrag abge-
lehnt worden.  
 

Der zweite Änderungsantrag in der Drs. 4/1240 kommt 
von der PDS-Fraktion. Wer stimmt diesem zu? - Das ist 
die PDS-Fraktion. Wer stimmt dagegen? - Das sind die 
Koalitionsfraktionen. Wer enthält sich? - Das ist die 
SPD-Fraktion. Damit ist auch dieser Änderungsantrag 
abgelehnt worden.  
 

Wir können über die Beschlussempfehlung in ihrer Ge-
samtheit einschließlich der Artikelüberschriften, der Ein-
zelbestimmungen und der Gesetzüberschrift abstimmen. 
Wer stimmt zu? - Das sind die Koalitionsfraktionen. Wer 
stimmt dagegen? - Das sind die Oppositionsfraktionen. 
Damit ist das Gesetz beschlossen worden und der 
Tagesordnungspunkt 1 b ist abgeschlossen.  
 

Wir kommen zur Abstimmung über das Haushaltsgesetz 
2004. Hierzu liegt eine Reihe von Änderungsanträgen 
vor. Ich möchte über die Änderungsanträge der PDS-
Fraktion in den Drs. 4/1234 und 4/1241 bis 4/1246 ins-
gesamt abstimmen lassen, sofern niemand widerspricht. 
- Es widerspricht niemand. Dann stimmen wir über diese 
Änderungsanträge insgesamt ab. Wer stimmt zu? - Das 
ist die PDS-Fraktion. Wer stimmt dagegen? - Das sind 
die Koalitionsfraktionen. Wer enthält sich der Stimme? 
- Das ist die SPD-Fraktion. Damit sind die Änderungs-
anträge abgelehnt worden.  
 

Das Gleiche machen wir jetzt mit den Änderungsanträ-
gen der SPD-Fraktion in den Drs. 4/1248 bis 4/1250. 
Wer stimmt zu? - Das ist die SPD-Fraktion. Wer stimmt 
dagegen? - Das sind die Koalitionsfraktionen. Wer ent-
hält sich der Stimme? - Das ist die PDS-Fraktion. Damit 
sind diese Änderungsanträge mehrheitlich abgelehnt 
worden.  
 

Wir können nunmehr über die Einzelpläne abstimmen. 
Ich lese sie der Reihenfolge nach vor, wenn jemand 
„Halt“ ruft, dann stimmen wir einzeln ab. Einzelplan 01 
- Landtag von Sachsen-Anhalt -, Einzelplan 02 - Staats-
kanzlei -, Einzelplan 03 - Ministerium des Innern -, Ein-
zelplan 04 - Ministerium der Finanzen -, Einzelplan 05 
- Ministerium für Gesundheit und Soziales - -  
 

(Herr Gallert, PDS: Stopp!) 
 

- Bitte. 
 
 

Herr Gallert (PDS): 
 

Herr Fikentscher, das war vom Tempo her etwas zu viel. 
Wir hätten gern, dass über die Einzelpläne 01 und 02 
gesondert abgestimmt wird. Über die restlichen Einzel-
pläne können wir dann insgesamt abstimmen. 
 
 

Vizepräsident Herr Dr. Fikentscher: 
 

Gut. Ich rufe den Einzelplan 01 - Landtag von Sachsen-
Anhalt - in der Fassung der Beschlussempfehlung auf. 
Wer stimmt zu? - Das sind alle Fraktionen. Stimmt je-
mand dagegen? - Stimmenthaltungen? - Damit ist dieser 
Einzelplan einstimmig angenommen worden. 
 

Einzelplan 02 - Staatskanzlei -, Einzelplan 03 - Ministe-
rium des Innern - - 
 

(Frau Dr. Sitte, PDS, Frau Dr. Weiher, PDS, und 
Herr Gallert, PDS: Einzeln!) 

 

Ich rufe den Einzelplan 02 - Staatskanzlei - auf. Wer 
stimmt zu? - Die Koalitionsfraktionen. Wer stimmt dage-
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gen? - Die SPD-Fraktion. Wer enthält sich der Stimme? 
- Die PDS-Fraktion.  
 

Einzelplan 03 - Ministerium des Innern - in der Fassung 
der Beschlussempfehlung. Wer stimmt zu? - Die Koali-
tionsfraktionen. Wer stimmt dagegen? - Die Oppositions-
fraktionen. Gibt es Stimmenthaltungen? - Keine. Der 
Einzelplan ist damit so beschlossen worden.  
 

Einzelplan 04 - Ministerium der Finanzen. Geht es jetzt 
weiter?  
 

(Zuruf von der PDS) 
 

- Darüber soll nicht einzeln abgestimmt werden. - Einzel-
plan 05 - Ministerium für Gesundheit und Soziales -, Ein-
zelplan 06 - Kultusministerium - Wissenschaft und For-
schung -, Einzelplan 07 - Kultusministerium - Bildung 
und Kultur -, Einzelplan 08 - Ministerium für Wirtschaft 
und Arbeit -, Einzelplan 09 - Ministerium für Landwirt-
schaft und Umwelt - Bereich Landwirtschaft -, Einzel-
plan 11 - Ministerium der Justiz -, Einzelplan 13 - Allge-
meine Finanzverwaltung - es sind immer noch nicht alle 
Einzelpläne -, Einzelplan 14 - Ministerium für Bau und 
Verkehr -, Einzelplan 15 - Ministerium für Landwirtschaft 
und Umwelt - Bereich Umwelt.  
 

(Herr Gallert, PDS: Stopp!) 
 

Wer diesen Einzelplänen, die ich eben aufgerufen habe, 
zustimmen möchte, den bitte ich um das Zeichen mit der 
Stimmkarte. - Das sind die Koalitionsfraktionen. Wer 
stimmt dagegen? - Das sind die Oppositionsfraktionen. 
Gibt es Stimmenthaltungen? - Damit sind diese Einzel-
pläne mehrheitlich angenommen worden.  
 

Ich rufe nun den Einzelplan 16 - Landesrechnungshof 
des Landes Sachsen-Anhalt - auf. Wir machen gleich 
weiter.  
 

(Herr Gallert, PDS: Nein!) 
 

- Wir sollen einzeln abstimmen. Gut. - Es geht um den 
Einzelplan 16, den Landesrechnungshof betreffend. Wer 
stimmt zu? - Die Koalitionsfraktionen. Wer stimmt dage-
gen? - Niemand. Wer enthält sich? - Die Oppositions-
fraktionen. Damit ist der Einzelplan 16 mehrheitlich an-
genommen worden.  
 

Wir kommen zu Einzelplan 20 - Hochbau -, den Son-
dervermögen und den Stellenplänen. Können wir dar-
über insgesamt abstimmen? - Dies ist der Fall. Wer 
stimmt zu? - Die Koalitionsfraktionen. Wer stimmt dage-
gen? - Die Oppositionsfraktionen. Damit sind diese Plä-
ne mehrheitlich angenommen worden.  
 

Wir kommen zu der Abstimmung über den Entwurf eines 
Gesetzes über die Feststellung des Haushaltsplans 
insgesamt in der Fassung der Beschlussempfehlung. Ich 
weise vorsorglich darauf hin, dass auch die Anlagen 1 
und 2 aus der Abstimmung über § 1 bzw. über § 7 des 
Gesetzentwurfes in der Beschlussempfehlung enthalten 
sind. Wer stimmt zu? - Die Koalitionsfraktionen. Wer 
stimmt dagegen? - Die Oppositionsfraktionen. Das ist 
also mehrheitlich so beschlossen worden. 
 

Jetzt haben wir noch einen Änderungsantrag der Frak-
tionen der CDU und der FDP in der Drs. 4/1252. Wer 
stimmt zu? - Das sind die antragstellenden Fraktionen. 
Wer stimmt dagegen? - Das sind die Oppositionsfrak-
tionen. Damit ist dieser Änderungsantrag mehrheitlich 
angenommen worden.  
 

Wir kommen jetzt zu den selbstständigen Bestimmun-
gen, zu der Gesetzesüberschrift „Gesetz über die Fest-

stellung des Haushaltsplans für das Haushaltsjahr 2004 
(Haushaltsgesetz 2004 - HG 2004)“ sowie zu der Ab-
stimmung über den Gesetzentwurf in seiner Gesamtheit. 
Wer stimmt zu? - Das sind die Koalitionsfraktionen. Wer 
stimmt dagegen? - Das sind die Oppositionsfraktionen. 
Enthält sich jemand der Stimme? - Nein.  
 

(Zuruf von der SPD) 
 

- Bitte noch einmal. 
 

(Herr Bullerjahn, SPD: Können wir das noch ein-
mal wiederholen, Herr Fikentscher?) 

 

- Bitte wiederholen. Gut. Da darf es kein Missverständnis 
geben. - Es geht also um die Überschrift, die ich genannt 
habe, und um das Gesetz in seiner Gesamtheit. Wer 
stimmt zu? - Das sind die Koalitionsfraktionen. Wer 
stimmt dagegen? - Das sind die Oppositionsfraktionen. 
Gibt es Stimmenthaltungen? - Keine Stimmenthaltun-
gen. Damit ist das Haushaltsgesetz 2004 beschlossen 
worden. 
 

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei der FDP) 
 

Meine Damen und Herren! Es gibt noch einen Ent-
schließungsantrag der Fraktionen der CDU und der FDP 
in der Drs. 4/1253 und einen weiteren Antrag der beiden 
Fraktionen in der Drs. 4/1255. Wer stimmt diesen bei-
den - -  
 

(Frau Dr. Weiher, PDS: Einzeln bitte!) 
 

- Einzeln. - Es lag vorher schon der Entschließungs-
antrag in der Beschlussempfehlung in der Drs. 4/1205 
vor. Wir stimmen jetzt einzeln ab. Zunächst stimmen wir 
über den Entschließungsantrag in der Beschlussempfeh-
lung ab. Wer stimmt zu? - Das sind die Koalitionsfrak-
tionen. Wer stimmt dagegen? - Das sind die Opposi-
tionsfraktionen. Gibt es Stimmenthaltungen? - Keine. 
Dann ist der Entschließungsantrag in der Drs. 4/1205 
mehrheitlich angenommen worden.  
 

Nun folgt der nächste Entschließungsantrag der Fraktio-
nen der CDU und der FDP in der Drs. 4/1253. Wer 
stimmt zu? - Das sind die antragstellenden Fraktionen. 
Wer stimmt dagegen? - Niemand. Gibt es Stimmenthal-
tungen? - Bei den beiden anderen Fraktionen.  
 

Nun geht es um den dritten Entschließungsantrag der 
Fraktionen der CDU und der FDP in der Drs. 4/1255. 
Wer stimmt zu? - Das sind die Antragsteller. Wer stimmt 
dagegen? - Das sind die Oppositionsfraktionen. Gibt es 
Stimmenthaltungen? - Keine Stimmenthaltungen. Damit 
ist dieser Entschließungsantrag mehrheitlich angenom-
men worden. 
 

Wir haben damit alle Abstimmungen einschließlich der 
Abstimmungen über die Entschließungsanträge erledigt.  
 

Ich möchte die Gelegenheit nutzen, all denjenigen, die 
hier so intensiv mitgewirkt haben - - Herr Gallert, bitte. 
 
 

Herr Gallert (PDS): 
 

Herr Fikentscher, das Tempo der Abstimmung war an 
verschiedenen Stellen so hoch, dass man schlecht oder 
gar nicht mehr folgen konnte. Es war von uns auch so 
nicht ganz intendiert. Wir haben nicht rechtzeitig inter-
veniert. Das ist klar.  
 

Ich muss mich jetzt aber zu einem Punkt zu Wort 
melden. Die allererste Abstimmung war in unseren Au-
gen die Abstimmung über die Überschrift des Haushalts-
begleitgesetzes. Wir haben uns deswegen der Stimme 
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enthalten, weil wir - ich merke schon, bei der SPD war 
es genauso - erst im Nachhinein mitbekommen haben, 
dass Sie über das gesamte Gesetz mit einer Abstim-
mung haben abstimmen lassen. 
 

Ich möchte ausdrücklich sagen: Wir wollen diese Ab-
stimmung nicht mehr rückgängig machen. Da fällt kein 
Sack Reis nirgendwo um. Wir haben uns aber als PDS-
Fraktion insgesamt darauf verständigt, dieses Gesetz 
abzulehnen. Unser Abstimmungsverhalten war jetzt aber 
anders. Ich möchte darauf aufmerksam machen, dass 
die Abstimmung in unseren Augen einen anderen Ge-
genstand hatte. Sie haben es richtig gesagt. Wir haben 
es nicht schnell genug mitbekommen. Ich möchte nur, 
um einer Fehlinterpretation vorzubeugen, erklären, wie 
wir zu einem solchen Abstimmungsverhalten gekommen 
sind. 
 
 

Vizepräsident Herr Dr. Fikentscher: 
 

Wir nehmen das als Erklärung zum Abstimmungsver-
halten, aber nicht als Antrag an, die Abstimmung zu wie-
derholen.  
 

Dann möchte ich mich bei all denjenigen, die am Zu-
standekommen dieses Haushaltes und dessen Beratun-
gen mitgewirkt haben, herzlich bedanken. Damit ist der 
Tagesordnungspunkt 1 abgeschlossen. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Meine Damen und Herren! Wir treten jetzt um kurz vor 
17 Uhr in die Beratung zu Tagungsordnungspunkt 2 
ein:  
 
 
 

Zweite Beratung 
 

Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung der wasser-
wirtschaftlichen Betätigung des Talsperrenbetriebes 
des Landes Sachsen-Anhalt (Talsperrenbetriebsneu-
ordnungsgesetz - TSB-NeuOG) 
 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 4/1073 
 

Beschlussempfehlung des Ausschusses für Umwelt 
- Drs. 4/1217 
 

Änderungsantrag der Fraktionen der CDU und der FDP 
- Drs. 4/1235  
 
 
 

Die erste Beratung fand in der 27. Sitzung des Land-
tages am 23. Oktober 2003 statt. Berichterstatter ist der 
Abgeordnete Herr Ruden. Wo ist er? - Sie haben das 
Wort. 
 
 

Herr Ruden, Berichterstatter des Ausschusses für 
Umwelt:  
 

Danke schön, Frau Präsidentin. - Meine Damen und Her-
ren! Die Ihnen vorliegende Beschlussempfehlung zum 
Gesetz zur Neuregelung der wasserwirtschaftlichen Be-
tätigung des Talsperrenbetriebes des Landes Sachsen-
Anhalt wurde am 3. Dezember 2003 im Umweltaus-
schuss mit 7 : 3 : 1 Stimmen dem Landtag zur Be-
schlussfassung empfohlen.  
 

Die Beschlussempfehlung ist das Ergebnis eines Bera-
tungsprozesses mit zwei Lesungen im Umweltaus-
schuss. Nachdem der Gesetzentwurf am 23. Okto-
ber 2003 von der Ministerin zur ersten Beratung in den 

Landtag eingebracht worden war, fand die erste Be-
ratung im Umweltausschuss am 5. November statt.  
 

Aufgrund der aus seiner Entstehungsgeschichte herrüh-
renden Verknüpfung des Talsperrenbetriebes Sachsen-
Anhalt mit den wasserwirtschaftlichen Aktivitäten ande-
rer Wasserversorgungsbetriebe gab es im Vorfeld der 
Gesetzgebung eine Klage gegen das Vorgehen des 
Landes durch die Kommunalen Wasserwerke Leipzig. 
Diese Klage wurde in wesentlichen Punkten, zum Bei-
spiel der Formumwandlung in eine Landesgesellschaft, 
vom Landgericht Magdeburg abgewehrt, sodass das 
Gesetzgebungsvorhaben aus dieser Sicht nicht behin-
dert wird.  
 

In der ersten Beratung des Gesetzentwurfes im Umwelt-
ausschuss wurde zur Klärung von Fehlinformationen 
und Missverständnissen eine Anhörung von Vertretern 
der Wasserversorgungsbetriebe Leipzig, Halle und Mag-
deburg durchgeführt. Zusätzlich wurde ein Vertreter des 
Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt angehört.  
 

Die Anhörung war überwiegend von der Diskussion be-
stimmt, dass durch die Privatisierung von Anteilen der 
Fernwasserversorgung die derzeit auf dem Markt agie-
renden kommunalen Versorgungsbetriebe Nachteile hät-
ten. Deswegen war die Anhörung von überwiegend kri-
tischen Argumenten geprägt.  
 

Ebenfalls in der ersten Ausschussberatung war die 
bisher fehlende Stellungnahme des Gesetzgebungs- 
und Beratungsdienstes Grund für eine Diskussion, die 
schließlich dazu führte, dass nach Vorlage der Stellung-
nahme des GBD eine weitere Ausschussberatung statt-
finden sollte. Zur Verkürzung des Verfahrens erklärte 
sich der GBD mit einer direkten Abstimmung mit dem 
MLU einverstanden. Das Ergebnis dieser Abstimmung 
wurde in der Ausschussberatung am 5. Dezember be-
raten.  
 

Ein wesentlicher Punkt der Beratung war neben rechts-
förmlichen Änderungen die Benennung des Talsperren-
betriebes. Er heißt nunmehr „Talsperrenbetrieb Sach-
sen-Anhalt“ und nicht mehr „Talsperrenbetrieb des Lan-
des Sachsen-Anhalt“.  
 

Ein weiterer Punkt war der Gründungsablauf zur Form-
umwandlung des alten Talsperrenbetriebes. Das führte 
zum Einschub eines weiteren Artikels. Hier muss also 
die Nummerierung von Artikel 1 bis 3 erweitert werden.  
 

Ein dritter Punkt war die Herausnahme der Satzung aus 
dem Gesetzestext, da es allein das Recht der Gesell-
schaft ist, darüber zu befinden, und eine Satzungsauf-
nahme in einen Gesetzestext die Satzungsänderung zu-
künftig nur erschweren würde.  
 

Als letzte rechtsförmliche Änderung liegt Ihnen, meine 
Damen und Herren, der Ergänzungsantrag in Drs. 
4/1235 vor. Hierbei handelt es sich um eine Erweiterung 
der Befugnisse des Talsperrenbetriebes neu bei der 
Formumwandlung.  
 

Meine Damen und Herren! Nach den von mir beschrie-
benen Beratungsgängen liegt Ihnen nunmehr der Be-
schlussvorschlag des Umweltausschusses zur Diskus-
sion und Abstimmung vor. - Ich danke Ihnen.  
 

(Zustimmung bei der CDU und bei der FDP) 
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke:  
 

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Ruden, für die Bericht-
erstattung. - Wir werden jetzt in die Debatte eintreten. 
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Als erstem Debattenredner erteile ich dem Abgeordne-
ten Herrn Dr. Köck für die PDS-Fraktion das Wort. Bitte 
sehr.  
 
 

Herr Dr. Köck (PDS):  
 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Zum fünf-
ten Mal in diesem Jahr debattiert der Landtag über die 
Privatisierungsabsichten der Landesregierung im Trink-
wasserbereich. Hinzu kommen Anhörungen in mehreren 
Ausschüssen.  
 

Während sich CDU und FDP beim Zweiten Investitions-
erleichterungsgesetz sachlichen Argumenten gegenüber 
aufgeschlossen zeigten, was schließlich zur Aufnahme 
einer De-facto-Daseinsvorsorgepflicht der Kommunen 
für die Trinkwasserversorgung in das Wassergesetz 
führte, ist bei der Privatisierung des Fernwasserver-
mögens kein Sinneswandel zu erkennen.  
 

Als Resümee der intensiven Befassung stellt sich für die 
PDS-Fraktion der Sachverhalt wie folgt dar:  
 

Erstens. Eine Trennung der hoheitlichen Aufgaben des 
Hochwasserschutzes von der eigentlich den Kommunen 
zustehenden Aufgabe der Betreibung einer Trinkwasser-
versorgungsseite bei der Fernwasserversorgung ist ge-
rechtfertigt.  
 

Zweitens. Die privatrechtliche Ausgestaltung dieser Fern-
wasserversorgung ist möglich, jedoch nicht zwingend 
erforderlich.  
 

Entscheidend für die politische Bewertung sind jedoch 
die Ambitionen des Gesellschafters und an denen lässt 
die Landesregierung keinen Zweifel aufkommen. Mit der 
Privatisierung des Fernwasservermögens verfolgt sie 
allein fiskalische Ziele. Die Zeiten, meine Damen und 
Herren, da die großen Versorger, um den Fuß in die Tür 
zu bekommen, bereit waren, strategische Preise zu 
zahlen, sind jedoch längst vorbei.  
 

Die PDS plädiert nach wie vor für eine kommunale Lö-
sung mit den drei großen kommunalen Wasserver-
sorgern der Region aus Halle, Leipzig und Magdeburg. 
Wir fordern deswegen die Landesregierung auf, den 
ersten Schritt in diese Richtung zu tun. Die PDS sichert 
für diesen Fall ihre vollste Unterstützung zu. Wenn eine 
kommunale Lösung auf der Agenda stünde, könnten wir 
sogar dem vorliegenden Gesetzentwurf zustimmen.  
 

Das politische Anliegen und das bisherige Agieren der 
Landesregierung in Rechnung stellend, kann es für uns 
aber nur ein ganz klares Nein geben; denn eine 
kommunale Lösung wird ausdrücklich nicht angestrebt.  
 

Meine Damen und Herren von den Regierungsfraktio-
nen, Herr Ruden hat bereits auf das Urteil des Land-
gerichts Magdeburg bezüglich der Klage der Kommuna-
len Wasserwerke Leipzig hingewiesen. Nach meiner 
Auffassung spricht dieses Urteil aber eine ganz klare 
Sprache, und zwar zuungunsten der Landesregierung. 
Es bestärkt zwar die Rechtmäßigkeit der Trennung der 
Aufgaben und es beanstandet auch nicht die GmbH-
Variante, aber es sieht eine gravierende Verletzung der 
sich aus dem Konsortialvertrag ergebenden Pflichten 
durch das Land.  
 

Danach sind zuerst den Mitgesellschaftern die zum Ver-
kauf stehenden Geschäftsanteile zum Kauf anzubieten. 
Allein der Hinweis des Landes, das kommunale Unter-
nehmen möge sich an dem Bieterverfahren beteiligen, 
reicht nach Auffassung des Gerichtes nicht aus. Ich 

zitiere einige kurze Passagen aus der Begründung des 
Urteils: 
 

„Dieses in § 6 des Konsortialvertrages nieder-
gelegte Interesse, dass das beklagte Land mit 
diesem Vertrag auch akzeptiert hat, nicht einen 
anderen Anteilseigner vorgesetzt zu bekommen, 
wird durch die Konstruktion, wie sie das beklagte 
Land nunmehr wählt, unterlaufen. Insoweit liegt 
eine Umgehung vor.“ 

 

Unter dem Gesichtspunkt der gesellschaftlichen Treue-
pflicht - denn es sind schließlich Geschäftspartner, die 
hier zusammen agiert haben - heißt es:  
 

„Zum einen verfolgt das beklagte Land mit der 
offensichtlich im Wege des Bieterverfahrens vor-
gesehenen Privatisierung seiner Anteile an der 
Fernwasserversorgung ein primär anderes Ziel, 
als es bislang die Träger öffentlicher Belange im 
Rahmen dieser Fernwasserversorgung gemein-
sam verfolgt haben. Genauso steht zu erwarten, 
dass der private Investor mit einer anderen Philo-
sophie in seine Beteiligung hineingeht.“ 

 

Nach Auffassung des Gerichtes werden dadurch zu-
gleich die Interessen der KWL nachhaltig und nachteilig 
berührt. Insofern liegt in diesem Verhalten eine Um-
gehung vor, da ein aufgrund vertraglicher Regelungen 
nicht unmittelbar erreichbares Ziel unter Aushebelung 
der Interessen des Vertragspartners sozusagen auf kal-
tem Wege erreicht wird. Es hätte nämlich auch andere 
Möglichkeiten gegeben, eine entsprechende Übertra-
gung vorzunehmen.  
 

Zum Schluss noch eine letzte Passage:  
 

„Besondere Gründe, warum das beklagte Land 
an der nun einmal mit der Klägerin getroffenen 
Vereinbarung nicht mehr festhalten muss, sind 
nicht ersichtlich. Fiskalische Gründe des beklag-
ten Landes reichen jedenfalls nicht aus, um sich 
über die vertraglichen Vereinbarungen, die man 
letztlich beeinflussen konnte, hinwegzusetzen.“  

 

Danke. 
 

(Zustimmung bei der PDS) 
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke:  
 

Danke, Herr Dr. Köck. - Für die FDP-Fraktion wird der 
Abgeordnete Herr Kehl sprechen. Bitte sehr.  
 
 

Herr Kehl (FDP):  
 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Wir beschließen heute über die Neuordnung des 
Talsperrenbetriebes in Sachsen-Anhalt und über die 
Neuregelung der Fernwasserversorgung. Der Gesetz-
entwurf bringt uns eine Trennung hoheitlicher Aufgaben 
und eröffnet die Möglichkeit, privatwirtschaftlich tätig zu 
werden. Mit dem Gesetz findet noch keine Privatisierung 
statt, wie hier dargestellt wurde, sondern es wird erst 
einmal eine Grundlage dafür geschaffen, dass hoheit-
liche und nichthoheitliche Aufgaben getrennt werden 
können.  
 

Die Landesregierung und auch die Koalition sind ein-
hellig der Meinung - so gibt es der Gesetzentwurf auch 
eindeutig wieder, Herr Dr. Köck -, dass der Vertrieb von 
Rohwasser eben weiterhin im hoheitlichen Bereich 
bleibt. Im Gegensatz zu Ihrer Darstellung wird dieser 



2326 Landtag von Sachsen-Anhalt • Vierte Wahlperiode • Plenarprotokoll 4/31 • 11.12.2003 
 

Bereich nicht privatisiert und auch nicht in eine GmbH 
umgewandelt. Ich möchte unterstreichen, dass es noch 
keine Privatisierung bedeutet, wenn wir eine reine 
Rechtsformveränderung vornehmen.  
 

Sie haben zuvor ausgeführt, dass wir im Gegensatz zum 
Investitionserleichterungsgesetz gerade bei diesem Ge-
setzentwurf auf die Opposition nicht zugegangen sind. 
Das empfinde ich als ein starkes Stück, sind wir doch 
gerade in diesem Bereich unter vehementen Protesten 
auch teilweise von den eigenen Leuten ganz elementar 
auf Sie zugegangen.  
 

So haben wir der Durchführung einer Anhörung zuge-
stimmt und deutlich gemacht, dass wir an dem ord-
nungspolitischen Ziel festhalten, eine Trennung beizu-
behalten. Aber all das wird nicht gesehen. Wir sind sehr 
vehement und sehr stark auf Sie zugegangen, sodass 
ich diesen Vorwurf deutlich zurückweisen möchte. 
 

Sie sprachen sich dafür aus, die Kommunen für die 
Fernwasserversorgung zuständig zu machen. Auch das 
halte ich für einen großen Fehler. Gerade die Kommu-
nen sind nicht für die Übernahme der Fernwasserver-
sorgung geeignet, da sie nur beschränkte Zugriffmög-
lichkeiten, eben auf ihrem Gemeindegebiet, haben. Wol-
len Sie dafür noch einmal Zweckverbände gründen, die 
dafür zuständig sein sollen, oder wie soll das laufen? Ich 
denke, das ist genau der falsche Weg. 
 

Sie haben auch ausgeführt - das ist natürlich richtig -, 
dass es einen einstweiligen Rechtsschutz gibt, durch 
den es dem Land zunächst einmal untersagt ist, die ge-
gründete GmbH so zu verkaufen, dass sich die Mehr-
heitsverhältnisse in den GbRs ändern würden. Das ist 
richtig. Es ändert aber trotzdem nichts an dem richtigen 
Ziel, grundsätzlich hoheitliche und private Dinge zu tren-
nen und das ordnungspolitisch auch im Gesetz zu mani-
festieren. 
 

Ich glaube, dass wir dabei auf jeden Fall auf dem rich-
tigen Weg sind. Auch wenn die tatsächliche Privatisie-
rung erst einmal außen vor steht, haben wir, wie gesagt, 
ordnungspolitisch den richtigen Schritt gemacht. - Schö-
nen Dank.  
 

(Beifall bei der FDP)  
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke:  
 

Danke, Herr Abgeordneter Kehl. - Für die SPD-Fraktion 
wird der Abgeordnete Herr Bullerjahn sprechen. 
 
 

Herr Bullerjahn (SPD): 
 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Schauen 
Sie nicht so verwundert, Herr Ruden. Ich will mich in 
Ihr Fachgebiet nicht einmischen. Ich vertrete Herrn 
Oleikiewitz, der aus gesundheitlichen Gründen etwas 
kürzer treten musste. Ich bitte Sie deshalb darum, von 
Zwischen- und Nachfragen abzusehen,  
 

(Heiterkeit bei der SPD und bei der CDU)  
 

weil ich diese so umschiffen würde, dass es Ihnen nicht 
viel bringt. Ich lese den Text vor, stehe natürlich hinter 
ihm und bitte Sie darum, zuzuhören. 
 

Die SPD-Fraktion hat den Gesetzentwurf aus grundsätz-
lichen Erwägungen heraus abgelehnt. Gegen eine Tren-
nung von hoheitlichen und wirtschaftlichen Aufgaben ist 
an sich nichts einzuwenden. Der Hintergrund für dieses 

überstürzte Gesetz ist allerdings der blinden Privatisie-
rungswut der Landesregierung geschuldet.  
 

(Oh! bei der CDU)  
 

Entgegen dem Gerichtsurteil des Landgerichts sollen die 
Anteile an der Fernwasserversorgung nach Aussage von 
Staatssekretär Aeikens veräußert werden. Das laufende 
Bieterverfahren verstößt bereits eklatant gegen den Ge-
sellschaftervertrag mit den Kommunalen Wasserwerken 
Leipzig. In dem Gesellschaftervertrag ist eindeutig fest-
gehalten worden, dass die Vertragspartner das Vor-
kaufsrecht zum Ertragswert haben. Der Vertrag verbietet 
demzufolge die Veräußerung an Dritte ohne eine Ge-
nehmigung der Mitgesellschafter.  
 

Unsere Ablehnung des Gesetzentwurfs beruht auf der 
Tatsache, dass die Landesregierung sich offensichtlich 
über das Urteil hinwegsetzen will und die Anteile an der 
Fernwasserversorgung an Dritte veräußern möchte. 
 

Wenn es dazu kommen sollte, dann muss sichergestellt 
sein - darauf sollte sich das Parlament eindeutig verstän-
digen -, dass die Ordnungshaft greift und nicht das Ord-
nungsgeld. 250 000 € an Steuergeldern aufs Spiel zu 
setzen verbietet sich von selbst. Ein Untersuchungs-
ausschuss, an dessen Ende personelle Konsequenzen 
zu ziehen sind, wäre vorprogrammiert.  
 

Die Argumentation, den Prozess habe man eigentlich 
gewonnen, da zwei Drittel der Kosten auf die KWL ent-
fallen, ist Augenwischerei; denn in der Urteilsbegrün-
dung steht, dass sich das Urteil wahrscheinlich materiell-
rechtlich stärker zugunsten der KWL auswirkt. Die von 
der Landesregierung angekündigte Berufung ist sicher-
lich möglich. 
 

Dem Land werden aber dadurch mit Sicherheit zusätz-
liche Kosten entstehen. Wir haben heute erst eindrucks-
voll erlebt, wie knapp in unserem Bundesland das Geld 
ist. Es wäre nicht zu vermitteln, wenn viel Geld zum 
Fenster herausgeschmissen wird. Seien Sie sich sicher, 
dass wir das thematisieren werden. 
 

Ihr Privatisierungswahn, meine Damen und Herren von 
den Fraktionen von CDU und FDP, wird die Bürger in 
unserem Land teuer zu stehen kommen. Sie tragen Ihr 
Unvermögen, einen Haushalt solide zu führen, auf dem 
Rücken der Menschen in unserem Land aus, indem Sie 
für steigende Gebühren von morgen sorgen. 
 

Während der Anhörung wurde von Herrn Leindecker für 
die kommunalen Spitzenverbände zu Recht ausgeführt, 
dass sich das Land am Gemeinwohl und nicht an kurz-
fristigen fiskalischen Interessen zu orientieren hat.  
 

(Zustimmung von Herrn Czeke, PDS) 
 

Der Vertreter der KWL hat plausibel verdeutlicht, dass 
ein strategischer Kauf durch private Unternehmen mit 
einer nachhaltigen und preiswerten Wasserversorgung 
nicht vereinbar ist und zu einem Interessenkonflikt 
führen muss; denn private Unternehmen müssen auf die 
Rendite achten, wenn sie auf dem Markt bestehen 
wollen. 
 

Meine Damen und Herren! Marktwirtschaft in der Trink-
wasserversorgung heißt: Entweder du nimmst das Was-
ser und zahlst den Preis, oder du lässt es. Wenn 
irgendetwas in die öffentliche Hand gehört, dann ist es 
die Trinkwasserversorgung. Wenn der Begriff der Da-
seinsvorsorge nicht zur Bedeutungslosigkeit verkommen 
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soll, dann müssen Aufgaben wie die Trinkwasserversor-
gung in der Zuständigkeit der öffentlichen Hand bleiben.  
 

(Zustimmung bei der PDS) 
 

Nach dem Jahr 1945 haben die Menschen in der Not 
Lebensmittel gegen ihre Habseligkeiten getauscht. So 
mancher Bauer hätte seinen Schweinestall mit Perser-
teppichen auslegen können. Das alles, meine Damen 
und Herren, ist Marktwirtschaft pur - eine Marktwirt-
schaft, in der der Anbieter eine Monopolstellung hat oder 
das Angebot unter der Nachfrage liegt, sodass fast jeder 
Preis verlangt werden kann, zumindest bei Gütern, die 
lebensnotwendig sind.  
 

Was in 20, 30 oder 50 Jahren ist, wissen wir nicht. Wir 
wissen nur, dass einmal aus der öffentlichen Hand 
heraus privatisiertes Eigentum schwerlich zurückgeholt 
werden kann. Lassen Sie uns nicht den Fehler begehen, 
die momentan schwierige Haushaltslage auf dem 
Rücken unserer Kinder auszugleichen. Der Preis, den 
wir alle dafür zahlen müssen, wird zu hoch sein. - Ich 
danke für Ihre Aufmerksamkeit. 
 

(Zustimmung bei der SPD) 
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Danke, Herr Bullerjahn. - Für die CDU-Fraktion wird der 
Abgeordnete Herr Hacke sprechen. Bitte sehr. 
 
 

Herr Hacke (CDU): 
 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Über den uns heute in der zweiten Lesung vorlie-
genden Gesetzentwurf zur Neuordnung der wasserwirt-
schaftlichen Aktivitäten und zur Umwandlung des Tal-
sperrenbetriebs des Landes Sachsen-Anhalt ist im Um-
weltausschuss zwar leidenschaftlich, aber doch, wie ich 
meine, sehr sachlich und unter Einbeziehung der betrof-
fenen Trinkwasserversorgungsunternehmen im Rahmen 
einer Anhörung diskutiert worden.  
 

Auf Antrag der Koalitionsfraktionen haben wir lediglich 
eine Begrenzung der Beteiligungsmöglichkeiten der 
neuen Anstalt des öffentlichen Rechts in § 3 Abs. 1 
vorgenommen und darüber hinaus die wirtschaftliche 
Handlungsfähigkeit dieser Anstalt erweitert, indem wir 
den preisrechtlichen Spielraum durch das Streichen des 
Absatzes 2 in § 12 erweitert haben. Dies ist wenig strittig 
gewesen.  
 

Strittig ist es, wie wir heute hörten, nun wohl auch nicht 
mehr, die notwendige klare Trennung der hoheitlichen 
Aktivitäten des Landes von den wirtschaftlichen - ge-
nauer gesagt: fernwassertypischen - Aktivitäten des Tal-
sperrenbetriebs vorzunehmen.  
 

Strittig ist lediglich das Ziel, das die Landesregierung mit 
diesem Vorgehen verfolgt. Um es noch einmal deutlich 
zu sagen: Es ist unser Ziel, das Vermögen und die Ge-
schäftsanteile des Landes an der Fernwasserversorgung 
zu veräußern, ohne dabei die hoheitlichen Aufgaben des 
Landes zu vernachlässigen, geschweige denn auch nur 
zu gefährden und ohne die Rohwasserversorgung für 
die kommunalen Abnehmer qualitativ und quantitativ zu 
verschlechtern bzw. deren Wirtschaftlichkeit infrage zu 
stellen.  
 

Dieses Ziel teilt die Opposition nicht. Besonders Herr 
Oleikiewitz wurde nicht müde, orakelnd in seine Glas-
kugel zu schauen und ständig neue Horrorszenarien 

heraufzubeschwören, wie wir sie auch heute wieder zur 
Kenntnis nehmen mussten.  
 

(Zustimmung bei der CDU und bei der FDP) 
 

Schon während der letzten Landtagssitzung sprach Herr 
Oleikiewitz von einem ungeschickten Umgang mit dieser 
Materie und von einer nicht seriösen und rechtlich sehr 
fragwürdigen Art, wie die Landesregierung das Bieter-
verfahren durchführt. Schon vor vier Wochen schlug er 
sich auf die Seite der Kommunalen Wasserversorgung 
Leipzigs und sagte ein Scheitern des Bieterverfahrens 
und damit der Privatisierungsabsichten der Landesregie-
rung voraus.  
 

Nun, es muss wohl sehr viel Nebel in dieser Glaskugel 
gewesen sein, oder er hat zum Glück für uns sein Ta-
lent, sich erfolgreich als Nostradamus der SPD-Fraktion 
zu betätigen, verpasst. Das Landgericht Magdeburg 
jedenfalls hat am 12. November 2003 nicht in dem von 
ihm erhofften und vorhergesagten Sinne entschieden.  
 

Zu Ihrer Information, meine Damen und Herren: Die 
Kommunalen Wasserwerke Leipzig wollten verbieten 
lassen, dass das Land ein Bieterverfahren zur Ver-
äußerung seiner fernwassertypischen Aktivitäten durch-
führt, und sie haben beantragt, dass die Bündelung der 
fernwassertypischen Aktivitäten in die Fernwasser Sach-
sen-Anhalt GmbH untersagt wird.  
 

Beiden Anliegen ist das Landgericht nicht gefolgt. 
Dem Land wurde lediglich vorläufig aufgegeben, Herr 
Dr. Köck, innerhalb eines Jahres nicht mehr als die 
Hälfte seiner Anteile an der Fernwasser Sachsen-Anhalt 
GmbH zu veräußern. Zum Beleg dafür erlaube ich mir 
aus dem Urteil des Landgerichts vom 12. Novem-
ber 2003 zu zitieren. Unter Punkt 1 steht: 
 

„Dem beklagten Land wird bei Vermeidung eines 
Ordnungsgeldes ... für die Dauer von höchstens 
einem Jahr verboten, einen oder mehrere Anteile 
an einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung, 
namentlich der Fernwasser Sachsen-Anhalt 
GmbH, oder einer sonstigen Kapitalgesellschaft, 
die im Wege der Umwandlung des TSB ent-
standen ist, in der Weise zu veräußern, dass der 
Erwerber über die Mehrheit der Stimmrechte in 
der Mitgliederversammlung verfügt.“ 

 

Sie sehen, meine Damen und Herren, wer klagt, muss 
nicht automatisch Recht haben. Weiterhin äußerte sich 
das Landgericht in seiner Begründung, die auch Herr 
Dr. Köck zitierte, wie folgt: 
 

„Es ist zum einen dem beklagten Land unbenom-
men, im Wege eines Rechtsträgerwechsels den 
Mitgesellschafter TSB durch eine andere Rechts-
form zu ersetzen. Hierbei handelt es sich um eine 
Umwandlung, gegen die sich die Klägerin nicht 
wehren kann.“ 

 

Das ergibt sich auch aus § 6 des Konsortialvertrages, 
Herr Dr. Köck. 
 

„Im Übrigen stellt eine Umwandlung keine Ver-
äußerung im Sinne dieser Vorschriften dar. Ge-
nauso wenig kann sich die Klägerin dagegen er-
folgreich wenden, dass das beklagte Land seine 
wasserwirtschaftlichen Aktivitäten sozusagen in 
einen hoheitlichen und einen privatrechtlichen 
Teil aufteilt. Genauso wenig ist ein berechtigtes 
Interesse der Klägerin zu erkennen, dass das 
beklagte Land die Veräußerung jeglicher Anteile 
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an der Fernwasser Sachsen-Anhalt GmbH oder 
einer entsprechenden juristischen Person oder 
Organisation unterlässt.“ 

 

Meine Damen und Herren! Da wir alle der deutschen 
Sprache mächtig sind 
 

(Heiterkeit) 
 

und sich das Landgericht klar und deutlich ausgedrückt 
hat, möchte ich Sie alle bitten, den vorliegenden Ge-
setzentwurf anzunehmen.  
 

Ihre Bedenken, meine Damen und Herren von der SPD-
Fraktion, sind ausschließlich politisch und nicht sachlich 
begründet. Die Zeiten, in denen die politisch motivierte 
Ökonomie das Primat hatte, haben wir aber schon lange 
hinter uns gelassen. Deshalb bitte ich Sie: Stimmen Sie 
unserem Gesetzentwurf zu.  
 

(Zustimmung bei der CDU)  
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Gestatten Sie eine Nachfrage, Herr Abgeordneter 
Hacke?  
 
 

Herr Hacke (CDU): 
 

Ja. 
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Bitte sehr, Herr Bullerjahn. 
 
 

Herr Bullerjahn (SPD): 
 

Jetzt möchte ich Ihnen eine Frage stellen, von der ich 
weiß, dass der Peter sie auch gestellt hätte. Würden 
Sie diesen gleichen Vorwurf für die bayerischen Über-
legungen ebenso gelten lassen?  
 

(Herr Reck, SPD: Natürlich!) 
 
 

Herr Hacke (CDU): 
 

Ich bin natürlich nicht für die Gedankenwelt unserer bay-
erischen Kollegen verantwortlich; denn unsere bayeri-
schen Kollegen haben sicherlich nicht die politische 
Ökonomie erlebt, wie wir sie in der DDR erleben muss-
ten. 
 

(Zustimmung bei der CDU)  
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Herr Abgeordneter Hacke, es gibt noch eine zweite 
Nachfrage vom Abgeordneten Dr. Köck. Würden Sie 
diese zulassen? 
 
 

Herr Hacke (CDU): 
 

Aber ja. 
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Bitte sehr. 
 
 

Herr Dr. Köck (PDS): 
 

Können Sie zustimmen, dass das, was ich zitiert habe, 
auch in dem Gesetz steht? 
 
 

Herr Hacke (CDU): 
 

Herr Dr. Köck, da kann ich auch zustimmen. 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Danke sehr, Herr Abgeordneter Hacke. - Seitens der 
Landesregierung hat die Ministerin für Landwirtschaft 
und Umwelt Frau Wernicke um das Wort gebeten. Bevor 
ich ihr das Wort erteile, habe ich die Ehre, soweit ich es 
überblicken kann, eine Dame und eine Anzahl von Her-
ren der Clausewitz-Kaserne Burg bei uns recht herzlich 
begrüßen zu können. Seien Sie herzlich willkommen! 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Frau Ministerin, bitte sehr. 
 
 

Frau Wernicke, Ministerin für Landwirtschaft und 
Umwelt: 
 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Zunächst möchte ich mich bei allen Beteiligten be-
danken, die die zügige Beratung und Beschlussfassung 
über den Gesetzentwurf im Umweltausschuss ermög-
licht haben. Es ging teilweise etwas emotional zu, aber 
letztlich war es doch eine konstruktive Diskussion - mit 
unterschiedlichen Ansprüchen; das ist völlig normal.  
 

Ich denke, es ist uns mit diesem Gesetzentwurf gelun-
gen, die beiden wesentlichen Ziele zu erreichen, die wir 
immer zum Ausdruck gebracht haben: erstens die Ent-
flechtung hoheitlicher und wirtschaftlicher bzw. fernwas-
sertypischer Aktivitäten des Talsperrenbetriebs - ich ha-
be den Eindruck, dass das gar nicht sehr strittig ist - und 
zum Zweiten die Herstellung der Veräußerbarkeit der 
Fernwasseraktivitäten.  
 

Die Landesregierung hat nie einen Hehl daraus ge-
macht, dass infolge dieser Umstrukturierung eine Ver-
äußerung beabsichtigt ist und dass wir damit auch einen 
Beschluss des Landtages erfüllen, der auf eine Konsoli-
dierung des Haushalts ausgerichtet ist. Mit diesen Ver-
kaufserlös unseren Beitrag dazu zu leisten, das ist der 
Auftrag des Parlaments, den wir damit sichern.  
 

Zu den hoheitlichen Aufgaben - um das noch einmal in 
Erinnerung zu rufen - zählen die Bewirtschaftung der 
Talsperren sowie die damit zusammenhängenden ge-
setzlichen Aufgaben. Die Geschäftsführung des Talsper-
renbetriebes und des Landesbetriebes für Hochwasser-
schutz und Wasserwirtschaft wird in Personalunion 
wahrgenommen. Damit erfüllen wir auch eine wichtige 
Funktion im Zusammenhang mit dem vorbeugenden 
Hochwasserschutz.  
 

Die fernwassertypischen Aktivitäten beinhalten das Vor-
halten von Infrastruktureinrichtungen für die Durchleitung 
von aufbereitetem Trinkwasser der Fernwasserversor-
gung, zwei mittelbare Beteiligungen an der Fernwasser-
versorgung Elbaue-Ostharz sowie sonstige Aktivitäten, 
wie unter anderem die Lieferung von Rohwasser an 
Weiterverteiler.  
 

Wir sind der Meinung, dass nach der großzügigen Ent-
lastung der Kommunen von den Folgen der Insolvenz 
der Midewa - man muss immer wieder zum Ausdruck 
bringen, dass die Kommunen sehr großzügig entlastet 
worden sind - in der jetzigen Zeit ein weiteres Engage-
ment des Landes im Bereich der Fernwasseraktivitäten 
nicht mehr notwendig ist. Zum einen ist das keine ho-
heitliche Aufgabe und zum anderen ist die Zeit gekom-
men, die Entflechtung herbeizuführen. Diese unüber-
sichtliche Vermischung hoheitlicher und freiwilliger fern-
wassertypischer Aktivitäten ist jetzt wieder aufzulösen 
und in klar abgrenzbaren Strukturen zu ordnen. 
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Lassen Sie mich an dieser Stelle nur einen Satz zu der 
immer wieder geäußerten Behauptung sagen, damit 
seien Erhöhungen der Trinkwasserpreise verbunden. 
Morgen wird der Kollege Daehre für mich die Kleine 
Anfrage des Kollegen Oleikiewitz beantworten, weil ich 
morgen nicht im Hohen Hause sein kann. 
 

Eine allgemein gültige Aussage, dass eine Privatisierung 
automatisch zu einer Erhöhung der Trinkwasserpreise 
führt, ist einfach nicht zu belegen. Für den Fall der Nicht-
veräußerung kann im Gegenteil nicht ausgeschlossen 
werden, dass sich aufgrund der entgangenen Optimie-
rungsmöglichkeiten die Kostenstrukturen der Fernwas-
serversorgung so entwickeln, dass längerfristig Preis-
erhöhungen notwendig sein könnten.  
 

Wenn ich Ihnen einen Artikel aus meiner Lokalpresse 
von gestern einmal vortragen darf, denke ich schon, 
dass wir auf dem richtigen Weg sind, denn die Midewa 
verkündet gute Nachrichten. Sie wollen ab Januar die 
Preise für Wasser um 2 % senken und die Verbrauchs-
gebühr um 3 Cent je Kubikmeter Trinkwasser verringern. 
Das ist auch möglich geworden, so die Midewa, durch 
eine weitere Optimierung von Prozessen und Verfahren.  
 

Also, meine sehr verehrten Damen und Herren, Ihre Be-
hauptung, dass automatisch die Wasserpreise steigen, 
wenn privatisiert wird, ist einfach nicht zu belegen und 
zu beweisen. Ganz im Gegenteil, es gibt gute Chancen, 
eine zukunftsorientierte Preisgestaltung zu entwickeln.  
 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Mit dieser 
Entflechtung strebt das Land an, die auch von der Vor-
gängerregierung immer als nur vorübergehend vorge-
sehene Betätigung im Fernwassergeschäft zu beenden 
und sie dem Markt anzubieten. 
 

Herr Hacke hat sich auf den heutigen Redebeitrag sehr 
gut vorbereitet und hat aus dem Urteil des Landgerichts 
Magdeburg zitiert. Ich denke, dieses Urteil belegt, dass 
man es dem Land tatsächlich nicht untersagen kann, 
eine Entflechtung herbeizuführen und die wasserwirt-
schaftlichen Aktivitäten in einen hoheitlichen und einen 
privatrechtlichen Teil aufzuteilen. 
 

Ich bin mir sicher, dass die Entscheidung des Land-
gerichts Magdeburg einen Teilerfolg in der rechtlichen 
Auseinandersetzung mit der KWL darstellt. Es ist ab-
zuwarten, wie über den Widerspruch, den wir eingelegt 
haben, entschieden wird. 
 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich bedanke 
mich für die Möglichkeit, diesen Gesetzentwurf so 
schnell wie möglich zu verabschieden, und für Ihre 
Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall bei der CDU - Zustimmung bei der FDP 
und von der Regierungsbank)  

 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Danke, Frau Ministerin. - Kann ich davon ausgehen, 
dass keine der Fraktionen die Debatte noch einmal er-
öffneten möchte? - Ich kann davon ausgehen.  
 

Wir kommen zum Abstimmungsverfahren zur Drs. 
4/1217 und zur Drs. 4/1235. Wir stimmen zunächst über 
den Änderungsantrag der Fraktionen der CDU und der 
FDP in der Drs. 4/1235 ab. Wer diesem Änderungs-
antrag seine Zustimmung gibt, den bitte ich um das Kar-
tenzeichen. - Wer ist dagegen? - Das ist die SPD-Frak-
tion. Wer enthält sich? - Das ist die PDS-Fraktion. Damit 
ist der Änderungsantrag mit den Stimmen der Koalitions-
fraktionen angenommen worden. 
 

Ich schlage Ihnen in Anwendung des § 32 Abs. 1 der 
Geschäftsordnung vor, über die selbständigen Bestim-
mungen insgesamt abzustimmen. Wer für diese stimmt, 
den bitte ich um das Kartenzeichen? - Wer ist dagegen? 
- Das sind die Oppositionsfraktionen. Damit sind sie 
angenommen worden.  
 

Wir stimmen jetzt über die Artikel- und die Abschnitts-
überschriften in der Fassung der Beschlussempfehlung 
ab. Wer stimmt zu? - Das sind die Koalitionsfraktionen. 
Wer ist dagegen? - Das sind die Oppositionsfraktionen. 
 

Wir stimmen über die Gesetzesüberschrift ab, die lauten 
soll: Gesetz zur Neuordnung der wasserwirtschaftlichen 
Aktivitäten und zur Umwandlung des Talsperrenbetriebs 
des Landes Sachsen-Anhalt. Wer stimmt zu? - Das sind 
die Koalitionsfraktionen. Wer ist dagegen? - Das sind die 
Oppositionsfraktionen.  
 

Somit stimmen wir über das Gesetz in seiner Gesamt-
heit ab. Wer dem Gesetz seine Zustimmung gibt, den 
bitte ich um das Kartenzeichen. - Das sind die Koali-
tionsfraktionen. Wer ist dagegen? - Das sind die Oppo-
sitionsfraktionen. Damit ist das Gesetz beschlossen 
worden und wir verlassen den Tagesordnungspunkt 2. 
 
 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 3 auf:  
 
 
 

Beratung 
 

Zukunft der Landesgartenschauen 
 

Antrag der Fraktion der SPD - Drs. 4/1200 
 
 
 

Einbringerin ist Frau Hajek. Bitte sehr, Sie haben das 
Wort.  
 
 

Frau Hajek (SPD):  
 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Mit dem 
von uns vorgelegten Antrag wollen wir eine klare Aus-
sage der Landesregierung zur Zukunft von Landesgar-
tenschauen in Sachsen-Anhalt erreichen. In der Antwort 
auf eine Kleine Anfrage von Herrn Felke hat die Lan-
desregierung darauf verwiesen, dass im vierten Quartal 
dieses Jahres eine Entscheidung getroffen wird. Es ist 
nicht mehr viel Zeit, um diese Entscheidung zu treffen. 
Umso wichtiger ist unser heutiger Antrag. Mit ihm geben 
wir aber auch den Fraktionen die Möglichkeit, Position 
zu beziehen.  
 

Wir in der SPD-Fraktion sind der Auffassung: Landes-
gartenschauen dienen der regionalen Entwicklung und 
kurbeln die Nachfrage nach Produkten des Gartenbaus 
an. 
 

(Zustimmung von Frau Fischer, Naumburg, SPD) 
 

Sie tragen damit dazu bei, regionale Wirtschaftskreis-
läufe zu sichern und zu stabilisieren, die Infrastruktur zu 
verbessern und Arbeitsplätze zu erhalten bzw. zu schaf-
fen. Sie sind ein kulturelles Ereignis in der Region und 
stärken die Verbundenheit der Menschen mit ihrer Re-
gion. Sie bieten also ein Stück Lebensqualität für ihre 
Besucher. Sie geben für den einen oder anderen An-
regungen und sind damit ein kleiner Baustein zur Selbst-
verwirklichung der Persönlichkeit. 
 

Werte Damen und Herren! Liebe Kollegen! Wir plädieren 
dafür, dass die Ausrichtung von Landesgartenschauen 
auch nach dem Jahr 2006 fortgeführt wird. Ein Verzicht 
auf dieses Instrument in Sachsen-Anhalt würde bedeu-



2330 Landtag von Sachsen-Anhalt • Vierte Wahlperiode • Plenarprotokoll 4/31 • 11.12.2003 
 

ten, dass Bedürfnisse, Entwicklungstendenzen und vor 
allem Chancen für das Wirtschaftswachstum nicht in 
ausreichendem Maße beachtet, ja sogar - so behaupte 
ich - ignoriert werden.  
 

Über den Rhythmus der Durchführung sollten wir uns im 
Agrarausschuss verständigen. Nach unserer Auffassung 
wäre es überlegenswert, mit den anderen Ländern 
gleichzuziehen und alle vier Jahre eine Landesgar-
tenschau durchzuführen. Wir haben uns diesbezüglich 
aber keineswegs festgelegt und sind allen sinnvollen 
Argumenten offen gegenüber.  
 

Im Hinblick auf den Rhythmus für die Durchführung von 
Landesgartenschauen ist jedoch eine Kontinuität wichtig. 
Landesgartenschauen können nur dann dauerhaft er-
folgreich durchgeführt werden, wenn für die Optimierung 
aller Prozesse von der Vorbereitung bis zur Durchfüh-
rung Kontinuität und Planungssicherheit gewährleistet 
sind. 
 

Wir, das Parlament, sind also gefordert, die optimalen 
Rahmenbedingungen für die Ausrichtung von Landes-
gartenschauen herzustellen. Es sind transparente Krite-
rien zu entwickeln, auf deren Grundlage im Wesent-
lichen darüber zu entscheiden ist, welcher Bewerber 
letztlich den Zuschlag erhält.  
 

Unter anderem geht es auch um die Nachhaltigkeit des 
Projekts Landesgartenschauen im Sinne einer Nachnut-
zung. So können wir uns in Magdeburg am Beispiel der 
Buga selbst davon überzeugen, dass aus einem völlig 
verwahrlosten Objekt eine ansehnlichen Parklandschaft 
entwickelt wurde, die auch heute noch vielseitig genutzt 
wird und eine Bereicherung für die Stadt Magdeburg ist.  
 

Am schwierigsten dürfte die Frage der Finanzierung 
sein. Wir sollten im Agrar- und im Finanzausschuss aus-
loten, ob und gegebenenfalls in welcher Höhe das Land 
künftig dazu einen Beitrag leisten kann.  
 

Darüber hinaus ist ein langfristiger Planungsvorlauf not-
wendig, um den Kommunen genügend Vorbereitungs-
zeit einzuräumen. In diesem Zusammenhang sollte es 
den Ausstattern ermöglicht werden, Rücklagen zu bil-
den.  
 

Wenn es um die Frage der mit der Durchführung ver-
bundenen Projekte und Maßnahmen geht, so ist uns 
bewusst, dass nach Auslaufen der EU-Förderperiode die 
Verbindung von Stadtentwicklung und Gartenschau ein 
Stück weit in den Hintergrund treten muss. In welcher 
Höhe dem Land Sachsen-Anhalt Strukturfondsmittel 
nach 2006 noch zur Verfügung stehen, ist unklar. Fest 
steht: Es werden mit Sicherheit Mittel in einem ziemlich 
geringen Umfang sein.  
 

Eine Landesgartenschau sollte sich also schwerpunkt-
mäßig auf den Gartenbau konzentrieren. Als Höhepunkt 
wäre zu überlegen, ob eine Gartenschau mit einer Re-
gionalschau verbunden werden könnte.  
 

Ich will es wiederholen: Uns ist bewusst, dass die Aus-
richtung von Gartenschauen Geld kostet. Umso wichti-
ger ist es, dass den potenziellen Bewerbern, also vor-
nehmlich den Kommunen, genügend Zeit gegeben wird, 
sich auf die Ausrichtung einer Gartenschau einzurichten.  
 

In Bezug auf den Finanzbedarf ist die Frage zu stellen, 
ob mit weniger Geld ein nahezu gleichwertiges Ergebnis 
erzielt werden kann. Das setzt voraus, dass die poten-
ziellen Ausstatter und die Berufsverbände frühzeitig ein-
bezogen werden. Die Fördergesellschaft für Landesgar-
tenschauen hält einen zeitlichen Vorlauf zwischen der 

Bewerbung und der Ausrichtung von acht Jahren für 
erforderlich.  
 

Wir sollten uns im Agrarausschuss dieser Thematik an-
nehmen und sowohl mit den Berufsverbänden als auch 
mit potenziellen Ausstattern eine Anhörung durchführen. 
Ich denke, eine breite Diskussion mit den beteiligten 
Akteuren über die Zukunft von Landesgartenschauen ist 
notwendig und im Agrarausschuss, der federführend 
sein sollte, und im Verkehrsausschuss, der mitberatend 
sein sollte, gut aufgehoben. 
 

(Herr Czeke, PDS: Wirtschaft!) 
 

- Wirtschaftsausschuss, gut. 
 

(Herr Czeke, PDS: Das steht in Ihrem Antrag! 
- Unruhe) 

 

- Wirtschaftsausschuss, in Ordnung. 
 

(Heiterkeit) 
 

Der ersten Landesgartenschau in Zeitz wünschen wir 
maximale Erfolge. Wir als Parlamentarier sollten diese 
Landesgartenschau begleiten und vor allem auswerten. 
 

Ich bitte um Zustimmung zu unserem Antrag sowie um 
Überweisung in die genannten Ausschüsse. - Ich bedan-
ke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 
 

(Zustimmung bei der SPD und von Herrn Czeke, 
PDS) 

 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Danke, Frau Abgeordnete Hajek. - Für die Landesregie-
rung hat die Frau Ministerin Wernicke um das Wort 
gebeten. Bitte sehr. 
 
 

Frau Wernicke, Ministerin für Landwirtschaft und 
Umwelt: 
 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Kollegin Hajek hat schon auf den Erfolg der Buga 
hingewiesen und auf den vermeintlichen - so habe ich es 
verstanden - Kabinettsbeschluss vom 5. Oktober 1999 
verwiesen, der festlegt, auch im Land Sachsen-Anhalt 
Landesgartenschauen durchzuführen.  
 

Auf der Grundlage dieses Kabinettsbeschlusses wurden 
die Grundsätze für die Durchführung von Landesgarten-
schauen erarbeitet. Diese Grundsätze regeln die Bewer-
bungsvoraussetzungen, das Bewerbungs- und Auswahl-
verfahren, die inhaltliche Gestaltung, aber auch die Ein-
bindung der Berufsverbände bei der Vorbereitung und 
der Durchführung. Diese Verbände sind im Übrigen so-
wohl in Zeitz als auch in der Vorbereitung in Wernige-
rode von Anfang an und nicht erst in der jetzigen kri-
tischen Situation eingebunden gewesen.  
 

Das Land beteiligt sich auf Antrag der veranstaltenden 
Stadt oder Gemeinde an den Investitionskosten durch 
die Bereitstellung finanzieller Mittel aus vorhandenen 
geeigneten Förderprogrammen des Landes, des Bundes 
und der EU im Rahmen verfügbarer Haushaltsmittel. 
Über den zukünftigen Rhythmus der Durchführung von 
Landesgartenschauen sollte nach Maßgabe des dama-
ligen Kabinettsbeschlusses entschieden werden. 
 

Im Kabinettsbeschluss ist festgelegt, dass man später, 
und zwar im Jahr 2003 - anscheinend zeitgleich oder in 
Verbindung mit der Gartenschau in Zeitz - neu entschei-
den sollte. Diese Kabinettsentscheidung über die weitere 
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Verfahrensweise, die bei der jetzigen Landesregierung 
liegt, wird in Kürze erfolgen. 
 

Frau Hajek, ich habe den Eindruck, so richtig hat die 
SPD-Fraktion das unter ihrer Regierungsverantwortung 
eingeführte Instrument nicht verinnerlicht. Es war von 
Anfang an das Ziel, dass sich die Stadt um die Aus-
tragung einer Landesgartenschau bewirbt und mit einem 
Konzept aufwartet. Die Kriterien waren vorgegeben. 
Aber das Konzept der Stadt, die sich beworben hat, war 
ausschlaggebend für die Zuschlagserteilung. 
 

Meines Erachtens ist es die Aufgabe der sich bewerben-
den Stadt, ihre jeweilige Region zu berücksichtigen, die 
Schwerpunkte für ihre jeweilige Region zu setzen und 
die zu erwartenden Effekte für die Region zu berücksich-
tigen. Ferner müssen die Fragen der Nachnutzung von 
der kommunalen Ebene betrachtet und gesichert wer-
den. Das Land kann nicht vorschreiben, was die Kom-
munen Zeitz oder Wernigerode als Nachnutzungskon-
zept gewährleisten müssen.  
 

(Zustimmung von Frau Weiß, CDU) 
 

Diese Aspekte muss schon das kommunale inhaltliche 
Konzept, aber auch das kommunale Finanzierungskon-
zept berücksichtigen. Ich sehe es wie Sie: Das ist eine 
riesige Chance für die jeweilige Stadt und die jeweilige 
Region. 
 

Ich denke, wer es nicht versteht, langfristig das Förder-
instrumententableau für die jeweilige Gartenschau zu 
nutzen, der kann sich nicht bewerben. Die Kommune 
muss von Anfang an wissen, worauf sie sich einzustellen 
hat. Die jetzige Haushaltslage - wir haben vorhin stun-
denlang über den Haushalt diskutiert - wird es nicht her-
geben, einen Haushaltstitel „Gartenschau“ mit einem 
Ansatz von mehreren Millionen Euro zu füllen. 
 

(Zustimmung von Frau Weiß, CDU) 
 

Sie wissen, dass die Vorbereitungen für die erste Lan-
desgartenschau in Zeitz auf Hochtouren laufen. Sehr 
lange stand der Standort Zeitz auf der Kippe. Das will ich 
ausdrücklich sagen. Die Vorbereitung der Landesgarten-
schau Zeitz ist lange Zeit sträflich vernachlässigt wor-
den. Erst nach dem Regierungswechsel hat man begon-
nen, den Zeitzern ins Gewissen zu reden. 
 

Ich weiß, wie viele Stunden ich persönlich in Zeitz war, 
ich weiß, wie viele Stunden meine Abteilungsleiterin 
Frau Engelbrecht dort war. Ich erinnere mich auch, dass 
es fast eine meiner ersten Amtshandlungen war, dem 
Bürgermeister von Zeitz einmal zu sagen: Also, mein 
lieber Freund, wenn du jetzt nicht in die Strümpfe 
kommst, dann wird die Gartenschau abgesagt. 
 

Jetzt ist es natürlich ein guter Stil, wenn der Erfolg kurz 
vor der Haustür steht, auf den Zug noch aufzuspringen. 
Das nehme ich Ihnen gar nicht übel. In Konfliktsituatio-
nen, wie es sie in Zeitz nun einmal gab, war es notwen-
dig, gewisse Allianzen zu schließen. 
 

Voraussetzung für den Erfolg der Landesgartenschau in 
Zeitz ist zwar das Bereitstellen der finanziellen Mittel aus 
den schon erwähnten Förderprogrammen, aber Voraus-
setzung ist auch die intensive Unterstützung aller be-
teiligten Ressorts. Dabei spielt es keine Rolle, ob dies 
das Bauministerium, das Wirtschaftsministerium oder 
mein Ressort ist. Auch die Unterstützung durch die Ver-
bände und die Vereinigungen ist wichtig.  
 

Wie gesagt, wir konzentrieren unsere Aktivitäten auf den 
Zeitraum der Landesgartenschau in Zeitz und ver-

suchen, unsere Veranstaltung dort durchzuführen. Das 
sind die unterstützenden Elemente.  
 

Aber das Haupthindernis war die Tatsache, dass Zeitz 
keinen genehmigten Haushalt hatte. Wenn die Aufsichts-
behörden - ob nun der Landkreis oder die Regierungs-
präsidien - hierbei nicht so kooperativ gewesen wären 
und wenn nicht der Stadtrat und die Ministerien ständig 
miteinander kommuniziert hätten, weiß ich nicht, ob es 
gelungen wäre. Diese Angelegenheit hat man bis zum 
Regierungswechsel völlig unbeachtet gelassen.  
 

(Herr Reck, SPD: Danke schön!) 
 

Das darf nicht wieder passieren. Die nächste Garten-
schau findet in Wernigerode statt. Das wissen wir. Hier-
zu gibt es gute Vorbereitungen. Wernigerode kann na-
türlich von Erfahrungen von Zeitz profitieren, das ist wohl 
wahr. Aber in Wernigerode gibt es auch eine stabilere 
kommunale Basis, als sie es in Zeitz gibt. Das muss 
man auch sehen. Die Finanzsituation in Wernigerode 
wird sich auch besser darstellen.  
 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Diese guten, 
aber auch die negativen Erfahrungen mit der Realisie-
rung der Landesgartenschau werden mit den Ressorts, 
die sich dafür engagieren, ausgewertet. Wir haben in 
dieser Woche Gespräche mit den Berufsverbänden ge-
führt, um die künftige Entscheidungsfindung zu unter-
mauern. 
 

Die Berufsverbände haben sich für die Weiterführung 
der Landesgartenschauen vom Grundsatz her ausge-
sprochen. Sie haben aber auch vorgeschlagen, von ei-
nem zweijährigen Rhythmus Abstand zu nehmen. Nach 
Wernigerode wäre dann der Termin für die nächste 
Landesgartenschau das Jahr 2010.  
 

Sie haben einerseits dargestellt, dass es angesichts 
der angespannten Finanzsituation in den Kommunen 
schwierig sein wird, ausschließlich das Förderinstru-
mententableau zu nutzen. Sie sehen andererseits auch 
ein, dass das Land nicht in der Lage sein wird, einen 
separaten Titel „Landesgartenschau“ aufzulegen.  
 

Wir haben vereinbart, dass sich alle Verbände und be-
teiligten Gremien nach der abschließenden Auswertung 
der Landesgartenschau in Zeitz verständigen und die 
Grundsätze und Zeiträume für die künftige Durchführung 
einer Gartenschau prüfen.  
 

Ich bin gern bereit, im Ausschuss mit Ihnen darüber zu 
diskutieren. Es wird der Landesregierung die Entschei-
dung erleichtern, in welchem Zeitraum und in welchem 
Umfang wir diese Gartenschauen durchführen. Vielen 
Dank für das Angebot der Unterstützung auf diesem 
Feld. Ich würde Ihnen vorschlagen, dass wir im Aus-
schuss dieses Thema untermauern. - Vielen Dank. 
 

(Beifall bei der CDU) 
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Danke, Frau Ministerin. - Bevor ich den ersten Debatten-
redner aufrufe, bitte ich zu prüfen, ob es möglich ist, 
einen Tagesordnungspunkt des morgigen Tages vorzu-
ziehen. Im Moment liegen wir sehr gut in der Zeit. 
 

Ich denke dabei an den Tagesordnungspunkt 6 - Frage-
stunde. Da in dieser Landtagssitzung ausschließlich Fra-
gen der SPD-Fraktion vorliegen, bitte ich Sie zu prüfen, 
ob es möglich ist, dass wir, wenn wir noch Zeitreserven 
haben, den Tagesordnungspunkt 6 aufrufen. Von der 
Landesregierung liegt die Bereitschaft dazu vor. - Danke. 
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Jetzt wird als erster Debattenredner für die CDU-Frak-
tion der Abgeordnete Herr Daldrup sprechen. 
 
 

Herr Daldrup (CDU): 
 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Den Aus-
führungen der Ministerin und von Frau Hajek ist eigent-
lich nicht mehr so wahnsinnig viel hinzuzufügen. Ich will 
nur eines kurz sagen: Ich habe es so verstanden, dass 
es ein Konzept ist, das aus den Städten, aus den Kom-
munen kommen soll und nicht von der Landesregierung 
initiiert und von ihr angeschoben werden sollte. Das wird 
wohl auch von den Kommunen so gesehen.  
 

Insofern, glaube ich, ist es richtig, dass wir uns über die 
Zeiträume und Rhythmen unterhalten. Frau Wernicke 
hat richtig gesagt, dass das Kabinett nur über den 
Rhythmus, und nicht über das Konzept und über die Art 
und Weise der Durchführung entscheidet.  
 

Wie gesagt, es gibt nichts, was ich zu kritisieren oder 
hinzuzufügen hätte. Die CDU-Fraktion wird dem Antrag 
zustimmen. Die Landesgartenschauen sind eine Chance 
für die Regionen und für die Städte. Sie sind, wie Sie 
richtig gesagt haben, ein Werbeträger und unter Um-
ständen auch ein Motor - je nachdem, wie man das an-
packt. Deswegen ist es gut, dass wir uns im Ausschuss 
darüber unterhalten. Wir stimmen dem Antrag zu.  
 

(Beifall bei der CDU) 
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Danke, Herr Abgeordneter Daldrup. - Für die PDS-Frak-
tion wird der Abgeordnete Herr Czeke sprechen. Bitte 
sehr. 
 
 

Herr Czeke (PDS): 
 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich bin 
ganz zufrieden, dass alle drei betroffenen Fachminis-
terinnen und -minister anwesend sind.  
 

Vorab möchte ich erklären, dass wir dem Ansinnen des 
Antrages selbstverständlich zustimmen werden, weil wir 
nicht nur den wirtschaftlichen und den kommunalen 
Aspekt sehen, sondern auch die touristische Aktivität, 
die sich dahinter verbirgt. 
 

Frau Wernicke hat sich eben schon ein wenig beklagt. 
Es ist aber so, der Erfolg hat viele Väter - oder Mütter; 
im Zeichen der Gleichberechtigung -, nur der Misserfolg 
ist ein Waisenkind. Ich kann mich noch daran erinnern, 
wie sich Herr Dr. Rehberger kurz nach dem Regierungs-
wechsel mit den fremden Federn schmücken wollte, 
Arneburg wäre sein Verdienst. Es kann natürlich sein, 
dass das schon zehn Jahre zurückliegt. 
 

(Minister Herr Dr. Rehberger: Ich habe das nie 
gemacht!) 

 

Zu Zeitz kann man deutlich anmerken - Frau Wernicke 
hat als zuständige Fachministerin im Agrarausschuss 
dazu mehrfach Ausführungen getätigt -, dass die Quere-
len jetzt überwunden sind. Wir konnten uns als Aus-
schuss selbst vor Ort in Zeitz davon überzogen, dass mit 
der Unterstützung des Landes ein Schmuckstück in 
Gründung ist. 
 

Ich hoffe, dass sich viele Veranstaltungen ähnlich wie 
„Hundert Jahre Rosarium Sangerhausen“ darum ent-
wickeln werden. Aus eigener Kraft - da ist die Region be-
stimmt ganz ehrlich - hätte man mit den alten Gemäuern 

in Zeitz nie so etwas vollbracht. Darüber sind wir uns 
wohl alle einig. 
 

Es geht jetzt aber auch um den Zeitraum nach dem 
Jahr 2006. Sie mögen mir nachsehen, dass ich hoffe 
- da im Jahr 2006 Landtagswahlen sind -, dass wir dazu 
dann eine neue Landesregierung zu befragen haben. 
 

(Zurufe: Ach nee!) 
 

Wenn man die Kosten im Blick hat, ist auch die Buga ein 
Beispiel dafür, dass das Nachnutzungskonzept entschei-
dend ist. Auch heute sind die Kostenfragen noch nicht 
endgültig geklärt, ob es die Nachforderungen in Bezug 
auf den Jahrtausendturm sind oder andere Dinge. 
 

Wir sind der Auffassung, unter dieser Maßgabe ist das 
Projekt zu unterstützen. Da es sich um einen lang-
fristigen Zeitraum handelt, möchte ich das „Bild von der 
Glaskugel“, auf das Kollege Hacke abstellte, nicht weiter 
bemühen. Wir können nicht nebulös sehen, was im 
Jahr 2010 wird. Das ist zu lang gegriffen.  
 

Ich habe vorhin den Zwischenruf gemacht, weil in dem 
mir vorliegenden Antrag der SPD-Fraktion - das hat die 
Kollegin Hajek nur einmal erwähnt - eindeutig der Aus-
schuss für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten und 
der Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit benannt sind. 
Der Ausschuss für Finanzen muss es, da es ihn betrifft, 
natürlich mitverhandeln. Wir stimmen dem zu. 
 

Ich kann mir aber die Kritik nicht verkneifen, dass es ein 
wenig krampfhaft gewesen ist, diesen Antrag noch mit 
unterzubringen. Es geht aber in Ordnung. - Vielen Dank. 
 

(Beifall bei der PDS) 
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Danke, Herr Abgeordneter Czeke. 
 

(Herr Schulz, CDU: Eine Zwischenbemerkung!) 
 

- Sie wollen intervenieren, Herr Schulz. Bitte sehr. - Sie 
können darauf auch antworten, Herr Czeke. 
 
 

Herr Schulz (CDU): 
 

Herr Czeke, Sie haben den Minister Herrn Dr. Rehber-
ger angesprochen. Arneburg liegt zufällig in meinem 
Wahlkreis. Von daher kann ich mit Gewissheit sagen, 
dass sich Herr Dr. Rehberger nicht hingestellt und ge-
sagt hat, das sei allein sein Verdienst. Im Gegenteil, auf 
Veranstaltungen, bei denen auch ich zugegen war, hat 
er immer wieder auf die Vorgängerregierung hingewie-
sen und gelobt, dass Arneburg zustande gekommen ist. 
 

(Herr Czeke, PDS: Dann nehme ich das zurück! 
Es war eben nur die FDP! - Heiterkeit bei der 
PDS - Herr Dr. Polte, SPD, meldet sich zu Wort) 

 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Herr Abgeordneter Polte, eine Intervention? 
 

(Herr Dr. Polte, SPD: Ja, eine Intervention!) 
 

- Bitte. 
 
 

Herr Dr. Polte (SPD): 
 

Ich will nur eine Klarstellung machen. Diese Äußerung 
hat Frau Pieper gemacht. Ich kann mich noch lebhaft 
daran erinnern, weil ich mich so darüber geärgert habe. 
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Herr Czeke, so war das. Nicht der Minister, sondern 
Frau Pieper hat das in den ersten Wochen hier gesagt. 
 

(Unruhe - Herr Czeke, PDS: Jetzt müssen wir nur 
fragen, wer Frau Pieper ist! - Heiterkeit bei der 
PDS) 

 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Für die FDP-Fraktion wird der Abgeordnete Herr 
Dr. Schrader sprechen. Bitte sehr. 
 

(Unruhe) 
 
 

Herr Dr. Schrader (FDP): 
 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Von Arneburg im Norden in den Süden nach Zeitz, 
aber zwischendrin möchte ich in der Mitte halten, und 
zwar bei Herrn Dr. Polte in Magdeburg, weil Sie gerade 
das Wort hatten, Herr Dr. Polte. Die erfolgreiche Durch-
führung der Buga in Magdeburg im Jahr 1998 war im 
Wesentlichen der Ausgangspunkt dafür, dass man über-
haupt gesagt hat, Landesgartenschauen machen Sinn, 
bringen etwas für das Image und für den Tourismus, 
haben wirklich regionale Effekte. 
 

Herr Dr. Polte, an dieser Stelle sei das ruhig einmal ge-
sagt: Ohne Ihr Engagement wäre die Buga so nie zu-
stande gekommen. Herzlichen Dank. 
 

(Zustimmung bei der SPD) 
 

Meine Damen und Herren! Die Buga war erfolgreich und 
hatte positive Effekte trotz kritischer Stimmen im Vorfeld. 
Deswegen will ich darauf eingehen. Solche Veranstal-
tungen haben immer Risiken, haben aber auch große 
Chancen. Wenn es erfolgreich gelaufen ist, waren es 
alle. Sie haben aber eben auch Risiken, die man im 
Vorfeld beachten muss. 
 

Insofern ist es ganz wichtig, aus den Erfahrungen der 
Landesgartenschau in Zeitz, die wir schon gesammelt 
haben und noch sammeln werden, entsprechende 
Schlussfolgerungen zu ziehen. Das Personal, das Kon-
zept, das Nachnutzungskonzept und die Finanzplanun-
gen sind unwahrscheinlich wichtig, um solche Projekte 
durchzuführen. 
 

Zeitz wird über die Zukunft der Landesgartenschauen 
Auskunft geben. Wird es erfolgreich, gibt es eine Eigen-
dynamik. Geht es schief, will es keiner gewesen sein. 
Ich bin überzeugt davon - lassen Sie mich das hier 
sagen -, dass es ein Erfolg werden wird. Es gab riesige 
Anlaufschwierigkeiten. Wenn sich das MLU unter Frau 
Ministerin Wernicke und auch andere Ministerien nicht 
so reingehängt hätten, wären wir heute nicht bei diesem 
Stand angekommen. 
 

Meine Damen und Herren! Die Erfahrungen aus Zeitz 
werden sehr wichtig sein. Es sollte nach Zeitz Klarheit 
über einige Punkte hergestellt werden - das wurde von 
den Vorrednern schon gesagt. Der zeitliche Rhythmus 
muss festgelegt werden. Zwei Jahre sind zu kurz, das ist 
auch meine Überzeugung. 
 

Die inhaltliche Ausrichtung aber sollte sich nach den 
kommunalen Konzepten richten. Ich halte es für falsch, 
wenn das Land dies von außen vorgibt. Das kommunale 
Engagement ist für den Erfolg einer Landesgartenschau 
hauptverantwortlich. 
 

Die Bewerbungskonzepte sind eigentlich der entschei-
dende Punkt. Dabei muss man über Kombinationen 

nachdenken. Ich werfe einmal etwas in den Raum, das 
Thema „Gartenträume und Tourismusprojekte“ - so et-
was zu kombinieren und nicht alles separat zu betrach-
ten, wäre sicherlich ein Ansatzpunkt. 
 

Entscheidend ist die Qualität der Konzepte, des Inhalts, 
der Finanzierung und der Nachnutzung. Diejenigen, die 
das Geld geben oder geben sollen, müssen im Vorfeld 
ganz genau prüfen, ob das Konzept auch Sinn macht. 
Einen besonderen Fördertopf dafür aufzumachen, halte 
ich für falsch. 
 

Die Berichterstattung und Diskussion über die Zukunft 
der Laga sollte zeitnah nach Zeitz erfolgen. Das wäre 
wichtig. Eine Selbstbefassung der Ausschüsse - der 
Agrarausschuss hat es vorgemacht - liegt bei den Aus-
schüssen selbst. Wir stimmen dem Antrag zu und wün-
schen den Zeitzern - ich denke, das gelingt auch - viel 
Erfolg und Schaffenskraft zum guten Gelingen der Lan-
desgartenschau. 
 

(Zustimmung bei der FDP und von Ministerin 
Frau Wernicke) 

 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Danke, Herr Abgeordneter Dr. Schrader. - Die SPD-
Fraktion hat noch die Chance zu erwidern. Bitte sehr, 
Frau Abgeordnete Hajek. 
 
 

Frau Hajek (SPD): 
 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Zunächst 
einmal mein Dank für den allgemeinen Konsens, der 
sich hier andeutet. Der Zeitpunkt ist eben nicht krampf-
haft gewählt, sondern es ist höchste Eisenbahn; denn 
wenn ich noch einmal zitieren darf: Wir brauchen eine 
Vorlaufzeit. Die Fachleute sagen, acht Jahre sind vom 
Beginn bis zur Ausführung gerade so genug. Dann wäre 
es theoretisch in diesem Jahr noch notwendig zu sagen, 
welche Stadt nach Wernigerode den Zuschlag erhält. 
Nur darum geht es.  
 

Tatsächlich sind die Finanzen im Land knapp. Die Kom-
munen haben die Hauptverantwortung. Sie müssen die 
Konzepte entwickeln. Es steht kein Wort davon in unse-
rem Antrag, dass das Land die Verantwortung für die 
konzeptionelle Betreuung hat. Es geht nur darum, nach 
welchen Kriterien die potenziellen Bewerber letztlich den 
Zuschlag erhalten. Es wäre wichtig, wenn die Stadt oder 
die Region schon wüsste, wer im Jahr 2010 und dann im 
Jahr 2014 Ausrichter ist, dass wir dann den Rhythmus 
haben, dass es immer acht Jahre vorher bekannt ge-
geben wird. 
 

In diesem Sinne ist es gut, dass wir so schnell wie mög-
lich in den Ausschüssen darüber beraten. Ich würde 
mich bedanken, wenn Sie dort genauso konstruktiv ar-
beiten, wie Sie hier gesprochen haben. 
 

(Beifall bei der SPD) 
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Danke, Frau Abgeordnete Hajek. 
 

Wir treten jetzt in das Abstimmungsverfahren ein. Da 
sich eine Ausschussüberweisung inhaltlich verbietet, 
stimmen wir direkt über den Antrag in Drs. 4/1200 ab. 
Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um das 
Kartenzeichen. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich? 
- Damit ist der Antrag einstimmig angenommen worden. 
Wir verlassen den Tagesordnungspunkt 3. 
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Ich rufe den Tagesordnungspunkt 4 auf: 
 
 
 

Zweite Beratung 
 

Entwurf eines Neunten Gesetzes zur Änderung des 
Schulgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt 
 

Gesetzentwurf der Fraktion der PDS - Drs. 4/1071 
 

Entschließungsantrag der Fraktion der PDS - Drs. 
4/1072 
 

Beschlussempfehlung des Ausschusses für Bildung und 
Wissenschaft - Drs. 4/1195 
 
 
 

Die erste Beratung fand in der 27. Sitzung des Land-
tages am 23. Oktober 2003 statt. Berichterstatter des 
Ausschusses ist der Abgeordnete Herr Dr. Schellen-
berger. Bitte sehr. 
 
 

Herr Dr. Schellenberger, Berichterstatter des Aus-
schusses für Bildung und Wissenschaft 
 

Danke schön. - Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Entwurf eines Neunten Gesetzes 
zur Änderung des Schulgesetzes des Landes Sachsen-
Anhalt - hier geht es um den Gesetzentwurf der Fraktion 
der PDS in der Drs. 4/1071 und um den Entschließungs-
antrag der Fraktion der PDS in der Drs. 4/1072.  
 

Wie Sie bereits gesagt haben, wurde der Entwurf in der 
27. Sitzung des Landtages am 23. Oktober 2003 dem 
Ausschuss für Bildung und Wissenschaft überwiesen.  
 

Die Fraktion der PDS hat sich mit ihrem Gesetzentwurf 
der Problematik der Schulentwicklung zugewandt. In 
dem Gesetzentwurf ist vorgesehen, dass Sekundar-
schulen unter bestimmten Bedingung mit einer Mindest-
zahl von 180 Schülerinnen und Schülern geführt werden 
können, das heißt 30 Schülerinnen und Schüler je 
Klassenstufe. Für Gymnasien ist eine Zweizügigkeit 
gegeben, wenn in den Klassenstufen 5 bis 10 min-
destens 240 Schülerinnen und Schüler lernen, das heißt 
40 Schülerinnen und Schüler je Klassenstufe. Jeder 
Schuljahrgang der Qualifikationsphase der gymnasialen 
Oberstufe soll ebenfalls mindestens 40 Schülerinnen 
und Schüler aufweisen.  
 

Die durch die Fraktion der SPD vorgelegte Novelle zum 
Schulgesetz ist thematisch etwas breiter angelegt, sie 
befasst sich nicht nur mit der Problematik der Schul-
entwicklungsplanung.  
 

Der Ausschuss für Bildung und Wissenschaft war der 
Meinung, dass auf der Grundlage des Stichtages für den 
Abschluss der Schulentwicklungsplanung in den Land-
kreisen und kreisfreien Städten - 31. Dezember 2003 - 
ein zeitlicher Handlungsdruck für die Beratung der Ge-
setzentwürfe existiert. So verständigte sich der Aus-
schuss in seiner Sitzung am 29. Oktober 2003 darauf, 
am 19. November eine Anhörung durchzuführen. Zu 
dieser Anhörung wurden der Gesetzentwurf der Fraktion 
der PDS sowie der Entschließungsantrag und, wie 
bereits erwähnt, Teile des Gesetzentwurfs der Fraktion 
der SPD, und zwar genau die Teile, die sich mit dem 
Problemkreis der Schulentwicklungsplanung befassen, 
freigegeben.  
 

Nachdem die Anhörung am 19. November 2003 statt-
gefunden hatte, beriet der Ausschuss am 26. November 
zügig über die Gesetzentwürfe. Dabei lehnten die Koa-
litionsfraktionen die Annahme der Gesetzentwürfe und 

eine Aussetzung des Termins der Vorlage des Schul-
entwicklungsplans mit der Begründung ab, dass der 
Qualitätsanspruch an eine gute Schule nicht von einer 
Mindestschulgröße abzukoppeln ist, da erst ab einer be-
stimmten Schülerzahl pro Klassenstufe auch ein ange-
messenes Spektrum an Wahlfächern, Arbeitsgemein-
schaften sowie Förderkursen angeboten werden kann.  
 

Weiterhin wurde als Begründung für die Ablehnung der 
Gesetzentwürfe angeführt, dass der Prozess der Schul-
entwicklungsplanung in den Kreisen bereits sehr weit 
fortgeschritten sei und eine Verzögerung dieser Ent-
scheidung weiterhin für Unsicherheit bei Eltern und 
Schülern führen würde. Nach der Ansicht der Koali-
tionsfraktionen würden alle zeitweiligen Lösungen das 
Problem nur verschärfen, da eine wesentliche Änderung 
der Schülerzahlen nicht zu erwarten sei.  
 

In der Ausschussberatung wurden durch die Fraktion der 
SPD zwei Änderungsanträge zu dem Gesetzentwurf der 
Fraktion der PDS vorgelegt, die eigene Intentionen zu 
den Schulgrößen berücksichtigen.  
 

Die Abstimmung führte bei jeweils 4 : 7 : 0 Stimmen zu 
einer Ablehnung der beiden Änderungsanträge. An-
schließend wurden der Gesetzentwurf der Fraktion der 
PDS und der ihn begleitende Entschließungsantrag je-
weils bei 4 : 7 : 0 Stimmen abgelehnt.  
 

Die Abstimmung über den Gesetzentwurf der SPD wur-
de zurückgestellt, um die in ihm enthaltenen Teile, die 
sich mit der inneren Schulreform befassen, im neuen 
Jahr im Zusammenhang mit der von der Landesregie-
rung zu erwartenden Schulgesetznovelle beraten zu 
können.  
 

Im Namen der Mitglieder des Ausschusses für Bildung 
und Wissenschaft bitte ich den Landtag, der vorgelegten 
Beschlussempfehlung zu folgen. - Ich danke Ihnen.  
 

(Zustimmung bei der CDU und von Minister Herrn 
Prof. Dr. Olbertz)  

 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke:  
 

Danke, Herr Abgeordneter Dr. Schellenberger. - Für 
die Landesregierung hat der Kultusminister Professor 
Dr. Olbertz um das Wort gebeten. Bitte sehr.  
 
 

Herr Prof. Dr. Olbertz, Kultusminister:  
 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Die Landesregierung begrüßt die Beschlussempfeh-
lung des Bildungsausschusses. Der von der PDS vor-
gelegte Gesetzentwurf zielt im Ergebnis auf den Erhalt 
sehr kleiner Schulen an Einzelstandorten, insbesondere 
im ländlichen Raum. Die damit verbundene Mindest-
klassengröße ist schulfachlich aus unserer Sicht nicht 
akzeptabel und im Übrigen auch finanzpolitisch proble-
matisch. Dies ist aber erst der zweite Grund.  
 

Die derzeit geltenden schulischen Mindestgrößen stellen 
eben aus schulfachlicher Sicht eine Untergrenze dar, um 
den Anspruch der Bildungsgänge qualifiziert erfüllen zu 
können. Sie berücksichtigen bei der Sekundarschule 
und insbesondere bei der Grundschule bereits die dra-
matische Schülerzahlentwicklung im gesamten Land und 
die teilweise sehr geringe Bevölkerungsdichte in länd-
lichen Gebieten.  
 

Man muss auch bedenken, meine Damen und Herren, 
dass die Schülerzahlen weiter sinken werden, und zwar 
nicht nur aus demografischen Gründen, wo es eine ge-
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wisse Stabilisierung auf niedrigem Niveau gibt, sondern 
auch durch den Fortgang der geburtenstarken Jahr-
gänge aus den höheren Schulklassenjahrgängen, die 
von Jahr zu Jahr das System Schule verlassen, während 
die schwachen Jahrgänge aufwachsen. Das heißt, die 
Schulen werden auch unabhängig von der Geburtenrate 
ein paar Jahre lang noch deutlich weniger Schüler 
haben.  
 

Allerdings können Schulen bereits heute in einer Größe 
geführt werden, die diesen Gegebenheiten Rechnung 
trägt. Zum Beispiel kann bei der einzügigen Grundschule 
der Richtwert von 15 Schülern sogar noch um fünf un-
terschritten werden - kleinere Schulen kann man fast 
nicht mehr machen -, wenn am Schulstandort keine wei-
tere Grundschule vorhanden ist.  
 

Sie wissen, dass in besonderen Fällen sogar mit jahr-
gangsübergreifendem Unterricht gemäß § 13 Abs. 3 des 
Schulgesetzes bis zum Jahr 2005/2006 noch kleinere 
Einzelschulstandorte für Grundschulen geführt werden 
können. Dabei ist die Mindestschülerzahl nachher sogar 
bei 28 in diesem Zeitraum. Also: Es sind wirklich Aus-
nahmen da, um die ganz dramatischen Situationen ab-
zufedern.  
 

Eine bestandsfähige Sekundarschule setzt nach den 
derzeitigen Vorgaben mindestens 240 Schülerinnen und 
Schüler voraus. Insbesondere die abschlussbezogene 
Differenzierung ab dem 7. Schuljahrgang erfordert sol-
che Mindestschülerzahlen für Klassen und Lerngruppen, 
um die Stabilität und Kontinuität bei der Gestaltung des 
Unterrichtsprozesses zu sichern.  
 

Im Übrigen sage ich Ihnen nichts Neues, dass dies 
natürlich auch mit der Breite des Fächerspektrums, der 
Unterrichtsversorgung und der nachmittäglichen Ange-
botslage - Arbeitsgemeinschaften und dergleichen - zu-
sammenhängt. Nur bei Einhaltung dieser Mindestzahlen 
können die Schulen flexibel auch bei der Klassen- und 
Lerngruppenbildung agieren. Nur dann kann auch, wie 
gesagt, eine größere Auswahl an Wahlpflichtkursen, 
Förderstunden und dergleichen angeboten werden.  
 

Das macht deutlich, dass es keineswegs nur finanzpoli-
tische Gründe hat, sondern im Sinne der Vielfalt und der 
Gestaltungsmöglichkeiten ist, dass wir auf der Fort-
schreibung der Schulentwicklungsplanung zu den gege-
benen Terminen bestehen müssen.  
 

Auf der Grundlage der genannten Vorgaben zu den 
Mindestgrößen werden die mittelfristigen Schulentwick-
lungspläne gegenwärtig überarbeitet. In der ganz über-
wiegenden Anzahl der Landkreise ist diese Arbeit bereits 
so weit erledigt, dass man von anerkennungsfähigen 
mittelfristigen Schulentwicklungsplänen reden kann. 
Auch das zeigt, dass es vernünftig war, in dieser Si-
tuation nicht auszuweichen und zu lavieren, sondern die 
schwierige Situation auch durchzustehen - im Interesse 
der Kinder, der Eltern und im Übrigen auch der Leh-
rerinnen und Lehrer.  
 

Denn die demografische Entwicklung ist ja seit vielen 
Jahren bekannt. Die mit der künftig zu erwartenden 
Schülerzahl verbundenen Entscheidungen sind daher 
notwendig und unausweichlich. Eine weitere Verschie-
bung der Planungen und der Entscheidungen würde 
eigentlich nur die bestehende Unsicherheit weiter ver-
längern und auch zu erheblichen Mehrkosten führen.  
 

Man darf im Übrigen auch nicht vergessen - das habe 
ich hier schon mehrfach gesagt -, dass jede über län-
gere Zeit aufrechterhaltene bestandslabile Schule eine 

weitere gefährdete Schule nach sich zieht. Das liegt in 
der Logik eines Schulnetzes. Das heißt, die Schule A 
wird über die Zeit gehalten, weil wir eben nicht den Mut 
haben zu entscheiden, und das heißt, die Schule B ist 
ebenfalls bestandslabil, weil die Schülerzahl ja konstant 
ist.  
 

Für die Schulprogrammarbeit, für das Schulklima, für die 
Kooperation zwischen Elternhaus und Schule, für die 
Atmosphäre, die ja in einer guten Lernatmosphäre auch 
ein bisschen mit Zukunftsgewissheit und Optimismus 
ausgestattet sein sollte, hat das erhebliche Konsequen-
zen.  
 

Ich habe zum Beispiel erfahren, dass von den 60 Schu-
len, die per Stichprobe für die aktuelle Pisa-Erhebung 
ausgewählt worden sind, 20 Schulen in ihrem Bestand 
gefährdet sind. Ich mag mir gar nicht ausmalen, welche 
Konsequenzen das zum Beispiel für die Leistungsmoti-
vation, für die Leistungsbereitschaft hat.  
 

Das ist einer der Gründe dafür, dass wir in der künftigen 
Schulabteilung des Landesverwaltungsamtes eine Ar-
beitsgruppe einrichten wollen, die genau diese Schul-
schließungsproblematik, die Schulfusionen und derglei-
chen fachlich begleitet, um zu erreichen, dass erstens 
konstante Lerngruppenwechsel - wenn schon Wechsel 
nötig sind - möglich sind, dass zweitens die Lehrerkolle-
gien weitgehend so gestaltet werden, dass die älteren 
Jahrgänge nicht völlig durcheinander gewirbelt werden, 
wenn eine solche Schulschließung ansteht, und dass 
drittens die Ressourcen, die Ausstattungsmerkmale der 
Schule, auch sinnvoll weitergenutzt werden, sodass 
nicht Investitionen plötzlich im Raume stehen, die nie-
mand mehr nutzen kann. Das muss in der Tat ein biss-
chen gelenkt werden, dazu muss es Kommunikation 
geben; das werden wir in dem Zusammenhang tun.  
 

Die Notwendigkeit, die anstehenden Entscheidungen 
jetzt zu treffen, haben übrigens auch die Vertreter der 
kommunalen Spitzenverbände bei der Anhörung des Bil-
dungsausschusses am 19. November 2003 mit großem 
Nachdruck dargelegt.  
 

Dass sich bei dieser Anhörung die Vertreter der Eltern 
positiv zu dem vorliegenden Gesetzentwurf geäußert ha-
ben, kann indes nicht verwundern. Dass von den Eltern 
die Perspektive unterstützt wird, eine Schule möglichst 
lange zu halten, kann ich in gewisser Weise verstehen. 
Der Wunsch der Eltern und der Schüler, dass die be-
suchte Schule möglichst ohne lange Fahrzeiten erreich-
bar ist, ist allemal verständlich.  
 

Manchmal bin ich aber verwundert, dass auch mit den 
Eltern die Qualitätsdiskussion nicht in der offensiven 
Weise geführt wird, in der es die Schulen eigentlich 
verlangen. Das sage ich aber weniger als Vertreter der 
Landesregierung, denn als Vater, der diese Fragen 
durchaus aufwerfen würde: Ist das eigentlich eine gute 
Schule? Was geschieht dort? Wie ist die Angebots-
breite? Wie ist das Schulklima? Was für ein Schulpro-
gramm hat die Schule? All das setzt Stabilität und 
Konstanz in der äußeren, institutionellen Struktur voraus.  
 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Gerade die-
sen Kriterien tragen die geltenden Mindestgrößen und 
auch die Ausnahmeregelungen im Grundschulbereich 
Rechnung. Die notwendigen Entscheidungen der Pla-
nungsträger müssen jetzt getroffen werden. Sie sind in 
der ganz überwiegenden Zahl bereits getroffen worden.  
 

Das, was im Januar 2004 durch Kreistagsbeschlüsse 
noch nachgereicht wird, sollte man, denke ich, tolerie-
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ren, da es sich hierbei um eine geringfügige Fristüber-
schreitung handelt. Eine Verschiebung oder grundsätz-
liche Verzögerung würde allerdings niemandem nutzen.  
 

Auch die Eltern und Schüler haben ein Recht darauf zu 
erfahren, an welchen Schulstandorten und in welchen 
Schulen künftig welche Bildungsangebote verlässlich 
unterbreitet werden. Dieses Merkmal der Verlässlichkeit, 
sicher sein zu können, dass mein Kind, wenn ich es an 
eine Schule schicke, auch dort bleiben und den ge-
wünschten Abschluss dort erringen kann, halte ich für 
eine ganz wichtige Konstante guter Schulentwicklungs-
planung.  
 

Aus diesem Gründen empfehle ich Ihnen in Überein-
stimmung mit der Beschlussempfehlung des Ausschus-
ses, den Gesetzentwurf der PDS abzulehnen. - Vielen 
Dank. 
 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Danke, Herr Kultusminister. - Als erste Debattenrednerin 
rufe ich die Abgeordnete Frau Mittendorf für die SPD-
Fraktion auf. Bitte sehr. 
 
 

Frau Mittendorf (SPD): 
 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Es ist ein 
Trauerspiel. Wir erleben hier den letzten Akt im parla-
mentarischen Auftritt. 
 

(Beifall bei der SPD) 
 

Der Ausschuss für Bildung und Wissenschaft hat mit den 
Stimmen der Koalitionsparteien sowohl den vorliegen-
den Gesetzentwurf der PDS als auch jene Regelungen 
aus unserem Gesetzentwurf abgelehnt, die sich mit der 
Schulentwicklungsplanung befassen. Meine Damen und 
Herren! Die Beschlussempfehlung lautet ganz einfach: 
Der Gesetzentwurf ist abzulehnen. Das, meine Damen 
und Herren, ist traurige politische Realität. 
 

(Herr Gürth, CDU: Weil Ihr Gesetzentwurf nur 
Populismus ist und keine Lösung bringt!) 

 

Es ist auch traurige politische Realität, dass damit die 
Hoffnungen vieler Eltern, Schüler und auch Lehrerinnen 
und Lehrer begraben werden.  
 

(Zustimmung bei der PDS) 
 

Einfach in der Aussage, gewaltig in der Auswirkung. 
 

Nach den Ausführungen des Vorsitzenden der CDU-
Fraktion Herrn Scharf in der letzten Landtagssitzung ver-
bleiben von derzeit 356 Sekundarschulen lediglich 170. 
Das sind weniger als 50 %. Hierin liegt auch das haupt-
sächliche Konfliktpotenzial, über das wir zu reden ha-
ben.  
 

Meine Damen und Herren von der CDU und von der 
FDP, Sie behaupten immer, Sie hätten einen Wähler-
auftrag zu erfüllen. 
 

(Zuruf von der CDU: Ja!) 
 

Aber ich kann mir nicht vorstellen, dass es der Wille der 
Wähler ist, dass gerade auf dem flachen Land jede 
zweite Sekundarschule geschlossen wird. 
 

(Zustimmung von Frau Schmidt, SPD, und von 
Herrn Dr. Püchel, SPD - Zuruf von Minister Herrn 
Dr. Daehre) 

 

Ich erinnere an dieser Stelle an die Vielzahl von Reso-
lutionen aus den Landkreisen; mittlerweile sind es sie-
ben, da auch der Landkreis Wernigerode hinzukam. Ich 
rede auch über die Anhörungsergebnisse. Die überwie-
gende Zahl der angehörten Vertreter und Institutionen 
unterstützt die vorliegenden Änderungsvorschläge der 
beiden Gesetzentwürfe zur Mindestschulgröße.  
 

Das, meine Damen und Herren, ist die Realität. Vor die-
ser verschließen Sie die Augen, meine Damen und Her-
ren von der CDU und von der FDP.  
 

Die Landesregierung, so haben wir eben von unserem 
Kultusminister vernommen, begrüßt also die Ablehnung 
möglicher Kompromissvorschläge aus diesen Gesetz-
entwürfen. Es sind keine neuen Argumente, die wir hö-
ren; es sind Scheinargumente, und sie sind wenig ein-
fallsreich. Die wesentlichen Punkte werden vergessen.  
 

Erstens. Die Landkreise und die kreisfreien Städte ha-
ben eine gültige mittelfristige Schulentwicklungsplanung 
bis 2005/2006. 
 

(Zustimmung von Frau Schmidt, SPD) 
 

Zweitens. Durch die von den Fraktionen der CDU und 
der FDP vorgenommene Schulgesetzänderung wurde 
der Zugang zu den einzelnen Schulformen verändert. 
Erst dadurch wurde eine neue Schulentwicklungspla-
nung notwendig.  
 

Drittens. Durch Ihre Verordnung zur Eingangsklassenbil-
dung wurden die Voraussetzungen zur Bildung der Ein-
gangsklassen unnötig verschärft.  
 

Viertens. Durch die Parallelität der eben beschriebenen 
Maßnahmen haben die Träger der Schulentwicklungs-
planung keine Möglichkeit, die zukünftige Entwicklung 
der Schülerströme seriös einzubeziehen.  
 

Für all dies sind Sie, Herr Olbertz und meine Damen und 
Herren von der CDU und von der FDP, selbst verant-
wortlich und kein anderer. 
 

(Beifall bei der SPD und bei der PDS) 
 

Herr Minister Olbertz, einen kleinen Zusatz möchte ich 
mir noch erlauben. Woher nehmen Sie eigentlich die 
Gewissheit, dass eine SPD-Landesregierung wie Sie 
stur an den bisherigen Richtzahlen festgehalten hätte, 
wie immer behauptet wird? Wir wären sehr wohl in der 
Lage gewesen, auf die kommenden Jahre des Schüler-
tals mit Übergangsregelungen und Ausnahmeregelun-
gen zu reagieren. So viel Flexibilität und Entscheidungs-
freude hätten Sie uns ruhig zutrauen können. 
 

(Zuruf von Minister Herrn Prof. Dr. Olbertz)  
 

Meine Damen und Herren! Dass Ihnen Ihre politische 
Situation durchaus bewusst ist und dass Sie den Hand-
lungsbedarf erkennen, haben Sie bewiesen. Wie sonst 
erklären Sie, dass das Kultusministerium einen Rund-
brief an die Landkreise schickt und de facto die Ein-
gangsklassenverordnung außer Kraft setzt? 
 

(Minister Herr Prof. Dr. Olbertz: Weil wir auch 
flexibel sind!) 

 

Außerdem bedienen Sie sich dabei einer Regelung aus 
dem Gesetzentwurf der SPD. Wir haben im Prinzip 
nichts dagegen; denn wir wissen, dass eben diese Re-
gelung in einigen Kreisen zur Entschärfung der Situation 
beiträgt. 
 

(Minister Herr Prof. Dr. Olbertz: Das ist ja gut!) 
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Aber dann haben Sie, Herr Olbertz und meine Damen 
und Herren von den regierungstragenden Fraktionen, 
doch bitte so viel Größe und benennen Sie die Urheber-
rechte. Das würde sich einfach gehören. 
 

(Zustimmung bei der SPD - Herr Gürth, CDU: 
Wie eitel!) 

 

Abschließend zu diesem Punkt: Ein Rundbrief eines 
Staatssekretärs ist kein justiziables Instrument. Es ist 
nicht zu verstehen und zu akzeptieren, dass es nicht 
möglich war, einen parteiübergreifenden Kompromiss in 
Fragen der Schulentwicklungsplanung zu erzielen. Wir 
wären dazu bereit. Wir brauchten einen Kompromiss, 
der Regelungen beinhaltete, die die Probleme der Flä-
chenkreise aufzufangen helfen. 
 

(Zuruf von Minister Herrn Dr. Daehre) 
 

Wir brauchten einen Kompromiss, der Regelungen ent-
hielte, die helfen, ein Schulnetz zu erhalten, das diesen 
Namen auch verdient hätte.  
 

Ich habe das letztens schon gesagt und ich will es kurz 
noch einmal nennen: Die Qualität der schulischen Bil-
dung und Erziehung hängt eben nicht nur von Art und 
Umfang der schulischen Angebote ab. Auch bei 180 
Schülern ist das, was Sie, Herr Olbertz, fordern, durch-
aus möglich. Das ist schulfachlich nachgewiesen. Das 
sind keine kleinen Schulen. Es geht letztlich auch um die 
Bedingungen, unter denen der Unterricht stattfindet und 
unter denen die außerunterrichtliche Arbeit organisiert 
wird. 
 

(Zustimmung von Frau Fischer, Leuna, SPD, von 
Frau Schmidt, SPD, und von Herrn Dr. Püchel, 
SPD) 

 

Den Vorwurf, den Sie den Eltern machen - sie würden 
die Qualitätskriterien eventuell aus den Augen verlie-
ren -, muss ich hier im Namen der Eltern zurückweisen. 
Sie beweisen das sehr gut. Schauen Sie einmal in das 
Argumentationspapier der Initiative „Schule vor Ort“. 
 

Meine Damen und Herren! Außerdem besteht die große 
Gefahr, dass Schullaufbahnentscheidungen von der Er-
reichbarkeit der Schule abhängig gemacht werden.  
 

Wir werden der Beschlussempfehlung des Ausschusses 
für Bildung und Wissenschaft nicht zustimmen und wer-
den somit den vorliegenden Gesetzentwurf unterstützen. 
Wir tun dies, weil der Gesetzentwurf in die richtige Rich-
tung geht und weil wir immer einen parteiübergreifenden 
Konsens angestrebt haben.  
 

Herr Schellenberger hat auf den verbleibenden Teil des 
Gesetzentwurfs der SPD verwiesen, der die dringend er-
forderliche innere Schulreform aufgreift. Dieser ist noch 
im Ausschuss. Meine Damen und Herren! Wir hoffen 
sehr, dass dieser Teil des Gesetzentwurfs nicht das glei-
che Schicksal erleidet wie der heute vorliegende Gesetz-
entwurf. - Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall bei der SPD und bei der PDS) 
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Es gibt eine Nachfrage. Wären Sie bereit, diese zu be-
antworten? 
 
 

Frau Mittendorf (SPD): 
 

Ja.  
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Der Abgeordnete Herr Borgwardt hat eine Frage.  
 
 

Herr Borgwardt (CDU): 
 

Ich wollte eine Kurzintervention machen, aber darauf 
kann Frau Mittendorf dann auch antworten.  
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Sie könnte darauf antworten. Bitte sehr.  
 
 

Herr Borgwardt (CDU): 
 

Frau Mittendorf, geben Sie mir darin Recht, dass es mit 
Sicherheit dem Wählerwillen entspricht, wenn wir die 
bestmögliche Ausbildung für die Schüler gewährleisten 
wollen? 
 
 

Frau Mittendorf (SPD): 
 

Darin gebe ich Ihnen Recht. 
 
 

Herr Borgwardt (CDU): 
 

Danach handeln wir. 
 
 

Frau Mittendorf (SPD): 
 

Nein, das ist insofern nicht ganz korrekt, weil das, was 
die „bestmögliche Ausbildung“ der Kinder bzw. der 
Schülerinnen und Schüler ist, von verschiedenen Seiten 
sehr unterschiedlich definiert ist. Wenn Sie sich die 
eingängigen Studien anschauen, dann sehen Sie, wie 
das hier mit dem Wählerwillen aussieht. 
 

(Zustimmung bei der SPD) 
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke:  
 

Danke, Frau Abgeordnete Mittendorf. - Als nächster 
Debattenredner wird der Abgeordnete Herr Dr. Volk für 
die FDP-Fraktion sprechen. Zuvor möchte ich den CDU-
Europaabgeordneten Herrn Dr. Schnellhardt bei uns 
herzlich begrüßen, der sich seit geraumer Zeit auf der 
Zuschauertribüne befindet. - Bitte sehr. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Herr Dr. Volk (FDP): 
 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Wir haben in diesem Jahr bereits wiederholt im 
Plenum über die Frage der mittelfristigen Schulentwick-
lungsplanung in unserem Land debattiert und die unter-
schiedlichen Standpunkte ausgetauscht. In Gesetzes-
form gegossen hat die PDS dann ihren Standpunkt 
nochmals in den Landtag eingebracht.  
 

Der Bildungsausschuss hat nach intensiven Diskus-
sionen, auch basierend auf einer Anhörung, am 26. No-
vember 2003 nach den vorhergegangenen Debatten er-
wartungsgemäß mit klarer Mehrheit die von der PDS 
vorgeschlagene Änderung des Schulgesetzes abge-
lehnt.  
 

Die Mehrzahl der Ausschussmitglieder war der Meinung, 
dass der vor vier Wochen eingebrachte Gesetzentwurf 
keine angemessenen Konzepte zur Entwicklung der 
Schullandschaft in unserem Land enthält. Es genügt 
dem politischen Handeln eben nicht, eine Gesetzes-
änderung vorzuschlagen, die aktuelle Stimmungen Be-
troffener bündelt, aber den verantwortungsvollen Weit-
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blick vermissen lässt. Der Gesetzentwurf war aus meiner 
Sicht kein konstruktiver Beitrag in der Bildungsdebatte.  
 

Die gewaltigen demografischen Veränderungen, die 
nach 1990 in allen neuen Bundesländern zu verzeichnen 
waren, haben jetzt die Sekundarschulen erreicht. Es ist 
notwendig, die Schulentwicklungsplanung wieder mit 
den Schülerzahlen in Übereinstimmung zu bringen.  
 

Ich habe an dieser Stelle bereits mehrmals betont, dass 
man schon vor fünf Jahren die entsprechenden Rege-
lungen hätte verabschieden können, jedoch nicht den 
politischen Mut dazu aufbrachte. Die keineswegs leichte 
oder gar angenehme Aufgabe der Entscheidung über 
die Zukunft eines Schulstandortes ist aus der Verant-
wortung für die Bildungsqualität heraus zu treffen, wobei 
die Kreistage zu Recht die Entscheidungshoheit über die 
einzelnen Standorte haben.  
 

Die Halbierung der Schülerzahlen und die mangelnde 
politische Konsequenz der letzten Jahre machen es 
nun aber notwendig, innerhalb weniger Jahre grund-
legende Umstellungen vorzunehmen. Strukturverände-
rungen werden dabei nie ohne Konflikt umgesetzt wer-
den können. Deshalb erfordern sie ein übergreifendes 
Problembewusstsein und ein gemeinsames, aber auch 
entschlossenes Handeln.  
 

Wenn es unter objektiven Gesichtspunkten zukünftig 
nicht mehr genügend Schüler zum Erhalt zweier Schul-
standorte gibt, führt an der Schließung einer Schule kein 
Weg vorbei. Eine Sekundarschule gilt dann als ausrei-
chend groß, wenn in jedem Jahrgang zwei Klassen mit 
je 20 Schülerinnen und Schülern gebildet werden kön-
nen. Daraus ergibt sich eine überschaubare Größenord-
nung von 240 Kindern.  
 

Auf dieser Berechnungsgrundlage gehört Sachsen-An-
halt schon heute zu den Ländern mit der günstigsten 
Lehrer-Schüler-Relation in Deutschland. Wenn wir heu-
te - darum ersuche ich das Hohe Haus - der Beschluss-
empfehlung des Bildungsausschusses folgen, dann wird 
der Versuch endgültig gescheitert sein, Unsicherheit bei 
der Schulentwicklungsplanung zu verbreiten.  
 

Entgegen den Äußerungen von Politikern der PDS be-
stand zu keinem Zeitpunkt ein rechtliches Vakuum, das 
es notwendig gemacht hätte, die Schulentwicklungspla-
nung zu verschieben oder gar auszusetzen. Die Gesetze 
waren klar und deutlich. Die meisten Landkreise haben 
sich auch an die Fakten gehalten und haben ihre Schul-
entwicklungsplanung bereits abgeschlossen.  
 

Ich möchte hier noch einmal betonen, was ich auch auf 
jeder Veranstaltung zu dieser Problematik gesagt habe. 
Wir als Abgeordnete haben die Pflicht, unseren Schülern 
in allen Schulformen eine qualitativ hochwertige Bildung 
zu ermöglichen. Dies erfordert auch in der Frage der 
Schulgröße eine Berücksichtigung der pädagogischen 
Standards, die eben nicht aus Opportunismus miss-
achtet werden können. Erst ab einer bestimmten Schul-
größe kann ein angemessenes Spektrum an Wahl-
fächern, Arbeitsgemeinschaften und Förderkursen ange-
boten werden.  
 

Ein weiteres Problem betrifft die Unterrichtsversorgung. 
Je mehr kleine Klassen wir im Land haben, desto härter 
schlägt es an den Schulen durch. Schon jetzt gibt es 
- übrigens ist das in ganz Deutschland so - einen Be-
sorgnis erregenden Mangel an Fachlehrerinnen und 
Fachlehrern.  
 

In diesem Sinne appelliere ich nochmals an Sie, der Be-
schlussempfehlung zu folgen und anschließend wieder 
in die inhaltliche Debatte über die Schulen einzutreten. 
- Vielen Dank. 
 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 
 
 

Vizepräsident Herr Dr. Fikentscher: 
 

Danke, Herr Dr. Volk. - Für die PDS-Fraktion wird die 
Abgeordnete Frau Dr. Hein sprechen. Bitte sehr. 
 
 

Frau Dr. Hein (PDS): 
 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Mit der 
vorliegenden Beschlussempfehlung vergibt sich dieses 
Land ohne Not eine längerfristige Gestaltungschance in 
Sachen Bildungslandschaft. 
 

(Beifall bei der PDS) 
 

Noch heute Mittag bekannte der Ministerpräsident, dass 
die Vorschläge der PDS zu einer anderen Gewichtung 
von Bildungsinvestitionen im Interesse der Zukunfts-
fähigkeit des Landes einer ernsthaften Diskussion wür-
dig seien. Mit der heutigen Beschlussempfehlung aber 
beenden Sie diese Debatte, bevor sie noch richtig ge-
führt wurde, wenigstens in Bezug auf das Landesschul-
netz für längere Zeit.  
 

Ich möchte deutlich machen, um keinen Irrtum aufkom-
men zu lassen: Die PDS ignoriert keineswegs die Dra-
matik der zurückgehenden Schülerzahlen. Sie ist sich 
auch seit längerem der Tatsache bewusst, dass sich die 
Gesamtschülerzahl längerfristig auf dem halben Niveau 
der frühen 90er-Jahre einpegeln wird. 
 

(Frau Mittendorf, SPD: Das wissen wir alles!) 
 

- Das wissen wir alles. Man konnte es seit etwa acht 
Jahren voraussehen. Wir brauchen da wirklich keinen 
Nachhilfeunterricht mehr. - Es ist also keine Frage, dass 
Politik im Interesse einer qualitativ guten Schule dies-
bezüglich reagieren muss. Vielmehr ist das Problem, wie 
darauf reagiert wird.  
 

Ich möchte noch einmal nachdrücklich darauf verweisen, 
dass bis 1999 eine Sekundarschule mit 180 Schülerin-
nen und Schülern keineswegs als schulfachlich proble-
matisch empfunden wurde. Nun aber soll sie der Unter-
gang der Schulqualität in Sachsen-Anhalt sein.  
 

Ich halte es auch nicht für lauter, den Fachlehrermangel 
in einigen Fächern, der seit Jahren evident ist - das be-
trifft das Fach Religion, die Sprachen und musische 
Fächer -, zur Begründung der Notwendigkeit von Schul-
schließungen heranzuziehen; denn diesen Mangel gab 
es auch vor dem Jahr 1999. Vielmehr wäre es erforder-
lich, die Lehrerausbildung zu befördern, um diesen Man-
gel zu beheben, anstatt die Lehrerausbildung in Sach-
sen-Anhalt zu dezimieren.  
 

Wir kritisieren vor allem die Stringenz und die Unflexibili-
tät der Vorgaben der Landesregierung bei der Schulent-
wicklungsplanung. Sie nehmen im Unterschied zu Ihrer 
Vorgängerregierung den Tiefpunkt der Schülerzahl zum 
Ausgangspunkt der Planung und vernachlässigen dabei, 
was mit dem Gesamtschulnetz geschieht.  
 

Unser Ansatz verschärft nicht die Lösung des Problems, 
sondern er löst das Problem anders. Das Problem sind 
auch nicht die Grundschulen, sondern in erster Linie die 
Sekundarschulen und zu einem großen Teil auch die 
Gymnasien.  
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In anderen neuen Bundesländern gibt es dagegen durch-
aus verschiedene Ansätze eines flexibleren Umganges. 
In Thüringen zum Beispiel wird auf solche Vorgaben 
unterhalb der Zügigkeit der Schulen ganz verzichtet, es 
gibt eine schülerbezogene Lehrerstundenzuweisung.  
 

In Sachsen können kleinere Mittelschulen in Abhängig-
keit zum Beispiel von regionalplanerischen Gründen 
oder gar pädagogischen Gründen genehmigt werden. 
Einen regionalplanerischen Ansatz haben auch wir in 
unserem Gesetz. Gute Schule, wie der Minister eben 
sagte, ist bei uns - nicht in unserem Gesetz, sondern in 
Sachsen-Anhalt bei dem Herangehen der Landesregie-
rung - eben genau nicht ein Kriterium für den Erhalt 
einer Schule. Die Gymnasien brauchen in Sachsen nur 
eine Klassenstärke von 20 Schülerinnen und Schülern, 
wie auch wir es fordern.  
 

In Brandenburg werden kleinere Schulen der Sekun-
darstufe I mit 30 Schülerinnen pro Jahrgang in kleinen 
Grundzentren genehmigt. Für das Gymnasium gilt die 
Festschreibung nur für die Eingangsklasse der gymna-
sialen Oberstufe mit mindestens 50 Schülerinnen und 
Schülern. Auch das ist in den wesentlichen Punkten un-
serem Gesetz zumindest ähnlich.  
 

Ich gebe zu, unser Gesetz hätte komfortablere Rege-
lungen eingeführt. Ich halte das aber nach wie vor für 
richtig. Sie allerdings, verehrte Kolleginnen und Kollegen 
von den Koalitionsfraktionen, waren nicht einmal zu 
einem kleinen Entgegenkommen bereit.  
 

Wenn Sie der Beschlussempfehlung heute zustimmen, 
dann werden wir, wie jede künftige Landesregierung, mit 
den Folgen noch hart zu kämpfen haben. Da Sie sich in 
den Ausschussberatungen so unbeweglich gezeigt ha-
ben, ist auch anzunehmen, dass heute in den Koalitions-
fraktionen die Parole ausgegeben wurde: Augen zu und 
durch! Für diesen Fall kündige ich jetzt schon an, dass 
wir uns mit dem Status quo nicht abfinden werden, son-
dern intensiv darüber nachdenken werden, wie die man-
cherorts verheerenden Auswirkungen auf die Lehr- und 
Lernsituation wenigstens partiell kompensiert werden 
können. Sie werden also in dieser Angelegenheit wieder 
von uns hören.  
 

Ein letzter Satz noch zu dem Entschließungsantrag. Wir 
haben ihn aus gutem Grund in Zusammenhang mit dem 
Gesetz gestellt. Er hängt gewissermaßen an dem Ge-
setz. Wenn das Gesetz heute abgelehnt wird, dann ist 
der Entschließungsantrag gegenstandslos. Wir werden 
uns deshalb bei dem Entschließungsantrag der Stimme 
enthalten. - Danke. 
 

(Beifall bei der PDS) 
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke:  
 

Danke, Frau Dr. Hein. - Für die CDU-Fraktion wird die 
Abgeordnete Frau Feußner reden. Bitte sehr.  
 
 

Frau Feußner (CDU):  
 

Frau Präsidentin! Sehr verehrte Damen und Herren! 
Schon wiederholt haben wir unsere Argumente zur 
Schulentwicklungsplanung im Plenum sowie im Aus-
schuss ausgetauscht. Ich denke, man muss an dieser 
Stelle nicht alles wiederholen. Andererseits ist die Schul-
entwicklungsplanung eine sehr sensible Angelegenheit, 
welche auch einer ausreichenden Aufmerksamkeit be-
darf.  
 

Ich möchte noch einmal sagen, dass SPD und PDS mit 
ihrer Initiative sehr spät, eigentlich zu spät gekommen 
sind. Nun könnte man sagen, nichts ist zu spät, aber 
eines müssen Sie doch wirklich selbstkritisch einge-
stehen: Wenn zum jetzigen Zeitpunkt eine gesetzliche 
Regelung in Kraft treten würde, wäre dies gegenüber 
den Trägern nicht zu rechtfertigen.  
 

(Zustimmung von Frau Weiß, CDU) 
 

Mit Fleiß und mit Engagement - davon gehe ich zu-
mindest aus - wurden die Pläne von den Verwaltungen 
erarbeitet, den Kreistagen vorgelegt und zum Teil auch 
schon beschlossen. Schon aus Gründen des Vertrau-
ensschutzes gegenüber den Trägern halten wir die vor-
geschlagene Veränderung für nicht gerechtfertigt. Eine 
erneute Änderung des Schulgesetzes würde den ge-
genwärtigen Abschluss stark gefährden und wäre auch 
administrativ kaum zu bewältigen. Das gesamte Pla-
nungsverfahren müsste neu aufgestellt werden. Etwa ein 
Drittel der Landkreise hat seine Pläne bereits beschlos-
sen.  
 

Auch wenn man dem Erhalt von Schulstandorten im 
ländlichen Raum sehr viel Verständnis entgegenbringen 
kann - das sage ich klar und deutlich -, sind Schülerzah-
len von 180 Schülern pro Sekundarschule auch nicht 
hilfreicher. In meinem Landkreis - Herr Schomburg sagt 
das auch für seinen Landkreis - würde das kaum eine 
Schule betreffen. Das ist also sehr unwesentlich. Wenn 
wir dem PDS-Vorschlag folgen würden, bekämen wir 
Kleinstschulen, die auch aufgrund ihrer inhaltlichen Aus-
gestaltung und hinsichtlich ihrer Organisation nicht ver-
antwortbar wären.  
 

Das heißt nicht, dass es aus meiner Sicht nicht auch 
andere Möglichkeiten gäbe, aber wir haben eben den 
Weg, den Sie eingeschlagen haben, fortgeführt. Es ver-
wundert mich schon, dass Sie heute so massiv gegen-
steuern.  
 

(Zuruf von der PDS: Sie haben nicht hingehört!) 
 

Auch inhaltliche Aspekte sprechen für eine Ablehnung. 
Was den Qualitätsanspruch von Schulen ausmacht, die 
inhaltliche Entwicklung von Schulen - ich nenne nur das 
Stichwort Schulprogramme -, das Angebotsspektrum von 
Unterrichtsfächern und darüber hinaus - über all diese 
Probleme haben wir uns schon ausgetauscht.  
 

Verehrte Anwesende! Eine Hinauszögerung der Planung 
würde den derzeitigen Prozess verlängern. Die Unruhe 
würde sich noch erhöhen. Wir kommen an der demo-
grafischen Entwicklung nun einmal nicht vorbei. Eine 
noch länger andauernde Unsicherheit würde die Schulen 
noch mehr lähmen und erst recht eine qualifizierte in-
haltliche Arbeit behindern.  
 

Aus meiner Sicht ist es wichtig, den Prozess der Umset-
zung der Planung intensiv fachlich zu begleiten. Der Mi-
nister sagte bereits, dass er eine Arbeitsgruppe gebildet 
hat, die dies tun wird, sodass Härten gemindert und 
Transportwege optimiert werden und auch das Organi-
satorische ausreichend vorbereitet werden kann. - Vie-
len Dank.  
 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke:  
 

Danke, Frau Abgeordnete Feußner. - Damit ist die De-
batte beendet und wir treten in das Abstimmungsver-
fahren zur Drs. 4/1195 ein. Wir stimmen über die Emp-
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fehlung des Ausschusses ab, den Gesetzentwurf in der 
Drs. 4/1071 abzulehnen. Wer dem folgt, den bitte ich um 
das Kartenzeichen. - Das sind die Koalitionsfraktionen. 
Wer ist dagegen? - Das sind die Oppositionsfraktionen. 
Damit ist der Gesetzentwurf der PDS-Fraktion abge-
lehnt.  
 

Es wurde in der Debatte schon darauf hingewiesen, 
dass sich eine Abstimmung über den Entschließungs-
antrag erübrigt, da er untrennbar mit dem Gesetz ver-
bunden ist.  
 

Wir verlassen den Tagesordnungspunkt 4 und kommen 
zu Tagesordnungspunkt 5. Daran wird sich die Frage-
stunde, Tagesordnungspunkt 6, anschließen.  
 
 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 5 auf: 
 
 
 

Zweite Beratung 
 

Referendum zur EU-Verfassung  
 

Antrag der Fraktion der PDS - Drs. 4/861 
 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD - Drs. 4/885 
 

Beschlussempfehlung des Ausschusses für Recht und 
Verfassung - Drs. 4/1193 
 
 
 

Die erste Beratung fand in der 24. Sitzung des Land-
tages am 4. Juli 2003 statt. Berichterstatter wird der Ab-
geordnete Herr Stahlknecht sein. Sie haben das Wort.  
 
 

Herr Stahlknecht, Berichterstatter des Ausschusses 
für Recht und Verfassung:  
 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Der Antrag und der Änderungsantrag sind in der 
24. Landtagssitzung am 4. Juli 2003 federführend in den 
Ausschuss für Recht und Verfassung und zur Mitbera-
tung in den Ausschuss für Bundes- und Europaangele-
genheiten überwiesen worden.  
 

Der Ausschuss für Recht und Verfassung hat in seiner 
Sitzung am 4. September 2003 beschlossen, den Än-
derungsantrag der Fraktion der SPD abzulehnen. Mit 
7 : 5 : 0 Stimmen stimmte der Ausschuss dem Antrag 
der Fraktion der PDS zu.  
 

Der mitberatende Ausschuss für Bundes- und Europa-
angelegenheiten hat sich in seiner Sitzung am 6. No-
vember 2003 mit der vorläufigen Beschlussempfehlung 
befasst und diese bei 4 : 7 : 0 Stimmen abgelehnt.  
 

Daraufhin hat sich der Ausschuss für Recht und Ver-
fassung in seiner Sitzung am 12. November 2003 erneut 
mit dem Antrag, mit dem Änderungsantrag und mit der 
Beschlussempfehlung des Ausschusses für Bundes- 
und Europaangelegenheiten befasst und die Ihnen vor-
liegende Beschlussempfehlung mit 7 : 4 : 0 Stimmen 
verabschiedet.  
 

Meine Damen und Herren! Ich bedanke mich für Ihre 
Aufmerksamkeit.  
 

(Zustimmung bei der CDU) 
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke:  
 

Ich danke, Herr Stahlknecht, für die Berichterstattung. 
- Wir treten jetzt in eine Debatte mit zehn Minuten Re-
dezeit je Fraktion ein. Als erster Debattenredner wird der 

Abgeordnete Herr Tögel für die SPD-Fraktion sprechen. 
Bitte sehr.  
 
 

Herr Tögel (SPD):  
 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Es ist ganz klar: Die SPD ist für 
plebiszitäre Elemente im Grundgesetz, aber dies nicht 
nur von Fall zu Fall, sondern grundsätzlich und für alle 
Fälle, die sozusagen in verfassungsrechtliche Bereiche 
gehen, also nicht nur für einen einzelnen Gesetzentwurf 
wie diesen zum Vertrag über eine europäische Verfas-
sung.  
 

Es kann eigentlich nur das fehlende Wahlkampfthema 
der FDP in Bund und Ländern für die Europawahl im 
nächsten Jahr sein. Allerdings ist mir das als Motivation 
für die Aktion, die Sie im Bundestag und in den Land-
tagen, in denen Sie vertreten sind, eingeleitet haben, 
etwas zu wenig.  
 

In diesem Zusammenhang ist Ihnen in Sachsen-Anhalt 
die PDS zuvorgekommen. Anderenfalls wäre ich davon 
ausgegangen, dass die FDP auch ihren eigenen Antrag 
eingebracht hätte.  
 

(Herr Dr. Püchel, SPD: Das geht doch gar nicht!)  
 

Wie Sie wissen, findet heute, morgen und übermorgen in 
Brüssel die Regierungskonferenz statt. Ihr Ergebnis ist 
völlig offen. Die letzten DPA-Meldungen gehen davon 
aus, dass sich die Regierungskonferenz auf Anfang 
nächsten Jahres vertagt, um dann noch einen Kompro-
miss vor allem in der schwierigen Frage der Stimmen-
gewichtung im Rat zu finden. Ich persönlich hoffe auf ein 
Ergebnis zumindest im nächsten Jahr, besser allerdings 
noch an diesem Wochenende, welches möglichst wenig 
vom Konventsentwurf abweicht.  
 

Was spricht nun gegen ein Referendum? In Deutschland 
gibt es dazu keinerlei Erfahrungen, jedenfalls nicht auf 
Bundesebene. Wir wissen überhaupt nicht, was passiert, 
wenn große gesellschaftliche Gruppen Kampagnen ge-
gen einen Verfassungsvertrag oder gegen diese Verfas-
sung für Europa starten würden.  
 

Es gibt ja verschiedene Änderungswünsche. Sie betref-
fen beispielsweise den Gottesbezug in der Präambel 
oder die militärische Option. Eine Kumulation von gesell-
schaftlichen Gruppen, die aus partiellen Interessen dazu 
auffordern, gegen den Vertrag zu stimmen, würde unter 
Umständen dazu führen, dass dieser Vertrag abgelehnt 
würde, und das wäre für Europa schlecht und für 
Deutschland eine Blamage.  
 

Ich frage auch einmal unter Kollegen: Wer kennt eigent-
lich den Text und kann beurteilen, ob er gut oder 
schlecht ist? Ich habe ein Exemplar mitgebracht. Das 
sind 350, genau 353 Seiten Verfassungsentwurf. Hier-
über mit Ja oder Nein zu befinden halte ich persönlich 
für außerordentlich schwierig.  
 

(Zustimmung bei der CDU) 
 

Wenn es zu einer Volksabstimmung käme, müsste die 
Frage eigentlich lauten: Wollen Sie eine funktionierende 
EU oder wollen Sie sie nicht? Diese Frage kann man mit 
Ja oder Nein beantworten, aber eine Abstimmung über 
einen Verfassungstext dieser Komplexität ist nach mei-
nem Dafürhalten nicht möglich.  
 

Wir haben in Deutschland - Herr Stahlknecht hat das in 
seiner Rede bei der Einbringung des Antrags schon ge-
sagt - eine funktionierende parlamentarische Demokra-
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tie. Bundestag und Bundesrat waren mit Vertretern 
am Verfassungskonvent beteiligt und müssen mit ei-
ner Zweidrittelmehrheit dem Verfassungsvertrag für 
Deutschland zustimmen. Ich denke, das ist eine sehr 
gute demokratische Legitimation. Das Scheitern, das 
ich für verheerend hielte, ist dann aus meiner Sicht 
relativ ausgeschlossen. 
 

Nachdem Herr Stoiber im bayerischen Landtagswahl-
kampf ebenfalls ein Referendum gefordert hatte, was 
scheinbar die Idee für die FDP war, dieses in die Kam-
pagnen für die Europawahlen aufzunehmen, ist die CSU 
wieder davon abgerückt; denn selbst im Bundestag hat 
die CSU gegen den Antrag gestimmt, und Herr Stoiber 
ist sehr zurückhaltend damit umgegangen, nachdem klar 
war, dass er dafür innerhalb der Unionsparteien kein 
Mehrheit finden wird. 
 

Ausnahmsweise empfehle ich Ihnen einmal: Nehmen 
Sie sich die CSU zum Vorbild.  
 

(Herr Kosmehl, FDP: Das machen wir!) 
 

Rücken Sie ab von Ihrer Idee, ein Referendum durch-
zuführen. Ich bitte Sie, der Beschlussempfehlung zuzu-
stimmen. - Ich bedanke mich. 
 

(Zustimmung bei der SPD) 
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Danke, Herr Abgeordneter Tögel. - Für die CDU-Fraktion 
wird der Abgeordnete Herr Borgwardt reden. Bitte sehr. 
 
 

Herr Borgwardt (CDU): 
 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Herr Tögel, ich darf Ihnen erst einmal ein Kompli-
ment machen. Wenn ich mich nicht selbst ausgiebig 
vorbereitet hätte, dann könnte ich Ihren Diskussions-
beitrag inhaltlich voll mittragen.  
 

Mit dem Antrag der PDS-Fraktion haben wir heute 
Abend zu später Stunde über einen Sachverhalt zu 
entscheiden, über den mittlerweile im Deutschen Bun-
destag abschließend beraten wurde. Trotz der ganz of-
fensichtlich eingetretenen Erledigung der Sache möchte 
ich in Ergänzung zum Kollegen Stahlknecht kurz die 
Auffassung der CDU-Fraktion darstellen. 
 

Sofern sich die Regierungschefs der EU-Mitgliedsstaa-
ten überhaupt noch auf einen Vertragstext einigen, steht 
im nächsten Jahr die Ratifizierung der Verfassung der 
Europäischen Union durch die Mitgliedstaaten an. Die 
Entscheidung über die Annahme einer Verfassung ist 
nach der Auffassung der Fraktion der PDS und der FDP 
die grundlegendste aller Entscheidungen. Da die Euro-
päische Union nicht mehr nur eine Union der Staaten, 
sondern auch eine Union der Bürger sein will, muss den 
Bürgern die Möglichkeit gegeben werden, sich im Wege 
eines Volksentscheids zu dem Verfassungstext zu be-
kennen. - So zumindest die von uns wahrgenommene 
Argumentation der PDS und der FDP. 
 

Dazu soll nun in Artikel 23 des Grundgesetzes ein Ab-
satz eingefügt werden, mit dem geregelt wird, dass für 
die Zustimmung der Bundesrepublik Deutschland zur 
Einführung einer europäischen Verfassung die Zustim-
mung durch Volksentscheide notwendig ist. 
 

Frau Präsidentin! Meine lieben Kollegen! Für die CDU-
Fraktion ist es wichtig, darauf hinzuweisen, dass die 
im Antrag der PDS-Fraktion in der Drs. 4/861 erwähnte 
Initiative der FDP-Fraktion im Deutschen Bundestag 

bereits in den Ausschussberatungen in Berlin von den 
Fraktionen der SPD, der CDU/CSU - Herr Tögel hat das 
schon erwähnt - und des Bündnis 90/DIE GRÜNEN ge-
gen die Stimmen der Fraktion der FDP abgelehnt wurde.  
 

So hat beispielsweise der Rechtsausschuss des Deut-
schen Bundestages über die FDP-Initiative in seiner 
30. Sitzung am 5. November dieses Jahres abschlie-
ßend beraten und den Gesetzentwurf der FDP-Fraktion 
abgelehnt. Der Deutsche Bundestag ist der Ausschuss-
empfehlung vor kurzem gefolgt. Dessen muss man sich 
bewusst sein, wenn wir in Kürze über die Anträge der 
Fraktionen von SPD und PDS befinden. Die notwendige 
Verfassungsänderung würde allein schon am Deutschen 
Bundestag scheitern. 
 

Die PDS und die FDP fordern also ein Referendum über 
die europäische Verfassung. Mein Kollege Kosmehl von 
der FDP-Fraktion wird sich sicherlich nachher eingehend 
dazu äußern.  
 

(Herr Kosmehl, FDP: Sehr gern!) 
 

Herr Kosmehl, Sie stehen mit dieser Aufforderung - das 
sage ich ganz offen - vielleicht im Lichte der Öffentlich-
keit sicher nicht ganz allein da. Sie sollten sich aber 
ernsthaft fragen, ob Sie und Ihre Partei nur dann eine 
große Bürgerpartei werden, wenn Sie bei dieser Frage 
um jeden Preis dem Zeitgeist folgen. Herr Kollege, ich 
glaube, wohl kaum.  
 

(Zustimmung bei der CDU) 
 

Gerade bei dieser Frage gibt es aber ebenso viele Stim-
men, die ein Referendum aus vielerlei Gründen vehe-
ment ablehnen. Ich erinnere nur an den Präsidenten des 
Europäischen Parlaments Pat Cox, meines Wissens ein 
Liberaler. Er hat in einer der vergangenen Sitzungen des 
Europa-Ausschusses des Deutschen Bundestages ein-
dringlich vor den Gefahren eines Referendums gewarnt. 
 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die Fraktion 
der CDU lehnt ein derartiges Referendum ab. Herr Kos-
mehl, wir gehen aber auch davon aus, dass es sich um 
eine Grundsatzfrage handelt. Insofern besteht zumindest 
ein kleiner Konsens im Dissens. Ich bin zu Beginn mei-
ner Rede darauf eingegangen.  
 

Im Gegensatz zur PDS und der FDP sind wir jedoch der 
Auffassung, dass eine derartige Frage auch als solche 
entschieden werden muss und nicht einzelfallbezogen 
beurteilt werden kann. Wir teilen die von Ihnen konstru-
ierte Kausalkette nicht, da sich nach Auffassung der 
CDU-Fraktion ein Europa der Bürger und die repräsenta-
tive Demokratie gerade nicht ausschließen. 
 

Nach der gefestigten Auffassung der Fraktion der CDU 
ist das parlamentarische Verfahren dem plebiszitären 
Verfahren überlegen, da es repräsentativ ist. Demge-
genüber können plebiszitäre Verfahren als reines Ver-
hinderungsverfahren benutzt werden; denn sie bieten 
gerade nicht die Möglichkeit der Gestaltung. Darüber 
hinaus besteht die ernsthafte Gefahr, dass sie zu einer 
Minderheitendemokratie führen, da die Beteiligungsquo-
te in der Regel niedrig ist.  
 

Aus den beiden zuletzt genannten Gründen konnten 
wir auch dem Antrag der SPD-Fraktion nicht folgen, in 
dem sich grundsätzlich für die Einführung plebiszitärer 
Verfassungselemente auf Bundesebene ausgesprochen 
wird. 
 

Die fundamentale Frage nach der besseren Form der 
Demokratie in Deutschland darf keinesfalls nach partei-
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taktischer Opportunität entschieden werden. So handelt 
es sich bei dem Gesetzentwurf der Fraktion der FDP im 
Deutschen Bundestag, der über den Umweg eines An-
trags der Fraktion der PDS Gegenstand unserer parla-
mentarischen Debatte geworden ist, um einen populis-
tischen Vorstoß, der klar abzulehnen ist. 
 

Abschließend weise ich noch darauf hin, dass der Ent-
wurf des konkreten Gesetzestextes der FDP-Bundes-
tagsfraktion so gefasst ist, dass eventuelle künftige Än-
derungen der europäischen Verfassung keines Volksent-
scheides mehr bedürfen. Somit handelt es sich formal 
um ein Maßnahmegesetz, das auch aus diesem Grund 
von uns abzulehnen ist. 
 

Die CDU-Fraktion wird sich der Beschlussempfehlung 
des Ausschusses für Recht und Verfassung anschlie-
ßen. Wir möchten die anderen Fraktionen bitten, sich 
unserem Votum anzuschließen.  
 

(Beifall bei der CDU) 
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Danke, Herr Abgeordneter Borgwardt. - Für die PDS-
Fraktion wird die Abgeordnete Frau Dr. Klein sprechen. 
Bitte sehr. 
 
 

Frau Dr. Klein (PDS): 
 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Das Thema 
EU-Konvent hat in den letzten Monaten wiederholt auf 
der Tagesordnung dieses Hohen Hauses gestanden. 
Wir haben es mehrheitlich und parteiübergreifend be-
grüßt, dass es einen transparenten Diskussionsprozess 
gab. Wir haben diesen Prozess mit einem gemeinsamen 
Beschluss auch entsprechend gewürdigt.  
 

Mit der EU-Verfassung sollen grundlegende Weichen für 
die weitere Entwicklung in der Bundesrepublik und in der 
Europäischen Union gestellt werden. Die Weichensteller 
sollten die Bürgerinnen und Bürger sein; denn sie sind 
der Souverän. Deshalb sind wir der Meinung, die Bür-
gerinnen und Bürger der Bundesrepublik sollen wie die 
Bürgerinnen und Bürger in einer ganzen Reihe anderer 
Mitgliedstaaten das Recht und die Möglichkeit haben, in 
einem Referendum ihr Votum über die europäische Ver-
fassung abzugeben.  
 

(Beifall bei der PDS und bei der FDP) 
 

Man kann nicht die Demokratisierung der EU begrüßen 
und zugleich sagen: Aber in unserem Haus bleibt alles 
so, wie es ist.  
 

(Beifall bei der PDS und bei der FDP) 
 

Inzwischen wissen wir - das haben Sie sehr deutlich 
gesagt -, dass eine solche Volksabstimmung von SPD 
und CDU mehrheitlich nicht gewollt wird. Die Gründe 
dafür mögen sehr unterschiedlich sein, doch das Ergeb-
nis ist eindeutig. In der Bundestagsdebatte am 6. No-
vember 2003 wurde eine Änderung des Grundgesetzes 
abgelehnt.  
 

Es ist schon erstaunlich, wie wenig manche Politikerin-
nen und Politiker an die Überzeugungskraft ihrer eige-
nen Politik glauben und deshalb gar in einer Volks-
abstimmung über Europa eine Bühne für Sektierer und 
Randalierer sehen, „auf der alle Kräfte, die eine europä-
ische Verfassung durchbringen müssen, sich mit anti-
europäischen Ressentiments herumschlagen müssten.“ 
- So der Originalton von Peter Hintze, Mitglied des Bun-
destages.  
 

Aber die CDU tut sich - das haben wir bei der Einbrin-
gung des Antrags und auch heute wieder sehr deutlich 
vernommen - schwer mit plebiszitären Elementen in der 
Demokratie überhaupt. Sie verstehen sich - so auch 
Herr Hintze, um ihn noch einmal zu zitieren - als die ein-
zigen, die kristallklar, nicht kantenklar, die Leitprinzipien 
der repräsentativen Demokratie vertreten. Befürworter 
eines Referendums, wie Jürgen Rüttgers oder der saar-
ländische Ministerpräsident Peter Müller, wurden zurück-
gepfiffen.  
 

Für die SPD ist die Sache schon etwas schwieriger, hat 
sie sich doch in den vergangenen Jahren wiederholt für 
die Einführung von plebiszitären Elementen eingesetzt. 
Herr Tögel hat darauf verwiesen. Aber im Unterschied 
zu sonstigen Volksentscheiden, bei denen Gruppen 
außerhalb des Parlaments die Mehrheit der Bevölkerung 
von der Richtigkeit ihres Anliegens überzeugen müssen, 
liegt in diesem Fall die Aufgabe bei einer Regierungs-
mehrheit. Sie muss eine Mehrheit der Stimmbürger von 
der Richtigkeit ihres Ansatzes überzeugen.  
 

Hierbei also ist es dem Kanzler wieder einmal gelungen, 
Forderungen nach einem Volksentscheid aus den eige-
nen Reihen zurückzudrängen. Anscheinend ist er auch 
nicht davon überzeugt, dass Sie, verehrte Kolleginnen 
und Kollegen von der SPD, in der Lage sind, Verfas-
sungsinhalte so unter das Volk zu bringen, dass dieses 
letztlich weiß, worum es geht. Ein toller Vertrauens-
beweis ist das nicht.  
 

In den Beitrittsstaaten der Europäischen Union, aber 
auch im Rest des alten Europas sind Volksabstimmun-
gen nichts Besonderes. Meine werten Kolleginnen und 
Kollegen! In Bezug auf die Frage der direkten Demo-
kratie ist die Bundesrepublik ein Entwicklungsland. Herr 
Staatsminister Robra hat darauf bereits am 4. Juli hin-
gewiesen. Er hat nachdrücklich betont, dass es in der 
Bundesrepublik keine Erfahrungen mit Referenden auf 
Bundesebene gibt und wir uns deshalb möglicherweise 
blamieren könnten.  
 

Nun hängt die Blamage sicherlich vom jeweiligen Stand-
punkt ab, davon, ob man zu den Befürwortern oder zu 
den Gegnern des jeweiligen Anliegens gehört. Aber 
generell geht es doch bei einem Volksentscheid darum, 
dass sich die Bürgerinnen und Bürger in den Diskus-
sionsprozess einbringen, dass sie sich bewusst für eine 
bestimmte Entwicklung engagieren oder auch diese ab-
lehnen.  
 

Der Verfassungskonvent hat vom Europäischen Rat den 
Auftrag bekommen, den Bürgern das europäische 
Projekt und die europäischen Organe näher zu bringen. 
Ein Referendum kann wesentlich zur demokratischen 
Verankerung der Europäischen Union beitragen.  
 

Eine größere Bildungsveranstaltung kann es eigentlich 
gar nicht geben; denn wir müssen mit den Bürgerinnen 
und Bürgern das Gespräch über Europa führen. Es gilt, 
die Entwicklung transparent aufzuzeigen, zu verdeut-
lichen, wie und warum Entscheidungen getroffen werden 
und welche Wirkungen sie haben könnten. So können 
auch Ängste abgebaut werden, die es gerade hinsicht-
lich der bevorstehenden Erweiterung der Europäischen 
Union gibt.  
 

Also, ein Volksentscheid wäre wirklich eine Demokratie 
stiftende Aufgabe, der sich eigentlich alle Parteien gera-
de angesichts der wachsenden Parteien- und Politikver-
drossenheit verpflichtet fühlen müssten.  
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Aber ich glaube, die Furcht vor einer Volksabstimmung 
hat noch eine andere Ursache. Hierzu möchte ich - Frau 
Präsidentin, wenn Sie gestatten - den „Spiegel“ zitieren; 
dieser ist vielleicht nicht der PDS-Nähe verdächtig. Im 
„Spiegel“ vom 2. Oktober 2003 wurde festgestellt: 
 

„Die politische Klasse hat kein Interesse an 
einem breiten demokratischen Diskurs über eine 
neue Verfassung. Man muss nicht unter para-
noiden Wahnvorstellungen leiden, um zu arg-
wöhnen, dass die Herrschenden eine öffentliche 
Debatte scheuen, weil tatsächlich Dinge in der 
Europäischen Verfassung stehen, die fragwürdig 
sind, die undemokratisch sind, die möglicher-
weise nicht die Mehrheit des direkt befragten 
Volkes finden würden.“ 

 

Das genau ist nämlich der Punkt.  
 

Auf die begrüßenswerten Bestandteile des Verfassungs-
entwurfs ist in den vergangenen Debatten ausführlich 
eingegangen worden. Aber als wir im Monat Juli über die 
europäische Verfassung diskutierten, lagen uns Teil 3 
und Teil 4 nicht vor. Herr Robra verwies damals voraus-
schauend auf die Einzelermächtigungen zu den Fach-
politiken und deren Kompliziertheit.  
 

Über die Kompliziertheit mag man streiten - viel bedenk-
licher aber ist für uns, dass die Bestimmungen im Teil 3 
nicht dem Teil 1 angeglichen worden sind. Ich möchte 
nur einen Widerspruch nennen. Es sind zum Beispiel 
zwei völlig unterschiedliche Wirtschaftsphilosophien ge-
geben. In Teil 1 wurden vom Konvent die Ziele „soziale 
Marktwirtschaft“ und „Vollbeschäftigung“ formuliert. Im 
Teil 3 dagegen ist von offener Marktwirtschaft mit freiem 
Wettbewerb und hohem Beschäftigungsgrad die Rede. 
Damit wird der Wille des Konvents konterkariert; denn 
dieser hatte so gut wie keine Möglichkeit, die Teile 3 
und 4 zu diskutieren.  
 

Die Bürgerinnen und Bürger werden eigentlich regel-
recht verschaukelt; denn es sind nur die Teile 1 und 2 
veröffentlicht worden. Bisher liegt Teil 3 nicht in solch 
schöner Buchform, wie es uns Herr Tögel gezeigt hat, 
vor.  
 

Dringend notwendig erscheint uns ein Referendum auch 
aufgrund des Wenigen, was man aus der Regierungs-
konferenz gehört. Der Verfassungskonvent war ein 
Stück erstrittene Demokratie; denn die Regierungschefs 
waren in Nizza mit ihrem Latein am Ende und hatten 
deshalb den Konvent einberufen. Nun kündigen sehr 
viele Regierungen den Kompromiss, den sie mit erar-
beitet haben, auf. Eine Verabschiedung ist im Augen-
blick ungewisser denn je, zumindest eine Verabschie-
dung in diesem Jahr.  
 

Unter anderem wollen die Staats- und Regierungschefs 
gerade gefundene demokratische Fortschritte wieder 
rückgängig machen. Es soll keinen öffentlich tagenden 
Legislativrat geben; die Gesetzgebung soll weiterhin hin-
ter geschlossenen Türen passieren.  
 

Die vom Konvent vorgesehenen Passagen zur Militari-
sierung der Europäischen Union waren für uns bisher 
schon nicht tragbar. Aber nun haben die Außenminister 
auf ihrem Treffen in Neapel hinsichtlich der Europä-
ischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik entschie-
den, die EU noch stärker unter die Kuratel der Nato zu 
stellen. Das heißt im Klartext: Die EU-Sicherheitspolitik 
soll in Zukunft vor allem militärische Interventionspolitik 
sein.  
 

Abgesehen davon, dass ich mir nicht sicher bin, inwie-
weit Teil I Artikel 40 und die entsprechende Unterset-
zung im Teil 3 grundgesetzkonform sind, so bin ich mir 
doch sicher darin, dass jedes Land im Bereich der 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik seine Souveränität 
abgeben wird.  
 

Die nationale Entscheidungshoheit wurde bereits im 
Bereich der Wirtschafts- und Geldpolitik aufgegeben, 
ohne die Bevölkerung zu fragen. Nun soll das auch in 
dem sehr sensiblen Bereich der Sicherheits- und Ver-
teidigungspolitik geschehen. Genau das ist der Punkt, 
auf den sich der Protest sehr vieler Bürgerinnen und 
Bürger schon jetzt konzentriert. Die geplante Militarisie-
rung der EU könnte bei einem Referendum das Zünglein 
an der Waage sein und den Verfassungsentwurf zum 
Kippen bringen. 
 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Gerade weil es um 
grundsätzliche Fragen geht, die weit in die nationale Po-
litik der einzelnen Staaten hineinreichen und damit das 
Leben der Bürgerinnen und Bürger berühren, müssen 
sie nicht nur debattiert werden, sondern sie müssen von 
der Mehrheit der Menschen in Europa mitgetragen wer-
den. Wir brauchen demokratische, soziale und friedliche 
Lösungen, wenn die Europäische Union eine Zukunft 
haben soll. Diese Lösungen müssen sich auch und gera-
de in einer Verfassung wiederfinden, der die Mehrheit 
der Bürgerinnen und Bürger ehrlich zustimmen kann. 
 

(Beifall bei der PDS) 
 

Deshalb bleibt die PDS bei ihrer Forderung: Eine EU-
Verfassung nur mit Volksabstimmung! 
 

(Beifall bei der PDS) 
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Danke, Frau Abgeordnete Dr. Klein. - Für die FDP-Frak-
tion wird der Abgeordnete Herr Kosmehl reden. - Ich bit-
te, den Lärmpegel ein wenig zu senken, auch wenn der 
Tag heute anstrengend war.  
 
 

Herr Kosmehl (FDP): 
 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Auch wenn ich mir jetzt wie Don Quichotte vorkom-
me, der vergeblich gegen Windmühlen kämpft, wenn ich 
am Schluss meiner Rede für die Ablehnung der Be-
schlussempfehlung und damit für ein EU-Referendum 
plädiere,  
 

(Herr Scharf, CDU: Aber nicht jeder kommt gleich 
in die Weltliteratur!) 

 

lassen Sie mich erläutern, warum die FDP für dieses 
Stimmverhalten wirbt.  
 

Aufgrund der aktuellen Entwicklungen auf der Regie-
rungskonferenz halte ich es zunächst für geboten, noch-
mals auf den Verfassungsvertrag selbst hinzuweisen, 
kurz darauf einzugehen. Der Entwurf beinhaltet eine 
Reihe von Vorschlägen, die Grundvoraussetzung sind, 
um die Herausforderungen der Zukunft zu meistern.  
 

Im nächsten Jahr steht der Beitritt von zehn neuen Mit-
gliedstaaten zur Europäischen Union an. Eine Union mit 
25 Mitgliedern kann nicht mit den und in den Institutio-
nen arbeiten, die für eine Union mit ursprünglich sechs 
Mitgliedstaaten geschaffen worden sind. Auch die Euro-
päische Integration kann nur voranschreiten, wenn es 
der Europäischen Union gelingt, den bestehenden Re-
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formbedarf zugunsten einer starken Union für seine Bür-
ger zu lösen.  
 

Meine Damen und Herren! Die Union der Bürger, das ist 
unser Ziel. Hierzu müssen Organisation und Entschei-
dungsablauf für die Bürger transparenter und somit ver-
ständlicher und bürgernäher gestaltet werden. 
 

Der Europäische Konvent hat in seinem Entwurf Vor-
schläge für die weitere Entwicklung hin zu einer politi-
schen Union gemacht. Die Einbeziehung der Grund-
rechtecharta, die Ausweitung der Mehrheitsentscheidun-
gen und klare Kompetenzabgrenzungen seien hierzu nur 
beispielhaft genannt.  
 

In den nächsten zwei Tagen geht die Regierungskon-
ferenz in eine entscheidende Phase.  
 

Meine Damen und Herren! Den vom Konvent vorgeleg-
ten Entwurf eines Verfassungsvertrags kann man durch-
aus als ein Paket mit Kompromissen oder als ein Paket 
der Kompromisse bezeichnen. Die Versuchung ist groß, 
das Gesamtpaket Verfassungsvertrag nochmals auf-
zuschnüren und an der einen oder anderen Stelle etwas 
zu ändern. Aber dabei ist immer zu hinterfragen, zu wes-
sen Gunsten die Veränderungen erfolgen sollen. 
 

Lassen Sie mich hier feststellen: Wir Liberalen begrüßen 
ausdrücklich das Ergebnis des Konvents. Der vorgelegte 
Vertragsentwurf stellt die entscheidenden Weichen für 
die Zukunft der Europäischen Union. 
 

Aber auch aus meiner Sicht sind noch Nachbesserun-
gen nötig. Ich hätte mir ein klareres Bekenntnis zu Frei-
heit, Wettbewerb und Vielfalt gewünscht. Während je-
doch einzelne Vertreter der Mitgliedstaaten das Paket 
nur aufschnüren wollen, um mehr Nationalstaat zu er-
reichen, wollen wir Nachbesserungen für mehr Europa. 
Das, meine Damen und Herren, ist ein gravierender 
Unterschied.  
 

Das entschlossene Durchgreifen gegen organisiertes 
Verbrechen oder eine starke gemeinsame Außenpolitik, 
um nur zwei Beispiele zu nennen, dürfen nicht an den 
Bedenken eines Mitgliedstaates scheitern. Auch in die-
sen Bereichen brauchen wir endlich Mehrheitsentschei-
dungen. Wenn es gelingen kann, mehr Europa in dem 
Vertrag festzuschreiben, sollten wir das unterstützen. 
Rückschritte um der nationalen Interessen willen im Be-
reich der Institutionen, zum Beispiel bei der Frage der 
Anzahl der stimmberechtigten Kommissare oder der Ab-
stimmung mit doppelter Mehrheit, darf es nicht geben.  
 

Lassen Sie mich diesen Punkt verdeutlichen. Wenn es in 
den nächsten Tagen um eine Entscheidung geht, darf 
diese nicht ein Minimalkonsens werden. Europa braucht 
keinen Minimalkonsens à la Nizza oder Amsterdam. 
Europa braucht Reformen, wie sie der Konventsentwurf 
vorsieht. 
 

Daher möchte ich meinem Wunsch Ausdruck verleihen, 
dass es tatsächlich zu einer Einigung im Rahmen der 
Regierungskonferenz kommt. Auch wenn die Chancen 
dafür zurzeit nicht besonders rosig sind, appelliere ich 
auch von dieser Stelle noch einmal an alle Beteiligten, 
diese Einigung, die für Europa so wichtig ist, herbeizu-
führen. 
 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Mit dem Ver-
fassungsvertrag soll die Europäische Union eine neue 
Grundlage erhalten. Die Entwicklungen in den vergange-
nen 50 Jahren von der Sechser-Wirtschaftsgemeinschaft 

über den gemeinsamen Binnenmarkt und die gemein-
same Währung Euro bis hin zur politischen Union sollen 
mit dem Vertrag über eine Verfassung für Europa zu-
sammengefasst und fortgeführt werden. Eine so grund-
legende Weiterentwicklung bedarf der Zustimmung aller 
beteiligten Europäer. 
 

(Zustimmung bei der FDP) 
 

Doch während in vielen Mitglieds- und Beitrittsstaaten 
ein Referendum obligatorisch ist, erfolgt in Deutschland 
die Ratifikation auf der Grundlage einer Zweidrittelmehr-
heit in Bundestag und Bundesrat. Die Bürgerinnen und 
Bürger in den Niederlanden, in der Tschechischen Re-
publik, in Irland, in Frankreich, in Spanien, in Portugal, in 
Luxemburg und in Dänemark werden über den Verfas-
sungsvertrag abstimmen. Weitere Länder überlegen sich 
diese Option noch. 
 

Die FDP-Fraktion will die Bürgerinnen und Bürger mit-
nehmen. Sie sollen an der Weiterentwicklung Europas 
teilnehmen können. So wollen wir ein Stück mehr Identi-
fikation mit Europa schaffen.  
 

Mein sehr geehrten Damen und Herren! „Die Verfas-
sung, die wir haben, basiert auf Demokratie, weil der 
Staat nicht auf wenige Bürger, sondern auf die Mehrheit 
ausgerichtet ist.“ Diesen Ausspruch des griechischen 
Philosophen Thukydides haben die Mitglieder des Kon-
vents nach meiner Ansicht zu Recht in der Präambel 
erwähnt und somit an den Anfang des gesamten Ver-
fassungsvertrages gestellt. Weiter heißt es in Artikel 1 
Abs. 1 des Entwurfs:  
 

„Geleitet von dem Willen der Bürgerinnen und 
Bürger und der Staaten Europas, ihre Zukunft ge-
meinsam zu gestalten, begründet diese Ver-
fassung die Europäische Union ...“  

 

Diese Sätze, meine sehr verehrten Kolleginnen und Kol-
legen der CDU und der SPD, sollten aber nicht erst nach 
dem In-Kraft-Treten der Verfassung Gültigkeit erlangen; 
sie sollten vielmehr schon heute gelten. Dann ist es aber 
nur folgerichtig, dass die Mehrheit, also die Bürger, über 
die neue Verfassung Europas mitentscheiden und auf 
diese Weise ihren Willen zur gemeinsamen Zukunft 
Europas dokumentieren kann. 
 

Meine sehr verehrten Kollegen der CDU und der SPD, 
man kann zu Plebisziten eine andere Meinung vertreten. 
 

(Zuruf von Herrn Bullerjahn, SPD) 
 

Im Zusammenhang mit dem Verfassungsvertrag ist das 
jedoch widersprüchlich. Sie müssen den Bürgerinnen 
und Bürgern nämlich erklären, warum Sie, die CDU und 
die SPD, für den Verfassungsvertrag sind - etwas ande-
res habe ich bis jetzt noch nicht gehört -, der in Teil I 
Artikel 46 explizit eine Bürgerbeteiligung verankern will, 
warum Sie aber zur Verabschiedung der Verfassung 
eine Beteiligung der Bürger ablehnen. 
 

(Zustimmung bei der FDP - Beifall bei der PDS 
- Zuruf von Minister Herrn Dr. Daehre) 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, mir scheint es, 
Sie nehmen es mit dem Begriff der Volkspartei nicht 
mehr ganz so ernst. 
 

(Unruhe - Lachen bei der CDU) 
 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Lieber Herr 
Kollege Tögel, ich teile auch nicht Ihre Auffassung, dass 
es zu riskant sei, die EU-Verfassung als Versuchskanin-
chen für plebiszitäre Elemente zu nutzen, wie Sie das in 
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Ihrem „Volksstimme“-Artikel, den Sie heute vorgetragen 
haben, formuliert haben.  
 

(Zuruf: Oh!) 
 

Mit der Ausrede in Bezug auf die Gefahr des Scheiterns 
eines Referendums können Sie sich immer wieder Ple-
bisziten verschließen, obwohl Sie diese eigentlich befür-
worten, wie Sie gerade ausgeführt haben. Würde man 
Ihrer Argumentation, Herr Kollege Tögel, folgen, dürfte 
man den Volksentscheid lediglich bei unwichtigen Ent-
scheidungen versuchsweise einführen. Aber genau das 
wollen wir nicht. Gerade bei dieser wichtigen Entschei-
dung ist die direkte Beteiligung angebracht. 
 

(Zustimmung bei der FDP - Beifall bei der PDS 
- Zuruf: Jawohl!) 

 

Auch Ihre Argumentation, der Verfassungsvertrag  
 

(Zuruf von Minister Herrn Dr. Daehre) 
 

könne nicht mit Ja oder Nein beantwortet werden und es 
gebe Risiken bei einem Volksentscheid in Deutschland, 
ist für mich nicht stichhaltig. Die Frage, warum Nieder-
länder, Tschechen, Iren, Franzosen, Spanier, Portugie-
sen, Luxemburger und Dänen eine Abstimmung über die 
Verfassung sehr wohl durchführen können, lasse ich mal 
außer Acht. Die Antwort auf diese haben auch Sie offen 
gelassen. Vielleicht haben Sie keine Antwort darauf. 
 

Die Verweise auf die Risiken, auf fehlende Erfahrungen 
bei der Mobilisierung oder auf Auswirkungen einer Kam-
pagne von Europagegnern sind für mich nur Ausreden. 
Selbstverständlich wäre man als überzeugter Europäer 
gefordert. Übrigens, Herr Kollege Tögel, finde ich es gut, 
dass Sie im „Volksstimme“-Interview noch einmal explizit 
gesagt haben, dass Sie auch einer sind; denn beim 
ersten Lesen ist mir das nicht aufgefallen. 
 

(Zustimmung von Frau Röder, FDP - Minister 
Herr Dr. Daehre lacht - Unruhe) 

 

Meine Damen und Herren! Selbstverständlich müssen 
wir als überzeugte Europäer die Bürgerinnen und Bürger 
überzeugen. Selbstverständlich müssen wir für die Ver-
fassung beim Bürger werben. Wir wollen das; Sie trauen 
sich das nicht zu. 
 

(Zuruf von der PDS: Wer schlechte Argumente 
hat! - Unruhe bei der CDU) 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wenn ich in 
den letzten Tagen und Wochen meinen Blick nach Berlin 
oder nach Bayern gerichtet habe, dann ist zu erkennen, 
dass eventuell doch noch vage Hoffnung besteht, dass 
sich auch Vertreter anderer Parteien - lassen Sie es 
mich so formulieren - bekehren lassen. 
 

(Zuruf von Herrn Borgwardt, CDU) 
 

Am 6. November 2003 hat der Bundestag den Gesetz-
entwurf erwartungsgemäß abgelehnt. Bemerkenswert 
ist, dass sich immerhin fünf Abgeordnete der CDU/CSU-
Fraktion der Stimme enthalten haben und vier sogar 
zugestimmt haben. Die Grünen - sie spielen in Sachsen-
Anhalt derzeit keine Rolle - sind mittlerweile ebenfalls 
von der ablehnenden Haltung abgekommen und wollen 
nun einen Volksentscheid. 
 

Ich darf für die Länderseite den Europaminister Bayerns 
Herrn Sinner zitieren. Er sagte in einer Pressemitteilung 
Ende November 2003: Wenn wir wollen, dass sich die 
Bürger stärker mit Europa identifizieren, sollten wir sie 
stärker an Entscheidungen beteiligen.  
 

Meine Damen und Herren! Man soll nie aufgeben. Des-
halb wird die FDP-Bundestagsfraktion nochmals einen 
Gesetzentwurf einbringen, um einen Volksentscheid zur 
europäischen Verfassung im Grundgesetz zu verankern 
und somit allen Spätentschlossenen nochmals die Chan-
ce geben, die Beteiligung zu ermöglichen, die die Bürge-
rinnen und Bürger aus so vielen Mitgliedstaaten bereits 
haben.  
 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen der CDU- und 
der SPD-Fraktion! Wir können heute von Sachsen-An-
halt aus ein Zeichen für mehr Bürgerbeteiligung setzen. 
Sagen auch Sie Ja zum Bürger, Ja zu einem Volksent-
scheid. 
 

Ich bitte um Ablehnung der Beschlussempfehlung. 
 

(Zustimmung bei der FDP - Beifall bei der PDS) 
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Herr Abgeordneter Kosmehl, sind Sie bereit, eine Frage 
der Abgeordneten Frau Wybrands zu beantworten? 
 
 

Herr Kosmehl (FDP): 
 

Natürlich. 
 

(Zuruf von der CDU: Eva! - Unruhe) 
 
 

Frau Wybrands (CDU): 
 

Herr Kosmehl, der europäische Verfassungsvertrag ist 
unter anderem unter der Mitwirkung der neuen Mitglied-
staaten zustande gekommen. Der Vertrag von Nizza ist 
nicht auf diese Weise zustande gekommen. Er ist in sei-
ner Entstehung und auch in seinen Aussagen wesentlich 
weniger demokratisch gewesen. 
 

Würden Sie mir darin zustimmen, dass dann, wenn 
durch ein Referendum dieser europäische Verfassungs-
vertrag nicht ratifiziert wird, der Vertrag von Nizza und 
damit wesentlich schlechtere Bedingungen für die neuen 
Mitgliedstaaten gelten? 
 

(Unruhe bei der PDS) 
 
 

Herr Kosmehl (FDP): 
 

Sehr geehrte Frau Kollegin Wybrands,  
 

(Herr Gürth, CDU: Sie haben Recht!) 
 

ich gebe Ihnen Recht, 
 

(Heiterkeit bei der CDU) 
 

dass der Vertrag von Nizza dann zur Geltung kommt, 
wenn es nicht gelingt, einen neuen Verfassungsvertrag 
zu ratifizieren. Ich kann gern noch einmal aufführen, in 
wie vielen Staaten es Referenden zu diesem Vertrag 
gibt. 
 

(Herr Gürth, CDU: Muss nicht sein!) 
 

Ein negatives Referendum würde ausreichen, damit der 
Vertrag nicht in Kraft tritt. Sie können doch aber nicht 
ernsthaft dieses Argument zur Begründung dafür heran-
ziehen, warum wir in Deutschland nicht auch die Bürger 
einbeziehen wollen. 
 

(Beifall bei der FDP - Starker Beifall bei der PDS) 
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Danke, Herr Abgeordneter Kosmehl. - Damit ist die - -  
 

(Unruhe) 
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Ich bin noch hier vorn. 
 

(Heiterkeit bei allen Fraktionen) 
 

Damit ist die Debatte beendet und wir treten ein in das 
Abstimmungsverfahren zur Drs. 4/1193. Wer der Emp-
fehlung des Ausschusses folgt, den Antrag in der Drs. 
4/861 abzulehnen, den bitte ich um das Kartenzeichen. 
- Das sind die Fraktionen der CDU und der SPD. Wer ist 
dagegen? - Das sind die Fraktionen der FDP und der 
PDS. Damit ist der Antrag abgelehnt worden.  
 

(Zustimmung von Herrn Tullner, CDU) 
 

Wir verlassen den Tagesordnungspunkt 5. 
 

(Unruhe) 
 

- Wenn es irgendwie möglich ist und ich mich gegen Ihre 
Geräuschkulisse durchsetzen kann, möchte ich Ihnen 
einen Vorschlag unterbreiten. Die Fragestunde wird nun 
doch erst am morgigen Tag durchgeführt, weil es die 
SPD-Fraktion so wünscht. Das ist legitim. 
 

Wir haben aber noch 45 Minuten Zeit und die Chance, 
heute bis zu fünf Tagesordnungspunkte, die für die mor-
gige Sitzung vorgesehen waren, zu behandeln, weil es 
sich im Wesentlichen um unstrittige Themen, die ohne 
Debatte beschlossen werden sollen, oder um Einbrin-
gungen handelt.  
 

Ich werde jetzt einfach mit dem Aufruf beginnen und wir 
werden sehen, wie weit wir kommen. Wenn Sie damit 
einverstanden sind, würde ich mich freuen, wenn Sie 
dies durch etwas mehr Aufmerksamkeit zum Ausdruck 
bringen. 
 

(Beifall bei der CDU, bei der PDS und bei der 
FDP) 

 
 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 10 auf: 
 
 
 

Zweite Beratung 
 

Entwurf eines Neunten Gesetzes zur Änderung des 
Abgeordnetengesetzes 
 

Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU und der FDP 
- Drs. 4/1151 
 

Beschlussempfehlung des Ältestenrates - Drs. 4/1219 
 
 
 

Die erste Beratung fand in der 29. Sitzung des Land-
tages am 20. November 2003 statt. Berichterstatter ist 
der Abgeordnete Herr Gürth. Bitte sehr, Herr Gürth, Sie 
haben das Wort. 
 
 

Herr Gürth, Berichterstatter des Ältestenrates: 
 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Dem Ältestenrat wurde der Entwurf eines Neunten 
Gesetzes zur Änderung des Abgeordnetengesetzes 
überwiesen. Dieser hat in Würdigung des Berichtes der 
Diätenkommission und des Landtagspräsidenten über 
den Gesetzentwurf beraten. Der Ältestenrat kam mehr-
heitlich zu der Auffassung, die vorgeschlagene Ände-
rung des § 6 Abs. 1 des Abgeordnetengesetzes in der 
Fassung des Entwurfes vorzunehmen. 
 

Allerdings galt es, über einen neuen Aspekt, der bei 
der Einbringung in der Form noch nicht gewürdigt wer-
den konnte, zu beraten. Im Ältestenrat und in den Frak-
tionen ist man der Auffassung, dass die Abgeordneten 

die Möglichkeit bekommen sollten, die über das Landes-
datennetz verfügbaren Daten - sofern es technisch mög-
lich ist - in fernerer Zukunft auch über die Wahlkreis-
büros abrufen zu können. 
 

Dieses Anliegen muss entsprechend gewürdigt werden, 
dafür muss Vorsorge getroffen werden und dazu bedarf 
es einer Rechtsgrundlage. Um das eindeutig festzustel-
len, wurde über den Gesetzentwurf hinaus ein zweiter 
Punkt unter § 1 des Gesetzentwurfes eingefügt. Dieser 
lautet: In § 7 Abs. 3 Buchst. b werden nach den Worten 
„Informations- und Kommunikationstechnik“ die Worte 
„einschließlich der Kosten für den Zugang zum Landes-
datennetz“ eingefügt.  
 

Damit ist auch diesbezüglich Rechtssicherheit herge-
stellt. Diese Änderung, die bei der Einbringung noch 
nicht diskutiert wurde, hat keine Auswirkungen auf den 
Haushaltsplan 2004. Insofern war dieser Punkt nicht 
weiter zu berücksichtigen.  
 

Der Ältestenrat hat die von mir kurz vorgestellten Än-
derungen des Abgeordnetengesetzes mit einem Abstim-
mungsergebnis von 10 : 3 : 0 Stimmen beschlossen. Ich 
empfehle Ihnen die Annahme der vorliegenden Be-
schlussempfehlung. - Vielen Dank.  
 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Danke, Herr Abgeordneter Gürth. - Eine Debatte ist nicht 
vorgesehen. Damit treten wir ein in das Abstimmungs-
verfahren zur Drs. 4/1219. Es geht zunächst um die 
selbständigen Bestimmungen. Ich schlage vor, den § 32 
Abs. 1 der Geschäftsordnung anzuwenden und über die 
beiden Paragrafen gemeinsam abzustimmen. Erhebt 
sich dagegen Widerspruch? - Das ist nicht der Fall. 
 

Ich stelle die beiden Paragrafen zur Abstimmung. Wer 
dem zustimmt, den bitte ich um das Kartenzeichen. 
- Das sind alle Fraktionen außer der PDS-Fraktion. Wer 
ist dagegen? - Das ist die PDS-Fraktion und eine Abge-
ordnete der SPD-Fraktion. Damit sind die selbständigen 
Bestimmungen angenommen worden. 
 

Wir stimmen jetzt über die Gesetzesüberschrift ab: 
Neuntes Gesetz zur Änderung des Abgeordnetengeset-
zes. Wer dem zustimmt, den bitte ich um das Karten-
zeichen. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich? - Glei-
ches Abstimmungsverhalten. Damit ist die Überschrift 
angenommen worden. 
 

Wir kommen zur Abstimmung über das Gesetz in seiner 
Gesamtheit. Wer diesem Gesetz seine Zustimmung gibt, 
den bitte ich um das Kartenzeichen. - Wer ist dagegen? 
- Wieder gleiches Abstimmungsverhalten. Somit ist das 
Gesetz angenommen worden. Wir verlassen den Tages-
ordnungspunkt 10. 
 
 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 11 auf: 
 
 
 

Erste Beratung 
 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Melde-
gesetzes des Landes Sachsen-Anhalt und des Lan-
desarchivgesetzes 
 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 4/1194 
 
 
 

Einbringer wird der Minister des Innern Herr Jeziorsky 
sein. Bitte, Herr Minister, Sie haben das Wort. 
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Herr Jeziorsky, Minister des Innern:  
 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf soll das Lan-
desmelderecht grundlegend modernisiert werden. Au-
ßerdem soll im Landesarchivgesetz eine Schutzfristen-
regelung an die Rechtslage im Bund und in den anderen 
Ländern angeglichen werden.  
 

Die wesentlichen Änderungen ergeben sich aus der Um-
setzung der rahmenrechtlichen Vorgaben des inzwi-
schen dreimal geänderten Melderechtsrahmengesetzes 
zum bundesweiten Verzicht auf die Abmeldung bei Um-
zügen im Inland sowie auf die Mitwirkungspflicht des 
Wohnungsgebers, zur Schaffung der rechtlichen Voraus-
setzungen für die elektronische Anmeldung und die 
elektronische Selbstauskunft durch den Betroffenen und 
zur Einführung automatisierter Verfahren bei der Über-
mittlung von Meldedaten an Behörden des Inlandes, der 
Mitgliedsstaaten der EU und an private Stellen. 
 

Weitere Änderungen, die ich an dieser Stelle besonders 
ansprechen möchte, sind die Schaffung der rechtlichen 
Voraussetzungen für die Speicherung von Daten über 
die Erteilung einer waffenrechtlichen Erlaubnis und der 
Verzicht auf die bisher verbindlich vorgeschriebenen 
Meldescheinvordrucke. 
 

Hervorzuheben ist dabei, dass das Melderecht durch 
diese Änderungen grundlegend modernisiert und so fit 
für die elektronische Kommunikation mit den Bürgerin-
nen und Bürgern und anderen Zweigen der öffentlichen 
Verwaltung gemacht werden soll. Mit der Novellierung 
des Landesmeldegesetzes werden die rechtlichen Mög-
lichkeiten für die Meldebehörden geschaffen, die Vorteile 
der Informationstechnik zu nutzen, um die Verwaltungs-
abläufe zu vereinfachen. 
 

Zukünftig dürfen die Meldebehörden untereinander, mit 
anderen Behörden und mit dem Bürger auch elek-
tronisch kommunizieren. Ich erwarte daher, dass die 
Meldebehörden ihrer Funktion als Dienstleister zukünftig 
in noch stärkerem Umfang nachkommen können. 
 

Die Nutzung neuer elektronischer Kommunikationsstruk-
turen - lassen Sie mich hierzu das Stichwort E-Govern-
ment nennen - ist dabei als Angebot an die Kommune zu 
verstehen, ihre Verwaltung eigenverantwortlich zu mo-
dernisieren, um effektiver und kostengünstiger arbeiten 
zu können. 
 

Fest steht auch, dass sich die öffentlichen Verwaltungen 
den Herausforderungen des E-Governments - die Än-
derungen im Melderecht sind ein bedeutender Baustein 
für die Schaffung moderner Verwaltungen - nicht ver-
schließen können, wenn sie mit den Anforderungen des 
21. Jahrhunderts Schritt halten wollen. 
 

Meine Damen und Herren! Ich möchte nunmehr auf eini-
ge Punkte der Gesetzesänderung besonders eingehen. 
Insbesondere soll den Meldebehörden die Möglichkeit 
eingeräumt werden, die elektronische Anmeldung zuzu-
lassen, wenn sich die Betroffenen durch eine qualifi-
zierte elektronische Signatur authentisieren können. Im 
Ergebnis können wir sowohl für den Bürger als auch für 
die Verwaltung zeitaufwendige Verfahren mittelfristig er-
heblich reduzieren. 
 

Das zuletzt dargestellte Verfahren der elektronischen 
Anmeldung und die damit verbundene technische Aus-
rüstung der Verwaltung steht in einem unmittelbaren Zu-
sammenhang mit der ebenfalls vorgesehenen Einfüh-
rung automatisierter Verfahren zur Übermittlung von 

Meldedaten an Behörden und an private Stellen. Insbe-
sondere mit der Internetauskunft an Privatpersonen soll 
künftig ein Verfahren zur Verfügung stehen, mit dem An-
fragen, Gebührenerhebungen und Auskünfte online über 
das Internet erfolgen können. 
 

Die Auskunft ist beschränkt auf die so genannte ein-
fache Melderegisterauskunft, das heißt auf den Vor- und 
Familiennamen, einen eventuell vorhandenen Doktor-
grad und die Anschrift. Im Übrigen darf die Auskunft erst 
dann erteilt werden, wenn die Angaben des Auskunfts-
ersuchenden eine eindeutige Identifizierung des Betrof-
fenen ermöglichen und dieser der Auskunftserteilung 
nicht widersprochen hat. Die Zulassung der Internet-
auskunft bedeutet für die Auskunftsersuchenden mehr 
Service und für die Meldebehörden eine erhebliche Ver-
waltungsvereinfachung. 
 

Um Meldedaten mittels automatisierter Datenübertra-
gung innerhalb des Landes reibungslos austauschen zu 
können, sollen bestimmte, im Auftrag von Bund und Län-
dern entwickelte Standards verbindlich eingeführt wer-
den. Rechtlich werden die Meldebehörden damit in die 
Lage versetzt, über das Internet auf direktem Wege mit 
anderen öffentlichen Stellen zu kommunizieren. Dies 
bedeutet mittelfristig ebenfalls eine erhebliche Verwal-
tungsvereinfachung. 
 

Auf die bisher verbindlich vorgeschriebenen amtlichen 
Meldescheine soll künftig verzichtet werden. Für die zu 
verwendenden Meldescheinvordrucke wird nur noch der 
Inhalt gesetzlich vorgegeben. Damit wird die Gestal-
tungsfreiheit der Kommunen im Hinblick auf die zukünf-
tige Nutzung der Meldedaten über das Internet gestärkt. 
 

Abschließend will ich noch kurz auf die Änderung des 
Landesarchivgesetzes eingehen. Mit der vorgesehenen 
Verkürzung der Schutzfrist für Archivgut, das besonde-
ren Vorschriften über die Geheimhaltung unterliegt, von 
80 auf 60 Jahre nach der Entstehung des Archivgutes 
wird eine Änderung des Bundesarchivgesetzes nachvoll-
zogen. 
 

Es besteht keine rechtliche Notwendigkeit, längere 
Schutzfristen als der Bund und andere Länder fest-
zulegen. Durch die angestrebte Schutzfristenverkürzung 
kann insbesondere der historischen Forschung über die 
Zeit des Nationalsozialismus nunmehr auch in den sach-
sen-anhaltischen Archiven ein umfassenderer Quellen-
zugang als bisher ermöglicht werden. 
 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich bedanke 
mich für Ihre Aufmerksamkeit und bitte um eine zügige 
Beratung im Innenausschuss und um die Unterstützung 
bei der Verabschiedung des Gesetzentwurfes. - Herz-
lichen Dank. 
 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Danke, Herr Minister. - Eine Debatte wurde nicht verab-
redet. Wir treten deshalb in das Abstimmungsverfahren 
ein.  
 

Da keine Debatte vereinbart wurde, gehe ich davon aus, 
dass einer Ausschussüberweisung des Gesetzentwurfes 
in Drs. 4/1194 nichts im Wege steht. Wir müssen jetzt 
klären, in welche Ausschüsse der Gesetzentwurf über-
wiesen werden soll. Ich gehe davon aus, dass er auf je-
den Fall in den Innenausschuss überwiesen werden soll. 
Gibt es weitere Überweisungsabsichten? - Frau Dr. Hüs-
kens, bitte. 
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Frau Dr. Hüskens (FDP): 
 

In den Ausschuss für Recht und Verfassung. 
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

In den Ausschuss für Recht und Verfassung. 
 

Wer damit einverstanden ist, dass der Gesetzentwurf in 
den Ausschuss für Inneres und in den Ausschuss für 
Recht und Verfassung überwiesen wird, den bitte um 
das Kartenzeichen. - Wer ist dagegen? - Wer enthält 
sich? - Damit ist der Gesetzentwurf in beide Ausschüsse 
überwiesen worden. 
 

Welcher Ausschuss soll die Federführung übernehmen? 
- Sicherlich der Ausschuss für Inneres. Das ist wohl un-
strittig. Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um das 
Kartenzeichen. - Das ist das gleiche Abstimmungsver-
halten. Damit ist der Gesetzentwurf zur federführenden 
Beratung in den Ausschuss für Inneres und zur Mit-
beratung in den Ausschuss für Recht und Verfassung 
überwiesen worden. Wir schließen den Tagesordnungs-
punkt 11 ab. 
 
 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 19 auf: 
 
 
 

Beratung 
 

a) Fortführung der Arbeit des zeitweiligen Aus-
schusses Hochwasser 
 

Antrag der Fraktionen der CDU, der SPD, der PDS 
und der FDP - Drs. 4/1214 

 
 

b) Termin zur Vorlage des Abschlussberichtes des 
zeitweiligen Ausschusses Hochwasser 
 

Beschluss des Landtages - Drs. 4/7/248 B 
 

Beschluss des Landtages (Zwischenbericht des zeit-
weiligen Ausschusses Hochwasser) - Drs. 4/24/848 B 
 

Beschlussempfehlung des zeitweiligen Ausschusses 
Hochwasser - Drs. 4/1215 

 
 
 

Einbringer des gemeinsamen Antrages und Bericht-
erstatter des Ausschusses ist der Abgeordnete Herr 
Madl. - Herr Madl, Sie brauchen sich also nachher nicht 
noch einmal hinzusetzen. 
 

(Heiterkeit bei allen Fraktionen) 
 
 

Herr Madl, Berichterstatter des zeitweiligen Aus-
schusses Hochwasser: 
 

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Das heißt vielleicht soviel, dass ich 
dann gleich gehen kann, aber ich werde trotzdem bis 
zum Schluss bleiben. 
 

(Heiterkeit bei allen Fraktionen) 
 

In Drs. 4/1214 liegt Ihnen ein Antrag zur Fortführung der 
Arbeit des zeitweiligen Ausschusses Hochwasser vor. In 
Abstimmung mit allen Fraktionen und auf Empfehlung 
der Mitglieder des zeitweiligen Ausschusses Hochwas-
ser wird Ihnen empfohlen, die Arbeit des zeitweiligen 
Ausschusses Hochwasser auch nach der Vorlage seines 
Abschlussberichtes über das Jahr 2003 hinaus fortzu-
führen. 
 

Insbesondere die Anhörungen in den letzten Monaten 
nach der Vorstellung des Zwischenberichtes haben ge-
zeigt, dass als Konsequenz aus der Katastrophe vom 
August 2002 wesentliche Gesetzesänderungen sowie 
weitere Maßnahmen durch die Landesregierung ein-
geleitet bzw. in Angriff genommen werden mussten. 
 

Dies betrifft zum Beispiel die Novellierung des Katas-
trophenschutzgesetzes, die inhaltliche Umsetzung der 
Hochwasserschutzkonzeption des Landes Sachsen-An-
halt, die Maßnahmen zur länderübergreifenden Zusam-
menarbeit und nicht zuletzt die Abarbeitung der Anträge 
zur Schadensbeseitigung. 
 

Wir sind der Meinung, dass die Arbeit des zeitweiligen 
Ausschusses Hochwasser fortgesetzt werden muss, um 
die Beteiligung des Parlamentes an diesen wichtigen 
Entscheidungen zu gewährleisten Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Wir sind auch der Meinung, dass 
dies ein Zeichen für die Betroffenen ist und dass das 
Thema „Hochwasser“ und alle in den letzten 14 Monaten 
seit Bestehen dieses Ausschusses besprochenen Pro-
bleme nicht mit einem Abschlussbericht ihren Abschluss 
finden sollten. Ich darf Sie aus diesem Grund bitten, 
diesem Antrag zuzustimmen. 
 

Zur Beschlussempfehlung des zeitweiligen Ausschusses 
Hochwasser über den Termin zur Vorlage des Ab-
schlussberichtes in Drs. 4/1215. Ich darf Ihnen sagen, 
dass es objektive Gründe dafür gibt, eine Verlängerung 
bis zum 31. März 2004 vorzunehmen.  
 

Wir haben im zweiten Halbjahr 2003 teilweise im 14-tä-
gigen Rhythmus Ausschusssitzungen anberaumt und 
noch einmal umfangreiche Anhörungen durchgeführt, 
insbesondere der Katastrophenschutzstäbe, der Minis-
terien, der Verbände, der Vereine und der Medien, die 
maßgeblich beim Hochwasserereignis präsent und vor 
Ort waren. 
 

Der erste Entwurf des Abschlussberichtes wurde den 
Mitgliedern des Ausschusses und den Fraktionen am 
4. Dezember 2003 zur Beratung vorgelegt. Es stehen 
jetzt noch die Schlussfolgerungen des Ausschusses aus. 
Diese sind sehr umfangreich, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, weil sie sehr tief in die Probleme des 
Katastrophenschutzmanagements und des Hochwasser-
schutzes hineinreichen. 
 

Wir haben vorgesehen, die Zusammenstellung der 
Schlussfolgerungen im Januar/Februar 2004 im Aus-
schuss abzuschließen. Alle Ausschussmitglieder sind 
sich darin einig, den Abschlussbericht bis zum 31. März 
2004 dem Plenum vorlegen zu können. Aus diesem 
Grunde bitte ich Sie darum, der Beschlussempfehlung 
des Ausschusses in der Drs. 4/1215 zuzustimmen. 
- Danke schön. 
 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Danke, Herr Abgeordneter Madl, für die Berichterstat-
tung. - Es ist keine Debatte verabredet worden. Wir tre-
ten damit in das Abstimmungsverfahren ein.  
 

Zunächst stimmen wir über die Drs. 4/1214 ab. Wer die-
sem Antrag zustimmt, den bitte ich um das Karten-
zeichen. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich? - Damit 
ist der Antrag einstimmig angenommen worden. 
 

Wir kommen zur Abstimmung über die Drs. 4/1215. Wer 
der Empfehlung des zeitweiligen Ausschusses seine Zu-
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stimmung gibt, den bitte ich um das Kartenzeichen. 
- Wer ist dagegen? - Wer enthält sich? - Damit ist auch 
diese Empfehlung des Ausschusses einstimmig ange-
nommen worden. Wir verlassen den Tagesordnungs-
punkt 19. 
 
 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 20 auf: 
 
 
 

Beratung 
 

Behandlung im vereinfachten Verfahren gemäß § 38 
Abs. 3 GO.LT (Konsensliste) - Drs. 4/1220 
 

Förderung von REPRO im Rahmen der Betriebsbera-
tung 
 

Antrag der Fraktion der SPD - Drs. 4/61 
 

Beschlussempfehlung des Ausschusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten - Drs. 4/1196 
 
 
 

Die erste Beratung fand in der 6. Sitzung des Landtages 
am 19. Juli 2002 statt. Wir treten also in das Abstim-
mungsverfahren ein. Wer der Drs. 4/1220 zustimmt, den 
bitte ich um das Kartenzeichen. - Wer ist dagegen? 
- Wer enthält sich? - Damit ist die Drucksache einstim-
mig angenommen worden. Wir verlassen den Tagesord-
nungspunkt 20. 
 
 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 22 auf:  
 
 
 

Erste Beratung  
 

Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung der Finanz-
kontrolle  
 

Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU, der SPD, der 
PDS und der FDP - Drs. 4/1239 
 
 
 

Einbringer wird der Abgeordnete Herr Tullner sein. Bitte 
sehr.  
 
 

Herr Tullner (CDU):  
 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Dieser heu-
te zur Beratung stehende Gesetzentwurf ist ein Ausfluss 
der Beratungen, die wir im Finanzausschuss im Zuge 
der Beratungen zum Haushalt 2004 gehabt haben, in 

denen der Präsident des Landesrechnungshofs ange-
kündigt hat, dass er im Rahmen der Konzeption des 
Personalabbaus im Bereich der Landesverwaltung auch 
seinen Beitrag zum Personalabbau leisten möchte. Dies-
bezüglich hat er Strukturveränderungen im Ausschuss 
vorgestellt. Der vorliegende Gesetzentwurf ist das Er-
gebnis dieser Strukturveränderungen.  
 

Kern hierbei ist die Auflösung der beiden Rechnungs-
prüfungsämter, die im Zuge der Umstrukturierung der 
Finanzkontrolle in den Verwaltungsbereich des Landes-
rechnungshofes eingeordnet werden sollen. Dazu wird in 
Artikel 1 das Rechnungshofgesetz geändert, in Artikel 2 
die Landeshaushaltsordnung, in Artikel 3 die Gemeinde-
ordnung und in Artikel 4 die Landkreisordnung.  
 

Ich beantrage die Überweisung des Gesetzentwurfs in 
den Ausschuss für Finanzen. - Vielen Dank.  
 

(Zustimmung bei der CDU und bei der FDP)  
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke:  
 

Danke, Herr Abgeordneter Tullner. - Eine Debatte ist 
nicht vereinbart worden. Wir treten somit in das Ab-
stimmungsverfahren zu der Drs. 4/1239 ein. Die gene-
relle Überweisung ist unstrittig. Es ist beantragt worden, 
den Gesetzentwurf in den Finanzausschuss zu über-
weisen. Gibt es weitere Anträge? - Das ist nicht der Fall.  
 

Wer zustimmt, dass die Drs. 4/1239 in den Finanzaus-
schuss überwiesen wird, den bitte ich um das Karten-
zeichen. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich? - Bei 
drei Enthaltungen ist die Überweisung in den Finanz-
ausschuss erfolgt.  
 

Wir können den Tagesordnungspunkt 22 beenden und 
würden damit auch vorfristig gegenüber der vereinbarten 
Zeit, 19.45 Uhr, die Verhandlungen heute beenden.  
 

Meine Damen und Herren! Die morgige 32. Sitzung be-
ginnt um 9 Uhr. Es werden als erste die Tagesordnungs-
punkt 9, 14, 16 und 17 behandelt. Darauf folgt die Frage-
stunde.  
 

Ich möchte die Sitzung mit den besten Wünschen für 
ein schönes Weihnachten - zumindest für heute Abend 
für drei Fraktionen - beschließen und gleichzeitig noch 
einmal darauf hinweisen, dass wir morgen pünktlich um 
9 Uhr hier beginnen. - Danke sehr.  
 

Schluss der Sitzung: 19.24 Uhr.  
 

 


